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Der Plumpsack geht um

"Dreht euch nicht um,

denn der Plumpsack geht um.

Wer sich umdreht oder lacht,

kriegt den Buckel blau gemacht."

So oder ähnlich sehen und sahen sich bereits seit Generationen
zahllose Kinder mit einem Spiel im Kreis einschließlich jenes Liedes
und seinen darin verborgenen Erziehungsinhalten konfrontiert. Kurz, es
wird Erfolg durch Anpassung auf diesem Wege geradezu widerspruchsfrei
antrainiert und eingeübt.

Dem Plumpsack begegnet man dann auch immer wieder in
gesellschaftlichen Positionen, welche die Aufgabe repräsentativer
Schnittstellen oder sozialer Achsen und Sammelpunkte wahrzunehmen
verpflichtet sind, und das zum Zweck der Verschleierung
verkehrstüchtiger Umsetzungen tatsächlicher Machtausübung.

Die Scheinerreichbarkeit kann gleichwohl dem Plumpsack ebenso
zugesprochen werden wie die Unabwendbarkeit jenes Systems, dessen
Wirkung und Machtausübung aus diesem Grund fast unantastbar bzw.
unangreifbar werden sollte. Wenn allerdings der Plumpsack auch zu
einem Beispiel unheilvoller Prägung werden könnte, wäre vielleicht
eine Spielvariante denkbar wie diese:

"Dreht euch doch um,

der Plumpsack ist dumm.

Wer sich umdreht und lacht,

verprellt seine Macht,

bis die sich verliert

und fernab erfriert."

Ihre Schattenblick-Redaktion


29. März 2019
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KOHLEALARM/588: Klimakampf und Kohlefront - öffentlichkeitswirksamer Auftritt ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 31. März 2019

Klimawandel gibt es nicht: es gibt eine Klimakatastrophe



Dass Greta Thunberg die gewonnene Goldene Kamera den Hambis gewidmet hat,
ist sehr erfreulich aber nicht sehr erstaunlich. Wir kämpfen ja für das
selbe Ziel. Wir wollen aber nicht mitmachen bei einem Starkult, und das
liegt auch Greta fern, wie diese Widmung zeigt. Diese Widmung kommt sofort
nach einer neuen Repression, angeblich auf Grund von einem umgefallenen
Kloeimer ("Fäkalienwurf") [1]. Es sind die vielen, vielen Menschen - und
erfreulich viele davon sind jung -, die nicht mehr hinnehmen wollen, wie
ihre Zukunft ruiniert wird (siehe Grafik [2])

"Wir wollen dass ihr endlich Panik bekommt!"

Die Veranstaltung der Preisverleihung [3] zeigt nicht nur die auch dieses
mal beeindruckende Rede von Greta, interessant ist auch die Reaktion des
Publikums, als sie den Preis den Hambis widmet. Sie muss ihre Rede
unterbrechen wegen donnerndem Applaus. Tja, Armin und Herbert und Dirk, das
hättet ihr wohl nicht gedacht, als ihr meintet, die Hambis mal eben für
eure RWE rauswerfen zu können, oder?


Anmerkungen:

[1] https://hambacherforst.org/blog/2019/03/29/kraehennest-belagerung/

[2] https://en.wikipedia.org/wiki/School_strike_for_climate#/media/File:Maximum_school_strikers_per_country.svg

[3] https://twitter.com/HambiBleibt/status/1112251344990203904

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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KOHLEALARM/587: Klimaschutz und Kohlefront - eine zweifelhafte Ehrung ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zum Sonderpreis Klimaschutz, der im Rahmen der
Goldenen Kamera an Greta Thunberg verliehen wurde, und den sie denjenigen
gewidmet hat, "die den Hambacher Wald schützen und den Klimaaktivisten, die
dafür kämpfen, fossile Energieträger in der Erde zu lassen, überall"

Widmung ist große Ehre und Wertschätzung für alle, die sich für den
Schutz des Hambacher Waldes einsetzen

Greta als Vorbild für "Promis for Future"?



Hambacher Wald, 31.03.2019 - Die Widmung des Sonderpreises Klimaschutz ist
eine große Ehre und Wertschätzung gegenüber der Arbeit aller
kohlekritischen Menschen, die sich für den Erhalt des Hambacher Waldes
einsetzen. Er ist zugleich auch ein Ansporn nicht nachzulassen in den
Bemühungen um den Kohleausstieg, insbesondere im Rheinischen
Braunkohlenrevier. Ebenso wie Greta mit ihren täglichem Schulstreiks viel
Durchhaltevermögen und Beharrlichkeit bewiesen hat, zeichnen diese
Eigenschaften auch Wald- und Klimaschützer*innen aus.

Am noch ca. 500 ha großen Hambacher Wald hat sich gezeigt, dass sich
bürgerschaftliches Engagement, Klimaaktivismus und Solidarität lohnen.
Zugleich steht der Wald als Symbol für einen Paradigmenwechsel. Heute und
in Zukunft dient der Klimaschutz dem Allgemeinwohl, und nicht mehr die
Kohleförderung und -verbrennung.

Die unglaubliche Dynamik, die die "Fridays for Future"-Bewegung entfaltet,
setzt sich der Dynamik der fortschreitenden Klimakatastrophe entgegen.
Gretas Engagement ist Vorbild nicht nur für die Schüler*innen, sondern
inzwischen u.a. auch für "Teachers for Future", "Parents for Future",
"Scientists for Future" ; und nach ihrer berührenden Rede bei der
Preisverleihung bald hoffentlich auch für "Promis for Future" .

DANKE, GRETA!

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 31.03.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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KOHLEALARM/586: Klimakampf und Kohlefront - spazieren für den Erhalt von Wald und Dörfern ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 30. März 2019

Waldspaziergang an der Tagebaukante

Teilnehmer besuchen von Enteignung bedrohtes Waldstück



Jänschwalde/Taubendorf - Bei einem Waldspaziergang im Vorfeld des
Braunkohletagebaus Jänschwalde informierten sich am Samstag umweltbewegte
Bürger vor Ort über die Landschaftszerstörung durch den Tagebau. Ziel der
Wanderung war ein Waldstück, das von der Enteignung durch den Kohlekonzern
LEAG bedroht ist.

"Wir wollen unseren Wald nicht für den Tagebau hergeben. Er soll für mehr
Abstand der Grube zu meinem Heimatort Taubendorf sorgen, damit das Leben
dort erträglich bleibt. Dass eine Enteignung zugunsten zweier tschechischer
Multi-Milliardäre, denen der Kohlekonzern gehört, dem Gemeinwohl dienen
soll, ist absurd", sagte Grundeigentümer Jens Gebke, der ebenfalls den
Waldspazierganges begleitete.

"Spätestens seit dem Bericht der Kohlekommission ist klar, dass auch
genehmigte Tagebaue verkleinert werden müssen, weil nicht mehr sämtliche
Kohle gebraucht wird. Diese Kohle muss dort liegen bleiben, wo dadurch
Dörfern und Natur besser geschützt werden können", sagte René Schuster von
der GRÜNEN LIGA.

Für einen früheren Stopp des Tagebaus hat sich auch der Gemeinderat der
zuständigen Gemeinde Schenkendöbern in einem bereits 2017 gefassten
Beschluss ausgesprochen.

Gegen die aktuelle Betriebsplangenehmigung des Tagebaus Jänschwalde geht
derzeit ein Klagebündnis aus Deutscher Umwelthilfe und GRÜNE LIGA beim
Verwaltungsgericht Cottbus vor, weil der Tagebau durch seine
Grundwasserabsenkung umliegende europäische Schutzgebiete beeinträchtigt
und die in solchen Fällen vorgeschriebene Verträglichkeitsprüfung nicht
durchgeführt wurde.

Die Cottbuser GRÜNE LIGA Gruppe hat die Wanderung organisiert und bei den
Behörden angemeldet. René Schuster dazu: "Beim Spaziergang an der
Grubenkante erleben unsere Gäste eindrucksvoll, wie sich der Tagebau durch
die Landschaft frisst und erfahren viel über die Hintergründe."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 30.03.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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AUSSTELLUNG/4458: Cuxhaven - "Cuxhaven, eine historische Bilderreise", 7.4.-15.9.2019


Stadt Cuxhaven

Cuxhaven - eine historische Bilderreise

Ausstellungseröffnung und Buchpräsentation



Am Sonntag, dem 7. April, um 11:00 Uhr lädt das Museum "Windstärke 10"
herzlich zur Ausstellungseröffnung seiner neuen Sonderausstellung
"Cuxhaven - eine historische Bilderreise" ein. Gezeigt werden Fotos
von Julius Simonsens aus den 1920/30er-Jahren, ein aktueller
Fotovergleich sowie Visionen zum Alten Fischereihafen. Im Rahmen der
Eröffnung wird gleichzeitig ein entsprechender Bildband erstmals der
Öffentlichkeit vorgestellt.

Die Idee für das Projekt entstand bei Autor und Ausstellungs-Kurator
Hagen Zielke und Fotograf Peter Backens durch den Erwerb eines
Konvolutes von ca. 200 Glasplattennegativen mit Cuxhaven-Motiven
der1920/30er Jahre. Schon bald war klar, aus dem gehobenen Schatz
nicht nur ein Fotobuch, sondern auch eine Sonderausstellung zu
gestalten. In Cuxhavens maritimem Museum "Windstärke 10" machen sie
dem interessierten Publikum eine Auswahl Simonsens einzigartiger und
größtenteils bisher unveröffentlichter historischer Fotografien
zugänglich.

Der selbständige Fotograf Julius Simonsen (1876-1943) aus
Oldenburg/Holstein gehörte um 1900 zu den Chronisten, die in die
aufstrebenden deutschen Seebäder an Nord- und Ostsee reisten, um dort
Motive für Ansichtspostkarten, Leporellos oder Bildbände abzulichten.
Simonsen besuchte die Stadt Cuxhaven in den 1920/30er-Jahren
regelmäßig und dokumentierte somit die städtebauliche Entwicklung bzw.
deren Wandel.

In der in die drei Teile "Gestern - Heute - Morgen" unterteilten
Ausstellung werden Ansichten aus Ritzebüttel und Alt-Cuxhaven,
Hafenansichten und Motive von den Bollwerken bis zur Kugelbake sowie
Impressionen aus den Strandbädern Döse und Duhnen präsentiert. In
einem Fotovergleich stellen Hagen Zielke und Peter Backens historische
und aktuelle Paarbilder gegenüber und zeichnen so ein Bild des
städtischen Wandels anhand einzelner Standorte auf.

Bereits zur Eröffnung des Alten Fischereihafens im Jahre 1922 zählte
dieser Teil der Cuxhavener Hafenlandschaft zu den bevorzugten
Fotomotiven Julius Simonsens. Zahlreiche Aufnahmen entstanden in
luftiger Höhe, vis-a-vis vom nahe gelegenen Hapag-Turm. Der Alte
Fischereihafen steht auch im Mittelpunkt eines Ausstellungsbereichs,
der sich mit der städtebaulichen Zukunft Cuxhavens beschäftigt. Er ist
den Visionen des Cuxhavener Investors Norbert Plambeck gewidmet, der
nach dem Erwerb des Alten Fischereihafens eine Neuausrichtung bzw.
Umgestaltung des bis heute erhaltenen Hafenareals plant.

Die Sonderausstellung "Cuxhaven- eine historische Bilderreise" kann im
Rahmen eines Museumsbesuches besichtigt werden und ist bis zum 15.
September täglich von 10:00 -18:00 Uhr für interessierte Besucherinnen
und Besucher geöffnet. Der im Oceanum Verlag erschienene gleichnamige
Bildband von Hagen Zielke und Peter Backens ist im Museumsshop
erhältlich und liegt als begleitender Katalog in der Sonderausstellung
aus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. April 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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LESUNG/4275: Berlin - Hausgäste, Sibylla Vricic Hausmann, Novuyo Rosa Tshuma, Lisa Kreißler, 16.4.19


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im April 2019

Dienstag, 16. April, 19.30 h

Hausgäste

Sibylla Vricic Hausmann, Novuyo Rosa Tshuma und Lisa Kreißler in
Lesung und Gespräch



Beim zweiten Hausgäste-Abend dieses Jahres lesen drei unserer Gäste
aus Pohle, Houston und Leipzig aus ihren Werken und sprechen über
ihre derzeitigen Projekte.

Lisa Kreißler war nach einem Studium der Theaterwissenschaften als
Schauspielerin und Journalistin tätig, bevor sie sich auf das
Schreiben konzentrierte. 2014 erschien ihr Debütroman »Blitzbirke«
(mairisch), »Das vergessene Fest« (Hanser Berlin) folgte 2018.

Novuyo Rosa Tshuma wurde mit ihrem Roman »House of Stone« für den
diesjährigen Swansea University International Dylan Thomas Prize
nominiert. Für ihren Kurzgeschichtenband »Shadows« erhielt sie 2014
den Herman Charles Bosman Preis für das beste literarische Werk auf
Englisch.

Sibylla Vricic Hausmann schreibt Lyrik, Essays und Prosa. Sie hat in
zahlreichen Anthologien und Zeitschriften veröffentlicht und erhielt
den Orphil-Debütpreis für ihr Erstlingswerk »3 FALTER« (poetenladen),
einen 2018 erschienenen Gedichtband.

Eintritt: 8 EUR / 5 EUR

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de
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VORTRAG/8454: Berlin - "FARBEN. Literatur - Kunst - Wissen", Ringvorlesung 18.04.-11.07.19


Freie Universität Berlin

"FARBEN. Literatur - Kunst - Wissen" Öffentliche Ringvorlesung im
Sommersemester 2019



Farben im Spektrum zwischen Literatur, Kunst und Wissen sind das Thema
einer Vortragsreihe im Sommersemester 2019 an der Freien Universität
Berlin. Sie findet jeden Donnerstag von 16.00 bis 18.00 Uhr im Hörsaal
1 b des Gebäudekomplexes in der Habelschwerdter Allee 45 statt. In
ihrem Einführungsvortrag spricht die Literaturwissenschaftlerin Prof. Dr.
Jutta Müller-Tamm am 18. April über Farben in Kunst und Kultur. Die
Veranstaltungen im Rahmen des Programms "Offener Hörsaal" sind öffentlich,
der Eintritt ist frei.

Initiiert und organisiert wurde die Ringvorlesung "FARBEN. Literatur -
Kunst - Wissen" von den Literaturwissenschaftlerinnen Prof. Dr. Jutta
Müller-Tamm und Prof. Dr. Elisabeth K. Paefgen vom Fachbereich Philosophie
und Geisteswissenschaften der Freien Universität Berlin.

In den literarischen, filmischen und bildenden Künsten ist der Einsatz von
Farbe selbst eine Kunst und bedeutender Teil der Botschaft und Wirkung.
Verschiedene Disziplinen befassen sich seit dem 18. Jahrhundert mit dem
Farberleben, dem Wissen um Farbe, mit dem künstlerischen und literarischen
Umgang sowie mit der Bewertung von Farben aus philosophisch-ästhetischer,
kulturgeschichtlicher wie auch kognitiv-psychologischer Sicht. Die
Ringvorlesung widmet sich in zwölf Vorträgen den Farbpaletten der
Literatur, Philosophie und darstellenden Kunst aus unterschiedlichen
Blickwinkeln. Vortragsthemen sind beispielsweise die Farbwahrnehmung und
-ästhetik im Film, eine Neubewertung von Goethes Farbenlehre, Farben in
Rainer Maria Rilkes Werk und die philosophischen Reflexionen Walter
Benjamins.

Das Veranstaltungsprogramm "Offener Hörsaal" der Freien Universität
umfasst zwei weitere Themenschwerpunkte im Sommersemester 2019: "Der
Atomkonflikt in Deutschland - bis in alle Ewigkeit?" und "Die Welt der
Archäologie - Die Archäologie der Welt. Neue Ansätze und Perspektiven." Die
Vorträge richten sich nicht nur an Studierende, der Hörsaal steht allen
Interessierten offen.

Zeit und Ort der Vorlesungsreihe

Donnerstags, 16.00 bis 18.00 Uhr, Beginn 18. April 2019

Ort: Freie Universität, Habelschwerdter Allee 45, Hörsaal 1 b, 14195
Berlin.

(U3 Dahlem-Dorf oder Freie Universität Berlin / Thielplatz, Bus 110, M11,
X83)

Programm

18. April 2019

"Who's Afraid of Red, Yellow and Blue". Farbe in Kunst und Kultur.

Einführung in die Ringvorlesung

Prof. Dr. Jutta Müller-Tamm (Freie Universität Berlin)

25. April 2019

Rilkes Farben

PD Dr. Friederike Felicitas Günther (Freie Universität Berlin)

2. Mai 2019

Bunte Gedichte? Farben in lyrischen Texten nach 2000

Prof. Dr. Elisabeth K. Paefgen (Freie Universität Berlin)

9. Mai 2019

"Der Farbe frönten Gesellschaften, in denen Muskelkraft mehr galt als
Hirn." Kunstgeschichte in Schwarz-Weiß

Prof. Dr. Monika Wagner (Universität Hamburg)

16. Mai 2019

Kant und Hegel über Farben

Prof. Dr. Dina Emundts (Freie Universität Berlin)

23. Mai 2019

Farbe im Kopf - Farbe im Kino. Eine Einführung in das komplexe
Zusammenspiel von Farbwahrnehmung und Farbgestaltung

Prof. Dr. Susanne Marschall (Universität Tübingen)

6. Juni 2019

Pigment - Paste - Palette. Farbe zwischen Ding und Zeichen

Prof. Dr. Karin Gludovatz (Freie Universität Berlin)

13. Juni 2019

Wenn Dichter Physiker besiegen: Neue Argumente und Experimente zu Goethes
Farbenlehre

Prof. Dr. Olaf Müller (Humboldt-Universität zu Berlin)

20. Juni 2019

Farbenwissen im 18. Jahrhundert

Prof. Dr. Friedrich Steinle (Technische Universität Berlin)

27. Juni 2019

Die Farben der Vergangenheit. Fotografie und historisches Gedächtnis

Prof. Dr. Peter Geimer (Freie Universität Berlin)

4. Juli 2019

Zwischen Mimesis und Exzess: Farbästhetiken im Film

Prof. Dr. Barbara Flueckiger (Universität Zürich)

11. Juli 2019

Farben bei Walter Benjamin

PD Dr. Caroline Welsh (Freie Universität Berlin)


Weitere Informationen unter:

https://www.fu-berlin.de/sites/offenerhoersaal/index.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 01.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/669: Cuxhaven - E-Book-Sprechstunde am 11. April 2019


Stadt Cuxhaven

E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven



Die nächste E-Book-Sprechstunde in der Stadtbibliothek Cuxhaven findet
am Donnerstag, den 11. April statt. Von 16 bis 17 Uhr geht es um
Grundlegendes: Was ist die Onleihe? Welches Angebot bietet die
Bibliothek? Habe ich die passenden Geräte? Und wie gehe ich damit um?

In der Zeit von 17 bis 18 Uhr gibt es dann Zeit, auch individuelle
Fragen zu beantworten. Interessierte werden gebeten, eigene Geräte
mitzubringen. Dazu eignen sich E-Book-Reader, Tablet, Smartphone und
Notebook/Laptop. Um eine optimale Hilfestellung bieten zu können,
bittet das Team der Bibliothek, Beratungstermine zu vereinbaren.

Anmeldung telefonisch unter 04721 / 700 70 803, per E-Mail bei
anne.ulmer@cuxhaven.de oder auch persönlich in der Stadtbibliothek.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 29. März 2019

Stadt Cuxhaven

Büro des Oberbürgermeisters

Rathausplatz 1, 27472 Cuxhaven

Tel.:04721/700607

Fax: 04721/700909

E-Mail: presse@cuxhaven.de
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AFRIKA/740: Menschenrechtler fordern klare Zielvorgaben zur Mali-Mission


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 3. April 2019

Kabinett berät über MINUSMA-Einsatz der Bundeswehr: Menschenrechtler
fordern klare Zielvorgaben zur Mali-Mission



Das Bundeskabinett entscheidet am heutigen Mittwoch über die
Fortführung des Bundeswehreinsatzes in Mali. Die Gesellschaft für
bedrohte Völker (GfbV) fordert klare Zielvorgaben für das
MINUSMA-Engagement Deutschlands. Es bestünden ernsthafte Zweifel, ob
die Regierung Malis die gleichen Ziele verfolge, wie die UN-Mission.
Daher sei es unangemessen, die Entscheidung über den gefährlichsten
Auslandseinsatz der Bundeswehr einfach durchzuwinken.

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) fordert eine ernsthafte
öffentliche Diskussion zum Mali-Einsatz der Bundeswehr. Es brauche
klare Zielvorgaben für das MINUSMA-Engagement Deutschlands, über
dessen Fortführung das Bundeskabinett am heutigen Mittwoch
entscheidet. "Das Mali-Engagement ist zum gefährlichsten
Auslandseinsatz der Bundeswehr geworden. Es ist nicht mehr
angemessen, diese Entscheidung einfach durchzuwinken", erklärte der
GfbV-Direktor Ulrich Delius am Mittwoch in Göttingen. "Es braucht
klare Vorgaben, um dauerhaft Menschenrechte und Frieden auch für
ethnische Minderheiten zu erreichen."

Insbesondere sei sicherzustellen, dass die Regierung Malis die
gleichen Ziele und Interessen verfolge, wie MINUSMA. Die dramatische
Verschlechterung der Sicherheitslage in Mali schürt daran ernste
Zweifel. So kommt es nicht nur zu immer mehr gewaltsamen Übergriffen
islamistischer Extremisten im Norden des Landes. Auch im lange
vernachlässigten Zentrum Malis nimmt die Gewalt zu. Neben
islamistischer Gewalt eskaliert auch der Konflikt zwischen den
verfeindeten Bevölkerungsgruppen der Dogon und Peulhs. Erst am 23.
März 2019 wurden bei einem Überfall einer Dogon- Miliz 160 Bewohner
eines Peulh-Dorfes getötet worden.

"Aber auch der Norden Malis ist weit von einer Stabilisierung
entfernt", so Delius. Tuareg und Menschenrechtler werfen der
Regierung vor, den Friedensvertrag von Algier nur schleppend
umzusetzen. Offenbar wolle sie mehr Autonomie für die Region und eine
Stärkung der Tuareg verhindern, die wie andere nomadische Gruppen im
Norden Malis seit den 90er Jahren mehr Selbstbestimmung anstrebten.
Im Jahr 2015 hatte man sich im Friedensvertrag von Algier eigentlich
darauf verständigt. "Die malische Regierung scheint aber die Tuareg
als bedeutendsten Konfliktgegner zu sehen, nicht die radikalen
Islamisten. Hier braucht es unbedingt Klärung, wenn MINUSMA effektiv
sein soll", sagte Delius.

Der Weltsicherheitsrat der Vereinten Nationen muss bis Ende Juni über
die Fortführung der Mission entscheiden. Frankreich drängt auf eine
Verlängerung des Mandats um ein Jahr. Die USA äußern jedoch
Vorbehalte: Sie werfen Malis Regierung vor, die gesamte Koalition
gegen den wachsenden Einfluss radikaler Islamisten zu gefährden,
indem sie den Friedensvertrag von Algier nicht umsetze. Mali brauche
keine Stabilisierungsmission, weil es keinen Frieden zu stabilisieren
gebe. Dieser müsse durch einen Kampfeinsatz erst aktiv hergestellt
werden, wofür MINUSMA ein neues Mandat brauche, behaupten die USA.
"Die deutsche Öffentlichkeit hat ein Recht zu erfahren, welcher Art
Mission die Bundesregierung überhaupt zustimmt", mahnt Delius. "Dafür
braucht es eine ernsthafte öffentliche Debatte."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 3. April 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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MELDUNG/991: Gemeinnützigkeitsdebatte - Demokratische Debattenkultur statt Repression der Zivilgesellschaft (BUND)


BUND, Campact, NaturFreunde Deutschlands und DNR

Pressemitteilung vom 2. April 2019

Gemeinnützigkeitsdebatte: 

Demokratische Debattenkultur statt Repression der Zivilgesellschaft



Berlin. Mit großer Besorgnis sehen der Bund für Umwelt und Naturschutz
Deutschland (BUND), Campact, die NaturFreunde Deutschlands und der
Umweltdachverband Deutscher Naturschutzring (DNR) die aktuelle Debatte um
die Gemeinnützigkeit von Vereinen. Versuche, auch Umweltverbänden die
Gemeinnützigkeit zu entziehen, verurteilt das Verbändebündnis aufs
Schärfste. Das Vorgehen gegen Attac, Deutsche Umwelthilfe, Campact oder den
BUND Hamburg werten die Verbände nicht nur als einen Versuch, einzelne
Organisationen einzuschüchtern, sondern als einen Angriff auf die
Zivilgesellschaft insgesamt.

"Versuche, zivilgesellschaftlichen Verbänden die Gemeinnützigkeit zu
entziehen, wird auf unseren geschlossenen Widerstand treffen", erklären die
Verbandsspitzen einstimmig. "Eine stabile Demokratie braucht politisches
Engagement auch außerhalb von Parteien. Die Zivilgesellschaft ist ein
unverzichtbarer Bestandteil unseres Gemeinwesens." Der Umgang von
Regierungen und Parteien mit kritischen Verbänden zeige, wie offen und
liberal Politik und Gesellschaft sind. Die Umweltbewegung sei zum Beispiel
aus der Sache heraus kritisch. Sie sei die entscheidende Kraft für die
großen Demonstrationen etwa zum Klimaschutz, Atomausstieg oder auch für den
Erhalt des Hambacher Waldes, für einen gerechten Welthandel oder für eine
nachhaltige Landwirtschaft. "Wir engagieren uns für das Allgemeinwohl und
sind deshalb unbequem, ja müssen unbequem sein", so die Verbände.

Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND: "Wir stehen vor immensen
Herausforderungen und leider agiert die Politik viel zu halbherzig. Beim
Klimaschutz, bei der Agrarwende, bei der Neuordnung der Mobilität von
morgen oder bei der Erneuerung der Infrastruktur - überall bleibt die
Politik weit hinter dem zurück, was notwendig ist. Wenn sie in ökologischen
Fragen reagiert, dann in der Regel nur auf Druck der Öffentlichkeit,
insbesondere der Umwelt- und Naturschutzverbände. Wir brauchen eine offene,
ehrliche Auseinandersetzung und eine lebendige politische Debatte, die
demokratisch ausgetragen wird, und keine Versuche, kritische Verbände
mundtot zu machen. Wir wollen uns nicht zum Sündenbock politischen
Versagens machen lassen."

"Die Grundlage der Debatte um die Gemeinnützigkeit muss der Austausch von
Argumenten sein, nicht aber Verbote und Angst", erklärt Michael Müller,
Bundesvorsitzender NaturFreunde Deutschlands. "Das wollen vor allem die
Unionsparteien aber auch die FDP nicht akzeptieren. Dabei werden die
Konflikte um den ökologischen Umbau in den nächsten Jahren an Schärfe
zunehmen, weil der Widerspruch zwischen Wissen und Handeln immer größer
wird." Mit Blick auf die gezielten Angriffe auf verschiedene
zivilgesellschaftliche Verbände sagt Müller: "Nicht die DUH ist für die
Manipulation der Dieselmotoren verantwortlich, sondern hat sie aufgedeckt.
Nicht Attac hat die Ungerechtigkeiten im Steuersystem gemacht, sondern
kritisiert sie. Nicht Campact schädigt die Demokratie, sondern fördert und
belebt das Engagement der Bürgerinnen und Bürger. Wir nehmen unsere Ziele
und Ideen ernst, die in einem grundsätzlichen Widerspruch zu dem heute
vorherrschenden Regime kurzfristiger Interessen stehen."

Als Dachverband von 90 Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen stellt
auch der DNR mit Sorge fest, dass die Angriffe auf die Unabhängigkeit
zivilgesellschaftlicher Organisationen in jüngster Zeit deutlich zugenommen
haben. "Eine engagierte und kritische Zivilgesellschaft ist Garant für eine
lebendige Demokratie. Ohne sie kann die notwendige Transformation in
Bereichen wie Verkehr, Landwirtschaft oder Energie nicht erfolgreich
bewältigt werden", sagt Florian Schöne, politischer Geschäftsführer des
DNR. "Als Bindeglied zwischen Bevölkerung und Politik zählt die kritische
Begleitung und Kontrolle politischer Prozesse zum anerkannten
demokratischen Selbstverständnis freiheitlicher Gesellschaften."

BUND, Campact, DNR und die NaturFreunde Deutschlands fordern den
Gesetzgeber auf, das Gemeinnützigkeitsrecht zu reformieren und auch in der
Abgabenordnung Klarheit zu schaffen. Dazu erklärt Felix Kolb,
geschäftsführender Vorstand bei Campact: "Stiftungen, Vereine und Verbände
dürfen durch das Urteil des Bundesfinanzhofs nicht vor die Wahl gestellt
werden: entweder tagespolitische Bildungsarbeit für Bürgerinnen und Bürger
oder Steuerprivilegien durch den Status der Gemeinnützigkeit. Beides muss
in einer lebendigen Demokratie möglich sein. Dafür muss
Bundesfinanzminister Olaf Scholz diese fatale Entwicklung dringend mit
einer Reform der Abgabenordnung korrigieren. Campact schließt sich den
Forderungen der Allianz "Rechtssicherheit für politische Willensbildung
e.V." an."

 * 

Quelle:

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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MELDUNG/056: Bundeswehrwerbung an Schulen - Friedensgesellschaft begrüßt Beschluss der Berliner SPD


Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen

Pressemitteilung vom 2. April 2019

Friedensgesellschaft begrüßt Beschluss der Berliner SPD



Die "Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen"
(DFG-VK) unterstützt den Beschluss der SPD Berlin, die Forderung der
Vereinten Nationen endlich umzusetzen und die Bundeswehr nicht mehr an
Schulen um Nachwuchs werben zu lassen.

Der Berliner Landesverband der SPD hat auf einem Parteitag am vergangenen
Wochenende ein "Werbeverbot" der Armee an Schulen beschlossen. Militärs und
ihre Fürsprecher sind empört, selbst innerhalb der SPD. "Parteichefin
Andrea Nahles missachtet bei ihrer Kritik am Beschluss der SPD Berlin die
Kinderrechte: Der UN-Ausschuss für die Rechte des Kindes hat Deutschland
bereits 2014 aufgefordert die Soldatenwerbung an Schulen einzustellen", so
Michael Schulze von Glaßer, politischer Geschäftsführer der DFG-VK. Bisher
habe die Bundesregierung die UN-Forderung komplett ignoriert. "Der
Beschluss der SPD ist nicht nur eine Umsetzung der UN-Forderung, sondern
geht auch mit dem Berliner Schulgesetz konform", so Schulze von Glaßer, der
über Militärwerbung bereits mehrere Bücher veröffentlicht hat. Im
Schulgesetz heißt es, "Schülerinnen und Schüler sollen insbesondere lernen,
Konflikte zu erkennen" und sie "vernünftig und gewaltfrei zu lösen". Zudem
sei die "Menschenrechts- und Friedenserziehung" eine Aufgabe der Berliner
Schulen. "All das können Soldatinnen und Soldaten, die keine pädagogische
Ausbildung haben, nicht leisten", so DFG-VK Geschäftsführer Schulze von
Glaßer. Weiter sagt er: "Sicherheitspolitik muss Schülerinnen und Schülern
von Profis erklärt werden, und das sind die dafür ausgebildeten Lehrerinnen
und Lehrer." Dabei mache es keinen Unterschied, ob Jugendoffiziere die
jungen Leute für gewaltsame militärische Konfliktlösung begeistern würden -
was gegen den "Beutelsbacher-Konsens", die Vorschrift für die politisc
he Bildung in Schulen verstoße - oder "Karriereberater" die jungen Menschen
direkt für den Dienst an der Waffen werben.

Gemeinsam mit der Bildungsgewerkschaft GEW, Kinderrechtsorganisationen wie
"terre des hommes" sowie kirchlichen und weiteren Friedensorganisationen
hat die DFG-VK erst letzte Woche eine neue Kampagne gegen Militärwerbung
gestartet: "Unter 18 nie! Keine Minderjährigen in der Bundeswehr"
(www.unter18nie.de). Die deutsche Armee bildet jährlich über 1.500
17-Jährige an der Waffe aus. Geworben werden diese jungen Leute u.a. an den
Schulen.


Die Forderungen des UN Ausschusses für die Rechte des Kindes von 2014
gibt es hier:

https://www.dfg-vk.de/files/images/themenbilder/pazifismus-und-antimilitarismus/Why18matters_dt_Feb2019_tdh_DFG_KNH_GEW_web.pdf

Unsere im Februar 2019 veröffentlichte Studie "Why 18 Matters - Eine
Analyse der Rekrutierung von Kindern gibt es hier.

https://www.dfg-vk.de/files/images/themenbilder/pazifismus-und-antimilitarismus/Why18matters_dt_Feb2019_tdh_DFG_KNH_GEW_web.pdf

Den letzten "Schattenbericht Kindersoldaten", in dem die Schulbesuche der
Bundeswehr umfassend kritisiert werden, gibt es hier:

https://www.dfg-vk.de/files/images/themenbilder/pazifismus-und-antimilitarismus/Schattenbericht+Kindersoldaten+2013-p-130.pdf

 * 

Quelle:

Deutsche Friedensgesellschaft - Vereinigte KriegsdienstgegnerInnen (DFG-VK)

Bundesgeschäftsstelle: Werastraße 10, 70182 Stuttgart

Telefon: 0711 - 5189 2626

E-Mail: office@dfg-vk.de

Internet: www.dfg-vk.de
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OFFENER BRIEF/088: Mittelmeer - Über 250 Organisationen fordern Angela Merkel zum Handeln auf (Pro Asyl)


Pro Asyl - Gemeinsame Presseerklärung vom 3. April 2019

Mittelmeer: Über 250 Organisationen fordern Angela Merkel zum Handeln
auf 

Offener Brief mit drei konkreten Forderungen aus der Zivilgesellschaft



Angesichts des Sterbens auf dem Mittelmeer und der katastrophalen Lage in
Libyen wenden sich mehr als 250 zivilgesellschaftliche Organisationen in
einem offenen Brief an die Bundeskanzlerin. PRO ASYL, Ärzte ohne Grenzen
(MSF), Amnesty International, Sea-Watch, SOS Mediterranee, Seebrücke,
Diakonie, Caritas, der Paritätische, Brot für die Welt, der Deutsche
Gewerkschaftsbund und die vielen weiteren unterzeichnenden Organisationen
kritisieren: »Wir sind erschüttert angesichts der gegenwärtigen
europäischen Politik, die immer stärker auf Abschottung und Abschreckung
setzt - und dabei tausendfaches Sterben billigend in Kauf nimmt. Die
Pflicht zur Seenotrettung ist Völkerrecht und das Recht auf Leben nicht
verhandelbar.«

Eine völkerrechtsbasierte Seenotrettung auf dem Mittelmeer muss
sichergestellt werden. Die EU hat sich verpflichtet, Schutzsuchenden Zugang
zu einem fairen Asylverfahren zu gewähren. Es ist ein Skandal, dass zivile
Helfer*innen kriminalisiert werden, die der unterlassenen Hilfeleistung der
europäischen Staaten nicht weiter zusehen wollen.

Das Bündnis, darunter Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen,
Seenotrettungsorganisationen, Wohlfahrtsverbände, Kirchen, Gewerkschaften
und Jugendverbände, fordert eine Neuausrichtung der deutschen und
europäischen Politik:

1. Notfallplan für Bootsflüchtlinge: Aufnahmebereite Mitgliedsstaaten
müssen in einem geordneten Verfahren aus Seenot gerettete und in 
EU-Mittelmeeranrainerstaaten gestrandete Schutzsuchende solidarisch aufnehmen.
Der Europäische Flüchtlingsrat hat dazu einen praktikablen Vorschlag
ausgearbeitet, der im Rahmen des geltenden Europarechts sofort zur
Anwendung kommen kann.

2. »Sichere Häfen« ermöglichen: Viele deutsche Städte und Kommunen haben
sich bereiterklärt, Geflüchtete aufzunehmen. Für sie muss eine Möglichkeit
geschaffen werden, freiwillig zusätzliche Schutzsuchende aufzunehmen.

3. Keine Rückführung nach Libyen: Nach Libyen zurückgebrachte Flüchtlinge
sind systematisch Folter, Versklavung und Gewalt ausgesetzt. Jede
Unterstützung und Ausbildung der sogenannten libyschen Küstenwache muss
eingestellt werden. Die EU und Deutschland müssen das Non-Refoulement-Gebot
als zwingendes Völkerrecht achten und umsetzen.
Die aktuelle Politik muss beendet werden, denn sie bedroht nicht nur das
Leben von Menschen, sie setzt auch unsere eigene Humanität und unsere Werte
aufs Spiel.

 * 

OFFENER BRIEF AN DIE BUNDESKANZLERIN

Berlin/Frankfurt, 03. April 2019


Drei Forderungen aus der Zivilgesellschaft: Notfallplan für
Bootsflüchtlinge / 'Sichere Häfen' ermöglichen / Keine Rückführung nach
Libyen

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin,

in den vergangenen Wochen hat Deutschland gemeinsam mit anderen
europäischen Staaten immer wieder Menschen aufgenommen, die im Mittelmeer
aus Seenot gerettet wurden. Wir sehen dieses Engagement und begrüßen es,
dass die Bundesrepublik bei anderen EU-Mitgliedstaaten für einen
Verteilmechanismus für diese Menschen wirbt.

Wir, die Unterzeichnenden, setzen uns auf unterschiedliche Weise für eine
menschenrechtsbasierte, solidarische Flüchtlingspolitik ein - als
Flüchtlings- und Menschenrechtsorganisationen, Wohlfahrtsverbände, Kirchen,
humanitäre Hilfsorganisationen, Seenotrettungsorganisationen, Kommunen,
Gewerkschaften, zivilgesellschaftliche Bewegungen und lokale Bündnisse.

Wir sind erschüttert angesichts der gegenwärtigen europäischen Politik, die
immer stärker auf Abschottung und Abschreckung setzt - und dabei
tausendfaches Sterben billigend in Kauf nimmt. All diese Menschen haben
Schutz und eine menschenwürdige Zukunft für sich und ihre Familien gesucht.

Die Pflicht zur Seenotrettung ist Völkerrecht und das Recht auf Leben nicht
verhandelbar. Diese Verantwortung trifft in erster Linie die EU und ihre
Mitgliedstaaten; sie müssen eine völkerrechtsbasierte Seenotrettung auf dem
Mittelmeer gewährleisten. Sie haben sich auch dazu verpflichtet,
Schutzsuchenden Zugang zu einem fairen Asylverfahren zu gewähren. Für all
dies sind wir gemeinsam mit zehntausenden Menschen in den vergangenen
Monaten bundesweit auf die Straße gegangen.

Dass zivile Helfer*innen kriminalisiert werden, die der unterlassenen
Hilfeleistung der europäischen Staaten nicht tatenlos zusehen wollen, ist
ein Skandal. Diese Politik muss beendet werden, denn sie bedroht nicht nur
das Leben von Menschen, sie setzt auch unsere eigene Humanität und Würde
aufs Spiel. Und sie beschädigt das Vertrauen in den Rechtsraum und die
Handlungsfähigkeit der Europäischen Union und ihrer Mitgliedstaaten. Daher
bedarf es einer Neuausrichtung der deutschen und europäischen Politik.

Wir wenden uns an Sie als eine Kanzlerin, die in einem kritischen Moment
einen Entschluss gefasst hat, europäisch zu handeln. Die folgenden
Maßnahmen weisen aus unserer Sicht Wege aus der derzeitigen humanitären
Katastrophe und der politischen Krise. Jetzt, kurz vor den Europawahlen
2019, sind sie wichtiger denn je.

1. Notfallplan für Bootsflüchtlinge: Die Bundesregierung verhandelt bereits
mit anderen europäischen Staaten über ein Verteil- und Aufnahmeverfahren
(Relocation) für im Mittelmeer gerettete Flüchtlinge. Mehrere europäische
Staaten sollen sich mit der EU-Kommission zusammenschließen und unter
Koordination des Asylunterstützungsbüros EASO die Menschen unter Anwendung
der Humanitären Klausel der Dublin-Verordnung nach einem vorher
festgelegten Schlüssel verteilen. Den Schutzsuchenden muss nach Anlandung
in einem sicheren europäischen Hafen eine menschenwürdige Aufnahme und
Zugang zu einem fairen Asylverfahren gewährt werden. Der Europäische
Flüchtlingsrat hat dazu einen praktikablen Vorschlag gemacht [1].
Wir appellieren an Sie, schnellstmöglich einen solchen Notfallplan für
Gerettete und andere über das Mittelmeer ankommende Schutzsuchende
umzusetzen.

2. "Sichere Häfen" ermöglichen: Wir bitten die Bundesregierung,
aufnahmebereiten Kommunen in unserem Land die freiwillige Aufnahme von
zusätzlichen Schutzsuchenden in einem europäischen Relocation-Verfahren zu
ermöglichen. Zahlreiche deutsche Städte und Gemeinden haben sich in den
vergangenen Monaten zum "Sicheren Hafen" erklärt und ihre
Aufnahmebereitschaft signalisiert. Für sie muss eine Möglichkeit geschaffen
werden, über ihre Aufnahmepflicht gemäß Königsteiner Schlüssel hinaus,
zusätzlich freiwillig Schutzsuchenden aufzunehmen - entweder auf Grundlage
bestehender oder neuer rechtlicher Regelungen.

3. Keine Rückführungen nach Libyen: Die EU und die Bundesrepublik müssen
das Non-Refoulement-Gebot als zwingendes Völkerrecht achten und umsetzen.
Wir bitten Sie, dieses Gebot deutlich gegenüber anderen Staaten zu
verteidigen. Das Verbot der Zurückweisung in eine Bedrohungssituation
verlangt, dass gerettete Menschen an einen sicheren Ort evakuiert werden.
Einige der südlichen Mittelmeeranrainer bemühen sich Asylsysteme
aufzubauen. Aufgrund der fehlenden rechtsstaatlichen Garantien kann ein
sicherer Ort bis auf weiteres jedoch nur in der EU liegen.
Nach Libyen zurückgebrachte Menschen sind systematisch Folter, Versklavung
und Gewalt ausgesetzt, wie Sie aus UN- und Botschaftsberichten wissen.
Dementsprechend darf es keine Zurückführung nach Libyen geben. Daraus
ergibt sich auch, dass die Bundesregierung und die EU jede Unterstützung
und Ausbildung der sog. libyschen Küstenwache einstellen müssen. Diese
fängt fliehende Menschen erwiesenermaßen auf hoher See ab und bringt sie
mit Gewalt nach Libyen zurück. Auch andere Staaten dürfen nicht dabei
unterstützt werden, schutzsuchende Menschen abzuwehren, in Gefahr
zurückzudrängen oder unter unmenschlichen Bedingungen festzuhalten.

Wir richten diese Forderungen an Sie und werden uns auch künftig mit aller
Kraft für politische Lösungen einsetzen, die von Humanität geleitet sind.

Hochachtungsvoll

Der Offene Brief mit den unterzeichnenden Organisationen ist zu finden
unter:

www.proasyl.de/wp-content/uploads/Offener-Brief-an-die-Bundeskanzlerin-1.pdf


Anmerkung:

[1] Relying on Relocation: ECRE Proposal for a Predictable and Fair
Relocation following Disembarkation, 25.01.2019 

www.ecre.org/relying-on-relocation-ecre-proposal-for-a-predictableand-fair-relocation-following-disembarkation/

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Gemeinsame Presseerklärung vom 3. April 2019

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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VORTRAG/210: Rhein-Sieg-Kreis - "Frauen mit Visionen II" über den Weg zur Gleichberechtigung, 10.4.


Rhein-Sieg-Kreis

Vortrag "Frauen mit Visionen II" über den Weg zur Gleichberechtigung 



Rhein-Sieg-Kreis (an) - 100 Jahre Frauenwahlrecht in Deutschland! Die
Gleichstellungsstelle des Rhein-Sieg-Kreises feiert das seit dem
vergangenen Jahr mit kreisweiten Aktionswochen und vielen
Veranstaltungen. Einen Überblick gibt es im aktuellen Programmheft
"Betrifft: FRAUEN".

Mit Leidenschaft und Kraft kämpften schon vor hundert Jahren Frauen in
ganz Europa für Gleichberechtigung. Der Arbeitskreis der
Gleichstellungsbeauftragten im Rhein-Sieg-Kreis will an diese
tatkräftigen Frauen erinnern und lädt am Mittwoch, 10. April 2019, ab
19:00 Uhr zu dem Vortrag "Frauen mit Visionen II - Der steinige Weg
zur Gleichberechtigung" ein. Referentin ist Dorothée Grütering,
Veranstaltungsort ist die Galerie Susanne Neuerburg, Frankfurter
Straße 91 in Hennef. Der Eintritt beträgt 6 Euro.

Dorothée Grütering erinnert z.B. an die britische Frauenrechtlerin
Emmeline Pankhurst, die deutsche Juristin Anita Augsburg oder an
Olympe de Gouges. Die französische Revolutionärin verfasste im Jahre
1791 die "Erklärung der Rechte der Frau und Bürgerin".

Weitere Informationen und die Möglichkeit zur Anmeldung gibt es bei
der Gleichstellungsstelle des Rhein-Sieg-Kreises unter 02241 / 13-2908
oder gleichstellung@rhein-sieg-kreis.de.

Parallel zum Vortrag findet in den Räumen der Galerie eine Ausstellung
der jungen Malerinnen Laura Sachs aus (geboren 1985 in Darmstadt) und
Mena Moskopf (geboren 1990 in Dachau) statt.

Das Programmheft "Betrifft: FRAUEN" bietet ausführliche Informationen
zu allen Veranstaltungen im Frühjahr 2019. Es wurde vom Arbeitskreis
der Gleichstellungsbeauftragten im Rhein-Sieg-Kreis zusammengestellt
und ist in den Rathäusern der Städte und Gemeinden sowie im Siegburger
Kreishaus erhältlich. Das Programmheft kann auch über die Homepage des
Rhein-Sieg-Kreises unter www.rhein-sieg-kreis.de/betrifftfrauen
heruntergeladen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 26. März 2019

Rhein-Sieg-Kreis

Pressestelle

Tel. (02241) 13 - 2966 / -2967 / -2219

E-Mail: pressestelle@rhein-sieg-kreis.de
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LESUNG/6385: Berlin - Preisträgerinnen und Preisträger des Literarischen März 2019, 16.04.19


Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Di., 16.4.19, 19.30 Uhr

Lesung der Preisträgerinnen und Preisträger des Literarischen März 2019
Leonce und Lena

Moderation Marion Poschmann Autorin, Berlin



Das Haus für Poesie präsentiert an diesem Abend die diesjährigen
Gewinnerinnen und Gewinner des Literarischen März, die am 30. März in
Darmstadt gekürt werden.

Der Literarische März ist einer der bedeutendsten Wettbewerbe für junge
deutschsprachige Lyrik. Die Vergabe des Leonce-und-Lena-Preises und der
beiden Wolfgang-Weyrauch-Förderpreise, die seit 1979 alle zwei Jahre von
der Wissenschaftsstadt Darmstadt verliehen werden, zählt zu den
Glanzpunkten im Literaturbetrieb. Die Preisträger und Preisträgerinnen aus
den vergangenen Jahren gehören heute zu den wichtigsten Stimmen der
Gegenwartslyrik - wie Kerstin Hensel, Steffen Popp, Silke Scheuermann,
Katharina Schultens oder Raoul Schrott.

Christian Döring, Kurt Drawert und Hanne F. Juritz haben in diesem Jahr
aus 357 Einsendungen die Autorinnen und Autoren ausgewählt, die am 29. und
30. März beim Wettbewerb in Darmstadt lesen. Die Gedichte werden von der
Jury öffentlich diskutiert, ihr gehören in diesem Jahr an: Michael Braun,
Ulrike Draesner, Peter Geist, Jan Koneffke und Marion Poschmann.

Im Anschluss werden der mit 8000 EUR dotierte Leonce-und-Lena-Preis und
die beiden mit insgesamt 8000 EUR dotierten Wolfgang-Weyrauch-Förderpreise
vergeben.

In Kooperation mit: Wissenschaftsstadt Darmstadt, Kulturamt

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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LESUNG/6384: Kassel - Michael Göring liest aus "Hotel Dellbrück" am 10. April


Stadt Kassel

Michael Göring liest aus seinem Buch "Hotel Dellbrück" am 10.
April



Michael Göring liest aus seinem Buch "Hotel Dellbrück am Mittwoch, 10.
April, ab 19 Uhr, in der Stadtbibliothek im Victoriahaus, Obere
Königsstraße 3 bis 5.

Sigmund Rosenbaum, aufgewachsen im Hotel Dellbrück, ist 15 Jahre alt
als er im Dezember 1938 als jüdisches Waisenkind in einem der
Kindertransporte nach England kommt. Sigmunds Sohn Friedemann, genannt
Frido, ist 20, als er 1975 das erste Mal nach Indien geht. Beide sind
Suchende, das Hotel Dellbrück bleibt dabei ein Ankerpunkt. Als Frido
2018 zum Hotel zurückkehrt, ist es ein Flüchtlingswohnheim...

Michael Göring, Jahrgang 1956, ist in Westfalen aufgewachsen. Seit
seinem Literaturstudium sammelt er Geschichten, hält Berichte und
Szenen in Tagebüchern fest. 2011 erschien sein erster Roman "Der
Seiltänzer". Der Autor leitet die gemeinnützige ZEITStiftung und
unterrichtet im Fach Kultur und Medienmanagement an der Hochschule für
Musik und Theater in Hamburg.

Die Lesung ist eine Kooperation der vhs Volkshochschule Region Kassel,
der Initiative Arbeit und Leben, der Deutsch-Israelischen
Gesellschaft, dem Evangelischen Forum Kassel, der Gedenkstätte
Breitenau, der Gesellschaft für Christlich-Jüdische Zusammenarbeit,
dem Verein Stolpersteine e.V., dem Sara-Nussbaum-Zentrum, dem Verein
Gegen Vergessen für Demokratie e.V.und der Stadtbibliothek Kassel.

Der Eintritt beträgt fünf Euro.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 25. März 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/1193: Berlin - Dichterinnenporträt, Anne Duden, 17.04.2019


Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Mi., 17.4.19, 19.30 Uhr

Dichterinnenporträt

Anne Duden

Moderation Yoko Tawada Autorin, Berlin



Lesung und Gespräch mit Anne Duden Autorin, Berlin und London

Bereits mit dem Erscheinen ihres Debüts Übergang bezog Anne Duden (geboren
1942 in Oldenburg) einen extremen Außenposten in der deutschen
Gegenwartsliteratur. Die Kritik versagte vor einem Werk, das sich gegen
alle Kategorisierungen sperrt und Gattungszuschreibungen peinlich
vermeidet. Man wollte in Duden die Verkörperung einer Schmerzensmutter
sehen und rückte sie in die Nähe der lyrischen Kraftmeiereien eines Rolf
Dieter Brinkmann. All ihre folgenden Bücher (unter ihnen Steinschlag,
Wimpertier und Hingegend) sind eine Aufforderung zur radikalen Ich- und
Sichtüberschreitung, zu einer Entregelung aller Sinne. In ihnen probt
Duden das Ankern in der Schwebe. Ihre Phantasie entzündet sich stets am
Bild (z.B. an der Nackennaht eines liegenden Hirsches oder an dem
ausmodellierten Bauchnabel eines Brustpanzers). Das Auge wird so zum
"Pionier des Körpers", zum Einfallsorgan der Welt, und die Sprache
verwandelt sich in das, was dem Gesehenen nachgetragen wird und im
geschriebenen Wort "Nachsicht" übt. Das erklärt Dudens Nähe zur bildenden
Kunst, vor allem der Malerei. Zentral ist ihr Interesse an dem Motiv des
Drachenkampfes, das sie durch alle Register führt (von der präzisen
Bildbeschreibung bis hin zur lyrischen Evokation). Auffällig hierbei ist
ihre konsequente Parteinahme für den Drachen.

Anne Duden liest an diesem Abend aus ihrem Werk und wird von Yoko Tawada
befragt.

Eintritt: 6/4 EUR

 * 

Quelle:

Haus für Poesie, Programmvorschau für April 2019

Knaackstr. 97 (Kulturbrauerei), D-10435 Berlin

Tel: +49. 30. 48 52 45 - 0

Fax: +49. 30. 48 52 45 - 30

E-Mail: presse@haus-fuer-poesie.org

Internet: www.haus-fuer-poesie.org
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TREFF/1192: Mönchengladbach - LiteraTour "Schreibspaziergänge" am 7.4.2019


Stadt Mönchengladbach

LiteraTour - Schreibspaziergänge



Im ersten Schritt lernen die Teilnehmer am Sonntag, 7. April, 11 bis
16 Uhr, in der VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85,
Grundlagen des Kreativen Schreibens kennen: Ideenfindungstechniken,
Figurenentwicklung, Plotten, Erzählperspektive und Spannungsaufbau. Im
zweiten Schritt geht es auf einen Inspirations- und/ oder
Schreibspaziergang: raus aus der VHS, rüber zum Sonnenhausplatz, durch
den Hans-Jonas-Park, über die Traumstraße, in den Abteigarten und von
dort auf den Sonnenhügel. Kunstwerke, Natur, Gebäude, Graffiti auf dem
Weg dienen als Inspiration. Wer Schreibideen gesammelt hat, kann
jederzeit zur VHS zurückkehren und loslegen. Der Autor und Dozent für
Kreatives Schreiben Ansgar Fabri und die Autorin und Kulturpädagogin
Nadine Fabri, die den Kurs leiten, stehen die ganze Zeit zur Verfügung
um Ideen, Textanfänge oder -teile zu besprechen.

Entgelt: 20 Euro Information und Anmeldung: 

www.vhs-mg.de , Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 20. März 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUSSICHTEN/8598: Und morgen, den 4. April 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 03.04.2019 bis zum 05.04.2019 +++






[image: Jean-Luc 8598 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Sonne in der Frühe,

später Mittag Regen,

Jean-Luc gibt sich Mühe,

Pfützen auszufegen.
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INFOPOOL / EUROPOOL / REDAKTION





PARTEIEN/377: Brexit - die Entscheidungsschlacht ... (SB)


Brexit - die Entscheidungsschlacht...



In Brüssel schrillen bereits die Alarmglocken in Sachen Brexit. Am 3. 
April haben getrennt voneinander sowohl EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker als auch der französische Präsident Emmanuel 
Macron die Einschätzung abgegeben, daß der ungeordnete Austritt des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der 
Europäischen Union um 24 Uhr des 12. April "sehr wahrscheinlich" sei. 
Und das trotz oder gerade wegen des gestrigen Angebots der britischen 
Premierministerin Theresa May an Oppositionsführer Jeremy Corbyn, 
gemeinsam einen gangbaren Weg aus der aktuellen Krise zu finden, der 
im Unterhaus zu London eine Mehrheit finden und zugleich bei den 
anderen 27 EU-Staaten akzeptabel sein soll. Leider liegen Juncker und 
Macron mit ihrer pessimistischen Prognose richtig. Grund dafür ist die 
Entscheidung Mays, das Wohl ihrer konservativen Partei stets über das 
ihres Landes zu stellen. Von diesem Prinzip ist die Tory-Chefin 
während ihrer fast drei Jahre in Number 10 Downing Street nicht 
abgewichen - gestern eingeschlossen.

In dem Amtssitz der britischen Premierministerin fand am 2. März eine
siebenstündige Marathonsitzung des Kabinetts statt, bei der May und
ihre 23 konservativen Parteikollegen eine Einigung über das weitere
Vorgehen erzielen wollten. Dem Treffen waren zehn Tage Chaos im
Parlament vorausgegangen, im Rahmen dessen das von May mit Brüssel
ausgehandelte Austrittsabkommen zum dritten Mal und weitere 12
überparteiliche Kompromißvorschläge - darunter Zollunion, zweites
Referendum, Aussetzung des Austrittsdatums nach Artikel 50 des
Lissaboner Vertrags et cetera - gescheitert sind. Bei der
Kabinettssitzung sollen Presseberichten zufolge die Fetzen so richtig 
geflogen sein und sich die Brexitbefürworter und -gegner gegenseitig 
für die aktuelle Misere verantwortlich gemacht haben. Ganz am Ende der
Diskussion soll May, angeblich ganz überraschend, ihre Absicht
bekundet haben, Corbyn ins Boot zu holen. Danach verlangte sie und
erreichte die Aushändigung aller Mobiltelefone ihrer Minister, bis sie
eine Rede ans Volk über die neueste Entwicklung gehalten hat.

Nach kurzer Zeit hat sich der Vorsitzende der britischen
Sozialdemokraten bereit erklärt, mit May an einer Beilegung der
Brexit-Krise mitzuwirken. Da stellt sich die Frage, warum nicht nur
Juncker und Macron, sondern die meisten politischen Beobachter in
London keine Hoffnung auf die kommenden May-Corbyn-Gespräche setzen.
Die Erklärung ist einfach. Wäre das Mitwirkungsangebot Mays ernst
gemeint, hätte es im Anschluß an die Sitzung in der Downing Street zum
Rücktritt der harten Brexiteers im Kabinett kommen müssen. Schließlich
treten Corbyn und die Labour Party für einen Verbleib des Vereinigten
Königreichs in der Zollunion mit der EU sowie für die größtmögliche
regulatorische Nähe zum europäischen Binnenmarkt ein, um die
Personenfreizügigkeit sowie hohe Standards in den Bereichen
Arbeitsrecht und Umweltschutz zu gewährleisten. Gerade die
Abschaffung derlei Schutzmechanismen ist es, worauf die harten
Brexiteers zielen.

Die Tatsache, daß in den letzten 24 Stunden lediglich zwei
Staatssekretäre, jedoch keine prominenten Brexiteers wie 
Handelsminister Liam Fox oder Transportminister Chris Grayling 
zurückgetreten sind, deutet darauf hin, daß das Gesprächsangebot Mays 
eine Finte ist, die Kompromißbereitschaft und Einigungswillen 
suggerieren soll, wo nichts dergleichen existiert. Eine Twittermeldung 
Nicola Sturgeons nach einem eigenen Treffen mit Corbyn, wonach am 3. 
März die schottische Premierministerin meinte, sie wäre "sehr 
enttäuscht", sollte sich der Labour-Chef mit den 
Minimalzugeständnissen Mays zufriedengeben, verstärkt den Verdacht, 
daß man es hier mit nur noch mehr politischem Theater zu tun hat, 
mit dem die konservative Parteichefin weiter auf Zeit spielt, bis ihr 
Withdrawal Agreement mit Brüssel die einzige Option ist, die den 
ungeordneten Austritt mit allen katastrophalen Folgen noch verhindern 
kann.

Lange Zeit hat May den Standpunkt vertreten, daß der "No Deal"-Brexit
besser als ein "schlechter Deal" mit Brüssel sei. Bei der gestrigen
Rede an die Nation ist sie erstmals davon abgerückt und hat den "No
Deal" zum Alptraumszenario erklärt, das unbedingt vermieden werden
müsse. Doch meint sie das wirklich? Oder hat sie das Angebot an
Corbyn und die Sozialdemokraten lediglich gemacht, um diese nachher
für das große Scheitern der Brexit-Verhandlungen mit der EU
mitverantwortlich machen zu können?

Interessant in diesem Zusammenhang ist das Verhalten der
nordirisch-protestantischen Democratic Unionist Party (DUP), deren
zehn Abgeordnete im Unterhaus seit Sommer 2017 das Überleben von Mays
Minderheitsregierung sichern. Die Politiker der DUP gehörten von
Anfang an zu den eifrigsten Brexit-Befürwortern, weil sie sich vom
EU-Austritt eine Zementierung der "treuen Union" Nordirlands mit
Großbritannien erhofft haben. Das Gegenteil ist jedoch eingetreten.
Ähnlich Schottland hat 2016 eine Mehrheit der Wähler in Nordirland für
den Verbleib in der EU gestimmt. Das lautstarke Drängen der DUP in
Richtung Brexit hat der längst fälligen Diskussion um die
Wiedervereinigung Irlands enormen Auftrieb verliehen.

Die DUP lehnt Mays Austrittsdeal mit der EU deshalb kategorisch ab,
weil darin eine ordnungspolitische Übereinstimmung zwischen Nord- und
Südirland vorgesehen ist, um Grenz- und Zollkontrollen auf der grünen 
Insel zu vermeiden. Vor drei Tagen hat der DUP-Fraktionsschef im 
Unterhaus, Nigel Dodds, vollkommen unerwartet erklärt, seine Partei 
ziehe den Verbleib in der EU dem Withdrawal Agreement Mays vor, wenn 
das die einzige Möglichkeit sei, die "Union" zu retten. Bei der DUP, 
die bei den Brexit-Abstimmungen im britischen Parlament zu allen 
Resolutionen ohne Ausnahme "Nein" gesagt hat, macht man sich offenbar 
inzwischen ebenso viele Sorgen, als politischer Querulantenhaufen in 
die Geschichtsbücher einzugehen, die den nötigen Kompromiß verhindert 
haben, wie um den Erhalt des Vereinigten Königreichs in seiner 
heutigen Form.

Interessant war auch die Reaktion der DUP auf Mays Gesprächsangebot an
Corbyn. DUP-Chefin Arlene Foster hat die Offerte als "höchst
bedauerlich" bezeichnet und ihre Verwunderung zum Ausdruck gebracht,
daß die Tories über die Zukunft des Brexit-Projekts mit einem Mann
verhandeln wollten, den sie selbst seit Jahren als Marxisten und
Pazifisten "dämonisieren". Die Folgen dieser Verteufelung wurden am 3.
März auf peinliche Weise sichtbar, als in den sozialen Medien eine
Videosequenz auftauchte, in der vier uniformierte Mitglieder des 3.
Bataillon des berüchtigten britischen Fallschirmjägerregiments bei
einer Schießübung auf ein lebensgroßes Bild von Corbyn zahlreiche
Schüsse abgeben. Die Aufnahme soll in Kabul gemacht worden sein. Die
Soldaten, gegen die jetzt eifrig ermittelt wird, nehmen lediglich das
ernst, was im September 2015, nach der Wahl Corbyns zum
Labour-Vorsitzenden, ein ranghohes Mitglied der britischen Generalität
anonym gegenüber der Sunday Times erklärt hat. Sollte Labour bei der
nächsten Wahl gewinnen und Corbyn Premierminister werden, käme es zu
einer "Meuterei" der britischen Streitkräfte, so der Offizier. Damals
haben Politik und Medien in Großbritannien die Drohung des Militärs, 
die demokratische Grundordnung aufzukündigen, einfach durchgehen
lassen.

Jedenfalls hat May - mit oder ohne Corbyns Unterstützung - nur noch
wenige Tage, um ihren Deal durch das Unterhaus zu bringen, denn auf
seiten der EU-27 ist die Geduld mit London am Ende. Reist May erneut
mit leeren Händen zum Krisengipfel in Brüssel am 10. April, dann ist
seitens der europäischen Amtskollegen wenig Hilfe zu erwarten. Brexit
ist ein innenpolitisches Dilemma, in das sich vor allem die Engländer
hineinmanövriert haben, und nur sie können es lösen. Die Chancen, daß
May um eine Fristverlängerung bittet, geschweige denn eine bekommt,
sind gering. Dann zwischen dem 23. und 26. Mai sind EU-Wahlen geplant.
Eine Teilnahme der Briten an dem Urnengang ist wegen der aufgeheizten
Stimmung im Vereinigten Königreich absolut unvorstellbar.

3. April 2019
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MITTELALTER/024: Die Normannen - Krieger und Kosmopoliten (idw)


Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn - 02.04.2019

Die Normannen: Krieger und Kosmopoliten



Räuber, Ritter oder Reichsgründer? - "Unvollständig" sei das allgemein
vorherrschende Bild, das man von den Normannen habe, ist Prof. Dr. Rudolf
Simek von der Universität Bonn überzeugt. Mit seinem Buch über die
Nachfahren der Wikinger und "Erfinder" des Rittertums will er
Wissenslücken schließen und zeigen, dass die Normannen nicht nur
erfolgreiche Feldzüge bestritten haben, sondern auch an
kulturgeschichtlichen Entwicklungen beteiligt waren. Die geographische
Ausbreitung der Normannen über den europäischen Kontinent liefert dafür
den roten Faden.

Normannen? Sind das nicht die Protagonisten der Geschichte von "Wickie und
die starken Männer"? Vom Ursprung des Begriffs her ist diese Assoziation
durchaus berechtigt: "Heute spricht man von Wikingern statt von Normannen,
wenn es um die Bezeichnung der Skandinavier des frühen Mittelalters geht",
schreibt Prof. Dr. Rudolf Simek, Professor und Lehrstuhlinhaber für Ältere
Germanistik mit Einschluss des Nordischen an der Universität Bonn, gleich
zu Beginn seines facettenreichen Buches. Explizit als "Normannen" würden
"nur noch diejenigen Skandinavier bezeichnet, die durch ihre Ansiedlung in
Frankreich - besonders eben der späteren Normandie - die fränkische
Kultur, die französische Sprache und das Christentum angenommen hatten",
fährt er fort. Die Definition des Begriffs "Normannen" müsse man daher
immer vor dem Hintergrund der jeweiligen Zeit sehen.

Bei der Frage, was man mit dem Begriff "Normannen" verbinde, könne sogar
die Nationalität des Befragten entscheidend für die Antwort sein, erklärt
Simek. In den deutschen Rheinlanden zum Beispiel hätten "die
Normannenstürme des 9. Jahrhunderts" allenfalls zerstörerische Spuren
hinterlassen. Da werde ihr Name wohl am ehesten mit Wikingerüberfällen,
Plünderungen und Geiselnahmen in Verbindung gebracht. Die Engländer würden
dagegen vor allem an die Eroberung Britanniens durch den Normannenherzog
Wilhelm den Eroberer im Jahre 1066, der einzigen seit den Invasionen durch
Julius Caesar, denken. Ein Ereignis, das auch heute noch zwiespältig
beurteilt werde.

In der Normandie selbst assoziiere man mit den Normannen Romanisierung,
Christianisierung und die "beständigste Reichsgründung", die die
ursprünglichen Skandinavier im Ausland etabliert hätten. Dass die
Normannen sogar bis nach Süditalien gelangten und das Königreich Sizilien
begründeten, mag im Wissen der Allgemeinheit vielleicht nicht so präsent
sein, obwohl gerade dort steinerne Zeugnisse der Normannenherrschaft
erhalten sind. Die Architektur stünde exemplarisch für die Hochkultur des
11. und 12. Jahrhunderts, die sich unter der Herrschaft der normannischen
Eroberer entwickelt habe.

Von Räubern und Plünderern zu Kirchenförderern

"Kultur" ist für Simek ohnehin ein entscheidendes Stichwort, wenn es darum
geht, ein differenzierteres Bild der Normannen zu zeichnen als gemeinhin
üblich. Es ist ihm ein wichtiges Anliegen, die Verdienste der Normannen
auch auf diesem Gebiet hervorzuheben: "Man muss sich klar machen, welche
rasante Entwicklung die Normannen durchgemacht haben. Innerhalb von ein,
zwei Generationen haben sie sich von Räubern und Plünderern zu Rittern und
Kirchenförderern gewandelt", sagt Simek. Ihre Förderung des
mittelalterlichen Klosterlebens führte ebenso zur kulturellen Blüte wie
der bereichernde Austausch mit der islamischen Welt. Als Beispiel für die
Literatur nennt Simek die ersten Ritterromane.

Bei seiner Geschichte der Normannen ist Simek nach der Begriffsbestimmung
zunächst chronologisch vorgegangen. Es sei jedoch trotzdem nicht immer
leicht gewesen, den Stoff zu strukturieren, da sich die Geschehnisse in
England und Süditalien parallel ereigneten, erklärt er. Die Darstellung
der militärischen Ereignisse und die Ausbreitung der Normannen auf dem
europäischen Kontinent bis in den Nahen Osten habe er mit den
kulturgeschichtlichen Aspekten wie etwa der Herausbildung eines Herzogtums
und dem Verhältnis zum Christentum kombiniert. Eine weitere
Herausforderung sei die Quellenlage. Zwar gebe es viele zeitgenössische
Dokumente, aber diese seien immer mit Vorsicht zu genießen, da die
damaligen Geschichtsschreiber über die Normannen häufig im Sinne ihrer
Auftraggeber berichtet hätten.

Anpassungsfähigkeit und multikulturelle Offenheit

Aus seiner Anerkennung für die Normannen und ihre historischen Leistungen
macht Simek keinen Hehl: "Sie haben besser als andere Europäer verstanden,
wie sehr Christentum und Expansion zusammenhängen. Sie zeichnen sich
außerdem durch eine unnachahmliche militärische Effizienz aus. Sie sind
die eigentlichen Erfinder des Rittertums." Sie seien ursprünglich nicht
einmal besonders gute Reiter gewesen und trotzdem hätten sie die
effizienteste Methode entwickelt, zu Pferd zu kämpfen. Für ihn sind die
Normannen die Kosmopoliten des Mittelalters, im besten Sinne wahre
Europäer, von deren Mobilität, Energie, Anpassungsfähigkeit
beziehungsweise ihrer Gabe nützliches Verhalten zu übernehmen und
weiterzuentwickeln - Stichwort: Verwaltung - und multikultureller
Offenheit man heutzutage durchaus etwas lernen könne.


Originalpublikation:

Rudolf Simek:

Die Geschichte der Normannen - Von Wikingerhäuptlingen zu
Königen Siziliens,

Reclam, 296 S. 16 Farbabb. 5 Karten, 22 Euro

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution123

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/789: Berlin - "Welt der Archäologie - Archäologie der Welt", Veranstaltungsreihe 11.4.-11.7.19


Freie Universität Berlin

"Welt der Archäologie - Archäologie der Welt" - Öffentliche
Veranstaltungsreihe



Die Erfindung der Hose in der eurasischen Steppe, innerafrikanische
Kontakte im Altertum oder die materiellen Hinterlassenschaften der
Zeitgeschichte - Archäologinnen und Archäologen befassen sich heute mit
einer Vielzahl von Themen, Weltregionen und Objekten. In der
Vorlesungsreihe "Welt der Archäologie - Archäologie der Welt" - im
Sommersemester 2019 jeweils Donnerstag von 18.00 bis 20.00 Uhr an der
Freien Universität Berlin - werden neue Ansätze und Perspektiven auf das
Fach vorgestellt.

Dabei geht es nicht allein um neue Forschungsfelder, auch die Vermittlung
von Grabungsergebnissen in Medien und Museen und der Umgang mit dem
Kulturerbe - etwa in Kriegs- und Krisensituation - ist ein Thema der
Ringvorlesung des Exzellenzclusters Topoi der Freien Universität und der
Humboldt-Universität zu Berlin und des Berliner Antike-Kollegs im Rahmen
des Offenen Hörsaals. Die Eröffnungsvorlesung am 11. April 2019 bildet
zugleich den Auftakt der neuen Reihe der "Max-Ebert-Vorlesungen", die
künftig in jedem Semester an den herausragenden Vertreter der
Prähistorischen Archäologie in Berlin Max Ebert (1879-1929) erinnern soll.

Das Programm der Reihe zeigt so die Fülle und Qualität der in Berlin an
den Universitäten wie an den außeruniversitären Forschungseinrichtungen
vertretenen Altertumswissenschaften, die die neuen oftmals
fächerübergreifenden Fragestellungen überhaupt erst ermöglichen. Dazu
zählen etwa die Erforschung von Migrationsbewegungen, die Veränderung von
Landschaften oder die Ausbreitung von Innovationen. Expertinnen und
Experten von anderen Forschungseinrichtungen in Deutschland und weltweit
ergänzen das Spektrum umfassenden Reihe, so die Präsidentin des Deutschen
Archäologischen Instituts, Prof. Dr. Dr. h.c. Friederike Fless, und der
Archäologe und Kunsthistoriker Prof. Dr. Francesco de Angelis von der New
Yorker Columbia University. Ebenfalls zu Wort kommen Siebo Heinken, der
als Chefredakteur von National Geographic Deutschland über die
Aufbereitung von archäologischer Forschung in den Medien sprechen wird,
sowie Dr. Sabine Wolfram, Direktorin des Staatlichen Museums für Archäologie
Chemnitz zum Thema zeitgemäße museale Präsentation von Objekten. Die erste
Max-Ebert-Vorlesung hält Prof. Dr. Carola Metzner-Nebelsick von der
LMU München. Sie wird sich in ihrem Vortrag auch mit dem
Werk des Prähistorikers, der von 1927 bis 1929 an der Berliner Universität
lehrte und forschte und dabei die Internationalisierung der Forschung
vorantrieb, auseinandersetzen.

Die Veranstaltungsreihe wurde Prof. Dr. Michael Meyer, Professor für
Prähistorische Archäologie und Sprecher des Exzellenzclusters Topoi, Prof.
Dr. Monika Trümper, Professorin für Klassische Archäologie an der Freien
Universität Berlin und Dr. Hauke Ziemssen, promovierter Klassischer
Archäologe und Geschäftsführer des Exzellenzclusters Topoi konzipiert.

Das Veranstaltungsprogramm "Offener Hörsaal" der Freien Universität
umfasst zwei weitere Themenschwerpunkte im Sommersemester 2019: "FARBEN.
Literatur - Kunst - Wissen" und "Der Atomkonflikt in Deutschland - bis in
alle Ewigkeit?". Die Vorträge richten sich nicht nur an Studierende, der
Hörsaal steht allen Interessierten offen.

Zeit und Ort

Donnerstags, 18.00 bis 20.00 Uhr, Beginn 11. April 2019
Ort: Freie Universität Berlin, Gebäudekomplex Rost- und Silberlaube,
Hörsaal 1 b, Habelschwerdter Allee 45, 14195 Berlin.
(U3 Dahlem-Dorf oder Freie Universität Berlin / Thielplatz, Bus 110, M11,
X83)

Programm

11. April 2019

Max Ebert als Begründer einer transnationalen Prähistorischen Archäologie
an der Berliner Universität - Der Goldhort von Dalj revisited
(1. Max-Ebert-Vorlesung)

Prof. Dr. Carola Metzner-Nebelsick (Ludwig-Maximilians-Universität
München)

25. April 2019

Die Erfindung der Hose. Neue Kleiderordnung am Ende der Bronzezeit in
Zentral- und Ostasien

Prof. Dr. Mayke Wagner (Deutsches Archäologisches Institut, Berlin)

2. Mai 2019

Archäologie der Moderne: Erörtert am Beispiel der Wünsdorfer Moschee aus
dem Ersten Weltkrieg

Prof. Dr. Reinhard Bernbeck (Freie Universität Berlin)

9. Mai 2019

Innerafrikanische Kontakte - Das äthiopische Hochland im 2. und frühen 1.
Jahrtausend v. Chr.

Dr. Iris Gerlach (Deutsches Archäologisches Institut, Berlin), PD Dr.
Dietrich Raue (Ägyptisches Museum - Georg Steindorff der Universität
Leipzig), Prof. Dr. Brigitta Schütt (Freie Universität Berlin)

16. Mai 2019

Von der Höhle zum Palast: Siedlungs- und Landschaftsarchäologie in Mittel-
und Südamerika

Dr. Markus Reindel (Deutsches Archäologisches Institut, Kommission für
Archäologie Außereuropäischer Kulturen, Bonn)

23. Mai 2019

Altgrabungen und Archive als Wissensspeicher für die zeitgenössische
Archäologie: Beispiele aus Heiligtümern auf Zypern

Prof. Dr. Stephan G. Schmid (Humboldt-Universität zu Berlin)

6. Juni 2019

Das unbekannte Unbekannte in archäologischen Daten - Reflexionen zu
Archäologie und IT

Prof. Dr. Reinhard Förtsch (Deutsches Archäologisches Institut, Berlin)

13. Juni 2019

Der Untergang der Kelten. Oder: Wie man Archäologie spannend aufbereiten
kann

Siebo Heinken (National Geographic Deutschland, Hamburg)

20. Juni 2019

Zwischen Landschaft und Labor. Aktuelle Forschung zum Siedeln in der
osteuropäischen Steppe während der Bronzezeit

Prof. Dr. Elke Kaiser (Freie Universität Berlin)

27. Juni 2019

Zwischen Leichtigkeit und Balance: etruskische Weihrauchständer und
griechische Ponderation

Prof. Dr. Francesco de Angelis (Columbia University, New York)

4. Juli 2019

Das kulturelle Erbe in der Krise? Neue Wege des Schutzes, Erhaltes und der
Vermittlung antiker Denkmäler

Prof. Dr. Dr. h.c. Friederike Fless (Deutsches Archäologisches Institut,
Berlin; Freie Universität Berlin)

11. Juli 2019

Was macht archäologische Museen attraktiv für Besucher?

Dr. Sabine Wolfram (Staatliches Museum für Archäologie, Chemnitz)


Weitere finden Sie unter:

https://www.fu-berlin.de/sites/offenerhoersaal/index.html

- Offener Hörsaal

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / KINDERBLICK / VERANSTALTUNGEN





LESUNG/1848: Braunschweig - Österliches Bilderbuchkino "Das Osterküken" am 9.4.2019


Stadt Braunschweig

Österliches Bilderbuchkino im Heidberg: "Das Osterküken"



Braunschweig. Zu einem österlichen Bilderbuchkino am Dienstag, 9.
April, um 16 Uhr, sind alle Kinder von drei bis sechs Jahren und ihre
Eltern in die Zweigstelle Heidberg der Stadtbibliothek, Weimarstraße
4, eingeladen. Gezeigt wird die Geschichte "Das Osterküken" von
Géraldine Elschner und Alexandra Junge. Im Anschluss gibt es für die
Kinder ein Malangebot. Der Eintritt ist frei. Eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. 

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 26309473.

In der Geschichte geht es darum, wann denn eigentlich Ostern ist. Mal
ist das Fest im März, dann wieder im April; das Datum ändert sich
jedes Jahr. "Warum eigentlich?" will Hilda, die liebevolle Henne
wissen, denn ihr Küken möchte genau am Ostersonntag auf die Welt
kommen. So macht sie sich auf, um das Geheimnis zu lüften.

Das nächste Bilderbuchkino findet im Heidberg am Dienstag, 14. Mai,
statt. Die Zweistelle Heidberg ist dienstags und freitags, jeweils von
10 bis 18 Uhr geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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THEATER/1409: Lippstadt - "Zwerg Nase" als Märchen-Singspiel am 8. April 2019


Stadt Lippstadt

"Zwerg Nase" als Märchen-Singspiel

Neu inszeniert von der Musikbühne Mannheim



Lippstadt. Die Musikbühne Mannheim war schon oft in Lippstadt zu Gast
und jedes Mal hat sie mit ihren fröhlichen Singspielen überzeugt und
vor allem Spaß gemacht.

Am 8. April ist sie nun mit "Zwerg Nase" zu sehen, einem
unterhaltsamen und lehrreichen Märchen von Wilhelm Hauff. Denn es ist
die wundersame Geschichte vom Jungen Jakob, der von einer Zauberin
gestohlen und in den hässlichen Zwerg Nase verwandelt wird. Von allen
wegen seiner langen Nase verspottet, besinnt er sich darauf, dass er
bei der Hexe kochen gelernt hat und verdingt sich beim Herzog als
Koch. Mit Hilfe der Gans Mimi, die er vor der Bratpfanne gerettet hat,
findet Jakob das Kraut, das den Zauber löst.

So erzählt das Märchen vom Angenommensein und Abgelehntwerden, von den
Schwierigkeiten des Erwachsenwerdens, von schmerzhaften Lehrjahren,
inneren Werten, Freundschaft, Mut und Selbstvertrauen.

Die Musikbühnen, bzw. sein Vorläufer, wurde bereits 1989 gegründet und
schon seit 1992 gibt es den Bereich Kindetheater.

Im März 2018 wurde das Märchenmusical "Zwerg Nase "in der neuen
Singspiel-fassung uraufgeführt.

für Zuschauer ab 5 Jahren

Dauer: ca. 75 Minuten, keine Pause

Musikbühnen Mannheim Termin: Montag, 8. April 2019, 16.30 Uhr

Ort: Aula des Evangelischen Gymnasiums Lippstadt Beckumer Straße 61,
59555 Lippstadt

Preis: 9,50 Euro

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH

Mit freundlicher Unterstützung der Volksbank Beckum-Lippstadt eG

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Sonntag, 31. März 2019

Stadt Lippstadt

Ostwall 1
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AUSSTELLUNG/9635: Braunschweig - "Ruth Baumgarte - Vision Afrika. Turn of the Fire" bis zum 7.7.2019


Stadt Braunschweig

Städtisches Museum zeigt "RUTH BAUMGARTE - Vision Afrika. Turn of
the Fire"



Braunschweig. Das Städtische Museum zeigt im Haus am Löwenwall,
Steintorwall 14 bis zum Sonntag, 7. Juli, die Ausstellung "RUTH
BAUMGARTE - Vision Afrika. Turn of the Fire". Präsentiert wird der
expressive Afrika-Zyklus der international renommierten Künstlerin
Ruth Baumgarte. Rund 70 Ölbilder, Aquarelle und Zeichnungen sind in
der Ausstellung zu sehen. Zuletzt war der Afrika-Zyklus im Ludwig
Museum Koblenz (2017/18) und im Marmorpalast des Ludwig Museum im
State Russian Museum, St. Petersburg (2018) zu sehen.

Ruth Baumgarte, 1923 in Coburg geboren, wuchs als Tochter der
Schauspielerin Margarethe Kellner-Conrady und des Schauspielers,
Regisseurs und späteren Ufa-Direktors Kurt Rupli in Berlin auf. Nach
ihrem Studium an der Staatlichen Hochschule für Bildende Künste Berlin
siedelte sie nach dem Zweiten Weltkrieg 1946 nach Bielefeld um und
baute sich dort eine Karriere als Malerin und Grafikerin auf. Bereits
in den frühen 1950er-Jahren und verstärkt ab den 1980er-Jahren reiste
sie fast 40 Mal auf den afrikanischen Kontinent und wurde nicht
zuletzt international bekannt durch ihre afrikanischen Werke, die
weltweit in renommierten Institutionen und Galerien unter anderem in
New York, Mailand, London und Paris gezeigt wurden. Ruth Baumgarte
verstarb im Februar 2013.

"Die Ausstellung "RUTH BAUMGARTE - Vision Afrika. Turn of the Fire"
ist in vielerlei Hinsicht ein Glücksfall für das Städtische Museum
Braunschweig", so Museumsdirektor Dr. Peter Joch. Sie widmet sich
einer Künstlerin, die Afrika über viele Jahre bereiste und ihre
persönlichen Visionen dieses facettenreichen und widersprüchlichen
Kontinents entwickelte. Afrika war seit jeher das Ziel einer Unzahl
von Projektionen seitens der Europäer. Es wurde beispielsweise ein
prominentes Thema in der exotistischen Malerei, die die Sensationen
des "Fremden" feierte. Während der Kolonialzeit wiederum wurde Afrika
in der Fotografie erforscht - dokumentarisch, aber auch voyeuristisch
im Eroberungsstil.

Zu diesen und späteren Versuchen, Afrika im Bild auf Sensationen hin
'auszuschlachten' und im Bild 'festzumachen', liefert Ruth Baumgarte
einen Gegenentwurf. Mit ihren lichten, zuweilen wie geträumt wirkenden
Menschen- und Landschaftsdarstellungen, die jede Materie transparent
erscheinen lassen und flüchtige Phantome versammeln, zeigt sie, dass
jedes Bild von Afrika nur eine persönliche Vision ist. So inszeniert
Ruth Baumgarte einen gleichberechtigten Dialog zwischen dem Kontinent
und der Künstlerin. Ihre Afrika-Landschaften sind durch dynamische
Farbverläufe und Strudel geprägt. Damit veranschaulicht Ruth Baumgarte
die Energien des Kontinents, ohne ihn leichtfertig protokollieren zu
wollen.

Insbesondere die brisante Entwicklung der sozialpolitischen Situation
in den letzten Jahren bis heute verleiht den Arbeiten von Ruth
Baumgarte eine neue und stetig wachsende Relevanz sowohl auf
kultureller als auch gesellschaftlicher Ebene.

Zur Ausstellung erscheint ein Katalog mit zahlreichen Abbildungen.

Städtisches Museum Braunschweig, Haus am Löwenwall

Steintorwall 14, 38100 Braunschweig

Tel.: (0531) 470 4521

E-Mail: staedtisches.museum@braunschweig.de

www.braunschweig.de/museum

Öffnungszeiten: Di-So 10-17 Uhr

Eintritt: Erwachsene 5 Euro; Ermäßigung (für Schüler, Studierende,
Auszubildende, Menschen mit Behinderung, Rentner sowie Inhaber des
"Braunschweig Passes") 2,50 Euro; Kinder von 6 bis 16 Jahre 2 Euro;
Schulklassen und Kinder bis 6 Jahre freier Eintritt. Das Städtische
Museum ist uneingeschränkt barrierefrei.

Das Städtische Museum nimmt teil an der MuseumsCard der Braunschweiger
Museen. Sie ermöglich einmalig freien Eintritt sowie dauerhaft
ermäßigten Eintritt bei Folgebesuchen für ein Jahr in den sieben
größten Museen Braunschweigs. Die Museumscard kostet 22 Euro und ist
auch im Städtischen Museum erhältlich. Alle Infos unter
www.braunschweig.de/museumscard.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. März 2019
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Internet: www.braunschweig.de
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VORTRAG/299: Mönchengladbach - Thema "Frauen am Bauhaus" am 10. April 2019


Stadt Mönchengladbach

Forum Kultur: 'Wo Wolle ist, ist auch ein Weib'. Frauen am
Bauhaus



1919 öffnete das Staatliche Bauhaus in Weimar seine Pforten für
männliche und weibliche Studierende. Walter Gropius schrieb im
Programm: "Als Lehrling aufgenommen wird jede unbescholtene Person
ohne Rücksicht auf Alter und Geschlecht, deren Begabung und Vorbildung
vom Meisterrat als ausreichend erachtet wird." Besonders in den ersten
Jahren kamen aber viele Frauen ans Bauhaus. Für sie wurde die
Werkstätte für Textil eingerichtet, denn man empfand die Arbeit mit
Textilien eine der Frau angemessene Tätigkeit. Außerdem fürchtete man,
dass weibliche Studierende den männlichen wertvolle Werkstattplätze
wegnehmen könnten. Zunächst war Johannes Itten für die Textilwerkstatt
zuständig, seit 1920 dann Georg Muche, unter dem viel experimentiert
werden konnte. Die Schülerinnen suchten nach neuen Wegen und Anni
Albers und Gunta Stölzl z.B. entwarfen zahlreiche Web- und
Knüpfarbeiten mit völlig neuen Mustern und Formen.

Trotz vieler Schwierigkeiten gab es auch Frauen in anderen Werkstätten
wie z.B. Dörte Helm und Lou Scheper, die im Bereich der Wandmalerei
arbeiteten, obwohl der Werkmeister Carl Schlemmer die Beteiligung von
Frauen an Architekturprojekten grundsätzlich ablehnte. Marianne Brandt
entwarf Produkte in der Metallwerkstatt, von denen einige heute als
Design-Klassiker gelten und Lucia Moholy wurde mit ihren Fotografien
sehr berühmt.

Der VHS-Vortrag am Mittwoch 10. April, von 19 bis 20.30 Uhr, in VHS am
Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85, stellt einige der
Bauhauskünstlerinnen und ihre Arbeiten vor, die mangels eines
funktionierenden Netzwerkes lange Zeit nicht angemessen gewürdigt
wurden.

Entgelt: 7,50 Euro.

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 1. April 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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AUFBAU/567: Gesellschaftliche Produktion und private Reproduktion


aufbau Nr. 96, März/April 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

Gesellschaftliche Produktion und private Reproduktion



REPRODUKTIONSARBEIT Sie ist in der kapitalistischen
Produktionsweise - im Gegensatz zur Lohnarbeit - Privatsache. Sie
zählt deshalb nicht als produktive Arbeit. Und je mehr es der
Bourgeoisie gelingt, Reproduktionsarbeit in die proletarischen
Haushalte zu verschieben, desto tiefer sinkt der Wert der Ware
Arbeitskraft. Dieses Paradox kann nur in einer zukünftigen
Gesellschaft aufgehoben werden, durch Vergesellschaftung der
Reproduktionsarbeit.



(gpw) Basis der Ausbeutung in der kapitalistischen
Produktionsweise ist der Mehrwert, der durch die ProletarierInnen in
der Produktion für die Bourgeois erarbeitet wird. Diese Produktion ist
heute vergesellschaftet: Keine Warenproduktion, ohne dass ein grosser
Teil der Gesellschaft involviert wäre. Es ist schlicht nicht
vorstellbar, einen Computer herzustellen, ein Auto oder auch nur ein
modernes Fahrrad mit den Ressourcen einer einzelnen Arbeitskraft oder
eines einzigen Standortes. Es werden daher verschiedenste Arbeiten und
damit Arbeitskräfte sowie verschiedene Rohstoffe aus allen möglichen
Regionen benötigt, um moderne Waren herzustellen. Die
Vergesellschaftung der Produktion hat so, bis auf kleinere
Nischenplätze, jeden Bereich der Ökonomie erfasst.

Während, aus diesen Gründen, die Arbeit in der Produktion von Waren
einen gesellschaftlichen Charakter hat, also die Form von
gesellschaftlicher Arbeit, ist die Reproduktionsarbeit - vom Wäsche
waschen, Essen machen bis zum Aufziehen der Kinder - grösstenteils
Privatsache. Dadurch bat sie die Form von Privatarbeit, meist
vermittelt durch die "typische" Kleinfamilie. Eine Ausnahme ist die
Bildung der Kinder, also der späteren Arbeitskräfte, durch die Schule.
Nicht, dass hier die Bourgeoisie "dieselben Chancen für alle" will,
sondern es ist nicht möglich, dass das Wissen, das Arbeitskräfte heute
brauchen, privat gelehrt wird.

Es wird also eingekauft und gekocht, gewaschen und Staub gesaugt,
unbezahlte Arbeit, die erledigt werden muss, soll die Arbeitskraft
auch die nächsten Tage, Wochen und Monate einsatzfähig sein. Müsste
diese Arbeit bezahlt werden, würde das die Kosten für eine
Arbeitskraft für das Kapital massiv erhöhen. Der Mehrwert würde
entsprechend geschmälert. In Wirklichkeit ist es umgekehrt: Die
Reproduktionsarbeit verbilligt die Kosten der Arbeit für das Kapital.
So kommt es, dass, je mehr private Reproduktionsarbeit in die
Produktion der Ware Arbeitskraft gesteckt wird, der Wert dieser Ware
nicht steigt, wie es bei allen anderen Waren der Fall ist, sondern
sinkt. "Ist es auch Irrsinn, hat es doch Methode": So lange
kapitalistische Produktionsweise herrscht, kann dieser Widerspruch
nicht aufgehoben werden.


Umfassende Entwicklung der Persönlichkeit

In einer zukünftigen Gesellschaft muss daher die Kleinfamilie, soweit
sie Trägerin von privater Reproduktionsarbeit ist, aufgehoben werden.
Die Entwicklung der Persönlichkeit und die Sozialisierung eines Kindes
müssen so weit als möglich von der Gesellschaft als ganzes getragen
und verantwortet werden. Auch der biologische Teil, der im Kern nur
von Frauen individuell geleistet werden kann, wird im Sozialismus, als
Teil der Reproduktion für die zukünftige Gesellschaft, ebenfalls als
gesellschaftliche Arbeit gelten. Damit werden Kinder nicht mehr
Produkt privater Arbeit sein, die als solche keinen Wert bilden kann,
wie es im Kapitalismus der Fall ist.

Dies entschärft zwei grundlegende Widersprüche der heutigen
Gesellschaft. Auf der einen Seite kann schon im frühen Alter,
kindgerecht, Arbeit und Bildung integriert werden, da die Arbeit nicht
Mittel privater Ausbeutung sein wird. Kinder werden auf der andern
Seite keine Privatangelegenheit mehr sein, über die die Eltern das
Bestimmungsrecht haben. So kann in einer zukünftigen Gesellschaft die
Entwicklung der Persönlichkeit, ihrer individuellen Fähigkeiten und
Interessen für alle - unabhängig von Einschränkungen durch private
Interessen oder Vorlieben ihrer Eltern - gewährleistet werden. Dadurch
werden, andererseits, auch die Eltern freier in der Gestaltung ihrer
Beziehung zu den Kindern.

Menschen bringen eine biologische Ausstattung mit, welche die
Reproduktionsarbeit so besonders anspruchsvoll und für viele auch
befriedigend macht:

1. Wir sind "physiologische Frühgeburten", weshalb es eine jahrelange,
sorgfältige und kompetente Betreuung von Säuglingen und Kleinkindern
braucht.

2. Die allseitige Entwicklung zu gesellschaftlich kompetenten Menschen
ist abhängig vom Grosshirn. Das ermöglicht und erfordert lange und
intensive Ausbildungs- und Formierungsprozesse spätestens vom
Schulalter an.

Diesen besonderen Ansprüche an diese Arbeit, eine uneingeschränkte
Entwicklung der Säuglinge, Kinder und jungen Erwachsenen zu
garantieren, kann nur gewährleistet werden, wenn diese als
gesellschaftliche Arbeit "professionalisiert" wird. So ist es möglich,
die Fähigkeiten und Interessen der Kinder unabhängig von den
Fähigkeiten und Interessen der biologischen Eltern zu fördern. In
einer Gesellschaft, in der nicht einfach die besten Schulnoten zählen
und die Kopf- gegenüber der Handarbeit den grösseren Wert besitzt,
kann besonders darauf geachtet werden, wo welche Kompetenzen liegen,
welche Fähigkeiten und Interessen gefördert werden können.

Kinder, Jugendliche wie auch Erwachsene leisten, indem sie lernen und
sich zu aktiven und kompetenten Gesellschaftsmitgliedern entwickeln,
selber anspruchsvolle Eigenarbeit, die schliesslich der ganzen
Gesellschaft zu gute kommt. Diese Eigenarbeit berechtigt sie,
eigenständig "entlohnt" zu werden, also am gesellschaftlichen Produkt
teilzuhaben und über ihren Anteil selbst zu bestimmen. Das gilt für
jede Art der Aus- und Weiterbildung. Im Gegenzug wird längere Aus- und
Fortbildung keinen Anspruch auf höhere Belohnung begründen.

Solche grundlegenden Veränderungen brauchen nicht nur eine absolute
Neugestaltung der Politik und der Ökonomie, sondern wird im Besonderen
in den Köpfen ein Kampf um die Revolution sein. Sätze wie "Mein Kind
wird einmal Rechtsanwalt oder eine Ärztin" kommen aus der tiefen
Verinnerlichung der Werte des kapitalistischen Leistungsprinzips und
der Konkurrenz jede gegen jeden.


Reproduktionsarbeit als Frage des Geschlechts

Ein Grossteil der Reproduktionsarbeit, das heisst von der nicht
bezahlten Arbeit im Haushalt und mit den Kindern, wird heute von
Frauen ausgeübt. Dies hat verschiedene Ursachen, und einige davon sind
historisch gewachsen. Die Überwälzung der Reproduktionsarbeit auf
Frauen ist einer der Hauptgründe dafür, dass Frauen schlechtere Berufs-
 und Karrierechancen haben und darüber hinaus meist schlechter
verdienen als Männer, auch wenn sie dieselben Arbeiten ausführen.
Zusätzlich werden sie sehr oft für weniger qualifizierte Arbeiten
eingestellt. Das führt in auch heute noch in "typischen Kleinfamilien"
oft dazu, dass die Männer Lohnarbeit leisten, während sich die Frauen
um die Reproduktion kümmern.

"Die Entwicklung hin zur kapitalistischen Produktionsweise hat die
individuellen ProduzentInnen der Produktionsmittel enteignet, so dass
heute die Produktionsarbeit getrennt von den Familien, in den
kapitalistischen Betrieben stattfindet, während die für die
Reproduktion der ArbeiterInnenklasse notwendige Familienarbeit den
Charakter einer reinen Privatsache angenommen hat. Dadurch entwickelte
sich der historisch neuartige Widerspruch zwischen gesellschaftlicher
Produktion und privater Reproduktion." (Plattform des
Revolutionären Aufbaus)

Das ist die materielle Grundlage dafür, dass wir den
Geschlechterwiderspruch als Teil und Besonderheit des kapitalistischen
Klassenwiderspruchs betrachten. Es ist nicht so, dass der Kapitalismus
"das Patriarchat" einfach von älteren Produktionsweisen übernommen
hätte, sondern er hat es eigenständig umgestaltet und zu einem seiner
eigenen Charakteristika gemacht.

Im Gegensatz zu heute werden in einer sozialistischen Gesellschaft die
Arbeiten je nach Fähigkeiten - intellektuellen, emotionalen und
körperlichen - aufgeteilt werden. Mühsame, eintönige und unangenehme
Arbeiten, die es in beschränktem Mass weiterhin brauchen wird, müssen
so gerecht wie möglich verteilt werden, sowohl in der Produktion als
auch der Reproduktion. Die Aufhebung des Widerspruchs zwischen
gesellschaftlicher Produktion und privater Reproduktion wird es
unnötig machen, moralisierend an die Frage geschlechtsspezifischer
Arbeitsteilung heranzugehen, da die Reproduktionsarbeit nicht mehr
benachteiligt sein wird. Sie wird für viele Gesellschaftsmitglieder,
Frauen und Männer, eine der attraktivsten Formen sein, ihre
Arbeitskraft der Gesellschaft zur Verfügung zu stellen.



Dies ist der zweite einer Serie von Zeitungsartikeln, in denen
perspektivisch behandelt wird, wie sich die Grundwidersprüche des
Kapitalismus in einer zukünftigen Entwicklung aufheben und andere sich
verschieben werden. In der letzten Nummer (aufbau 94) standen die
modernen Produktivkräfte im Zentrum, die im Widerspruch zu den
kapitalistischen Produktionsverhältnissen stehen. Heute beleuchten wir
den Widerspruch zwischen gesellschaftlicher Produktion und privater
Reproduktion, welcher die Grundlage des Geschlechterwiderspruchs
bildet, als Teil und Besonderheit des Klassenwiderspruchs.

 * 

Redaktion

Revolutionärer Aufbau Basel (rabs), Revolutionärer Aufbau Winterthur
(raw), Gruppe politischer Widerstand Zürich (gpw), Gruppe Arbeitskampf
Zürich (az), Arbeitsgruppe Antifa Basel (agafbs), Arbeitsgruppe Antifa
Zürich (agafz), Arbeitsgruppe Klassenkampf Basel (agkkbs),
Arbeitsgruppe Klassenkampf Zürich (agkkz), Arbeitskreis
ArbeiterInnenkämpfe (akak), Arbeitskreis Frauenkampf (akfk),
Frauen-Arbeitsgruppe (agf), Frauenkollektiv (fk), Rote Hilfe
International (rhi), Arbeitsgruppe Jugend Zürich (agj)

 * 
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GLEICHHEIT/6846: Präsidentschaftswahl in der Ukraine - Komiker Wolodimir Selensky gewinnt ersten Wahlgang


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Präsidentschaftswahl in der Ukraine

Komiker Wolodimir Selensky gewinnt ersten Wahlgang

Von Jason Melanovski und Clara Weiss

3. April 2019



Nach der Auszählung von 95 Prozent der Stimmen, die bei der ukrainischen
Präsidentschaftswahl am Sonntag abgegeben wurden, steht der Komiker
Wolodimir Selensky als eindeutiger Gewinner des ersten Wahlgangs fest. Laut
dem zentralen Wahlkomitee der Ukraine erhielt Selensky im ersten Wahlgang
30,2 Prozent der Stimmen. Der derzeitige Präsident und
"Schokoladenoligarch" Petro Poroschenko kam mit 15,9 Prozent auf den
zweiten Platz, die ehemalige Ministerpräsidentin Julia Tymoschenko landete
mit 13,4 Prozent auf dem dritten Platz.

Etwa 63,4 Prozent der Wahlberechtigten gaben ihre Stimmen ab. Am 21. April
werden Selensky und Poroschenko jetzt in der Stichwahl gegeneinander
antreten.

Die Präsidentschaftswahl fand vor dem Hintergrund einer außergewöhnlichen
politischen und sozialen Krise statt. Das Poroschenko-Regime hatte bewusst
eine Atmosphäre von Kriegshysterie geschürt. Vor dem offiziellen Beginn des
Wahlkampfs provozierte das Regime eine Konfrontation mit Russland im
Asowschen Meer, die es dann als Vorwand benutzte, um in mehreren Teilen des
Landes das Kriegsrecht zu verhängen.

In den Wochen vor der Wahl hatten rechtsextreme Schläger des 
Asow-Bataillons Poroschenkos Büro in Kiew überfallen und den Präsidenten
gezwungen, von seiner eigenen Wahlveranstaltung zu fliehen. Die
rechtsextreme Miliz spielt seit dem Putsch von 2014 eine wichtige Rolle in
der ukrainischen Politik und wird mittlerweile mit Innenminister Arsen
Awakow in Verbindung gebracht.

Selensky gewann die meisten Stimmen in den mittleren und südlichen Regionen
des Landes, Poroschenko schnitt im Westen des Landes am besten ab, der
traditionellen Hochburg des ukrainischen Nationalismus. Der Kandidat der
Partei Opposition fürs Leben Juri Boiko führte in den östlichen Regionen
des Landes, wo die Beziehungen zu Russland am stärksten sind, u.a. in den
von Separatisten kontrollierten Provinzen Donezk und Lugansk.

Das Poroschenko-Regime will das Ergebnis offenbar akzeptieren. Das zentrale
Wahlkomitee hat erklärt, es sei zu "keinen systematischen Verstößen"
gekommen. Die ehemalige Ministerpräsidentin Julia Tymoschenko behauptete
jedoch, der Wahlausgang sei manipuliert worden. Ihr Wahlkampfteam erklärte,
Tymoschenko sei in Wirklichkeit mit 18,06 Prozent der Stimmen Zweite und
Poroschenko mit 14,74 Prozent Dritter geworden. Tymoschenkos Stab kündigte
an, man werde die projizierten Ergebnisse schneller verbreiten als das
zentrale Wahlkomitee.

Es ist momentan noch unklar, ob Tymoschenko ihre Anhänger aus Protest gegen
das Ergebnis zu Demonstrationen aufrufen wird. Tymoschenko gilt als enge
Verbündete von Innenminister Arsen Awakow. Dieser verfügt als Chef der
nationalen Polizei und der Regierungsmilizen über beträchtliche Macht und
hat enge Beziehungen zu diversen rechtsextremen Organisationen. Es gab
Spekulationen, Tymoschenko könnte Awakow und seine Beziehungen zu rechten
Kräften aus dem Umfeld der Nationalmiliz, wie z.B. das Asow-Bataillon,
benutzen, um Poroschenko zu entmachten, falls sie es nicht in die zweite
Runde der Wahl schafft.

Selenskys Wahlsieg eine drastische Abfuhr für das rechte, nationalistische
Regime von Poroschenko, das Anfang 2014 durch einen rechtsextremen, von den
imperialistischen Mächten unterstützten Putsch an die Macht gekommen ist
und mit Parolen wie "Armee, Glaube, Sprache" einen durch und durch
nationalistischen und militaristischen Wahlkampf führte. Das ist ein
erster, wenn auch verzerrter Ausdruck des wachsenden Widerstands der Massen
gegen den von den imperialistischen Mächten unterstützten Krieg der
ukrainischen Streitkräfte in der Ostukraine und ihre anhaltenden
Kriegsvorbereitungen und Provokationen gegen Russland sowie ein Ausdruck
der Wut über die soziale Katastrophe im Land.

Eine überwältigende Mehrheit der Ukrainer hat in einer Umfrage nach der
anderen deutlich gemacht, dass sie sich vor allem Sorgen machen um
Arbeitsplätze, die Löhne, die Korruption und den endlosen Krieg in der
Ostukraine, der bisher mindestens 13.000 Todesopfer gefordert hat.

In den letzten Jahren sind die Löhne und der Lebensstandard von
beträchtlichen Teilen der Bevölkerung stark gesunken, während immer größere
Summen für die Fortsetzung des Kriegs gegen die Separatisten in der
Ostukraine ausgegeben wurden. Die Ukraine ist heute das ärmste Land
Europas, der Durchschnittsverdienst liegt bei umgerechnet etwa 313 Euro im
Monat. Millionen von Ukrainern haben das Land verlassen, um in Ausland zu
arbeiten. Das Land muss laut den IWF-Anweisungen die Sozialausgaben kürzen,
da ihm andernfalls aufgrund der milliardenschweren IWF-Kredite der
Staatsbankrott droht.

Poroschenkos Wahlkampf wurde außerdem von einem Bericht erschüttert, der
einen Korruptionsskandal auf höchster Ebene im Zusammenhang mit der
Materialbeschaffung für das Militär enthüllt hat. Laut einer vorläufigen
Umfrage zur Präsidentschaftswahl im November 2018 hatten 50 Prozent der
Bevölkerung erklärt, sie würden sich "unter allen Umständen" weigern, für
Poroschenko zu stimmen.

Unter diesen Bedingungen konnte Selensky von der Unzufriedenheit über die
Korruption sowie Poroschenkos Umarmung des ukrainischem Nationalismus sowie
seiner Eskalation des Kriegs profitieren. Er inszenierte sich als
Kandidaten, der im Gegensatz zu Poroschenko und Tymoschenko außerhalb des
"Establishments" steht.

Selensky hat den Putsch in Kiew im Februar 2014 unterstützt und die
"Rückgabe" der Krim und der separatistischen Ostprovinzen an die Ukraine
gefordert. Um an die weit verbreitete Antikriegsstimmung zu appellieren,
machte er jedoch auch Annäherungsversuche an den russischen Präsidenten
Wladimir Putin, dem er signalisierte, er sei zu Verhandlungen mit Russland
über ein Ende des Kriegs bereit. Zudem forderte er einen Waffenstillstand,
damit die Verhandlungen zwischen den beiden Ländern wieder aufgenommen
werden können. Wladimir Putin seinerseits hat Verhandlungen mit der Ukraine
ausgeschlossen, falls Poroschenko wiedergewählt werden sollte.

Doch obwohl Selensky versucht, an die Antikriegsstimmung breiter Teile der
Arbeiterklasse zu appellieren, hat er sich deutlich als Unterstützer des
Beitritts der Ukraine zu EU und Nato positioniert. Diese beiden Schritte
würden die Spannungen mit Russland deutlich verschärfen.

Selensky hat sich auch bewusst nur vage über seine wirtschaftlichen Pläne
geäußert. Er hat lediglich versprochen, die Korruption zu beenden und neue
Gesetze gegen Offshore-Konten einzuführen. Trotz seiner Wahlversprechen
würde Selensky nach seinem Sieg die vom IWF diktierten Austeritätsmaßnahmen
fortsetzen, um die 12 Milliarden Dollar Schulden beim IWF abzutragen.

Trotz seinem Gerede über den Kampf gegen die "Korruption" und seiner
Behauptung, er gehöre nicht zum "Establishment", wird Selensky die
Interessen der ukrainischen Oligarchie verteidigen und ist bereit, das enge
Bündnis mit dem US-Imperialismus fortzusetzen.

Selensky soll angeblich finanzielle Unterstützung von dem Oligarchen Igor
Kolomoiski erhalten und hat zugegeben, dass er eine "Arbeitsbeziehung" mit
dem Milliardär unterhält. Laut anderen Berichten teilt er auch die
Ansichten des französischen Präsidenten Emmanuel Macron, der derzeit das
Militär gegen die Proteste der Gelbwesten mobilisiert.
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"Die Anerkennung des Islam in der Öffentlichkeit durch den Status
'Körperschaft des öffentlichen Rechts' ist für uns von großer Bedeutung"


Interview mit Faizan Ijaz, Personalleiter der Religionsgemeinschaft
"Ahmadiyya Muslim Jamaat" und Vorsitzender von An-Nusrat - Islamischer
Wohlfahrtsverband in Frankfurt, von Karl-Helmut Lechner



Vorwort 

In der Bundesrepublik Deutschland wird längst ein Kulturkampf von rechts
geführt. Damit verbunden ist eine steigende Islamfeindlichkeit, die in der
öffentlichen Debatte auch das Verhältnis zwischen Staat und Religion
berührt. Die LINKE geht noch viel zu defensiv mit diesem Problem um. Wir
sollten uns bei diesem Konflikt entschiedener positionieren. Es genügt
nicht mehr, wenn wir den Religionsgemeinschaften im interreligiösen und
interkulturellen Dialog aufgeschlossen und freundlich begegnen. Es wäre
darüber hinaus nötig, für sie die gleichen Rechte einfordern, die bereits
andere Religionsgemeinschaften, insbesondere die großen christlichen
Kirchen, haben.

Das Religionsverfassungsrecht bietet im Grundgesetz dafür eine praktikable
Lösung an. Es sieht im Art 140 GG für religiöse und weltanschauliche
Gemeinschaften die Rechtsform der "Körperschaft des öffentlichen Rechts"
(KdöR) vor. Diese ist geprägt von dem Grundsatz der Religionsfreiheit und
der Gleichberechtigung aller Religionsgemeinschaften. In ihr können
beispielsweise selbst kleine islamische Gemeinschaften gleiche Rechte für
sich einfordern. So hat z.B. die Religionsgemeinschaft "Ahmadiyya Muslim
Jamaat" - wenn auch noch als Ausnahmefall - bereits in Hessen und Hamburg
seit 2013 diesen Rechtsstatus erhalten. Das nachfolgende Interview von
Karl-Helmut Lechner mit Herrn Faizan Ijaz, Personalleiter der
Religionsgemeinschaft "Ahmadiyya Muslim Jamaat" und Vorsitzender von
An-Nusrat - Islamischer Wohlfahrtsverband in Frankfurt, zeigt auf, welch
große Bedeutung eine durch den Status als KdöR mit Verfassungsrang
ausgestattete Anerkennung des Islam in der Gesellschaft hat.

Der Schattenblick veröffentlicht mit freundlicher Genehmigung
des Autors das folgende Interview, das zuerst bei bei den "Politischen
Berichten" 3/2019 erschienen ist:

http://www.linkekritik.de/index.php?id=558 
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Politische Berichte (PB): Wer ist die Religionsgemeinschaft "Ahmadiyya
Muslim Jamaat"? Was ist der Kern ihrer Botschaft?

Faizan Ijaz: Zunächst vielen Dank, dass ich hier Ihre Fragen beantworten
darf. Ahmadi-Muslime sind Muslime, die sich zu allen Lehren des
ursprünglichen Islam bekennen. Wir sind eine Reformbewegung, die sich für
die ursprünglichen Werte des Islam einsetzen will.

Wir haben zwei elementare Botschaften: Dem Schöpfer zu dienen und Seiner
Schöpfung zu dienen. Dies sind die beiden Hauptaussagen, die der Begründer
der Ahmadiyya formuliert hat. Für uns sind die wichtigsten Werte des Islam:
Barmherzigkeit gegenüber allen Menschen, Gerechtigkeit und die Wahrung der
menschlichen Würde, Gleichwertigkeit von Mann und Frau, Trennung von
Religion und Staat und friedliches Miteinander der Religionen.

PB: Die Ahmadiyya Muslim Jamaat ist über 100 Jahre alt. Was ist ihr
geschichtlicher Ursprung?

Faizan Ijaz: Die Ahmadiyya Muslim Jamaat wurde 1889 als muslimische
Reformbewegung in Qadian, Nordindien gegründet. Indien war damals unter
britischer Herrschaft. Die Muslime waren zu einem großen Teil aus dem
wirtschaftlichen Leben ausgeschlossen. Dies hatte auch den Grund, dass sie
sich von den Werten des Islam entfernt hatten. Unsere Bewegung stand von
Anfang an für Bildung, Rationalität und Fortschritt. Dies erlangen wir
dadurch indem wir zu der ursprünglichen Weisheit des Islam zurückkehren.
Wir glauben, dass der von allen Muslimen erwartete Reformer und Messias in
der Person Seiner Heiligkeit Hadhrat Mirza Ghulam Ahmad, dem Begründer
unserer Gemeinde, erschienen ist.

PB: Die Ahmadiyya Muslim Jamaat ist in Hessen und Hamburg eine
"Körperschaft des öffentlichen Rechts". Welche Vorteile hat das für sie?

Faizan Ijaz: Wir haben den Körperschaftsstatus in Hessen seit 2013 und in
Hamburg seit 2014. Für das interne Gemeindeleben erlaubt uns der
Körperschaftsstatus, dass wir uns selbst strukturieren können. Hierbei
stehen uns als öffentliche Körperschaft mehr Möglichkeiten zu als zum
Beispiel in einem eingetragenen Verein, wo die rechtlichen Vorgaben stark
zivilrechtlich orientiert sind.

Im Außenverhältnis bietet der Körperschaftsstatus den Vorteil, dass wir
verfassungsgemäß anerkannter Ansprechpartner für den Staat sind. Rechtlich
sind wir den Kirchen gleichgestellt. Die mit Verfassungsrang ausgestattete
Anerkennung des Islam ist für uns von großer Bedeutung.

Inwiefern dann das ganze "Privilegienbündel", das man mit diesem Status
erhält, für uns im Einzelnen von Vorteil ist - dies herauszuarbeiten ist
eine längerfristige Aufgabe. Das Grundgesetz gibt uns dazu ja große
Gestaltungsfreiheit.

PB: Hatten Sie Hindernisse bei der Antragstellung zu überwinden?

Faizan Ijaz: In Hessen haben wir den Antrag auf Anerkennung als
"Körperschaft des öffentlichen Rechtes" 2011 eingereicht. Wir hatten keine
großen Hindernisse. Einmal, weil wir mit der rechtlichen Situation vertraut
waren. Unsere interne Struktur war bereits für die Anforderungen an eine
Körperschaft angelegt. Aber auch das Ministerium war sehr kooperativ. Es
hat uns bei der Antragstellung geholfen. Ich muss aber dazu sagen: damals
war der politische Wille gegeben; sowohl in Hessen als auch in Hamburg. Mit
der Zeit hat sich aber vieles verändert: Die Anforderungen an eine
Anerkennung sind mehr und mehr angehoben worden. Auch der politische Wille
scheint nicht mehr vorhanden zu sein. Das hat aber nichts mit uns als
Gemeinde zu tun, sondern ist mehr auf den Wechsel des Islambilds in der
Öffentlichkeit zurückzuführen. Aber wir sind guter Dinge, dass es mit der
Anerkennung in anderen Ländern wie zum Beispiel in NRW auch klappen wird.

PB: Eine Bedingung der Anerkennung als Körperschaft des öffentlichen
Rechtes von Seiten des Staates ist eine "verfestigte Struktur", die bei der
beantragenden Religionsgemeinschaft gegeben sein muss. Wie ist die
Gemeindestruktur bei Ihnen organisiert?

Faizan Ijaz: Unsere Gemeinde ist sehr gut strukturiert. Wir sind die
älteste islamische Religionsgemeinschaft in Deutschland. Bereits seit 1955
sind wir als eingetragener Verein organisiert. Zunächst hatten wir in
Hamburg, später dann in Frankfurt unsere Zentrale. Es hat aber auch damit
zu tun, dass wir nicht direkt vergleichbar sind mit anderen islamischen
Verbänden in Deutschland. Unsere Struktur unterscheidet sich dadurch, dass
wir seit jeher ein Bundesverband waren. Und die rechtliche Transformation
als "Körperschaft des öffentlichen Rechtes" ist auch in dieser Form
geschehen. Die Ahmadiyya Muslim Jamaat hat keine lokalen eingetragenen
Vereine oder Verbände, die von dem Bundesverband unabhängig waren. Wir
waren seit jeher ein Bundesverband mit lokalen Gemeinden. Diese sind unter
unserem Dach organisiert. Das Gemeindeleben findet aber natürlich
selbständig in den lokalen Gemeinden statt. Man könnte unsere Struktur mit
der von Kirchen vergleichen. Da gibt es die Landeskirchen und darunter die
einzelnen Gemeinden. Sie wissen vielleicht von den anderen islamischen
Gemeinden, dass es dort hingegen Dachverbände gibt, Landesverbände und
Moschee-Gemeinden. Das ist bei uns anders.

PB: Wie gestalten Sie die Ausbildung ihrer Geistlichen?

Faizan Ijaz: Vor etwa zehn Jahren haben wir unser "Institut für islamischen
Theologie und Sprachen" in Riedstadt-Goddelau gegründet. Wir nennen es
"Jamia Ahmadiyya Deutschland" und dieses Institut haben wir als private
Hochschule gegründet. Insgesamt gibt es weltweit acht solcher
Einrichtungen. Das erste Institut in der westlichen Hemisphäre hatten wir
in Kanada. Danach in England und jetzt hier in Deutschland. Das ist ein
Campus, wo Studenten, die in Deutschland geboren und aufgewachsen sind,
sieben Jahre studieren, um Imame - also muslimische Geistliche - zu werden.
Das Studium ist kostenlos. Es gibt ein Studentenwohnheim, eine Mensa, eine
Bibliothek - alles was dazugehört und für Studenten wichtig ist. Aktuell
studieren dort knapp 100 Studenten. Jedes Jahr schließen etwa 20 Studenten
ihre Ausbildung ab und werden anschließend als Imame in den Gemeinden
eingesetzt.
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Das "Institut für
islamischen Theologie und Sprachen" in Riedstadt-Goddelau bei
Frankfurt
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PB: In welcher Sprache wird unterrichtet?

Faizan Ijaz: Es wird dort Deutsch, Englisch, Arabisch und Urdu gesprochen.
Das sind auch die Sprachen, die dort auch unterrichtet werden. Viele
Schriften unserer Gemeinde sind auf Urdu oder auf Arabisch verfasst. Die
Studenten lernen diese Sprachen in den ersten beiden Jahren. Es gibt
Studenten, die in ihrer Kindheit Urdu zu sprechen nicht gelernt haben. Im
Folgestudium beschäftigen sich die Studenten mit der Theologie,
Religionsvergleichung usw. Ein Mindestmaß an sprachlicher Begabung ist für
dieses Studium erforderlich.

PB: Gibt es auch in diesen Sprachen theologische Literatur?

Faizan Ijaz: Die gemeindeeigene Literatur ist überwiegend auf Urdu,
Englisch und Arabisch. Dann haben wir natürlich auch deutsche Literatur.
Ein Großteil der deutschen Literatur sind Übersetzungen aus dem Urdu.

PB: Neugierig möchte ich die Frage anschließen: Gibt es bei Ihnen auch
Frauen, die Theologie studieren? Gibt es Imaminnen?

Faizan Ijaz: Ja. Das gleiche Studium gibt es auch für Frauen. Wir haben in
Kanada eine "Aysha Akademie". Nach diesem Vorbild wird demnächst auch hier
in Deutschland ein theologisches Institut für Frauen eingerichtet. Dort
studieren Frauen das gleiche wie die Männer, nur in kompakter Form. Das
Studium dauert hier drei Jahre. Man kann zwar nicht sagen, dass sie
Imaminnen werden. Der Imam ist ja erst mal nur ein Vorbeter. Frauen können
vorbeten, wenn nur Frauen im Gottesdienst anwesend sind.

PB: Wie unterrichten Sie Ihre Kinder?

Faizan Ijaz: Unsere Kinder haben verschiedene Möglichkeiten, sich der
Religion zu nähern. Viel passiert natürlich zu Hause in der Familie und
natürlich in den Gemeinden. In Hessen bieten wir darüber hinaus seit ca.
drei Jahren den konfessionellen Unterricht an öffentlichen Schulen an.

PB: Hat die Ahmadiyya Muslim Jamaat eigene soziale Einrichtungen?

Faizan Ijaz: Wir haben vor sechs Monaten den ersten islamischen
Wohlfahrtsverband "An Nusrat" gegründet, das ist arabisch und heißt "Die
Hilfe" bzw. "Helfer". Demnächst planen wir die Gründung von Kindergärten.
Wir sind dazu im Rhein-Main-Gebiet mit einigen Städten in Verbindung. Diese
Kindergärten werden natürlich für alle Kinder offen stehen. Man muss nicht
Muslim sein, um in unseren Kindergarten aufgenommen zu werden. Außerdem
planen wir weitere soziale Aufgaben wahrzunehmen. Wir orientieren uns hier
an der Caritas und Diakonie: Kinder- und Jugendhilfe, Seelsorge,
Altenpflege. Unsere sozialen Einrichtungen sind von dem islamischen
Wohlfahrtsgedanken geprägt, stehen aber selbstverständlich allen Bürgern
offen.
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Eröffnung des "Institut für islamischen Theologie und Sprachen" in
Riedstadt-Goddelau mit dem Khalifen der Ahmadiyya Muslim Jamaat, Mirza
Masroor Ahmad
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PB: Ist die Ahmadiyya Muslim Jamaat beteiligt an gesamtgesellschaftlichen
Einrichtungen wie Universitäten, Kultureinrichtungen und Medien?

Faizan Ijaz: Ja, wir sind kooperieren mit verschiedenen Institutionen. Wir
stehen mit verschiedenen islamischen Lehrstühlen an Universitäten im
Gespräch. Auch im Rundfunkrat ist ein islamischer Vertreter dabei. Die
konkrete Vorgehensweise wird inhaltlich zwischen den verschiedenen
islamischen Verbänden erarbeitet.

PB: Wie organisieren Sie Ihre Finanzierung? Etwa z. B. über eine Moschee-
Steuer oder die staatlichen Finanzämter?

Faizan Ijaz: Eine Moschee-Steuer, also eine Steuer analog zur
Kirchensteuer, gibt es bei uns nicht. Unsere Finanzen sind so organisiert,
dass wir ausschließlich über Spenden und Mitgliedsbeiträge finanziert sind,
die in Deutschland getätigt werden. Die Spenden werden persönlich in den
Gemeinden eingesammelt. Das Geld wird dann den Gemeinden zur Verfügung
gestellt und dort nach einem bestimmten Schlüssel an die einzelnen
Gemeinden verteilt. So können die Gemeinden ihre Programme, die sie für ein
gesamtes Jahr im Voraus planen, verwirklichen. Wir betrachten die
Mitgliedsbeiträge aber nicht als "Steuer". Dieser Begriff passt nicht zu
unseren theologischen Vorstellungen. Wir sehen Spenden als eine Art von
Opfergaben, die von den Mitgliedern persönlich geleistet werden. Hier ist
für uns der persönliche Kontakt zu den einzelnen Gemeindemitgliedern sehr
wichtig.

PB: Mit dem Status einer "Körperschaft des öffentlichen Rechts" ist das
Thema "Rechtstreue" verbunden. Wie sehen Sie das Verhältnis von
bürgerlichem Recht, etwa dem Grundgesetz, zu religiösen Geboten?

Faizan Ijaz: Bei uns ist das relativ unproblematisch und konfliktfrei. Denn
nach Auffassung der Ahmadiyya Muslim Jamaat kennt der Koran keinen
"islamischen Staat", um mal diesen Ausdruck zu gebrauchen. Nach unserer
Auffassung ist jeder Staat säkular. Für uns darf der Staat keinen
Unterschied machen in Bezug auf seine Bürger, ob sie Muslime sind oder
nicht. Zusammengefasst ist das oberste Gebot, das der Koran vorgibt,
Gerechtigkeit. Wenn man den Islam so versteht, ist es leicht, sich dem
Grundgesetz verpflichtet zu fühlen. Bei unseren Gemeindemitgliedern gibt es
da auch keine Probleme. Sollte es mal zu einem Konfliktfall kommen, ist der
Rechtsweg offen. Eine Bekämpfung staatlicher Institutionen ist nicht
erlaubt.

PB: Es gibt also nicht den immer wieder in der Öffentlichkeit beschworenen
Widerspruch zwischen "westlicher Demokratie", den "Menschenrechten" und dem
Islam?

Faizan Ijaz: Nach unserer Auffassung gibt es diesen Widerspruch nicht.

PB: Vielen Dank für dieses Interview.

Das Interview wurde am 26. Februar 2019 von Karl-Helmut Lechner,
Norderstedt, geführt.


Anmerkung:

[1] Zur Person: Herr Faizan Iljaz ist 38 Jahre alt, verheiratet und hat
zwei Kinder. Anfang der 90er ist er nach Deutschland eingewandert. Nach dem
Abitur hat Herr Ijaz Jura studiert und später Personalmanagement. Bei der
Ahmadiyya Muslim Jamaat (AMJ) ist er u.a. zuständig für die Antragstellung
der "Körperschaft des öffentlichen Rechts" (KdöR). Mit dieser Thematik ist
er seit knapp 10 Jahren beschäftigt. Seit den letzten 5 Jahren ist Herr
Ijaz auch zuständig für die Themen der Wohlfahrt in der AMJ.
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Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

BVG-Urteil zu Hartz IV

Sanktionen auf dem Prüfstein

von Tina Ress



Am 15. Januar 2019 verhandelte das Bundesverfassungsgericht in
Karlsruhe eine Klage gegen die Sanktionen für Hartz-IV-Beziehende. Ein
ALG2-Empfänger hatte Widerspruch eingelegt, nachdem er wegen der
Verweigerung eines Jobangebots sanktioniert worden war.


Das Sozialgericht Gotha hält die Vorschrift der Sanktionen für
verfassungswidrig. Das Bundesverfassungsgericht musste nun
entscheiden, ob die Kürzungen in das Recht auf ein menschenwürdiges
Existenzminimum und in das Grundgesetz eingreifen. Im zweiten
Sozialgesetzbuch "sind Mitwirkungspflichten normiert, bei deren
Verletzung das Arbeitslosengeld 2 in gestufter Höhe über einen starren
Zeitraum von jeweils 3 Monaten gemindert wird". "Der Gesetzgeber habe
das Existenzminimum mit der Entscheidung über die Höhe des
Regelbedarfs fixiert; dies dürfe nicht unterschritten werden. Im Fall
einer Leistungskürzung werde der Bedarf nicht gedeckt, obwohl er sich
tatsächlich nicht geändert habe. Damit verletze der Gesetzgeber das
Gebot, eine menschenwürdige Existenz jederzeit realistisch zu
sichern", so heißt es im Text des Sozialgerichts Gotha an das
Bundesverfassungsgericht.

Zur Verhandlung war vor dem Gebäude des Bundesverfassungsgerichts eine
Kundgebung angemeldet, es fanden sich einige Initiativen und Aktive
aus der Partei DIE LINKE, Gewerkschaften und Sozialverbänden ein.
Medial erregte die Verhandlung einiges Aufsehen, mehrere Fernsehteams
und Journalisten waren vor Ort.

Zu den RednerInnen, die zur Verhandlung geladen waren, gehörte eine
gute Mischung aus Vertretern der Bundesregierung und der
Landesregierungen im Arbeitsfeld Arbeit und Soziales. Ebenfalls
anwesend waren der Leiter der Bundesanstalt für Arbeit, Detlef
Scheele, mehrere Jobcenter-Stellen, Vertreter der Bundesvereinigung
der deutschen Arbeitgeber BDA, des DGB und zahlreicher Sozialverbände.
Neben den Anwälten des Klägers und der Beklagten waren auch der
Bundesminister für Arbeit und Soziales, Hubertus Heil, die Anwälte der
Bundesregierung, für den Erwerbslosenverein Tacheles Harald Thomé, für
den DGB Annelie Buntenbach, Vertreter des Deutschen Städtetags, des
Sozialgerichtstags u.v.a. zugegen.

Der Sitzungssaal war voll besetzt, etwa die Hälfte war für Vertreter
der Institutionen reserviert, die restlichen Plätze waren an
interessierte Bürger vergeben worden und komplett ausgebucht. Auch wir
von der Solidarischen Erwerbsloseninitiative Kassel konnten zwei
Plätze ergattern.


In die Zange genommen

Bundesminister Hubertus Heil sprach sich nach Eröffnung der
Verhandlung im Sinne der Bundesregierung für Sanktionen und gegen ein
bedingungsloses Existenzminimum aus und rechtfertigte dies mit dem
schon bekannten Format "Fordern und Fördern", mit dem
Sozialstaatsprinzip und der Solidargemeinschaft. Allgemeinplätze, die
der Richtung der Bundesregierung entsprechen.

Einer der Anwälte der Bundesregierung wurde danach in mehreren
Schleifen gebeten, genauer auf den Zusammenhang einzugehen, wie denn
seiner Meinung nach die Menschenwürde in Bezug zu setzen sei zu einem
Existenzminimum, das als Minimum doch schon definiert ist. Ob es dann
eine Grenze unterhalb der Grenze gäbe, wenn man ein schon bestehendes
Minimum weiter kürzt, fragten die RichterInnen. Nachdem er eine etwas
gewagte Aussage traf, wurde nachgefragt, ob man ihn denn richtig
verstehe, dass er Menschenwürde mit dem Leistungsprinzip gleichsetze
und Menschenwürde von der Eigenverantwortung abhängen würde.

Im weiteren Verhandlungsverlauf wurden drei Erörterungsbereiche
besprochen:

- einmal die Tatsache, in welchem Verhältnis Menschenwürde zum
Existenzminimum steht und wie es zu rechtfertigen sei, dass dieses
noch gekürzt wird;

- zum zweiten die Mitwirkungspflichten allgemein und insbesondere die
Eingliederungsvereinbarungen, wie sinnvoll und wie individuell
verhandelbar diese überhaupt sind, wenn doch viele Vereinbarungen
offenbar Textbausteine oder komplett vorgefertigte Texte aufweisen;

- und zum dritten, welchen Sinn die Sanktionen haben, welche Wirkung
sie auf psychisch Erkrankte haben, und warum Sanktionen sogar
diejenigen treffen, die nachweislich überhaupt keine Arbeitsstelle
aufnehmen können.


Warten auf das Urteil

Die Nachfragen und teilweise sehr guten Spitzen der RichterInnen in
ihren zusammenfassenden Zwischenkommentaren waren klar erkennbar
kritisch zu den Sanktionen und entlockten dem Publikum das ein oder
andere zustimmende Raunen und Kopfnicken. Ebenso wie die Äußerungen
der Bundesregierung, des BDA und der Caritas, den Besuchern empörtes
Kopfschütteln entlockte.

Auch der Erwerbslosenverein Tacheles, der auf Anfrage des
Bundesverfassungsgerichts eine Onlinebefragung bei über 21000 Menschen
durchgeführt hatte, kam zur Sprache. Die Ergebnisse der Befragung
können auf der Webseite des Vereins nachgelesen werden.

Die RichterInnen betonten mehrmals, dass die öffentliche Wahrnehmung
der Sanktionen und des Sozialleistungssystems sehr kritisch ist und
die Aussagen der Initiativen, Vereine und Sozialverbände denen der
Bundesregierung und der Bundesanstalt für Arbeit diametral
gegenüberstehen. Dieser Tatsache wollten sie mit ihren forschenden
Fragen und Erörterungen Rechnung tragen.

Die Sanktionen im Bezug des Arbeitslosengeld 2 standen in den letzten
Jahren unter massiver Kritik, da sie den Menschen eine eine eh schon
niedrige Existenzgrundlage nehmen, Menschen einer unwürdigen
Behandlung aussetzen und in einigen Fällen sogar als Druckmittel
missbraucht werden, um auf schlecht bezahlte Arbeitsstellen noch
schlechtere Arbeitsbedingungen durchzusetzen.

Die Kürzungen können in Abstufungen von 10, 30, 60 und 100 Prozent
vorgenommen werden. Davon betroffen sind in jedem zweiten Fall
zusätzliche Personen in der Bedarfsgemeinschaft und in jedem dritten
Fall Kinder. Die Zahl der Sanktionen für Alleinerziehende ist von 2007
bis 2017 um mehr als ein Drittel auf 14.321 Fälle im Jahr 2017
gestiegen. Für Personen unter 25 Jahren sind die Sanktionen noch
restriktiver, leider wurde dies in der Verhandlung nicht erörtert.

Das Urteil des BVG wird in einigen Monaten erwartet. Wie es ausfallen
wird, darüber gehen die Meinungen auseinander, vielfach sind sie
verbunden mit der Hoffnung, dass die Sanktionen gänzlich wegfallen
könnten. Eine realistische Erwartung könnte dem Verhandlungsverlauf
nach sein, dass die 100-Prozent-Sanktionen wegfallen und durch die
bestehenden Regelungen ersetzt werden. Für diejenigen, die von der
kompletten Sanktion betroffen sind, wäre das ein kleiner Lichtblick.
Für die große Mehrheit hieße es aber weiterhin, Druckmitteln und
unwürdiger Behandlung ausgesetzt zu sein. Die Initiativen und Vereine
werden auch weiterhin dagegen ankämpfen müssen.
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FORSCHUNG/141: Studie - Medienberichte über Migration verstärken Sorge vor Fremdenfeindlichkeit (idw)


Universität Bayreuth - 02.04.2019

Bayreuther Studie: Medienberichte über Migration verstärken Sorge vor
Fremdenfeindlichkeit



Je häufiger Medien in Deutschland über Migration berichten, desto größer
werden die Sorgen in der Bevölkerung. Dies hat eine internationale
Forschergruppe unter der Leitung des Bayreuther Ökonomen Prof. Dr. David
Stadelmann nachgewiesen. Die im Journal of Economic Behavior &
Organization veröffentlichte Studie zeigt, dass Migrationsängste, aber
auch die Sorge vor Fremdenfeindlichkeit steigen, sobald in den Medien mehr
über Einwanderung berichtet wird. Diese Zusammenhänge sind weitgehend
unabhängig davon, ob Migration eher positiv oder eher negativ dargestellt
wird. Sie sind am stärksten ausgeprägt, wenn die Einwanderer selbst und
nicht allgemeine Sachfragen in den Fokus rücken.

Die Studie greift auf repräsentative Befragungen zurück, die das Deutsche
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) im Rahmen des Sozio-oeconomischen
Panel (SOEP) durchführt. Im Einzelnen stützt sie sich auf Interviews mit
35.200 Einzelpersonen in allen deutschen Bundesländern aus den Jahren 2009
bis 2014. Die Sorgen der Befragten in Bezug auf Einwanderer und Migration
haben die Wissenschaftler mit Informationen zu Medienberichten
abgeglichen, die wenige Tage oder sogar nur einen Tag zuvor in Deutschland
veröffentlicht wurden. Datengrundlage hierfür waren die Auswertungen des
Media Tenor International, eines Unternehmens, das sich auf
Inhaltsanalysen von Medien spezialisiert hat. In die Untersuchung
einbezogen wurden insbesondere TV-und Radio-Nachrichten, TV-Magazine,
Nachrichtenmagazine und Sonntagszeitungen mit jeweils hoher Reichweite.

Auf dieser Basis konnten die Wissenschaftler mit hoher Genauigkeit
Ursache-Wirkungs-Zusammenhänge sichtbar machen. So stellte sich
beispielsweise heraus, dass die gleichen Medienberichte bei Frauen,
Arbeitslosen und älteren Menschen vergleichsweise größere Besorgnisse
auslösen als bei Männern, Berufstätigen und Jüngeren. Die Sorgen, die
durch zunehmende Medienberichte über Einwanderer gestärkt werden, beziehen
sich dabei nicht allein auf den Vorgang der Einwanderung selbst. Sie
gelten auch und vor allem einer zunehmenden Fremdenfeindlichkeit in der
Öffentlichkeit, die durch häufige Berichterstattung ausgelöst werden
könnte. Als schwächer erweist sich hingegen der Einfluss der
Medienberichterstattung über Migration, wenn es um Sorgen vor einem
Anstieg der Kriminalität oder vor zunehmender Arbeitslosigkeit geht. "Es
fällt auf, dass die durch Medienberichte ausgelösten Besorgnisse zu einem
erheblichen Anteil nicht die Einwanderer selbst, sondern das Meinungsklima
im eigenen Land betreffen. Viele Menschen befürchten, dass Vorbehalte und
Ängste gegenüber Migranten oder generell gegenüber Ausländern zunehmen,
sobald das Thema Einwanderung verstärkt in Massenmedien thematisiert
wird", erklärt der Bayreuther Wirtschaftswissenschaftler Prof. Dr. David
Stadelmann, der die Studie koordiniert hat.

Die kausalen Zusammenhänge zu identifizieren, war für die Autoren der
Studie eine besondere Herausforderung. Denn falls häufigere Medienberichte
über Migration mit zunehmenden Besorgnissen in der Öffentlichkeit
einhergehen, könnte dies möglicherweise auch dadurch erklärbar sein, dass
äußere Ereignisse parallel in beide Richtungen wirken: Sie befeuern die
Medien und beunruhigen die Öffentlichkeit. Um derartige Erklärungen
auszuschließen und eine kausale Wirkung von Medien auf Besorgnisse in der
Bevölkerung möglichst genau nachweisen zu können, haben sich die
Wissenschaftler eines ungewöhnlichen Kunstgriffs bedient. Sie haben
zusätzlich zur gesamten Berichterstattung auch speziell Berichte deutscher
Medien über Volksabstimmungen in der Schweiz untersucht, in denen es um
Migrationsfragen ging - beispielsweise die in der Schweiz abgehaltene
Abstimmung unter dem Titel "Für die Ausschaffung krimineller Ausländer".
"Sobald die Ergebnisse der Volksabstimmungen in der Schweiz feststanden,
haben sie unmittelbar danach auch in Deutschland einen signifikanten
Anstieg der Medienberichte ausgelöst. Da unmittelbar nach diesen
Medienberichten die Sorgen über Migration in Deutschland steigen, handelt
es sich um einen direkten Einfluss der Medienberichterstattung auf die
Meinungen und Emotionen der Bürger", sagt Stadelmann.


Originalpublikation:

Christine Benesch, Simon Loretz, David Stadelmann, Tobias Thomas:

Media Coverage and Immigration Worries: Econometric Evidence,

Journal of Economic Behavior and Organization, 160, 52-67, 2019.

DOI: http://dx.doi.org/10.1016/j.jebo.2019.02.011

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution4

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bayreuth, 02.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





HÖRSPIEL/1913: Deutschlandfunk Kultur - Tonspur Bauhaus, 5.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Tonspur Bauhaus

Fünf Hörstücke

Von Mariola Brillowska, Rafael Jové, Nadja Schöning, Hans Tutschku und
Liping Ting

Klassik Stiftung Weimar/bauhaus museum weimar/Deutschlandfunk Kultur
2019/ca. 54'30

(Ursendung)

Klangkunst

Freitag, 5. April 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Vor 100 Jahren begann die Bauhaus-Bewegung. Wie lebendig sind ihre
Gedanken heute? Diese Frage beantworten fünf Künstlerinnen und
Künstler mit kurzen Hörstücken. Zur Eröffnung des neuerrichteten
Bauhaus Museum Weimar haben sie sich mit dem Bau, seinen Exponaten und
den Spuren der Moderne im Weimarer Stadtbild auseinandergesetzt. "das
ziel des bauhauses ist eben kein stil, kein system, dogma oder kanon,
kein rezept und keine mode! es wird lebendig sein, solange es nicht an
der form hängt, sondern hinter der wandelbaren form das fluidum des
lebens selbst sucht!? (Walter Gropius)

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. März 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MUSIK/2859: Deutschlandfunk - Der Liedermacher Josef Hien, 5.4.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Schnörkellos ehrlich

Der Liedermacher Josef Hien

Von Michael Frank

Lied- und Folkgeschichte(n)

Freitag, 5. April 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Es braucht schon einigen Mut, nicht nur hinter vorgehaltener Hand,
sondern offen Missstände anzuprangern. Josef Hien hatte ihn. Bei einem
Betriebsfest griff er zur Gitarre und kritisierte das Management mit
einem eigens getexteten Lied. Der gut dotierte Job war weg, doch der
Whistleblower hatte sich ein neues Feld erobert. Im Februar 2019 hat
der Liedermacher nun sein Debütalbum auf dem Label von Konstantin
Wecker herausgebracht. Mal konzentriert er sich nur auf seine weich
tönende Stimme und sein Gitarrenspiel, mal lässt er kammermusikalische
Arrangements mit Streich- und Blasinstrumenten erklingen. In seinen
Liedern nimmt der Münchner alltägliche Missgeschicke, aber auch
politische Ungerechtigkeiten und Extremismus aufs Korn.

 * 

Quelle:
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ARTIKEL/1504: Zentrum statt Einzelpraxen (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 3/2019

Serie

Zentrum statt Einzelpraxen

von Dirk Schnack



Die Gemeinde Silberstedt bei Schleswig hat sich frühzeitig Gedanken
um die künftige ambulante Versorgung gemacht. Ergebnis ist ein
Gesundheitszentrum, in dem drei Hausärzte und weitere
Gesundheitsberufe unter einem Dach arbeiten.


Was haben wir als Kommunalpolitiker mit der
Gesundheitsversorgung zu tun? Diese Frage dürften sich manche
Gemeindevertreter in Silberstedt gestellt haben, als Wolfgang Schulz
vor einigen Jahren mit diesem Thema auf sie zukam. Schulz ist selbst
Gemeindevertreter und seit 1988 als Hausarzt in dem kleinen Ort bei
Silberstedt niedergelassen. Dass er sich nicht ausschließlich selbst
um einen Nachfolger für seine Einzelpraxis kümmerte, ohne die Kommune
damit zu beschäftigen, war zunächst unbequem für alle.

Heute dürften die Gemeindevertreter froh sein, dass Schulz so früh auf
das Thema aufmerksam machte. Statt seiner Praxis haben die
Silberstedter inzwischen ein neues Gesundheitszentrum, in das nicht
nur Schulz, sondern noch zwei weitere Ärzte aus benachbarten Dörfern
ihre Praxen verlagert haben. Zusammen mit einer Apotheke und weiteren
Gesundheitsberufen bilden die Heilberufe das Kernstück des
Silberstedter Gesundheitszentrums, um das viele andere Gemeinden
vergleichbarer Größe den Ort beneiden dürften.

Das Konzept folgt der Annahme, dass die ambulante Versorgung auf dem
Land zunehmend in Zentren statt in Einzelpraxen geleistet wird -
zumindest prognostizieren Experten diese Entwicklung seit einigen
Jahren In der Realität gestaltet sich dieser Wandel allerdings langsam
und scheitert in vielen Fällen an unterschiedlichen Einzelinteressen.
Auch die Beteiligten in Silberstedt haben diverse Hürden aus dem Weg
räumen müssen, bevor das Zentrum stand. Für ihr neues
Gesundheitszentrum gründete die Gemeinde eine gGmbH, die Ärzte in
einem MVZ anstellt und die ambulante Versorgung des Umlandes sichert.
Wenn alles nach Plan verläuft, ist die Gründung in diesem Frühjahr
abgeschlossen und der Betrieb kann beginnen.

Alle Voraussetzungen dafür sind geschaffen: Die Finanzierung steht,
das Zentrum ist neu gebaut, die Ärzte sind eingezogen und andere
Gesundheitsberufe sind im Boot. Der Managementauftrag für das MVZ ist
ausgeschrieben und mit der Ärztegenossenschaft Nord steht ein
ernsthafter Bewerber bereit, der entsprechende Expertise mitbringt.
Die Genossenschaft hat bereits die Vorarbeiten für das MVZ begleitet
und bringt Erfahrungen aus dem Management vergleichbarer Einheiten wie
etwa aus der kommunal geführten Eigeneinrichtung in Büsum mit.

Die entscheidende Hürde aber nahm das Projekt erst mit der Überzeugung
der Ärzte vor Ort. Hierzu gab es schon vor Jahren Anstrengungen des
Amtes Arensharde, um ein gemeinsames Zentrum für die ambulante
Versorgung zu errichten. Grund für die ersten Überlegungen war die
Erkenntnis, dass die bislang niedergelassenen Ärzte in der Region in
einigen Jahren die Altersgrenze erreicht haben werden und nicht sicher
sein können, dass sie Nachfolger für ihre Einzelpraxen finden werden.
Immerhin vier der insgesamt nur sieben niedergelassenen Ärzte im
Amtsgebiet waren schon damals in einem Alter, in dem erste Gedanken an
mögliche Nachfolger aufkamen. Trotz dieser Einsicht scheiterte der
erste Anlauf für eine gemeinsame Lösung - zu unterschiedlich waren
damals die Interessen der sieben Ärzte und der Kommunalpolitik in
sechs betroffenen Gemeinden.

Silberstedt gab trotz des gescheiterten Anlaufs nicht auf. Wolfgang
Schulz praktiziert seit 1988 in Silberstedt, und als Mitglied der
Gemeindevertretung und Stellvertreter des Bürgermeisters fühlt er sich
auch kommunalpolitisch verpflichtet, über die eigenen Praxisräume
hinaus zu denken. Schulz informierte sich nach dem Scheitern auf
Amtsebene über alternative Möglichkeiten, überzeugte Bürgermeister
Peter Johannsen und die anderen Kommunalpolitiker in Silberstedt,
suchte nach Kollegen, die Interesse an einem gemeinsamen Modell hatten
- und fand sie schließlich doch noch in der direkten Nachbarschaft des
Ortes.

Dr. Christiane Schmitz-Boje war im Nachbarort Hollingstedt
niedergelassen, entdeckte eine von Schulz in der Fachpresse
geschaltete Anzeige und nahm Kontakt mit ihrem benachbarten Kollegen
auf. Hinzu kam Hans Christian Brall, der eine Einzelpraxis in Treia
führte. Die drei Ärzte kannten sich zwar schon, hatten nach eigenen
Worten in den vergangenen Jahrzehnten aber als Einzelkämpfer
"nebeneinander her gearbeitet" - eine Arbeitsweise, die sie mit
zahlreichen in Einzelpraxis niedergelassenen Kollegen auf dem Land
teilen.

Sie alle wussten um die Perspektive der Praxen im Amt und konnten sich
eine Zusammenarbeit unter einem Dach vorstellen. Mit dieser positiven
Grundeinstellung der Ärzte konnte Silberstedt Nägel mit Köpfen machen:
Für ein Investitionsvolumen von 4,4 Millionen Euro wurde ein
Gesundheitszentrum errichtet, für das die Ärzte den Grundriss ihrer
Praxisräume bestimmen konnten. Neben den Ärzten fanden die
Silberstedter eine Apotheke und eine Physiotherapie, die das Konzept
überzeugte und die ebenfalls schon eingezogen sind. Die Ärzte arbeiten
im Gesundheitszentrum bis zur offiziellen Gründung des gemeindeeigenen
MVZ noch selbstständig in Praxisgemeinschaft. Mit Gründung des MVZ
werden sie dann angestellte Ärzte des MVZ - genauso wie ihre
Mitarbeiter. Die dann insgesamt zwölf Beschäftigten haben sich schon
jetzt zum Team zusammengefunden: "Wir sind alle erstaunt, wie gut es
menschlich passt", sagt Schulz.

Die Teamarbeit unter einem Dach gefällt den erfahrenen Ärzten und gibt
ihnen auch Hoffnung auf junge Ärzte, die sich für das Modell
interessieren. Schulz ist sicher, dass sich in den kommenden Jahren,
in denen die drei noch praktizieren, Interessenten für eine Anstellung
finden. Aufmerksamkeit bei ersten Ärzten in Weiterbildung haben sie
bereits geweckt, genügend Behandlungsräume für weitere Ärzte sind im
Zentrum vorhanden.

Sie selbst ziehen derzeit das Fazit, dass die Entscheidung zum
Arbeiten unter einem Dach gerne auch früher hätten fallen können. "Ich
hätte meine Einzelpraxis bequem weitermachen können. Aber so macht es
mehr Spaß - das hätten wir auch schon zehn Jahre früher machen
können", sagt Dr. Schmitz-Boje.

Ganz ohne Reibungen gelang die Zentrumsbildung allerdings nicht. Treia
und Hollingstedt stehen nun ohne eigenen Arzt auf Gemeindegebiet dar.
Zwar akzeptieren die meisten Patienten in diesen Gemeinden, dass sie
einige Kilometer fahren müssen und dort auch ein tragfähiges
Zukunftsmodell vorfinden - begeistert waren sie über die zusätzliche
Distanz aber nicht. Auf den Patientenandrang im Silberstedter Zentrum
hat sich dies allerdings nicht negativ ausgewirkt. Brall schätzt die
Zahl der Patienten aus Treia, die ihn seit dem Umzug nach Silberstedt
nicht mehr konsultieren, nur auf rund zehn.

Auch die Finanzierung ist kein Selbstgänger, wie Laura Löffler von der
Ärztegenossenschaft Nord zu bedenken gibt. Zuschüsse für das Modell
gab es keine und eine schwarze Null für den künftigen Betrieb der
Praxen ist auch nicht zu erwarten. Bürgermeister Peter Johannsen
verweist in diesem Zusammenhang aber auf die wichtige Funktion des
Gesundheitszentrums für seine wachsende Gemeinde.

Ein kleines Defizit darf durch den ärztlichen Betrieb entstehen, die
Mieten der übrigen Nutzer im Gesundheitszentrum werden dieses Minus
aber ausgleichen. Wie optimistisch man in Silberstedt bei diesem Thema
ist, zeigt sich neben dem Gesundheitszentrum: Dort wird derzeit in
einem zweiten Bauabschnitt Platz für eine Tagespflegeeinrichtung, ein
Sanitätshaus und weitere Gesundheitsberufe wie Logopäden,
Ergotherapeuten und Podologen geschaffen. Schulz und Johannsen sind
heute sicher, dass die Realisierung in Silberstedt nur möglich war,
weil sie von Beginn an auf Transparenz gesetzt und die
Gemeindevertreter früh über jeden Schritt informiert haben. Schulz:
"Es braucht viel Vertrauen, um so ein Projekt mitzutragen. Wenn sich
jemand nicht mitgenommen fühlt, stirbt das Projekt."

§ 95

des Sozialgesetzbuches V ist Grundlage für die Gründung von kommunalen
MVZ, die es in Schleswig-Holstein bislang außer in Silberstadt nur auf
Pellworm gibt. Eine andere gesetzliche Grundlage, den § 105,
haben kommunale Eigeneinrichtungen wie in Büsum. Gemeinsam ist diesen
Modellen, dass die Kommunen für den Betrieb der MVZ eine gGmbH
gegründet haben.

 * 

AMBULANTE VERSORGUNG AUF DEM LAND

Wie lässt sich die ambulante Versorgung auf dem Land organisieren? Vor
dieser Herausforderung stehen derzeit viele Bundesländer, aber wenige
haben darauf so vielfältige Antworten wie Schleswig-Holstein. Neben
den klassischen Einzelpraxen und Berufsausübungsgemeinschaften gibt es
zum Beispiel Zweigpraxen oder Medizinische Versorgungszentren in
unterschiedlichen Ausprägungen. Fast alle bieten den Ärzten die
Möglichkeit, sich zwischen selbstständiger und angestellter Tätigkeit
zu entscheiden. In dieser Serie stellen wir Ihnen ausgewählte
Beispiele für Organisationsformen in der ambulanten Versorgung vor,
die in Schleswig-Holstein praktiziert werden. Weitere bislang geplante
Serienbestandteile:

- April: Nachwuchs für die Landarztpraxis

- Mai: Die kommunale Eigeneinrichtung als Blaupause

- Juni: Mit der Zweigpraxis zum Patienten

- Juli: Die überörtliche Berufsausübungsgemeinschaft


KOMPETENZZENTRUM WEITERBILDUNG IN DER ALLGEMEINMEDIZIN

Damit sich junge Mediziner für die Landarzttätigkeit entscheiden
können, ist Nachwuchs in der Allgemeinmedizin erforderlich. Das
Kompetenzzentrum Allgemeinmedizin Schleswig-Holstein - gegründet durch
die Landesärztekammer, die KV Schleswig-Holstein und die Lehrstühle
für Allgemeinmedizin der Universitäten Kiel und Lübeck - begleitet die
Weiterbildung im Fach Allgemeinmedizin mit dem Ziel, Qualität und
Effizienz in der Weiterbildung zum Facharzt für Allgemeinmedizin zu
steigern und um dem Hausärztemangel entgegenzuwirken. Das Zentrum
bietet außer Train-the-Trainer-Kursen für die Weiterbildungsbefugten
Unterstützung durch Mentoren und Schulungstage für Ärzte in
Weiterbildung an.


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 3/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201903/h19034a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de
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Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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MELDUNG/984: Warnstreik in Marburg - Miese Löhne nach Klinik-Privatisierung (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 12 vom 22. März 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Warnstreik in Marburg 

Miese Löhne nach Klinik-Privatisierung

von Ulf Immelt



Anfang März fand ein dreitägiger Streik am Universitätsklinikum
Gießen-Marburg statt. Während an den ersten beiden Tagen des
Arbeitskampfes nur einzelne Beschäftigtengruppen zum Streik aufgerufen
wurden, gingen am dritten Streiktag über 800 Kolleginnen und Kollegen
auf die Straße. Die Forderungen der Streikenden waren zum einem die
Angleichung der Löhne an den Tarifvertrag des öffentlichen Dienstes
(TVÖD) und zum anderen eine Aufwertung der Berufe durch höhere
Eingruppierungen. Auf den ersten Blick verwundert es, dass
Beschäftigte in einem Universitätsklinikum für eine Angleichung der
Löhne an den TVÖD streiken, da sich Universitätskliniken normalerweise
in der öffentlichen Hand befinden.

Anders verhält es sich mit dem Universitätsklinikum Gießen-Marburg
(UKGM). Bei dem UKGM handelt es sich um die bisher einzige
privatisierte Universitätsklinik in Deutschland. Die Hessische
Landesregierung hatte im Januar 2006 das UKGM in eine GmbH überführt
und anschließend durch Verkauf von 95 Prozent der Geschäftsanteile
privatisiert. Der Käufer war die Rhön-Klinikum AG, die die Kliniken in
Marburg und Gießen für den geringen Betrag von gerade einmal 112
Millionen Euro erwerben konnte.

Spätestens nach dieser Privatisierung wurde selbst dem
eingefleischtesten Befürworter der sogenannten "freien
Marktwirtschaft" klar, dass der Rhönkonzern als Aktiengesellschaft
nicht der Gesundheit der Patienten, sondern in erster Linie den
Renditeerwartungen seiner Aktionäre verpflichtet ist. Hier zeigte sich
auf drastische Weise, dass Gesundheit unter kapitalistischen
Rahmenbedingungen leider doch eine Ware ist. Und mit dieser Ware lässt
sich vortrefflich Geld verdienen, insbesondere dann, wenn man an den
Löhnen der Beschäftigten spart.

Die Löhne am UKGM sind nach 13 Jahren Privatisierung deutlich
niedriger als in den meisten anderen vergleichbaren Kliniken. In
besonders extremen Fällen können die Gehaltsunterschiede bis zu 1.500
Euro gegenüber kommunalen Krankenhäusern betragen. Diese miese
Bezahlung führt dazu, dass die Konzernleitung inzwischen kaum Menschen
findet, die bereit sind, dauerhaft in deren Krankenhäusern zu
arbeiten. Dies wiederum hat zur Folge, dass der im vergangenen Jahr
abgeschlossene Tarifvertrag Entlastung mangels Masse an Beschäftigten
nur ungenügend umgesetzt werden kann.

Unterstützung bekam die UKGM-Belegschaft am dritten Streiktag von
Kolleginnen und Kollegen der Altenhilfe in Wetter, einem kleinen Ort
in der Nähe von Marburg. Diese erlebten im Januar eine ganz besondere
Form der Tarifflucht und Zerschlagung von Mitbestimmungsstrukturen.
Nachdem sich die Beschäftigten mehrheitlich gewerkschaftlich
organisiert hatten und man Verhandlungen über einen Tarifvertrag
aufnehmen wollte, wurde ihr Betrieb still und heimlich in die Diakonie
eingegliedert. So wurde das Betriebsratsgremium zerschlagen und für
die Beschäftigten gilt nicht mehr das Betriebsverfassungsgesetz,
sondern nur das kirchliche Arbeitsrecht mit einer machtlosen
Mitarbeitervertretung. Den Beschäftigten wurde nach Bekanntwerden des
Streikaufrufs mit Abmahnungen und Kündigungen gedroht. Das hat sie
aber ebenso wenig wie die Lohnabhängigen im privatisierten UKGM davon
abgehalten, für ihre Interessen auf die Straße zu gehen. Denn Streik
ist bekanntlich die einzige Sprache, die die Konzerne, ob kirchlich
oder weltlich, verstehen.
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POLITIK/1939: Interview - Aktion "Olympischer Brief" für bessere Arbeitsbedingungen von Pflegekräften (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 12 vom 22. März 2019

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Das Bündnis ist Gold wert

Der "Olympische Brief" machte Station beim Klinikum Brandenburg

Werner Sarbok im Gespräch mit Daniel Brinkmann



Ein Metallkoffer mit einer Papierrolle darin reist seit Januar kreuz
und quer durch Deutschland, von Krankenhaus zu Krankenhaus. Darin
befindet sich der "Olympische Brief" an Gesundheitsminister Jens
Spahn. Über eine Aktion in Brandenburg an der Havel sprachen wir mit
den Kollegen Daniel Brinkmann (Name von der Redaktion geändert),
Gewerkschafter und Krankenpfleger.


UZ: Der "Olympische Brief" hat Anfang März Station im
Städtischen Klinikum in der Stadt Brandenburg an der Havel gemacht.
Was hat sich dort abgespielt?

Daniel Brinkmann: Wir haben uns innerhalb unserer Gewerkschaftsgruppe
aufgeteilt, wer zu welcher Zeit aktiv Unterschriften sammelt. Es gab
dann drei Gruppen - eine zur Frühschichtzeit, eine am Nachmittag und
eine zum späten Abend. Wir haben Bürger angesprochen, Patienten,
Besucher, Pflegekräfte, kurz alle, die wir angetroffen haben. Den
Brief kann jeder unterschreiben, der sich mit den Zielen
identifiziert.


UZ: Wie ist die Aktion bei den Kolleginnen und Kollegen
angekommen?

Daniel Brinkmann: Ganz großartig. Ich war überrascht von der Resonanz.
Alle Mitstreiter haben beim Sammeln die gleichen Erfahrungen gemacht
wie ich. Wir haben uns hierzu auch im Nachhinein gut ausgetauscht.
Unsere "Trefferquote" lag bei 100 Prozent. Jeder, den wir angesprochen
haben, hat unterschrieben.

Manchmal brauchten wir nicht viel zu sagen. Ansonsten haben wir die
Aktion vorgestellt, dass sie durch die ganze BRD geht, dass wir
Unterschriften sammeln für mehr Personal in den
Gesundheitseinrichtungen, für bessere Arbeitsbedingungen, und da haben
die Leute schon den Stift in die Hand genommen und unterschrieben.

Andere wollten Genaueres wissen, wo ist der Brief, wo kann man seinen
Weg verfolgen, da haben wir auf das Internet verwiesen. Es gab großes
Interesse daran, wie dann die Unterschriften an Herrn Spahn übergeben
werden sollen. Wir haben viele Gespräche geführt. Überzeugt werden
brauchte niemand. Es hat alles hervorragend geklappt - du hörst ja,
ich bin jetzt noch begeistert.


UZ: Am Klinikum in der Stadt Brandenburg kämpfen Beschäftigte
mit ihrem Betriebsrat und ver.di schon länger für Entlastung, bessere
Arbeitsbedingungen und für mehr Personal. Siehst du da Fortschritte in
den letzten Monaten?

Daniel Brinkmann: Wir sind eine der Kliniken, die sich, von ver.di
organisiert, an den Aktionen für einen Tarifvertrag Entlastung
beteiligen. Vor etwa einem Jahr begann dieser Kampf. Wir waren eine
der 20 Einrichtungen, die bundesweit darin eingebunden sind. Durch
unseren sehr guten gewerkschaftlichen Organisierungsgrad sind wir das
einzige Krankenhaus im Land Brandenburg, welches daran teilnimmt. Auch
unsere mehrfach bewiesene Streikbereitschaft hat zum Erfolg
beigetragen. Es ist ja ein Novum, dass ein Tarifkampf nicht für mehr
Geld, sondern für Entlastung der Beschäftigten geführt wird.

Gestern wurden durch die Tarifparteien die Eckpunkte unterzeichnet.
Der hoffentlich nun bald geeinte Tarifvertrag wird in der BRD einmalig
für ein kommunales Krankenhaus sein und als Vorbild dienen. Mit diesen
Eckpunkten könnten wir erst einmal leben. Die Arbeitgeber haben
anscheinend eingesehen, dass es mit dieser dünnen Personaldecke nicht
weitergehen kann. Es ist für die Betreuung der Patienten zu
gefährlich. Sie probieren nun verschiedene Möglichkeiten aus, neues
Personal anzuwerben, bis hin zur Pflegekräftesuche auf den Philippinen
und in Osteuropa.


UZ: Siehst du da auch andere Wege?

Daniel Brinkmann: Ja. Wir haben tatsächlich einen weiteren Ansatz. Die
Arbeitgeber erklären immer wieder, es gebe kein ausreichendes
Pflegepersonal. Doch, da sind Reserven. Wenn man sich mehr bemühen
würde seitens der Pflegedienstleitungen und der Geschäftsführungen,
mit den Beschäftigten wertschätzend zu kommunizieren, sie zu
motivieren, ihre Arbeit anzuerkennen, wären wir schon einen großen
Schritt weiter. Wir legen den Schwerpunkt darauf, dass sich diese
Leitungen bemühen, die Beschäftigten, die wir haben, auch im
Unternehmen zu halten. Das ist ja ein großes Problem, das derzeit kaum
diskutiert wird. Warum gehen so viele Beschäftigte aus der Pflege
raus? Warum wollen ehemalige Pflegende nicht zurück in die
Krankenhäuser? Die Arbeitsbedingungen müssen besser werden.

Wir sollten in erster Linie diejenigen halten, die wir bereits haben.
Auf den Stationen sind beispielsweise kaum Schwestern über 60. Man
muss Anreize und Möglichkeiten schaffen, die älteren Kollegen, die
vielleicht auch leistungsgemindert sind, im Unternehmen zu halten. Die
Schaffung von altersspezifischen Personalmaßnahmen wird zukünftig viel
Gewicht bekommen.

In unserem Klinikum sind 1.000 Menschen beschäftigt, nimmt man die
Tochterunternehmen dazu, kommst du auf rund 2.000 Beschäftigte: Da
muss doch auch Platz für beeinträchtigte Kollegen und für
Alleinerziehende sein. Das wird anscheinend noch nicht ausreichend
gewollt. Die in ihrer Leistung Eingeschränkten möchte man wohl lieber
loswerden. Das geht so nicht mehr!

Doch zurück zur Ausgangsfrage: Ja, wir sind sicher, dass in der nahen
Zukunft der Tarifvertrag Entlastung für das Klinikum Brandenburg
kommt, nicht nur das Eckpunktepapier.


UZ: Welche Rolle können lokale Bündnisse spielen, den Kampf
von ver.di für mehr Personal in der Pflege zu unterstützen?

Daniel Brinkmann: Also erstmal: ver.di sind wir - es ist unser
gemeinsamer Kampf! Lokale Bündnisse spielen hierbei eine ganz große
Rolle. Das Thema an sich - Krankenhaus, Pflegepersonal und dessen
Arbeitsbedingungen - steht bei den Bürgern üblicherweise nicht ganz so
weit oben. Wenn wir ehrlich sind: Wer will sich freiwillig damit
beschäftigen, außer denjenigen, die dort arbeiten?
Man ist nur ungern im Krankenhaus, hat zum Teil ungute Erinnerungen,
das geht dann bis hin zu Tod und Sterben - darüber möchte man nicht
unbedingt nachdenken und diskutieren.

Unsere Gesellschaft ist leider nicht so geprägt, dass diese Themen
öffentlich angegangen werden. Wenn man mal zu Besuch im Krankenhaus
ist, ist man doch froh, wieder draußen zu sein. Diese Wahrnehmung
fällt uns natürlich auch auf.

Da ist das von Werner Becker initiierte Brandenburger "Bürgerbündnis
für mehr Personal in der Pflege und im Krankenhaus" Gold wert. Man
kann es gar nicht hoch genug schätzen, weil es aus der Gesellschaft,
von den Bürgern, kommt. Wir arbeiten in dem Bündnis mit, aber die
Mehrheit sind Menschen, die nicht im Gesundheitswesen arbeiten.

Wir hatten vor ein paar Tagen den Staatsekretär für Gesundheit des
Landes zu Gast bei einer Veranstaltung des Pflegebündnisses. Dieser
meinte, die Landesregierung sei auf einem guten Weg mit der
Finanzierung von Verbesserungen in der Pflege.

Da kann ich nur sagen: Das ist Palaver. Es reicht hinten und vorne
nicht.

Weißt du, wenn ein Mensch im Krankenhaus liegt und es geht ans
Sterben, wird er in ein Einzelzimmer geschoben, und dann guckt man
alle ein, zwei, drei Stunden mal rein. Vielleicht ist er am Monitor
angeschlossen und wenn dieser nicht piept, lebt er wohl noch.

Da kann sich niemand vom Personal die Zeit nehmen für diesen Menschen,
es gibt einfach niemanden, der sich da hinsetzen kann. Häufig können
die Angehörigen auch nicht dabei sein. Niemand sitzt in den letzten
Lebensstunden am Bett, hält die Hand und begleitet beim Sterben. Dann
kommt dieser Staatssekretär und meint, wir sind auf einem guten Weg.

Es kommt nicht darauf an, ob wir auf seinem guten Weg sind. Wir können
neue Straßen bauen, wir können Unsummen in die Rüstung stecken, aber
für die Pflege reicht es nicht. Da müssen wir schon die Frage stellen:
Brauchen wir mehr Panzer oder eine bessere Pflege? Wir Beschäftigten
in den Altenheimen und Krankenhäusern haben für solche Prioritäten
kein Verständnis. Es geht uns um die Patienten, um eine wenigstens
ausreichende Betreuung und um nicht krank machende Arbeitsbedingungen.

 * 

Quelle:

Unsere Zeit (UZ) - Zeitung der DKP, 52. Jahrgang,

Nr. 12 vom 22. März 2019, Seite 3

Herausgeber: Parteivorstand der DKP

Anschrift von Verlag und Redaktion:

Hoffnungstraße 18, 45127 Essen

Telefon: 0201 / 177889-90

E-Mail: redaktion@unsere-zeit.de

Internet: www.unsere-zeit.de

 

Die UZ erscheint wöchentlich.

Einzelausgabe: 2,80 Euro

6 Wochen Probeabo - Zeitung und Online-Ausgabe: gratis

3-Monats-Abo - Zeitung und Online-Ausgabe: 10,- EUR

Reguläres Abo: 13,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 6,50 EUR / Monat

Förderabo: 20,- EUR / Monat

Online-Abo

Reguläres Abo: 9,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 4,50,- EUR / Monat

Förderabo: 14,- EUR / Monat

Kombi-Abo (Online-Ausgabe plus Wochenzeitung)

Reguläres Abo: 15,- EUR / Monat

Ermäßigtes Abo: 7,50 EUR / Monat

Förderabo: 23,- EUR / Monat



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / KRANKHEIT





FORSCHUNG/793: Ruhr-Forscher entwickeln gemeinsam Grundlagen für gezielte Krebstherapie (idw)


Technische Universität Dortmund - 29.03.2019

Ruhr-Forscher entwickeln gemeinsam Grundlagen für gezielte Krebstherapie



Von der Grundlagenforschung in die Anwendung - in der Wirkstoffforschung
ist dieser Weg lang. Einen wichtigen Schritt sind Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler der Technischen Universität Dortmund, der Medizinischen
Fakultät der Universität Duisburg-Essen am Westdeutschen Tumorzentrum
Essen und der Ruhr-Universität Bochum jetzt gemeinsam gegangen: Sie
konnten einen potenziellen Wirkstoff herstellen und testen. Mit großem
Erfolg: Der sogenannte "kovalent-allosterische AKT-Inhibitor Borussertib"
zeigte erste Wirksamkeit gegen Bauchspeicheldrüsenkrebs. Die Ergebnisse
wurden kürzlich in der renommierten Fachzeitschrift Cancer Research
veröffentlicht.

"Dieser Erfolg konnte nur durch die Kooperation der unterschiedlichen
Partner gelingen", sagt Prof. Daniel Rauh von der TU Dortmund. "In einigen
Jahren könnte aus dem neuen Wirkstoff ein echtes Medikament werden."
Bauchspeicheldrüsenkrebs ist aufgrund seiner Aggressivität und hohen
Resistenz bislang leider nur unzureichend therapierbar. Hier setzt die
Forschung des Dortmunder Professors für Chemische Biologie an: Gemeinsam
mit seinem Team hat er am Computer den neuen "Inhibitor" entwickelt, der
die Krebszellen in ihrer Funktion stören soll. Man kann sich das stark
vereinfacht vorstellen wie ein Auto, bei dem man die Zündkerzen rausnimmt:
Das Auto fährt ohne diese nicht mehr. "Gleiches gilt für die Tumorzelle",
erläutert Rauh. "Sie wird ganz gezielt in ihrer Funktion gestört."

Den neuen Wirkstoff zu designen und herzustellen war bereits ein großer
Erfolg. Die Chemikerinnen, Chemiker, Strukturbiologinnen und biologen aus
Dortmund kamen allerdings alleine nicht weiter. Um den potenziellen
Wirkstoff zu testen, arbeiteten sie mit Medizinerinnen und Medizinern aus
Essen und Bochum zusammen: Prof. Jens Siveke vom Westdeutschen
Tumorzentrum des Universitätsklinikums Essen ist Experte in Sachen
Bauchspeicheldrüsenkrebs; das Team um Prof. Stephan Hahn von der
Ruhr-Universität Bochum verfügt über Möglichkeiten, den Wirkstoff "in vivo" zu
testen. So konnte die zunächst nur in Krebszellmodellen beobachtete
Wirkung erstmals auch im lebenden System, in diesem Fall an Mäusen,
nachgewiesen werden. Den Namen des neuen Wirkstoffs, Borussertib, haben
die Forscher übrigens in Anlehnung an ihren Lieblingsfußballverein
gewählt.

Ein weiterer Erfolg der Zusammenarbeit: Das Team konnte die
Kristallstruktur der krankmachenden Zellen erstmals dreidimensional
auflösen. Was das bedeutet, erklärt Prof. Daniel Rauh wie folgt: "Stellen
Sie sich ein Schloss und einen Schlüssel vor. Wenn ich ganz genau weiß,
wie das Schloss aussieht und funktioniert, kann ich einen passenden
Schlüssel dafür anfertigen." Das Schloss ist in diesem Fall ein
fehlreguliertes Eiweißmolekül und der Schlüssel der neue Wirkstoff. "So
haben wir wertvolle Einblicke in den Wirkmechanismus des Inhibitors auf
atomarer Ebene gewonnen", sagt Rauh. Der Fokus der weiteren Forschung
liegt nun auf der Optimierung des neuen Wirkstoffs, um ihn für die
klinische Testung weiterzuentwickeln. Diese Arbeiten werden am Drug
Discovery Hub Dortmund (DDHD) erfolgen.

Die gemeinsame Forschung wurde vom Mercator Research Center Ruhr (MERCUR)
gefördert und von der Lead Discovery Center GmbH und dem Leibniz-Institut
für Arbeitsforschung (IfADo) aus Dortmund unterstützt. MERCUR fördert
Kooperationen zwischen der Ruhr-Universität Bochum, der TU Dortmund und
der Universität Duisburg-Essen, die seit 2007 unter dem Dach der
Universitätsallianz Ruhr (UA Ruhr) eng zusammen arbeiten.

Über die Universitätsallianz Ruhr

Seit 2007 arbeiten die Ruhr-Universität Bochum, die Technische Universität
Dortmund und die Universität Duisburg-Essen unter dem Dach der UA Ruhr
strategisch eng zusammen. Durch Bündelung der Kräfte werden die Leistungen
der Partneruniversitäten systematisch ausgebaut. Unter dem Motto
"gemeinsam besser" gibt es inzwischen über 100 Kooperationen in Forschung,
Lehre und Verwaltung. Mit mehr als 120.000 Studierenden und nahezu 1.300
Professorinnen und Professoren gehört die UA Ruhr zu den größten und
leistungsstärksten Wissenschaftsstandorten Deutschlands.


Originalpublikation:

http://cancerres.aacrjournals.org/content/early/2019/03/09/0008-5472.CAN-18-2861.short?rss=1

(doi: 10.1158/0008-5472.CAN-18-2861)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution12

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dortmund - 29.03.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LUNGE/277: Neue Leitlinie für Lungenfachärzte - Was tun, wenn der Husten nicht aufhört? (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 25. März 2019

Neue Leitlinie für Lungenfachärzte: Was tun, wenn der Husten nicht aufhört?



fzm, Stuttgart, März 2019 – Die meisten Menschen leiden bei
Erkältung oder Grippe auch unter Husten. Das ist normal und meist
klingen die Beschwerden nach kurzer Zeit ab. Hält der Husten jedoch an
oder tritt ohne erkennbare Ursache auf, ist eine medizinische
Abklärung notwendig. Die aktuell in der Fachzeitschrift
„Pneumologie“ (Georg Thieme Verlag, Stuttgart 2019)
veröffentlichte Leitlinie der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie
und Beatmungsmedizin (DGP) zeigt, welche Maßnahmen wann sinnvoll sind.
Ein besonderes Augenmerk legen die Experten auf mögliche Ursachen, die
mittels üblicher Diagnostik unentdeckt bleiben.

Akuter Husten gehört zu den häufigsten Gründen für einen Arztbesuch.
Sofern keine weiteren bedrohlichen Symptome wie Bluthusten, Atemnot
oder hohes Fieber vorliegen, sind in der Regel keine weiteren
Untersuchungen notwendig. Passende Medikamente können dazu beitragen,
dass der Husten schneller abklingt: Bei Erkältungen dominiert die
Schleimproduktion in den ersten Tagen, hier helfen Medikamente, die
das Abhusten erleichtern. Bei trockenem Husten sind Mittel, die den
Hustenreiz unterdrücken, die beste Wahl. Hier haben sich auch
Hausmittel wie Gurgellösungen, Lutschtabletten, Honig und
Hustenbonbons bewährt. Diese Mittel lindern den Husten, indem sie die
Hustenrezeptoren im Rachen „umhüllen“ und dadurch vor
einer Reizung schützen. Die Wirkung ist allerdings meist von kurzer
Dauer. In der Regel verschwindet der Husten innerhalb von zwei Wochen.

Hält der Husten über zwei bis sechs Wochen an, sprechen
Lungenfachärzte von einem subakuten Husten. „Schuld sind oft
hartnäckige Adenoviren, seltener auch bakterielle Erkrankungen wie
Keuchhusten“, erklärt der Facharzt für Innere Medizin, Dr. med.
Peter Kardos, der gemeinsam mit weiteren Experten die neue Leitlinie
auf den Weg gebracht hat. An der vermeintlichen Kinderkrankheit leiden
heute vermehrt Menschen im Jugend- und Erwachsenenalter, weil die
Wirkung der Impfung nachlässt. Aber auch chronische Erkrankungen wie
Bronchitis oder Asthma können im Falle einer akuten Verschlechterung,
auch „Exazerbation“ genannt, einen über Wochen anhaltenden
Husten auslösen. Gar nicht selten kann Husten sogar das einzige
Symptom einer Asthmaerkrankung sein. Dr. Kardos und seine Kollegen
berichten über Fälle, bei denen das typische Giemen und Pfeifen der
Atmung fehlte und die Lungenfunktion normal war. Auf Asthmamedikamente
sprachen die Betroffenen jedoch gut an.

Wenn ein Husten länger als acht Wochen anhält, raten die Experten zu
weiteren Untersuchungen. Mithilfe eines Lungenfunktionstests oder
Röntgenaufnahmen können ernsthafte Erkrankungen, wie ein Tumor oder
eine chronisch obstruktive Lungenerkrankung (COPD), erkannt
beziehungsweise ausgeschlossen werden.

Manchmal liegt die Ursache für den Husten jedoch gar nicht in der
Lunge oder den Atemwegen selbst. Gängige diagnostische Mittel wie
Lungenfunktionstest und Röntgenuntersuchung laufen dann ins Leere.
Verschiedene Erkrankungen können jedoch den Hustenreflex empfindlicher
machen: „Dazu zählen chronische Infektionen im
Nasen-Rachen-Raum, wie eine Nebenhöhlenentzündung, die gemeinsam mit
einem HNO-Arzt diagnostiziert und behandelt werden müssen“,
erläutert Dr. Kardos.

Ein weiterer Trigger für chronischen Husten kann Sodbrennen sein. Der
aufsteigende Magensaft reizt Rachen und Atemwege. Die Störung ist
häufig, so Dr. Kardos. Jeder zweite Hausarztpatient berichte bei
Nachfragen über Sodbrennen. Der Reflux könne durch Medikamente gut
behandelt werden. Doch leider bessere sich der Husten häufig aufgrund
der erhöhten Empfindlichkeit des Hustenreflexes bei diesen Patienten
nicht. Konventionelle Hustenhemmer, wie Kodein, sind nur wenig
wirksam.

Lungenfachärzte hoffen derzeit auf neue Medikamente, die die
Empfindlichkeit des Hustenreizes über längere Zeit hemmen. Die
klinischen Tests sind laut Dr. Kardos und Kollegen jedoch noch nicht
abgeschlossen.


P. Kardos et al.:

Leitlinie der Deutschen Gesellschaft für Pneumologie und Beatmungsmedizin zur Diagnostik und Therapie von erwachsenen
Patienten mit Husten

Pneumologie 2019; 73 (3); S.140–177

 * 

Quelle:

FZMedNews - 25. März 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart

Telefon: 0711-8931-319, Fax: 0711-8931-167

Internet: www.thieme.de/presseservice/fzmednews/
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STUDIE/275: Methadon bei Krebstherapie von Hirntumoren unwirksam (idw)


Universität Leipzig - 01.04.2019

Leipziger Studie: Methadon bei Krebstherapie von Hirntumoren unwirksam



Ein Opioid weckt Hoffnung: Methadon wurde nach einer wissenschaftlichen
Veröffentlichung als möglicher Heilsbringer in der Krebstherapie gefeiert.
Eine Petition forderte sogar den Bundestag dazu auf, die Wirkung von
Methadon in der Krebsbehandlung in klinischen Studien weiter zu
erforschen. Wissenschaftler der Universitätsmedizin Leipzig haben nun
Methadon zur Therapie von Hirntumoren in einer Laborstudie getestet und
kommen zu einem ernüchternden Ergebnis. Dieses wurde aktuell im
Fachmagazin "Cancer Chemotherapy and Pharmacology" publiziert.

Die Studie ist eine Reaktion auf die öffentliche Debatte und den möglichen
Effekt von Methadon in der Krebstherapie, insbesondere für die Behandlung
unheilbarer Tumore des zentralen Nervensystems, sogenannte Glioblastome.
Für die Untersuchung legten die Forscher primäre Zellkulturen aus
Hirntumoren an, die sechs Patienten entfernt wurden. "Wir haben erstmals
neben den Tumor-Zellkulturen auch Kulturen gesunder Zellen der Patienten
angelegt, um die Wirkung von Methadon auf beide Zelltypen zu vergleichen",
sagt Prof. Dr. Frank Gaunitz, Studienleiter und Professor für Biochemie an
der Medizinischen Fakultät der Universität Leipzig sowie Leiter der
Forschungslabore der Klinik und Poliklinik für Neurochirurgie am
Universitätsklinikum Leipzig.

Die Tumor-Zellkulturen wurden mit der Standardtherapie bei einem
Glioblastom behandelt: Bestrahlung und Chemotherapie. Zusätzlich
konfrontierten die Forscher die Zellen mit Methadon in unterschiedlichen
Konzentrationen. So konnten sie beobachten, ob Methadon einen zusätzlichen
Effekt hat und die Standardtherapie besser wirkt. "Unsere Resultate
zeigen, dass die Standardbehandlung wirksam ist, aber durch Methadon kein
Zugewinn erzielt wird. Es dürfte auch nichts nützen, wenn ein Patient nur
Methadon nimmt. Das würde erst in Konzentrationen wirken, die für den
Körper tödlich sind", fasst Prof. Gaunitz zusammen. "Zudem konnten wir die
Arbeiten von anderen Forschergruppen bestätigen, dass manche Tumorzellen
bei niedrigen Methadon-Konzentrationen sogar schneller wachsen." Zugleich
wurden die gesunden Zellen im Experiment mit unterschiedlichen
Konzentrationen des Opioids konfrontiert. Dabei zeigte sich, dass auch sie
bei den Dosen zerstört werden, bei denen auch Krebszellen absterben.
Gaunitz rät Patienten von einer Selbstmedikation durch Methadon ab:
Sollten Vorerkrankungen vorliegen, etwa eine geschädigte Leber, könne es
schnell tödlich enden.


Originalpublikation:

Originalveröffentlichung in "Cancer Chemotherapy and Pharmacology":
"d,l-Methadone does not improve radio- and chemotherapy in glioblastoma in
vitro"

DOI: 10.1007/s00280-019-03816-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig - 01.04.2019
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MELDUNG/099: Literaturhinweis - Psychiatrische Aspekte von Stalking (Thieme)


Thieme Verlag - FZMedNews - 25. März 2019

Von Jägern und Gejagten: Psychiatrische Aspekte von Stalking



fzm, Stuttgart, März 2019 – Stalking ist ein in der Bevölkerung
weit verbreitetes Phänomen. Abhängig von der jeweiligen Definition
werden acht bis 25 Prozent einmal in ihrem Leben Opfer eines Stalkers.
Ein Beitrag in der Fachzeitschrift „PSYCH up2date“ (Georg
Thieme Verlag, Stuttgart. 2019) zeigt auf, welche Auswirkungen
Stalking auf das Leben der Betroffenen hat und gibt einen Überblick
über Stalking-Typen und ihre Gewaltbereitschaft. Dabei zeigt sich
unter anderem, dass die wenigsten Stalker unter einer psychischen
Störung leiden und dass es auch „falsche Opfer“ gibt.

Der englische Begriff Stalking entstammt der Jägersprache und
bezeichnet das Anpirschen und Heranschleichen an die Beute. Wo die
harmlose Kontaktsuche endet und das Stalking beginnt, ist bislang
nicht eindeutig definiert. Klar ist jedoch, dass Stalker ihre Opfer
verfolgen, belästigen, und mit wiederholten Kontaktversuchen in Angst
versetzen. „Stalking stellt für die Betroffenen eine chronische
Stresssituation dar. Sie zeigen häufig Symptome einer
posttraumatischen Belastungsstörung oder einer Depression“, sagt
Professor Dr. med Harald Dreßing, Leiter der Forensischen Psychiatrie
am Zentralinstitut für Seelische Gesundheit in Mannheim und Autor des
Fortbildungsbeitrags.

Das Gefühl der Bedrohung, das die Betroffenen empfinden, ist durchaus
berechtigt: Stalking kann gewalttätig eskalieren und in seltenen
Fällen sogar in ein Tötungsdelikt münden. „Eine der wichtigsten
Aufgaben des behandelnden oder beratenden Psychotherapeuten ist daher
die Risikoanalyse“, so Dreßing. Als Warnsignal gilt es etwa,
wenn der Stalker bereits Suizid- oder Tötungsgedanken geäußert hat.
Auch von Stalkern, die substanzabhängig sind, Zugang zu Waffen haben
oder bereits früher gewalttätig geworden sind, geht eine erhöhte
Gefahr aus.

Psychiater ordnen die Täter in fünf Stalker-Typen ein. „Fast die
Hälfte zählt zu den sogenannten Ex-Partner-Stalkern“, erläutert
Dreßing. Diese hatten bereits eine intime Beziehung zum Opfer und
beginnen die Verfolgung, nachdem diese Beziehung zerbrochen ist. Weil
hier auch Rache als Motiv infrage kommt, besteht ein erhöhtes Risiko
für Drohungen und Übergriffe.

Ein erhöhtes Gewaltrisiko geht auch vom sogenannten beutelüsternen
Stalker aus: Er wählt sein Opfer mehr oder weniger zufällig aus und
verfolgt es, um einen sexuellen Übergriff zu planen. „Das
Stalking dient hier definitiv als Vorbereitung einer gewaltsamen
Handlung“, sagt Dreßing.

Des Weiteren kennen Experten Liebe suchende Stalker. Sie sind im
Liebeswahn davon überzeugt, dass ihr Opfer sie eigentlich auch liebe,
auch wenn vorher keine Beziehung bestanden hat. Der Rache suchende
Stalker möchte hingegen die Zielperson aufgrund eines vermeintlichen,
oft im beruflichen Umfeld geschehenen Unrechts in Angst versetzen. Der
inkompetente Stalker hat eine geringe soziale Kompetenz. Es fällt ihm
deshalb schwer, Kontakte zu knüpfen und Beziehungen
aufrechtzuerhalten. Durch Stalkingverhaltensweisen versucht er eben
das zu erreichen, ist aber nicht in der Lage, Zurückweisungen richtig
zu interpretieren.

Auch wenn Stalking immer als abnormes Verhalten zu bewerten ist, liegt
dem Problem nur selten eine psychotische Störung zugrunde. „Bei
der größten Gruppe der Stalkingfälle ist beim Täter keine gravierende
psychiatrische Diagnose zu stellen“, ist Dreßing überzeugt.
Stalking sei daher in den meisten Fällen als kriminelles Delikt und
nicht als Krankheit zu werten.

Umgekehrt müssten Therapeuten bei den von Stalking betroffenen
Personen ausschließen, dass es sich um „falsche Opfer“
handele. „Immerhin zwei bis zehn Prozent der Stalkingopfer in
einer Spezialambulanz entpuppen sich als falsche Betroffene“,
mahnt Dreßing. Oft lebten sie in der wahnhaften Vorstellung, verfolgt
zu werden. Zuweilen seien sie aber auch von Rachegefühlen oder der
Hoffnung auf materielle Entschädigung geleitet.

Nicht zuletzt können auch Psychiater und Psychotherapeuten in ihrem
beruflichen Kontext selbst zu Stalkingopfern werden – und zwar
deutlich häufiger als der Bevölkerungsdurchschnitt. Stalkingopfern
wird generell dazu geraten, ihren Wunsch nach Beendigung aller
Kontakte nur einmal, aber unmissverständlich zu äußern. Alle weiteren
Annäherungsversuche sollten dann komplett ignoriert werden. „An
diese Regel sollten sich auch Therapeuten halten“, sagt Dreßing.
Zu einer professionellen Reaktion gehöre es, das Therapieverhältnis
nach dem ersten „Warnschuss“ sofort zu beenden.


Verhaltensregeln für Stalkingbetroffene


	Nur eine, dafür aber unmissverständliche Erklärung, dass kein Kontakt gewünscht wird

	Absolutes Ignorieren weiterer Kontaktangebote

	Herstellen von Öffentlichkeit, d.h. Information von Nachbarn, Kollegen und Freunden

	Dokumentation aller Vorkommnisse

	Bei Telefonterror: alte Telefonnummer nicht abmelden, sondern damit

	Bei Telefonterror: alte Telefonnummer nicht abmelden, sondern damit die Stalkinganrufe mit einem Anrufbeantworter aufzeichnen (aber nicht entgegennehmen); Entgegennahme von Gesprächen unter einer Geheimnummer

	Frühzeitige Anzeige bei der Polizei. Die Entscheidung hat aber die betroffene Person zu treffen und sollte dazu nicht gedrängt werden.




H. Dreßing:

Psychiatrische Aspekte von Stalking

PSYCH up2date 2019; 13 (2); S. 175–189

 * 

Quelle:

FZMedNews - 25. März 2019

Thieme Verlagsgruppe

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Rüdigerstraße 14, 70469 Stuttgart
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INITIATIVE/115: Wie Singen in Krankenhäusern hilft, die Selbstheilungskräfte zu stärken (Singende Krankenhäuser)


Singende Krankenhäuser - internationales Netzwerk zur Förderung des Singens in Gesundheitseinrichtungen e.V.

Pressemitteilung vom 1. April 2019

Wie Singen uns hilft, die Selbstheilungskräfte zu stärken.

Singende Krankenhäuser e.V. bringt diesen Gesundheitserreger mit einem
vielfältigen Weiterbildungsangebot in Gesundheitseinrichtungen!



Stuttgart - "Momente, die wie magisch anmuten gibt es zu erleben beim
gemeinsamen Singen; wie Menschen in den größten Lebenskrisen sich
entspannen, singen, tanzen, glücklich werden, wenn auch zuweilen aus
lauter Rührung weinen. Noch nie hab' ich so etwas erlebt!" Irma,
ehemalige Patientin.

Singende Krankenhäuser e.V. ist aus der oben zitierten Begeisterung
heraus im Auftrag von Patienten entstanden. 2019 feiert es sein
zehnjähriges Bestehen mit Gerlinde Kretschmann, Ehefrau des
baden-württembergischen Ministerpräsidenten als Schirmherrin. Unsere
Vision ist ein Gesundheitswesen, in dem den Menschen die heilsame
Wirkung des Singens erlebbar und zugänglich gemacht wird. Zahlreiche
Forschungen und Studien belegen die vielfältigen gesundheitsfördernden
Wirkungen des Singens auf Körper, Geist und Seele.

Hierfür bieten wir eine Fülle von Weiterbildungsmodulen für
Singleiter/innen an, welche Singangebote auf die speziellen
Bedürfnisse von Patienten abstimmen. Die berufsbegleitende und modular
aufgebaute Weiterbildung findet an den Wochenenden statt. Menschen mit
einer sicheren Singstimme, vorwiegend aus dem Gesundheitswesen,
erhalten krankheitsbezogen theoretischmethodisches Rüstzeug für die
selbständige und achtsame Singgruppenleitung für Krankenhäuser,
Reha-Kliniken, Psychiatrien oder Altersheime. So erlernen die
Teilnehmer etwa den singenden und beziehungsstiftenden Umgang bei
Menschen mit Demenz. Oder auch, wie man am Krankenbett singend,
summend, tönend Schwerstpflegebedürftige oder sterbende Menschen
begleitet. Weitere Module vermitteln beispielsweise, wie Singen als
neurologische Stimulation bei Parkinson und Schlaganfallpatienten
wirken oder wie Singen den Einschränkungen in der Selbstwahrnehmung
bei psychosomatischen Beschwerdebildern entgegenwirken kann. Alle
Teilnehmer müssen zur Qualitätssicherung das Praxismodul "Singen als
spielerischer Dialog" durchlaufen und sich mit den Leitlinien der
Initiative vertraut machen.

 * 

Quelle:

Singende Krankenhäuser - internationales Netzwerk zur Förderung des Singens in Gesundheitseinrichtungen e.V.

Pressemitteilung vom 1. April 2019

Rostocker Straße 2, 88250 Weingarten

Tel: 0751/958 65 244

Internet: www.singende-krankenhaeuser.de
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STUDIE/640: Burnout bei Krankenhausärzten - Chirurgenpräsident fordert Bürokratie-Abbau und Klinik-Kitas (idw)


Deutsche Gesellschaft für Chirurgie e. V. - 01.04.2019

Burnout bei Krankenhausärzten: Chirurgenpräsident fordert Bürokratie-Abbau und Klinik-Kitas



Immer mehr Krankenhausärzte resignieren vor überbordender Bürokratie,
ökonomischem Druck und zunehmender Arbeitsverdichtung. Der Präsident der
Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH), Professor Dr. med. Matthias
Anthuber, fordert daher ein Umsteuern und appelliert an die
gesundheitspolitisch Verantwortlichen, das durch Ärzte erbrachte Ausmaß an
Verwaltungstätigkeit zurückzubauen. Zugleich müssten mehr Klinik-Kitas mit
Rund-um-die-Uhr-Betreuung eingerichtet werden, um die Vereinbarkeit von
Familie und Beruf zu erleichtern.

Untersuchungen zeigen: Fast zwei Drittel der deutschen Klinikärzte erleben
negativen Stress im Übermaß ("Disstress"), ein Viertel hegt den Wunsch,
aus der klinischen Tätigkeit auszusteigen. Eine neue britische Studie aus
dem Jahr 2018 bezeichnet Burnout unter Ärzten gar als "Epidemie". Dass die
Burnout-Raten bei den Medizinern zunehmen, ist unter Experten unstrittig.
"Alle Studien, ob national oder international, belegen einen Anstieg",
berichtet Dr. med. Hans-Peter Unger, Chefarzt des Zentrums für seelische
Gesundheit am Asklepios Klinikum Harburg.

Auch bei den Ursachen kommen die Untersuchungen zu einhelligen Schlüssen.
Als Auslöser der Gesundheitsgefährdung identifizieren Experten ein Übermaß
an Bürokratie, Arbeitsverdichtung, Multitasking, häufige Unterbrechungen
sowie fachfremde ökonomische und politische Zwänge. "Hinzu kommen
Patienten, die informierter und kritischer geworden sind", ergänzt
Psychiater und Psychotherapeut Unger. "Insgesamt befinden sich Klinikärzte
immer stärker in einer Sandwichposition zwischen Ökonomie und
Patientenwohl. Das führt zu Dauerstress, zu Frustration und Erschöpfung,
und trifft ältere wie jüngere Ärzte gleichermaßen."

Bei den Jüngeren, die auf dem Arbeitsmarkt stark gefragt sind und noch vor
einer endgültigen Weichenstellung stehen, kann das radikale Konsequenzen
haben - und ein Abdriften aus der Kliniktätigkeit bewirken. Wie eine
aktuelle Umfrage im Auftrag der Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KV) in
Zusammenarbeit mit dem medizinischen Fakultätentag und der
Bundesvereinigung der Medizinstudierenden unter knapp 14.000
Medizinstudierenden ergab, streben 70 Prozent der Studierenden eine
Tätigkeit in der ambulanten Medizin an, vor allem in angestellter Position
in einer Gemeinschaftspraxis oder einem Medizinischen Versorgungszentrum.
"Das ist ein verheerendes Signal für die kurative Medizin im Krankenhaus
oder auch in der Praxis", betont Professor Dr. med. Matthias Anthuber,
Präsident der Deutschen Gesellschaft für Chirurgie (DGCH).

Um die hochwertige Versorgung in den Kliniken aufrecht erhalten zu können,
fordert der Chirurgenpräsident daher ein Umsteuern vor allem auf zwei
Feldern. "Gesundheitsminister Spahn würde dem Medizinstandort Deutschland
einen großen Dienst erweisen, wenn er sich dafür einsetzte, die
überbordende bürokratische Tätigkeit, die Klinikärzten inzwischen
zugemutet wird, zurückzuführen", sagt Anthuber "Die deutsche Medizin
genießt fachlich einen exzellenten Ruf weltweit, doch viel zu viel Zeit
müssen sich deutsche Ärzte mit arztfremden und patientenfernen Tätigkeiten
beschäftigen." Zudem müssten Kliniken sich mehr in der Kinderbetreuung
engagieren. "Wir brauchen Klinik-Kitas mit angemessenen Öffnungszeiten, um
dem chirurgischen Nachwuchs im Sinne der Vereinbarkeit von Beruf und
Familie attraktive Arbeitsbedingungen zu bieten", so Anthuber.

Damit wäre viel geholfen, wie Umfragen belegen. Laut Monitor 2017 des
Marburger Bundes ist 70 Prozent der Ärzte in Kliniken eine
Entbürokratisierung "sehr wichtig" oder sogar "am wichtigsten". Die
Umfrage unter Medizinstudierenden kam zu dem Ergebnis, dass die Wahl des
zukünftigen Arbeitsplatzes zu 94 Prozent von der Vereinbarkeit von Familie
und Beruf bestimmt wird.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.chirurgie2019.de

http://www.dgch.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1250
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Deutsche Gesellschaft für Chirurgie e. V. - 01.04.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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JAZZ/2190: Wertheim - Frühschoppen mit "Frachter" am 7. April 2019


Stadt Wertheim

Jazz-Frühschoppen mit "Frachter" auf der Burg



Wertheim. Der Eigenbetrieb Burg veranstaltet auch in diesem Jahr
mehrere Jazz-Frühschoppen auf der Wertheimer Burgterrasse. Von April
bis Juni bieten ausgesuchte Bands am jeweils ersten Sonntag des Monats
zwischen 11 und 14 Uhr klassischen Jazz, Swing und Dixieland-Musik.
Der Eintritt beträgt fünf Euro. Bei frühlingshaften Temperaturen wird
auf der Burgterrasse, bei schlechter Witterung im Löwensteiner Bau
gespielt.

Zum Auftakt am Sonntag, 7. April, tritt die Formation "Frachter" auf.
Die sechs Musiker aus Würzburg interpretieren Songs in zarten bis
stürmischen Arrangements. Dabei wechseln sie spielerisch Genre und
Klangfarbe: Eigenkompositionen, vergessenes Liedgut und bekannte Hits
münden bei "Frachter" in Tango, Blues, Gipsy, Funk oder freier
Improvisation.

Dabei verfügt das Ensemble über eine facettenreiche Klangpalette: Das
Akkordeonverstärkt mit warmem Klang Funk und Blues. Schnell und frech
tönt das Tenorsaxophon, für sonore Tiefe sorgt die Bassklarinette.
Durchdringende Soli liefert die E-Gitarre. Die Begleitung übernehmen
Jazzgitarre, Kontra- und E-Bass sowie Schlagzeug.

So geht es bei den darauffolgenden Jazz-Frühschoppen weiter: Am 5. Mai
kommt ein mehrfach erprobter und beliebter Gast auf der Burg: Die "No
Nonsense Band" spielt Swing und Jazz im Stil der 1920er Jahre.

"Inswingtief" aus Würzburg interpretieren am 2. Juni Gypsy Jazz, Bossa
Novas, Tangos und Musettewalzer. In Ihren Eigenkompositionen
verschmelzen diese Klängen mit europäischer Folklore: treibende
Rhythmen, fesselnde Improvisationen und gefühlvolle Melodien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 3. April 2019

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301

Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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AUSLAND/9025: Aus aller Welt - 03.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Algeriens Präsident Bouteflika beugt sich dem Druck des Militärs

Nach monatelangen Protesten ist Algeriens schwerkranker Präsident
Abdelaziz Bouteflika offenbar mit sofortiger Wirkung von seinem Amt
zurückgetreten. Nach Informationen der staatlichen Nachrichtenagentur
APS soll der seit 1999 amtierende Staatschef den Verfassungsrat in
einem Schreiben über seine Entscheidung unterrichtet haben. Kurz vor
dem Auftauchen des Rücktrittsschreibens hatte Armeechef Ahmed Gaid
Salah ein Kommuniqué herausgegeben, in dem er forderte, den
82jährigen unverzüglich nach Artikel 102 der Verfassung aus
gesundheitlichen Gründen für amtsunfähig zu erklären. Die Opposition
sieht in dem Vorstoß der Armee den Versuch einer Machtübernahme.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/9025: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



18jähriger ausgeraubt und schwer verletzt

Im nordrhein-westfälischen Hamm-Heessen haben Unbekannte einen
jungen Mann überfallen und schwer verletzt. Der 18jährige war mit dem
Fahrrad unterwegs, als ihm zwei maskierte Männer mit vorgehaltener
Schreckschußpistole entgegentraten und seinen Rucksack forderten.
Obwohl der 18jährige keine Gegenwehr leistete, schoß ihm einer der
beiden Räuber ins Gesicht. Der junge Mann kam mit schweren
Verletzungen ins Krankenhaus. Laut Polizeiangaben erbeuteten die
Täter lediglich den Rucksack des Opfer, in dem sich eine Wolldecke
befunden habe.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/9022: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Kabinett verlängert Bundeswehreinsätze

Die Bundeswehr bleibt ein weiteres Jahr am Horn von Afrika und im
westafrikanischen Mali. Das Bundeskabinett gab ihre Zustimmung zu der
Verlängerung der EU-Ausbildungsmission für Sicherheitskräfte in Mali
(EUTM) und der UN-Mission Minusma zur Unterstützung des
Friedensabkommens in Mali. Zudem wird die Antipirateriemission
Atalanta vor der Küste Somalias um ein weiteres Jahr verlängert. Der
Bundestag muß dem Regierungsbeschluß noch zustimmen.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/9024: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Koalitionsstreit um Abschiebungen - Union bietet Kompromiß an

Im Streit um Migration und Abschiebungen hat die Union der SPD einen
neuen Kompromißvorschlag präsentiert. Darin bietet die Union nach
Informationen der Deutschen Presse-Agentur eine Altfall-Regelung für
abgelehnte Asylbewerber mit festem Job an. Der migrationspolitische
Sprecher der SPD-Fraktion, Lars Castellucci, sprach von einem
pragmatischen Vorschlag. Es sei gut, daß Bewegung in die Sache komme.
Im Gegenzug soll die SPD die von der Union geforderten neuen Regeln
für wirksamere Abschiebungen mittragen.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/9023: Tragisches und Kurioses - 03.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Zwei Tote bei Wohnhausbrand in Windeck

In der Nacht zum Mittwoch ist ein älteres Ehepaar bei einem
Wohnhausbrand im nordrhein-westfälischen Windeck-Herchen ums Leben
gekommen. Die Enkelin des Ehepaars hatte sich noch aus dem brennenden
Haus retten und die Feuerwehr alarmieren können. Die 24jährige kam
mit leichten Verletzungen in ein Krankenhaus. Da das Einfamilienhaus
einsturzgefährdet sei, könne die Brandursache zunächst nicht geklärt
werden, sagte ein Feuerwehrsprecher.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8108: Aus Forschung und Technik - 03.04.2019 (SB)




MELDUNGEN



Erster Testflug von Boeings Starliner verzögert sich

Boeing verschiebt den für Frühjahr geplanten Erststart seiner CST-100
Starliner-Raumsonde. Als Grund nannte das US-Luftfahrtunternehmen den
vollen Startkalender des Weltraumbahnhofs Cape Canaveral. Um
unnötigen Zeitdruck zu vermeiden, habe man sich für einen noch freien
Startblock im August entschieden, hieß es. Diese Verzögerung wird
sich auch auf den zweiten Testflug auswirken. Das Starliner-Team geht
aber davon aus, daß der erste bemannte Flugtest zur Internationalen
Raumstation ISS noch in diesem Jahr stattfinden wird. Unterdessen ist
die erste Starliner-Besatzung im Kosmonautenausbildungszentrum (ZPK)
Juri Gagarin im Sternenstädtchen bei Moskau eingetroffen, um einen
fünfwöchigen Trainingskurs zu absolvieren. Dabei werden die
NASA-Astronauten Nicole Mann, Mike Fincke und Barry Wilmore in die
Systeme des russischen ISS-Segements und in die Prozeduren
eingewiesen, die im Falle eines Notfalls zu ergreifen sind, teilte
das ZPK mit.

Der CST-100 Starliner von Boeing ist einer von zwei kommerziell
entwickelten Crewkapseln, die von der NASA finanziert werden, um
Astronauten von und zur ISS zu befördern. Die Crew Dragon-Sonde des
privaten Raumfahrtunternehmens SpaceX startete bereits Anfang März zu
einem sechstägigen Testflug zur Orbitalstation. Für Mitte Juli plant
SpaceX, seine Raumkapsel erstmals bemannt zu starten.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8121: Aus aller Welt - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Juan Guaidó in Venezuela verliert Abgeordneten-Immunität

In Venezuela hat die Verfassunggebende Versammlung dem Abgeordneten
Juan Guaidó auf Antrag des Obersten Gerichts die Immunität entzogen.
Guaidó hatte mit einer Auslandsreise im Februar gegen ein
Ausreiseverbot verstoßen. Außerdem werden ihm Anstiftung zu Gewalt
gegen die Regierung und Annahme illegaler Gelder vorgeworfen. Ihm
wurde zuletzt die Ausübung politischer Ämter für 15 Jahre untersagt.
Im Januar hatte er sich einer Oppositionskundgebung als
Interimspräsident vorgestellt und versucht seitdem, den amtierenden
Präsidenten Nicolás Maduro zu stürzen. Dabei wird er von Washington
und verbündeten Staaten unterstützt. In Berlin sagte der
Regierungssprecher Seibert, die Bundesregierung verurteile den Entzug
der Immunität Guaidós. Die Verfassungsgebende Versammlung Venezuelas
sei nicht demokratisch legitimiert.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8080: Medizin und Gesundheitswesen - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Minimalinvasive Implantation des Aortenbogens gelungen

Immer mehr Operationen werden minimalinvasiv durchgeführt. Jetzt
haben auch Gefäßchirurgen am Universitätsklinikum Carl Gustav Carus
Dresden laut Deutschem Ärzteblatt eine Aortenbogenprothese
minimalinvasiv implantiert. Diese Methode soll weltweit bislang nur
wenige hundert Mal angewandt worden sein. Bisher mußten Patienten an
eine Herz-Lungen-Maschine angeschlossen und der Brustkorb durch
Längsdurchtrennung des Brustbeins geöffnet werden. Der Einsatz des
Implantats wurde dann nach Herbeiführung eines Herzstillstands sowie
einer Abkühlung des Patienten in Vollnarkose durchgeführt. Bei dem
minimalinvasiven Verfahren wird die Prothese dagegen über die Leiste
sowie weitere kleine Zugänge vom Hals aus gelegt. Dadurch können
jetzt auch Patienten behandelt werden, die für eine Operation am
offenen Herzen zu krank oder instabil sind, bei denen es anatomische
Bedenken gibt oder die Angst vor solch einer OP haben.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8109: Kriminalität und Rechtsprechung - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Fridays-for-Future-Protestierern in München droht Bußgeld

Schülern und Schülerinnen des staatlichen
Wilhelm-Hausenstein-Gymnasiums in München-Bogenhausen, die sich an
den Klimaprotesten "Fridays for Future" während der Schulzeit
beteiligen, sowie ihren Eltern drohen Bußgelder für
Schuleschwänzen. Einen entsprechenden Hinweis hat die Schulleitung am
Montag auf dem schulinternen Internetportal veröffentlicht, wie unter
anderem der Bayerische Rundfunk und die Süddeutsche Zeitung meldeten.
Demnach soll nach Einzelfallprüfung das unentschuldigte Fehlen
künftig nicht allein mit Ordnungsmaßnahmen geahndet werden. Es könnte
auch das Referat für Bildung und Sport eingeschaltet werden, wenn
bewußt gegen Spielregeln, Gesetze und Schulordnung verstoßen wird.
Entsprechende Schritte lägen im Ermessensspielraum der Schulleitung,
erklärte Bayerns Kultusminister Piazolo. Rechtlich sind Bußgelder für
Schuleschwänzen möglich. Sie werden häufiger verhängt, wenn Kinder
und Jugendliche bereits wenige Tage vor Ferienbeginn in den Urlaub
fliegen, um preiswerte Reiseangebote zu nutzen.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8032: Sprache, Kunst und Medium - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Bonner Unibibliothek erhält 600 Bücher aus Belgien zurück

Die Universitäts- und Landesbibliothek Bonn (ULB) freut sich über die
unverhoffte Rückkehr von mehr als 600 Büchern und Handschriften, die
nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs unter nie geklärten Umständen aus
den Archiven verschwanden.

Wie der Evangelische Presse-Dienst berichtete, handelt es sich um
zahlreiche wertvolle Exemplare von hohem ideellen und materiellem
Wert, darunter mittelalterliche Hand- und Abschriften, Urkunden,
historische Landkarten sowie frühe Buchdrucke.

Es soll der größte Posten sein, den die Bibliothek jemals
zurückerhalten hat. Die Rückkehr der Sammlung, die sich im belgischen
Privatbesitz befand, soll am 11. April im Bonner Bibliotheksclub
gefeiert werden.

Aufgetaucht sind die Bücher und Dokumente, nachdem eine belgische 
Erbin einige der Kostbarkeiten dem Londoner Auktionshaus Sotheby's zur 
Versteigerung angeboten hatte. Deren Experten hatten das Angebot 
geprüft und dann die Uni Bonn verständigt. Wie es hieß, hätten die 
Erbin und die Bibliothek sich danach schnell auf die Rückgabe 
geeinigt.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8099: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Uno-Sicherheitsrat befaßt sich mit atomarer Abrüstung

Deutschland hat seit Montag den Vorsitz des Uno-Sicherheitsrats inne. Vier
Wochen lang kann Bundesaußenminister Maas dem Gremium die Thematik für
dessen Sitzungen vorgeben. Beim zweiten Treffen kam das Thema
Atomwaffen auf den Tisch. Maas forderte die Ratsmitglieder USA,
Rußland und China auf, die Diskussion darüber aufzunehmen und nuklear
abzurüsten. Der SPD-Politiker betonte, man könne sich in Europa,
Asien und überall auf der Welt keine weiteren Erschütterungen der
Sicherheit und Stabilität mehr leisten. Man brauche einen Fahrplan,
der zurück auf den Weg der atomaren Abrüstung führe. Er selbst sei
sich sicher, daß eine weitere Verringerung von Atomwaffen ohne
Verlust von Sicherheit möglich sei. Die USA und Rußland könnten und
sollten die Zahl ihrer Sprengköpfe und Trägersysteme weiter
reduzieren. Angesichts eines drohenden Wettrüstens Washingtons und
Moskaus erklärte Maas, der Kalte Krieg sei vorbei. Den Warschauer
Pakt gebe es nicht mehr, auch die Mauer gebe es nicht mehr in
Deutschland. Insofern könnten wir den Herausforderungen an uns nicht
mit den Antworten aus dem letzten Jahrhundert begegnen.
Maas will die USA, China, Rußland und andere Staaten dazu bringen,
den Vertrag zum Verbot von Atomwaffen von 2017 zu unterstützen.
Deutschland würde dem von zwei Dritteln der Uno-Mitglieder
beschlossenen Abkommen beitreten, wenn es auch die Staaten täten, die
über Atomwaffen verfügten, so Maas. Deutschland hatte neben den
meisten NATO-Mitgliedern nicht einmal an den Verhandlungen für das
Abkommen teilgenommen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8113: Aus Parlament und Gesellschaft - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Maas und Le Drian werben für Allianz der Multilateralisten

Bundesaußenminister Heiko Maas und sein französischer Amtskollege
Jean-Yves Le Drian haben sich am Dienstag auf einer Pressekonferenz
in New York für eine "Allianz der Multilateralisten" ausgesprochen.
Zuvor hatten die beiden Minister eine enge Zusammenarbeit bei der
Realisierung des Projekts vereinbart. Für September ist ein Treffen
der Multilateralisten auf Ministerebene am Rande der
Uno-Vollversammlung geplant. Maas sprach von überzeugten Teamplayern,
welche die internationalen Organisationen und eine regelbasierte Weltordnung
erhalten wollten, ohne daß jeder gegen jeden antritt. Der
Multilateralismus sei in seiner Funktionsweise bedroht, sagte Maas.
Der Allianz könne sich jedes Land anschließen, das sich für die
Stärkung der internationalen Zusammenarbeit einsetze. Letztlich müsse
jeder selber entscheiden, auf welcher Seite er dabei stehe. Le Drian
versicherte, das Projekt richte sich nicht gegen jemanden, es sei
denn, es handele sich um jemanden, der gegen Multilateralismus
vorgehe. Internationale Zusammenarbeit sei die beste Garantie für
dauerhaften Frieden. Dem Vernehmen nach wollen sich unter anderem
Kanada, Japan, Großbritannien, Indien, Indonesien, Mexiko und
Australien der Allianz anschließen.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8082: Tragisches und Kurioses - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Petition der Kirche zu "Tempolimit 130" ist erfolgreich

Die überraschenderweise von der Evangelischen Kirche in
Mitteldeutschland (EKM) initiierte Petition für ein allgemeines
Tempolimit auf deutschen Autobahnen läuft am Mittwochabend aus. Der
Vorstoß ist erfolgreich, da die Zahl der erforderlichen 50.000
Mitunterzeichner deutlich überschritten wurde.

Das bedeutet, daß sich der Petitionsausschuß des Bundestags mit dem
Thema befassen muß, auch wenn die Bundesregierung keinen
Handlungsbedarf sieht. Nach seiner Auswertung nennt der
Petitionsausschuß einen Termin für eine öffentliche Anhörung, wie die
ARD Tagesschau berichtete.

Die an der Aktion beteiligten Vertreter der EKM sehen in einem
Tempolimit - etwa auf 130 oder weniger Stundenkilometer - eine
kostengünstige Möglichkeit, den Kohlendioxid-Ausstoß zu reduzieren,
das Unfallrisiko zu mindern und die Lärmbelästigung zu dämpfen.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8110: Arbeit, Soziales und Familie - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Hunderte Hilfsorganisationen fordern neue Flüchtlingspolitik

Mehr als 260 zivilgesellschaftliche Organisationen haben
Bundeskanzlerin Merkel in einem offenen Brief zu einer erneuerten
Flüchtlingspolitik aufgefordert. Die Unterzeichner, darunter Pro
Asyl, Ärzte ohne Grenzen, Amnesty International, Diakonie und Caritas
sowie Gewerkschaften und der FC St. Pauli, fordern statt Abschottung
vor Flüchtlingen und ihrer Abschreckung einen Notfallplan zu deren
Rettung. Denn die Pflicht zur Rettung aus Seenot sei ein Völkerrecht,
das Recht auf Leben sei unverhandelbar, heißt es. Rückführungen nach
Libyen dürfen nicht mehr stattfinden. Schutzsuchende sollen auf jene
EU-Mitgliedstaaten in einem geordneten Verfahren verteilt werden, die
zu deren Aufnahme bereit sind. Außerdem sollen gerettete
Bootsflüchtlinge in aufnahmebereiten Kommunen, sogenannten sicheren
Häfen, untergebracht werden können. Zivile Helfer, die sich für die
Rettung von Bootsflüchtlingen einsetzen, dürfen nicht kriminalisiert
werden.

Die EU führt zur Zeit im Rahmen der Mission Sophia im Mittelmeer
keine Rettungsaktionen durch, weil Italien die Bootsflüchtlinge nicht
mehr aufnimmt. Uno-Angaben zufolge sind 2018 im Mittelmeer mehr als
2260 Menschen beim Versuch, nach Europa zu gelangen, ertrunken.

3. April 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8091: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Tierschutzlabel der Supermarktketten in der Kritik

Gerade erst wird das neue Tierschutzlabel der Supermärkte eingeführt,
schon hagelt es Kritik. So ist das handelseigene Herkunftssiegel für
Fleisch- und Fischprodukte der großen Supermarktketten Aldi, Edeka,
Kaufland, Lidl, Netto, Penny und Rewe nach Ansicht von
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner (CDU) völlig
unzureichend. Unter anderem sei für die Verbraucher durch die
Etiketten weiter nicht ersichtlich, wie es um das Wohl des Tieres in
seiner gesamten Lebenszeit bestellt war. Demgegenüber soll das
staatliche Tierwohlkennzeichen, das Klöckner anstrebt, viel
umfassender sein.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8098: Märkte und Finanzen - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Daimler eröffnet Pkw-Fabrik bei Moskau

Bundeswirtschaftsminister Altmaier, der russische Präsident Putin und
der Daimler-Chef Zetsche haben bei Moskau das erste
Mercedes-Benz-Werk für Pkw in Rußland eröffnet. In die neue Fabrik
wurden mehr als 250 Millionen Euro investiert. Mehr als 1000
Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen sollen dort die am häufigsten in
Rußland verkauften Modelle produzieren. Zunächst werden das Fahrzeuge
der E-Klasse sein, später auch SUV-Modelle. Daimler stellt bereits
Lastwagen und Vans in Rußland her. Altmaier ließ vor seiner dritten
Rußlandreise im Amt wissen, daß es ihm bei den bevorstehenden
Gesprächen mit Putin und seinen Ministern um die Stärkung alter
Partnerschaften und die Schaffung neuen Vertrauens gehe.

3. April 2019
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WISSENSCHAFT/8114: Aus Forschung und Technik - 03.04.2019 (SB)




VOM TAGE



Gmail mit neuen Funktionen

Anläßlich des 15. Geburtstages von Gmail hat Google dem E-Mail-Dienst
einige neue Funktionen spendiert. So können Nutzer laut t3n.de ab
jetzt ihre E-Mails zeitversetzt versenden, also den Versandzeitpunkt
etwa auf den nächsten Morgen festlegen. Außerdem hat Google
dynamische E-Mail-Funktionen für Gmail angekündigt. Damit sollen
künftig komplette Aufgaben direkt in E-Mails erledigt werden können,
etwa eine Verabredung bestätigen, sich für ein Event anmelden oder
einen Fragebogen ausfüllen. Weiter sollen Gmail-Nutzer bald auf
Kommentare in Google-Docs-Threads direkt im Posteingang antworten
können.

3. April 2019
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FORSCHUNG/1133: Das Erwachen einer neuen Kraft (idw)


Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik - 02.04.2019

Das Erwachen einer neuen Kraft

Neu entdeckte physikalische Kraft trägt zur gesunden Entwicklung des
Rotbraunen Reismehlkäfers bei.



Jedes Leben hat seine Meilensteine. Lewis Wolpert, ein britischer
Entwicklungsbiologe, scherzte einmal, dass nicht Geburt, Ehe oder Tod,
sondern Gastrulation das wichtigste Ereignis im Leben sei. Bei der
Gastrulation verwandelt sich die aus einer Zellschicht bestehende
Keimblase (eine Hohlkugel aus Zellen) in ein mehrschichtiges Gebilde, die
sogenannte Gastrula. Dabei formen physikalische Kräfte das embryonale
Gewebe vielzelliger Organismen zu komplexen Bauplänen. Bei vielen
Embryonen ist das gastrulierende Gewebe von einer festen Schutzhülle
umgeben. Bisher war nicht bekannt, ob Wechselwirkungen zwischen dem
lebenden Gewebe und der Schutzhülle zusätzliche Kräfte erzeugen, die die
Gastrulation beeinflussen. Forscher des Max-Planck-Instituts für
molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG), des Biotechnologischen
Zentrums der TU Dresden (BIOTEC) und des Exzellenzclusters "Physics of
Life" (PoL) haben bei der Erforschung des Rotbraunen Reismehlkäfers nun
herausgefunden, dass sich das lebende Gewebe zeitweise fest mit der Hülle,
die den Embryo umgibt, verankert. Diese Anbindung erzeugt zusätzliche
externe Kräfte, die für die korrekte Gastrulationsbewegung erforderlich
sind. Die Studie wurde in der Fachzeitschrift Nature veröffentlicht.




[image: Bild: © Ivana Viktorinova / MPI-CBG]

Schematische Darstellung, wie sich das lebende Gewebe an der
schützenden Hülle während der frühen Entwicklung des Embryos
anhaftet.

Bild: © Ivana Viktorinova / MPI-CBG



Die Gastrulation ist einer der am meist untersuchten biologischen
Prozesse. Während der Gastrulation gibt es im Embryo Gewebebewegungen und
Faltungsvorgänge, die eine einfache Zellschicht in eine komplexe
mehrschichtige Struktur namens Gastrula umwandeln. Diese Verwandlung wird
vor allem durch physikalische Kräfte gesteuert, die im embryonalen Gewebe
selbst erzeugt werden. Bei den meisten Tierarten läuft die Gastrulation
innerhalb einer festen Schutzhülle ab, die den Embryo umgibt. Um
herauszufinden, wie sich die Wechselwirkung zwischen dem lebenden Gewebe
und der Innenseite der Schutzhülle auf die Gastrulation auswirkt,
untersuchte ein interdisziplinäres Dresdner Forscherteam diesen Prozess im
Rotbraunen Reismehlkäfer Tribolium castaneum, einem Modellorganismus, bei
dem während der Gastrulation spektakulär komplexe Bewegungen des Gewebes
stattfinden. Die Forscher entdeckten, dass das Gewebe an einer bestimmten
Stelle an der Schutzhülle zeitweise anhaftet und dass diese Fixierung
zusätzliche externe Kräfte erzeugt, die zu den korrekten
Gastrulationsbewegungen beitragen.

Das Team bestand aus Biologen aus dem Labor von Pavel Tomancak am MPI-CBG
und Physiker aus der Forschungsgruppe von Stephan Grill, der sowohl
Professor am BIOTEC als auch Direktor am MPI-CBG ist. Die Forscher
untersuchten die Gewebebewegungen während der frühen Entwicklung von
Tribolum und der Fruchtfliege Drosophila mit dem für Dresden typischen
Ansatz, Theorie und Experiment zu kombinieren. Zunächst wurde die dynamische
Entwicklung des Reismehlkäfers mit modernster Light-Sheet-Mikroskopie
sichtbar gemacht. Dann wurden diese Messungen mit einer
biophysikalischen Theorie getestet. Das überraschende Ergebnis war, dass
eine zusätzliche Kraft beteiligt sein musste; nur so konnten die
Gastrulationsbewegungen zu erklären sein. Aber um was genau konnte es sich
dabei handeln? Stefan Münster, der Erstautor der Studie, der durch ein
interdisziplinäres Postdoktoranden-Stipendium des Zentrums für
Systembiologie Dresden (CSBD) unterstützt wurde, erklärt die Entdeckung:
"Wir haben festgestellt, dass die unbekannte Kraft von der Anhaftung des
Gastrulationsgewebes an einer bestimmten Stelle der Schutzhülle ausgeht.
Wir haben dann die molekularen Komponenten für diese Verbindung aufgespürt
und gezeigt, dass diese auch bei den Gastrulationsbewegungen der
Fruchtfliege Drosophila eine Rolle spielen."
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Rotbrauner Reismehlkäfer Tribolium castaneum.

Bild: © Stefan Münster / MPI-CBG



Diese Ergebnisse zeigten einen bisher unentdeckten Mechanismus, der zur
physikalischen Umformung von Gewebe während der Entwicklung von Tieren
beiträgt. Stefan Münster arbeitete gemeinsam mit dem Physiker Alexander
Mietke und der Biologin Akanksha Jain an der theoretischen
Modellentwicklung und der experimentellen Überprüfung des
Befestigungsmechanismus. "Es war eine spannende Reise von der Physik zur
Biologie und zurück", sagt Stefan Münster. "Wir haben erstmals den
Reismehlkäfer auf biophysikalische Art und Weise untersucht. Mit dem Blick
auf diesen Käfer haben wir etwas Neues über die Bewegungen im Gewebe
während der Gastrulation und dessen Verankerung in der Schutzhülle
herausfinden können. Solange wir uns nur die Fruchtfliege angeschaut
haben, ist uns diese Wechselwirkung und die Verankerung entgangen", fasst
Stefan Münster die Ergebnisse zusammen. Stephan Grill fügt hinzu: "Dresden
ist ein idealer Ort, um eine solche Studie durchzuführen. Wir haben
Biologen, die verschiedene Modellorganismen am MPI-CBG untersuchen, und
Theoretiker, die in der Lage sind, die Physik biologischer Prozesse am
CSBD in Modelle umzusetzen. An der TU Dresden gründen wir gerade ein neues
Institut, das Exzellenzcluster 'Physik des Lebens', welches sich mit
solchen interdisziplinären Themen beschäftigt."

Neben der Physik eröffnen diese Ergebnisse auch neue Sichtweisen darauf,
wie sich die Gastrulation zwischen verschiedenen Arten entwickelt haben
könnte. "Obwohl es sich um ein charakteristisches Ereignis der frühen
Entwicklung handelt, das tonangebend für den Rest des Lebens ist, ist die
Gastrulation sehr flexibel und selbst verwandte Arten zeigen sehr
unterschiedliche Gastrulationsfaltungen und -bewegungen", sagt Pavel
Tomancak. "Wie und warum sich die Gastrulation so rasant entwickeln
konnte, ist ein langjähriges Geheimnis der Evolutionsbiologie." Die Arbeit
des Dresdner Teams deutet darauf hin, dass die lokale Wechselwirkung des
lebenden Gewebes mit seiner schützenden Hülle ein Mechanismus sein kann,
der dazu beiträgt, auf welch vielfältige Art und Weise sich Organismen
entwickeln können.

Über das MPI-CBG

Das Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG)
ist eines von 84 Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, einer
unabhängigen gemeinnützigen Organisation in Deutschland. 500 Menschen aus
50 Ländern aus den verschiedensten Disziplinen arbeiten am MPI-CBG und
lassen sich von ihrem Forscherdrang antreiben, um die Frage zu klären: Wie
organisieren sich Zellen zu Geweben?

Über das BIOTEC

Das Biotechnologiezentrum (BIOTEC) wurde im Jahr 2000 als zentrale
wissenschaftliche Einrichtung der TU Dresden mit dem Ziel gegründet,
moderne Ansätze der Molekular- und Zellbiologie mit den in Dresden
traditionell starken Ingenieurwissenschaften zu verbinden. Seit 2016 ist
das BIOTEC Teil der zentralen wissenschaftlichen Einheit "Center for
Molecular and Cellular Bioengineering" (CMCB) der TU Dresden. Das BIOTEC
spielt eine zentrale Rolle innerhalb der Forschungsprofillinie
"Gesundheitswissenschaften, Biomedizin und Biotechnik" der TU Dresden und
fördert die Entwicklung auf dem Gebiet des Molecular Bioengineering. Das
Zentrum bildet eine Schnittstelle zwischen Biologie und Ingenieurwesen und
konzentriert sich auf die Bereiche Zellbiologie, Nanobiotechnologie und
Bioinformatik.

www.tu-dresden.de/biotec

Über PoL

Das Exzellenzcluster "Physik des Lebens" (Physics of Life - PoL) der TU
Dresden konzentriert sich auf die "Gesetze der Physik", die der
Organisation des Lebens in Molekülen, Zellen und Geweben zugrunde liegen.
Die Wissenschaftler des Clusters werden erforschen, wie sich Gewebe bilden
und strukturieren und die Mechanismen ergründen, durch die Zellen ihr
Inneres organisieren. PoL ist eine Kooperation zwischen Wissenschaftlern
der TU Dresden und Forschungseinrichtungen des DRESDEN-concept-Verbundes,
wie dem Max-Planck-Institut für molekulare Zellbiologie und Genetik
(MPI-CBG), dem Max-Planck-Institut für Physik komplexer Systeme (MPI-PKS),
dem Leibniz-Institut für Polymerforschung (IPF) und dem Helmholtz-Zentrum
Dresden-Rossendorf.

Über das CSBD

Das Zentrum für Systembiologie Dresden (CSBD) ist eine Kooperation des
Max-Planck-Instituts für molekulare Zellbiologie und Genetik (MPI-CBG),
des Max-Planck-Instituts für Physik komplexer Systeme (MPI-PKS) und der TU
Dresden. Das interdisziplinäre Zentrum vereint Physiker, Informatiker,
Mathematiker und Biologen unter seinem Dach. Die Wissenschaftler
entwickeln gemeinsam computergestützte und theoretische Methoden, um
biologische Systeme besser zu verstehen.

Originalpublikation:

Stefan Münster, Akanksha Jain, Alexander Mietke, Anastasios Pavlopoulos,
Stephan W. Grill & Pavel Tomancak:

"Attachment of the blastoderm to the vitelline envelope affects
gastrulation of insects"

Nature, 27. March, 2019.

doi.org/10.1038/s41586-019-1044-3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2232
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ZOOLOGIE/1625: Knallbunt - Neue Riesenstabschrecken in Madagaskar entdeckt (idw)


Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns - 02.04.2019

Knallbunt: Neue Riesenstabschrecken in Madagaskar entdeckt



Wissenschaftler der Zoologischen Staatssammlung München (SNSB-ZSM) und
der Universität Göttingen haben zwei neue Riesenstabschrecken entdeckt, die
mit über 20 Zentimeter Körperlänge zu den größten Insekten Madagaskars
gehören. Im Unterschied zu den meisten anderen Stabschrecken tarnen sich
die erwachsenen Männchen dieser Phasmiden nicht als unscheinbare Äste und
präsentieren sich in üppiger Farbenpracht. Warum sich die Männchen diese
Extravaganz leisten können, bleibt vorerst ein spannendes Rätsel für die
Evolutionsforschung. Die Arbeit wurde heute in der Fachzeitschrift
Frontiers in Ecology and Evolution veröffentlicht.




[image: Bild: © Frank Blattner/IPK Gatersleben]

Männchen von Achrioptera manga, das blaue Wunder aus Madagaskar.

Bild: © Frank Blattner/IPK Gatersleben



Achrioptera manga ist ein echtes Juwel unter den Stabschrecken, riesengroß
und mit knallbunten Männchen. Die wichtigste Überlebensregel für
Stabschrecken ist eigentlich, sich für Fressfeinde unsichtbar zu machen,
aber die farbenprächtigen Achrioptera-Männchen haben sich einfach darüber
hinweggesetzt - und trotzdem überlebt. Wofür diese Extravaganz nützlich
ist und warum die auffälligen Männchen nicht schnell von Vögeln und
anderen Tieren gefressen werden, bleibt vorerst ein Rätsel.

"Möglicherweise nehmen sie mit ihrer Blätternahrung Pflanzengifte auf, die
sie in ihrem Körper einlagern und signalisieren mit ihrer Farbenpracht,
dass sie nicht genießbar sind" sagt Frank Glaw, Kurator an der
Zoologischen Staatssammlung München. Für die Weibchen könnte die Tarnung
trotzdem vorteilhafter sein als die Abschreckung von Fressfeinden. "Wenn
im Tierreich besonders bunte Männchen auftreten, dann liegt das oft daran,
dass die Weibchen solche Männchen für die Paarung bevorzugen, aber ob
diese Erklärung bei den hauptsächlich nachtaktiven Tieren zutrifft, wissen
wir nicht." ergänzt sein Kollege und Heuschreckenexperte der ZSM Oliver
Hawlitschek. Auffällig ist jedenfalls, dass die Männchen ihre Farbenpracht
erst entwickeln, nachdem sie erwachsen geworden sind. Bis zu ihrer letzten
Larvenhäutung sehen sie aus wie ein brauner Zweig und sind tagsüber fast
unsichtbar. Erst danach erfolgt innerhalb weniger Tage die erstaunliche
Umfärbung zum farbenprächtigen Insekt.

Die Weibchen bleiben hingegen wie die meisten Stab- und Gespenstschrecken
zeitlebens gut getarnt. "Mit dieser Strategie hat die Insektenordnung der
Phasmiden seit Jahrmillionen überlebt, mehr als 3.000 Arten hervorgebracht
und alle wärmeren Regionen der Erde besiedelt." erklärt Sven Bradler,
Stabschreckenforscher an der Universität Göttingen. "Unsere Daten lassen
vermuten, dass es noch viele weitere neue und äußerlich ähnliche Arten
gibt, die sich erst mit Hilfe der Genetik zuverlässig identifizieren
lassen," ergänzt seine Kollegin Julia Goldberg.
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Das Männchen von Achrioptera maroloko zeigt eine gelb-schwarze
Warnfärbung.

Bild: © Frank Blattner/IPK Gatersleben



Bisher wurde A. manga der äußerlich sehr ähnlichen Art Achrioptera fallax
zugeordnet, die schon vor fast 160 Jahren beschrieben wurde. Aber erst vor
ein paar Jahren entdeckten Forscher der Zoologischen Staatssammlung
München grüne Stabschrecken, die der Erstbeschreibung von A. fallax genau
entsprechen. Zusammen mit Kollegen der Universität Göttingen verglichen
sie nun die grüne und blaue Form und fanden unter anderem deutliche
genetische Unterschiede, die ihre artliche Verschiedenheit belegen.
Ähnlich verlief auch die Entdeckung der zweiten neuen Riesenstabschrecke
Achrioptera maroloko, die bis zu 24 cm Körperlänge erreicht und bisher für
A. spinosissima gehalten wurde. Beide Arten zeigen jedoch ebenfalls
deutliche Unterschiede in der Männchenfär-bung (gelb versus blau) und der
Genetik.


Originalpublikation:

Glaw, F., O. Hawlitschek, A. Dunz, J. Goldberg & S. Bradler (2019):

When giant stick insects play with colors: Molecular phylogeny of the
Achriopterini and description of two new splendid species (Phasmatodea:
Achrioptera) from Madagascar.

Frontiers in Ecology and Evolution

doi: 10.3389/fevo.2019.00105

Weitere Informationen unter:

http://www.snsb.de

- Staatliche Naturwissenschaftliche Sammlungen Bayerns

http://www.zsm.mwn.de

- Zoologische Staatssammlung München
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FORSCHUNG/543: Safran kommt aus Attika - Herkunft des Safran-Krokus nach Griechenland zurückverfolgt (idw)


Leibniz-Institut für Pflanzengenetik und Kulturpflanzenforschung -
02.04.2019

Safran kommt aus Attika - Herkunft des Safran-Krokus nach Griechenland
zurückverfolgt



Crocus sativus, eine kleine lila Blume mit drei knallroten Narben. Sie
sieht den in Frühlingsbeeten omnipräsenten Krokussen zum Verwechseln
ähnlich, ist jedoch um einiges wertvoller. Denn sobald sie von Hand
geerntet und getrocknet wurden, werden die Narben des Safran-Krokus als
das teuerste Gewürz der Welt, Safran, verkauft. Über die Herkunft von C.
sativus wird schon seit Langem spekuliert, da dieses Wissen
Pflanzenzüchtern ermöglichen würde, genetische Diversität in die sonst
genetisch uniforme Pflanzenart zu bringen. Zwei neue Studien haben nun
aufgezeigt, dass der Safran-Krokus von einem griechischen Vorfahren
abstammt.




[image: Bild: © Frank Blattner/IPK Gatersleben]

Verbreitungskarte von Crocus cartwrightianus (gestrichelte Linie). In
rot ist die griechische Region (Attika) markiert in der der
Safrankrokus entstanden ist.

Bild: © Frank Blattner/IPK Gatersleben



Schon seit der Antike verleiht Safran Speisen eine goldgelbe Färbung und
einen aromatischen Geschmack. Die Verwendung der Narben des Safran-Krokus
(Crocus sativus) wird in Fresken aus Kreta und Santorin dargestellt,
welche älter als 3600 Jahre sind. Heutzutage wird die wertvolle Pflanze
vor allem im Iran angebaut, wo mehr als 90 Prozent des weltweiten
Safranertrags produziert wird. Aber aufgrund seiner Widerstandsfähigkeit
werden kleine Mengen Safran sogar in eher unwahrscheinlich anmutenden
Ländern wie der Schweiz und Deutschland erzeugt. Die Herkunft des Safrans
war, möglicherweise aufgrund seiner ausgedehnten landwirtschaftlichen
Verbreitung, bis vor Kurzem noch unbekannt. Nun wurde in zwei unabhängigen
Studien der Ursprung von C. sativus in Griechenland lokalisiert.

Der Safran-Krokus ist eine triploide und männlich-sterile Pflanze. Das
bedeutet, dass sie lediglich vegetativ vermehrt werden kann. In diesem
Fall werden Stücke der Safran-Knolle abgebrochen und eingepflanzt, damit
aus diesen Tochter-Knollen neue Pflanzen wachsen können. Eine Folge dieser
Vermehrungsform ist, dass es keinen Raum dafür gibt, die Qualität des
Safrans durch das Kreuzen verschiedener Kulturvarietäten zu verbessern.
Somit sind alle modernen Safran-Pflanzen genetisch nahezu identisch. Die
Erkenntnis, von welcher Pflanzenart der Safran-Krokus abstammte, würde es
Pflanzenzüchtern jedoch ermöglichen, neue Genotypen in den Genpool des
Safran-Krokus einzubringen.

Forscher des Leibniz-Instituts für Pflanzengenetik und
Kulturpflanzenforschung (IPK) Gatersleben beschlossen, das Rätsel um die
Herkunft des Safrans endlich zu lösen, indem sie molekulare Marker von
wilden Krokus-Arten mit denen des Safran-Krokus verglichen. Die
Wissenschaftler aus der Arbeitsgruppe "Experimentelle Taxonomie" von Dr.
Frank Blattner gingen daher auf Sammelexkursionen, um die benötigten
einheimischen Proben aller relevanten Pflanzenarten zu besorgen. Durch die
Analyse von genomweiten Unterschieden im Erbgut und der Untersuchung der
Chloroplastengenome der verschiedenen Krokus-Arten konnten die Forscher
die Art bestimmen, welche C. sativus genetisch am meisten ähnelt. So wurde
die wilde Krokus-Art C. cartwrightianus aus Griechenland als der alleinige
Vorfahre der modernen Safran-Pflanze identifiziert. Zugleich wurde
festgestellt, dass Safran aus Attika, der Gegend um der griechischen
Hauptstadt Athen, stammt.
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Crocus cartwrightianus

Bild: © Frank Blattner/IPK Gatersleben



C. cartwrightianus war zuvor schon als möglicher Ahne von C. sativus
vermutet worden, jedoch hatte die hohe intra-spezifische genetische
Diversität von C. cartwrightianus bei früheren Untersuchungen zu ungenauen
Ergebnissen geführt. In der IPK-Studie wurden jedoch nun eindeutige 99,3
Prozent der Allele von C. sativus in C. cartwrightianus aufgefunden.

Die Ergebnisse der Untersuchungen wurden zudem durch eine unabhängige,
komplementierende Studie der TU Dresden bestätigt. Die Dresdner
Wissenschaftler in der Arbeitsgruppe von Prof. Thomas Schmidt führten eine
vergleichende Chromosomenanalyse mit Fluoreszenz-in-situ-Hybridisierung
(FISH) von verschiedenen Krokus-Arten durch. So konnten sie ebenfalls
aufzeigen, dass C. sativus als Folge einer "Autopolyploidisierung"
entstanden war. In diesem Fall durch die Fusionierung der Genome von zwei
C. cartwrightianus-Pflanzen.

Überraschend für alle beteiligten Forscher war, dass das Hauptanbaugebiet
für Safran heute eindeutig außerhalb des Verbreitungsgebietes seines
Vorfahrens C. cartwrightianus liegt, da C. sativus in trockeneren und
höher gelegenen Regionen gedeiht. Sie vermuten, dass der Grund hierfür
auch in der Ursprungsgeschichte des Safrans liegt - so war es vermutlich
das Autopolyploidisierungs-Ereignis, welches zur Verschiebung des Habitats
des Safrans führte, fort von den mediterranen Vegetationszonen
Griechenlands.

Zusammenfassung:


	Safran, die getrockneten Narben des Safran-Krokus (Crocus sativus), ist das weltweit teuerste Gewürz. Die männlich-sterile triploide Pflanze wird seit mindestens 3600 Jahren vegetativ vermehrt, jedoch wird schon seit Langem über die Herkunft des Safran-Krokus spekuliert.

	In einem Projekt des IPK Gatersleben wurden Chloroplastengenome und genomweite DNA-Polymorphismen in Krokus-Arten analysiert. So wurde aufgezeigt, dass Safran in Attika, Griechenland, durch die Kombination von zwei verschiedenen Genotypen der wilden Krokus-Art C. cartwrightianus entstanden ist. Die Erkenntnisse werden von den Ergebnissen einer unabhängigen Studie der TU Dresden unterstützt.

	Die Klärung der Eltern-Art kann Pflanzenzüchtern nun dabei helfen, die niedrige genetische Diversität des Safran-Krokus zu überwinden. So dürfte es nun möglich sein, mit neuen C. cartwrightianus-Genotypen neue Safran-Linien zu züchten.




Originalpublikation:

Nemati Z., Harpke D., Gemicioglu A., Kerndorff H., Blattner F.R. (2019)

Saffron (Crocus sativus) is an autotriploid that evolved in Attica
(Greece) from wild Crocus cartwrightianus.

Molecular Phylogenetics and Evolution, in press.

https://doi.org/10.1016/j.ympev.2019.03.022

Weitere Informationen unter:

https://doi.org/10.1016/j.ympev.2019.03.022

https://doi.org/10.1111/nph.15715

https://doi.org/10.1101/537688

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution2011
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MELDUNG/246: Landgang der Pflanzen wird Schwerpunktprogramm der Forschungsgemeinschaft (idw)


Philipps-Universität Marburg - 02.04.2019

Landgang der Pflanzen wird Schwerpunktprogramm der DFG

Projekt "MAdLand" erhält Förderung unter Marburger Koordination



Die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) fördert das Projekt "MAdLand -
Molekulare Adaptation an das Land: Evolutionäre Anpassung der Pflanzen an
Veränderung" als Schwerpunktprogramm (SPP). Der Marburger Zellbiologe
Prof. Dr. Stefan Rensing koordiniert das Programm, das voraussichtlich im
März 2020 beginnt und mit etwa 6 Millionen Euro zunächst für eine Laufzeit
von drei Jahren gefördert wird.

Weltweit sterben jährlich mehr Menschen an Hunger und Mangelernährung als
an Krebs und kardiovaskulären Erkrankungen. Pflanzen bilden bei weitem die
größte Quelle für Biomasse und damit für die Ernährung der
Weltbevölkerung. "MAdLand" erforscht vor dem Hintergrund des Klimawandels
und der damit verbundenen Folgen, wie Pflanzen sich an schwerwiegende
Veränderungen ihrer Umwelt anpassen.

"MAdLand wird eine der dramatischsten Veränderungen der Umwelt, den
Habitatwechsel von Wasser auf felsiges Land, untersuchen, um besser zu
verstehen, wie sich Pflanzen an Umweltveränderungen anpassen", sagt
Programm-Koordinator Stefan Rensing.

Landpflanzen bilden eine außerordentlich vielfältige Gruppe von Lebewesen,
die eine Fülle von Anpassungen an ganz unterschiedliche Lebensräume
aufweisen - mächtige Baumriesen gehören ebenso dazu wie zarte Kräuter,
Moose genauso wie Blütenpflanzen. Als die ersten Pflanzen vor circa 500
Millionen Jahren an Land gingen, waren sie mit veränderten
Umweltbedingungen konfrontiert. So mussten sich die Pioniere unter anderem
gegen Austrocknung oder ultraviolette Sonnenstrahlung schützen.
Gleichzeitig verursachte der Landgang der Pflanzen einen dramatischen
Wandel. Er veränderte die Erdatmosphäre und die Erdoberfläche: Ohne grüne
Landpflanzen würde es heute keine Landtiere geben, und damit auch keine
Menschen.

Die nächsten Verwandten der Landpflanzen sind charophytische
Süßwasseralgen, ihre Vorfahren eroberten das Land. In der Folge
evolvierten die ersten Pflanzen einen komplexeren Körperplan, zu dem zum
Beispiel Wurzeln oder wurzelähnliche Strukturen gehören. Die Forscherinnen
und Forscher von "MAdLand" versprechen sich aus der Analyse der
molekularen Anpassungen von Pflanzen Erkenntnisse, die sich auch auf
andere Disziplinen wie Kultur- oder Nahrungswissenschaft übertragen
lassen. Erforscht werden sollen auch die genetischen Mechanismen, die bei
Charophytenalgen und Nicht-Samenpflanzen die Anpassung an die Bedingungen
an Land und die Entwicklung der Komplexität der Pflanzen unterstützten.

Dazu gibt es in Marburg schon einschlägige Vorarbeit. Im vergangenen Jahr
fand ein internationales Forschungsteam rund um den Zellbiologen Stefan
Rensing Landpflanzengene bei charophytischen Armleuchteralgen.

Die Erbanlagen dieser an mehrarmige Kerzenleuchter erinnernden Algen
enthalten zahlreiche evolutionäre Neuerungen, die es ihren Vorläufern
ermöglichten, sich auf dem Trockenen breit zu machen. "Die Landpflanzen
teilen sich einen gemeinsamen Ahnen mit den Armleuchteralgen", erklärt
Stefan Rensing. Die beiden Linien trennten sich vor mehr als 700 Millionen
Jahren. Armleuchteralgen, die im Süßwasser leben, besitzen eine komplexere
Morphologie als andere verwandte Algenarten.


Weitere Informationen unter:

http://www.madland.science

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution376
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MELDUNG/821: Quantenphysik - Neue Messmethode macht Elektronendichte in Festkörpern direkt sichtbar (idw)


Universität zu Köln - 02.04.2019

Quantenphysik: Neue Messmethode macht Elektronendichte in Festkörpern
direkt sichtbar

• Erstmals Abbildung von Elektronen im Objekt möglich, hilfreiches
Wissen für Gestaltung neuer Materialien

• Publikation in Nature Physics



Erstmal ist es Forscherinnen und Forschern gelungen, elektronische
Orbitale in Kristallen sichtbar zu machen. Die sogenannten orbitalen
Zustände beschreiben in der Quantenmechanik, wo sich die Elektronen eines
Atoms, Moleküls oder Festkörpers wahrscheinlich im Raum aufhalten. Bislang
konnte man diese Elektronendichten jedoch nicht mit letztendlicher
Sicherheit darstellen. Die neue, methodisch wegweisende Arbeit ist eine
Kooperation der Universität zu Köln (UzK), des Max-Planck-Instituts für
Chemische Physik fester Stoffe (MPI-CPfS) in Dresden, der Universität
Heidelberg und des Deutschen Elektronen-Synchrotrons DESY in Hamburg und
wurde im Fachjournal "Nature Physics" veröffentlicht.

Die Kenntnis der orbitalen Zustände ist grundlegend für das Verständnis
von chemischen Bindungen und den einhergehenden physikalischen
Eigenschaften. Versteht man, wie die komplexen Zusammenhänge funktionieren
und wie Verbindungen von Elementarteilchen aufgebaut sind, wird es
möglich, diese nachzubilden und beispielsweise neue Materialien mit
spezifischen Eigenschaften zu designen.

Eine neue Methode, die die lokalen quantenmechanischen Objekte in
Festkörpern direkt abbildet und sichtbar macht, haben Teams von Dr. Andrea
Severing (II. Physikalischen Institut der Universität zu Köln), Prof. Liu
Hao Tjeng (MPI-CPfS) und Prof. Maurits Haverkort (Universität Heidelberg)
an einer Messstation am Deutschen Elektronen-Synchrotron DESY konzipiert
und getestet. Hierzu konstruierten die Forscherinnen und Forscher eine
Messstation, mit der man lokale Elektronendichten (die orbitalen Zustände)
ohne weitere mathematische Auswertungen direkt abbilden kann. Dies ist
ihnen anhand von Nickel-Ionen (Ni2+) in Nickeloxid (NiO) gelungen.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19
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RECHT/697: ICF - Impulse für Bedarfsermittlung und Leistungen zur sozialen Teilhabe (Soziale Psychiatrie)


Soziale Psychiatrie Nr. 161 - Heft 03/18, 2018

Rundbrief der Deutschen Gesellschaft für Soziale Psychiatrie e.V.

ICF - Impulse für Bedarfsermittlung und Leistungen zur sozialen Teilhabe

Von Christian Reumschüssel-Wienert



Die internationale Klassifikation der Funktionsfähigkeit,
Behinderung und Gesundheit (ICF) bekommt im Rahmen der Umsetzung des
Bundesteilhabegesetzes (SGB IX) eine strategische Bedeutung, die für
eine personenzentrierte und sozialräumlich orientierte
gemeindepsychiatrische Arbeit im Rahmen der Eingliederungshilfe nicht
hoch genug einzuschätzen ist.


Im SGB IX wird im § 1 das Ziel der »Förderung von
Selbstbestimmung sowie die volle, wirksame und gleichberechtigte
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft« formuliert. Darüber hinaus
liegt dem Gesetz ein neuer Begriff von Behinderung zugrunde. Menschen
mit Behinderungen sind Menschen, die körperliche, seelische, geistige
oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten
Teilhabe an der Gesellschaft [...] hindern können - so der § 2
SGB IX. Behinderung entsteht nach dieser Regelung in der
Wechselbeziehung zwischen Individuum und Gesellschaft. Entsprechend
sind die Leistungen zur sozialen Teilhabe (§ 76 SGB IX) bzw.
Assistenzleistungen (§ 78 SGB IX) darauf ausgerichtet, nicht nur
selbstbestimmte Lebensführung im eigenen Wohnraum, sondern auch - und
gerade - Aktivität und Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft bzw. im
»Sozialraum« befähigend zu ermöglichen und Barrieren zu beseitigen.

Die Leistungen zur sozialen Teilhabe sind aus diesem Grunde nicht mehr
an einen bestimmten Ort, wie z. B. die Wohnung, gebunden. Dies ergibt
sich nicht nur aus dem Wechselwirkungsgrundsatz sowie aus der Trennung
von existenzsichernden und Fachleistungen, sondern wird auch im §
95 SGB IX explizit erwähnt. Die ICF spielt in diesem Zusammenhang eine
wichtige Rolle, da sie gem. § 118 SGB IX die Grundlage der zu
entwickelnden Instrumente der Bedarfsermittlung darstellen muss.

Grundzüge der ICF

Die ICF ist ein Standard zur Beschreibung
von Gesundheitszuständen, Krankheits- oder Unfallfolgen sowie
Aktivitäten und Partizipation (Teilhabe). Sie gehört zu einer von der
WHO entwickelten »Familie« von Klassifikationen für die Anwendung
verschiedenster Aspekte, die mit Gesundheit in Verbindung stehen -
ihre »Schwester« ist die Klassifikation von Krankheitsdiagnosen (ICD).

Grundlage ist der Begriff der »funktionalen Gesundheit« der WHO. Eine
Person gilt nach ICF als »funktional gesund«, wenn - vor ihrem
gesamten Lebenshintergrund - ihre körperlichen Funktionen
(einschließlich des geistigen und seelischen Bereichs) und Strukturen
allgemein anerkannten Normen entsprechen (Konzepte der
Körperfunktionen und -strukturen), sie all das tut oder tun kann, was
von einem Menschen ohne Gesundheitsproblem erwartet wird (Konzept der
Aktivitäten), und sie zu allen Lebensbereichen, die ihr wichtig sind,
Zugang hat und sich in diesen Lebensbereichen in der Weise und dem
Umfang entfalten kann, wie es von einem Menschen ohne Beeinträchtigung
der Körperfunktionen oder -strukturen oder der Aktivitäten erwartet
wird (Konzept der Teilhabe an Lebensbereichen).

Diese Definition folgt einem biopsychosozialen Modell, welches
Gesundheit, Krankheit und Behinderung in einem Wechselverhältnis von
biologischen, sozialen und individuellen Aspekten verortet. Dies
bedeutet vor allem: Ob »funktionale« Einschränkungen zur »Behinderung«
werden, hängt nicht (allein) von dem Ausmaß der Beeinträchtigung ab,
sondern wird durch umwelt- oder personenbezogene Kontextfaktoren
beeinflusst, die als soziale Barrieren oder soziale Förderfaktoren
auftreten können. Behinderung ist damit ein Phänomen, das sich aus
(komplexen) Wechselwirkungen vor dem Hintergrund der Kontextfaktoren
ergibt.

Kontextfaktoren

Die Kontextfaktoren machen den Lebenshintergrund einer Person aus. Sie
bestehen aus den Komponenten: Umweltfaktoren und personenbezogene
Faktoren. Als Umweltfaktoren werden diejenigen Faktoren klassifiziert,
die als äußere Einflüsse auf die Funktionsfähigkeit einer Person
einwirken, wie Produkte und Technologien (z. B. Hilfsmittel,
Medikamente), natürliche und vom Menschen veränderte Umwelt (z. B.
Bauten, Straßen, Fußwege), Unterstützung und Beziehungen (z. B.
Familie, Freunde, Arbeitgeber, Profies Gesundheits- und
Sozialsystems), Einstellungen, Werte und Überzeugungen anderer
Personen und der Gesellschaft (z. B. Vorurteile, Einstellungen zu
Teilzeitarbeitsplätzen) sowie Dienste, Systeme und Handlungsgrundsätze
(z. B. Gesundheits- und Sozialsystem mit seinen Leistungen und
Diensten, Rechtsvorschriften). Die in diesen Kapiteln weiter
ausdifferenzierten Items bzw. Faktoren können sich förderlich
auswirken oder als Barrieren erweisen.

Das gilt in gleicher Weise für die personenbezogenen Faktoren -
allerdings bisher ohne nähere Klassifikation. Im informellen Gebrauch
werden folgende Faktoren verwendet: Alter, Geschlecht, sozialer
Hintergrund, Bildung/Ausbildung, Beruf, genetische Prädisposition,
Charakter, Lebensstil, Coping, Erfahrung, Motivation, Handlungswille,
Mut. Auch personenbezogene Faktoren können sowohl förderlich
(Ressourcen) als auch hinderlich wirken.

Körperfunktion

Körperfunktionen sind physiologische und psychologische Funktionen von
Körpersystemen - zum einen Sehen, Gehen oder Verdauungsfunktionen, zum
anderen zeitliche, örtliche, personenbezogene Orientierung, das Denken
oder der Antrieb einer Person. Der Begriff des »Körpers« bezieht sich
auf den gesamten menschlichen Organismus - Leib und Seele.

Die Klassifizierung der Körperfunktionen und -strukturen erfolgt in
acht Kapiteln. Die mentalen Funktionen werden im ersten Kapitel
beschrieben. Hierbei gibt es unter anderem Funktionen der
Aufmerksamkeit, des Gedächtnisses, emotionale Funktionen, Funktionen
der Wahrnehmung sowie auch Funktionen des Denkens oder höhere
kognitive Funktionen, wie z. B. Abstraktionsvermögen, Organisieren und
Planen, Einsichts- und Urteilsvermögen und Problemlösungsvermögen.
Schädigungen sind Abweichungen von allgemein anerkannten Gegebenheiten
bzw. Standards. Sie können vorübergehend, dauerhaft, statisch oder
dynamisch, intermittierend oder kontinuierlich, in welche Richtung
auch immer, verlaufen. Schädigungen können Teil oder Ausdruck eines
Gesundheitsproblems sein, sie sind aber nicht notwendigerweise Teil
oder Folge einer Krankheit. Sie können andere Schädigungen nach sich
ziehen. Vor allem aber stehen sie in einer engen Wechselwirkung mit
den oben genannten Kontextfaktoren und haben damit mehr oder weniger
Auswirkungen auf Aktivitäten und Teilhabe.

Aktivitäten und Teilhabe 

In den Kapiteln der Aktivitäten und Teilhabe (Partizipation) verlässt
die ICF die funktionale Betrachtungsweise und wendet sich dem aktiv
handelnden Subjekt in seinen gesellschaftlichen Bezügen zu.

Eine »Aktivität« ist die Durchführung einer Aufgabe oder einer
Handlung (Aktion) durch einen Menschen. Eine Beeinträchtigung der
Aktivität liegt vor bei einer Schwierigkeit oder der Unmöglichkeit,
die Aktivität durchzuführen.

»Teilhabe« oder, entsprechend des englischen Originals,
»Partizipation« ist das Einbezogensein in eine Lebenssituation. Eine
Beeinträchtigung der Teilhabe bezieht sich auf das Problem des
Einbezogenseins in relevante Lebenssituationen. Die gesellschaftlichen
und die individuellen Gegebenheiten sind bei der Definition der
Teilhabe eng miteinander verwoben. Die unterschiedlichen
Lebensbereiche (»life-domains«) stellen daher die Wechselbeziehung
zwischen persönlichen und Umweltfaktoren dar. Sie sind:

1. Lernen und Wissensanwendung

2. Allgemeine Aufgaben und Anforderungen

3. Kommunikation

4. Mobilität

5. Selbstversorgung

6. Häusliches Leben

7. Interpersonelle Interaktionen und Beziehungen

8. Bedeutende Lebensbereiche

9. Gemeinschafts-, soziales und staatsbürgerliches Leben

Auch die Lebensbereiche sind wiederum in unterschiedliche Bereiche
ausdifferenziert. Bereiche von »Selbstversorgung« sind z. B.: sich
waschen, abtrocknen, seine Körperteile pflegen, sich kleiden, essen
und trinken sowie auf seine Gesundheit achten. Auch interpersonelle
Interaktionen und Beziehungen, die die Ausführung von Handlungen und
Aufgaben beschreiben, die für elementare und komplexe Interaktionen
mit Fremden, Freunden, Familie und Liebespartnerinnen in einer
kontextuell und sozial angemessenen Weise erforderlich sind, sind ein
Lebensbereich.

Mit den Aktivitäten und der Partizipation liegt ein sehr
ausdifferenziertes System von Lebensbereichen und deren Unterteilungen
vor, das je nach individuellen Kontextbedingungen (personell und
Umfeld) ausgestaltet werden kann. Einschränkungen der Teilhabe sind
stark abhängig von den Wünschen und der Wahrnehmung der Menschen mit
Behinderungen selbst.

Anwendungsbereiche

Die große Stärke der ICF liegt darin, dass sie ein sehr umfangreiches
kategoriales Raster zur Beschreibung von Beeinträchtigungen,
Förderfaktoren, Ressourcen und Barrieren vorlegt, welches implizit mit
einem Handlungsmodell unterlegt ist. Zusammen mit der UN-BRK bietet
sie ein schwieriges, jedoch gut handhabbares »Gerüst«, um die neuen
rechtlichen Regelungen umzusetzen. Dies ist besonders deshalb
relevant, da der neue Behinderungsbegriff die umweltbedingten
Kontextbedingungen fokussiert. Dies sollte auch in der Bedarfsplanung
seinen Niederschlag finden.

Zu beachten ist, dass die ICF kein Assessmentinstrument ist, mit dem
Beeinträchtigungen, Aktivitäten, Teilhabechancen und Barrieren
gemessen werden können. Hierzu werden andere Instrumente benötigt.
Darüber hinaus ist es wichtig, schon in der Bedarfsermittlung auf
Partizipation des/-r Leistungsberechtigten großen Wert zu legen. Schon
aus diesem Grund verbietet sich die Verwendung von sog. »Core-Sets«
(Strichlisten) im zu entwickelnden Bedarfsermittlungsinstrument. Im
Vordergrund steht der partizipative, dialogorientierte
Hilfeermittlungsprozess. Das biopsychosoziale Modell, die Kategorien
und Items der ICF können helfen, den Dialog zu strukturieren.

Wenn man ein Instrument zur Bedarfsermittlung konzipieren will, dann
sollte es also nicht in erster Linie wie eine »Strichliste« die
einzelnen Items fokussieren, sondern sich dialogorientiert an dem
»biopsychosozialen Modell« orientieren und folgenden Anforderungen
entsprechen:


	Es muss auf die subjektive Perspektive fokussiert sein, insbesondere in Bereichen der Teilhabe. Es gilt ein Wunsch- und Wahlrecht.

	Die Ermittlung des Bedarfs und die Planung von Leistungen erfolgen in der direkten Kommunikation mit der/-m Leistungsberechtigten. Alle weiteren relevanten Akteure sind bei Zustimmung einbezogen.

	Während des Hilfeprozesses können sich Notwendigkeiten, Prioritäten, Wünsche und Möglichkeiten verändern.

	Die Berücksichtigung von (mentalen) Körperfunktionen im Hilfeprozess muss ebenso gewährleistet sein wie die Einbeziehung von Kontextfaktoren. Hierbei können ggf. mentale Funktionen als persönlicher Kontext fungieren. Hinderliche und förderliche Umfeldbedingungen im persönlichen Umfeld und Sozialraum müssen umfassend berücksichtigt werden; gesellschaftliche, institutionelle Bedingungen, soweit relevant.

	Sämtliche Lebensbereiche müssen - soweit relevant - berücksichtigt werden, und zwar auch unter der Perspektive zukünftiger Aktivitäten und Teilhabe.



Es versteht sich von selbst, dass in diesen Zusammenhängen die
Assistenzleistungen zur sozialen Teilhabe sich einerseits nicht mehr
im Betreuten Wohnen erschöpfen können und andererseits durch
qualifizierte Fachkräfte erfolgen müssen.


Weiterführende Literatur

Grampp, Gerd (2018) Die ICF verstehen und nutzen.

Köln: BALANCE buch + medien

www.dimdi.de

www.drv-bund.de

www.bar-frankfurt.de

Hinweis

Die DGSP veranstaltet mit Christian Reumschüssel-Wienert Fortbildungen
zum Thema »ICF in Theorie und Praxis«.

Die nächsten Termine: 5. Oktober in Wolfsburg, 19. Oktober in Fulda
und 2. November in Stuttgart. Weitere Informationen unter:
www.dgsp-ev.de
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AUSSEN/2139: Algerien - Ende einer Epoche


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. April 2019

Algerien: Ende einer Epoche



Zum Rücktritt des algerischen Präsidenten Abdelaziz Bouteflika erklärt
Omid Nouripour, Sprecher für Außenpolitik:

Der Rücktritt des Präsidenten Abdelaziz Bouteflika markiert das Ende
einer Epoche in Algerien. Er ist ein Erfolg der Millionen mutigen
Algerierinnen und Algerier, die seit Wochen im ganzen Land für
politische Erneuerung, Transparenz und Demokratie demonstrieren.
Bouteflika stand für ein intransparentes und korruptes System aus
Wirtschaftseliten, Militär und einem kleinen Zirkel von Politikern.
Der Rücktritt von Bouteflika bedeutet nicht automatisch das Ende
dieses Systems.

Es ist daher jetzt von entscheidender Bedeutung, dass es einen offenen
Übergangsprozess mit klaren Spielregeln gibt. Alle Bürgerinnen und
Bürger müssen in diesem Prozess mitsprechen können.

Deutschland und die Europäische Union teilen die Werte der
Demonstrantinnen und Demonstranten. Die Bundesregierung muss deshalb
bilateral und innerhalb der Europäischen Union auf die Wahrung der
Grundrechte der Algerierinnen und Algerier pochen. Europa darf nicht
den Fehler wiederholen, den es in Ägypten gemacht hat: aus
kurzfristigen politischen und wirtschaftlichen Interessen weitgehend
tatenlos bei der Aushebelung von Demokratie und Menschenrechten
zusehen.

Alle Bestandteile der wirtschaftlichen und politischen Beziehungen
Deutschlands und der EU zu Algerien gehören deshalb auf den Prüfstand.
Es muss sichergestellt werden, dass sie die Korruption nicht befördern
und demokratischen und rechtsstaatlichen Standards genügen.
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BILDUNG/930: Kompromiss zur Mindestausbildungsvergütung ist verspäteter Aprilscherz


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. April 2019

Kompromiss zur Mindestausbildungsvergütung ist verspäteter Aprilscherz



Zum Vorschlag zur Mindestausbildungsvergütung, der zwischen dem
Gewerkschaftschef Reiner Hoffmann und dem
Arbeitgeberverbandspräsidenten Ingo Kramer ausgehandelt wurde, erklärt
Beate Walter-Rosenheimer, Sprecherin für berufliche Bildung:

Der monatelange Streit um die Höhe der Mindestausbildungsvergütung
scheint beigelegt. Statt der im Regierungsentwurf zur Änderung des
Berufsbildungsgesetzes vorgesehenen 504 Euro sollen es nun 515 Euro
sein. Der Kompromiss kommt in dieser Höhe daher wie ein verspäteter
Aprilscherz.

Wie eine Anfrage beim Bundesbildungsministerium ergeben hat, gibt es
bereits seit 2012 kein Bundesland mehr, in dem die durchschnittliche
Ausbildungsvergütung im ersten Lehrjahr unter dem jetzt ausgehandelten
Betrag liegt. Und es sind genau 21 Tarifverträge im Handwerk, die mit
weniger als 515 Euro den Einstieg ins Ausbildungsleben zulassen. Dass
es nun die Sozialpartner richten mussten, sagt viel aus über die
Unfähigkeit der zuständigen Bundesbildungsministerin. Frau Karliczek
hat zu keinem Zeitpunkt der Verhandlungen eine entscheidende Rolle
gespielt.

Die grüne Bundestagsfraktion setzt sich für eine
Mindestausbildungsvergütung ein, die 80 Prozent der durchschnittlichen
Ausbildungsvergütung nicht unterschreitet. Diese läge derzeit rund 150
Euro über dem ausgehandelten Kompromiss. Gerade das Handwerk sucht
dringend Ausbildungsnachwuchs. Den gibt es angesichts besser bezahlter
Alternativen auf dem Ausbildungsmarkt nicht länger "für lau".
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RECHT/841: Bilanzbericht der Aufarbeitungskommission - Aufarbeitung fortsetzen, Lehren ziehen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 3. April 2019

Bilanzbericht der Aufarbeitungskommission: Aufarbeitung fortsetzen, Lehren für die Zukunft ziehen



Zur Vorlage des ersten Bilanzberichts der Unabhängigen Kommission zur
Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs erklärt Katja Dörner,
Stellvertretende Fraktionsvorsitzende:

Der heute von der Kommission zur Aufarbeitung sexuellen Missbrauchs
vorgelegte Bilanzbericht belegt erneut das erschreckend große Ausmaß
sexuellen Missbrauchs in unserer Gesellschaft. Er zeigt auch, dass
diese wichtige Aufarbeitung noch lange nicht beendet ist. Wir begrüßen
daher sehr, dass die Kommission drei Jahre arbeiten kann. Hierfür
braucht sie aber auch gute Rahmenbedingungen, um gerade die
institutionelle Aufarbeitung weiter voranzubringen. Eine gesetzliche
Absicherung der Kommission wäre daher sinnvoll, die auch eine
umfassende Akteneinsicht ermöglicht.

Dass Betroffene im Rahmen der Arbeit der Kommission Gehör finden, ist
ein wichtiger und zentraler Teil der Aufarbeitung, auch um
Täterstrukturen besser zu erkennen und Schutzkonzepte für Kinder und
Jugendliche zu entwickeln. Der Bilanzbericht legt offen, wie schwer es
für Kinder ist, mit ihren Problemen und Anliegen Gehör zu finden. Der
Bericht der Kommission zeigt, wie wichtig es ist, Kindern und
Jugendlichen umfangreich Rechte zu geben und Strukturen so zu
gestalten, dass sie ernst genommen werden und Gehör finden. Hierzu
gehört, Fachkräfte in der Kinder- und Jugendbetreuung, wie auch
Lehrerinnen und Lehrer umfangreich fortzubilden.

Sexueller Missbrauch in der Kindheit hat für viele Betroffene
langfristige Folgen. Diese anzuerkennen und Hilfen für Betroffene
bereitzustellen, ist eine gesamtgesellschaftliche Verantwortung. Die
anstehende Reform des Opferentschädigungsgesetzes muss daher
gewährleisten, dass Betroffene sexueller Gewalt einen Anspruch auf
zeitnahe Hilfe und Unterstützung erhalten.
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AUSSEN/1829: 70 Jahre NATO - das Rückgrat der euroatlantischen Sicherheit stärken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

70 Jahre NATO - das Rückgrat der euroatlantischen Sicherheit
stärken

Deutschland muss starke Stütze des Bündnisses bleiben



Aus Anlass des 70. Geburtstags der NATO am 4. April 2019 bekennen
sich die Bundestagsfraktionen von CDU/CSU und SPD in einen
gemeinsamen Antrag für den Bundestag klar zur herausragenden
Bedeutung des transatlantischen Bündnisses. Dazu erklären der für
Außen- und Sicherheitspolitik zuständige stellvertretende Vorsitzende
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann David Wadephul, und der
außenpolitische Sprecher der Fraktion, Jürgen Hardt:

Wadephul: "Europa lebt seit 70 Jahren in Frieden, Freiheit und
Sicherheit. Das ist das Verdienst der NATO. Insbesondere Deutschland
hat der NATO mehr zu verdanken als andere Nationen. Denn ohne den
Schutz unserer Alliierten, insbesondere der Vereinigten Staaten,
hätte sich die Bundesrepublik nicht als Demokratie entfalten können
und es wäre später keine friedliche Wiedervereinigung in Freiheit
möglich gewesen. Daraus erwächst für uns eine Verpflichtung.

Deutschland als zweitgrößter Mitgliedsstaat der NATO muss eine starke
Stütze der NATO sein. Das erwarten unsere Alliierten von uns, das
entspricht unseren eigenen Sicherheitsinteressen und es sollte der
Anspruch an uns selbst sein. Der gemeinsame Antrag zeigt, dass sich
die Regierungsfraktionen dessen bewusst sind und darum Deutschlands
Rolle im Bündnis stärken wollen. Unsere Beiträge in der Allianz und
unser Engagement für das Bündnis müssen dem entsprechen."

Hardt: "Die NATO sichert auch das auf Verflechtung und Export
setzende deutsche Wirtschaftsmodell. Sie garantiert unsere Freiheit
und unseren Wohlstand. Auch deshalb senden wir mit dem vorgelegten
Antrag ein klares Signal: Deutschland wird sich auch weiterhin
entschieden in die NATO einbringen - mit Ressourcen, Fähigkeiten, der
Übernahme von Verantwortung und der Beteiligung an gemeinsamen
Missionen.

Dies muss sich auch in den Haushaltsplanungen niederschlagen. Bis zum
Jahr 2020 werden die Verteidigungsausgaben substanziell steigen - auf
dann 1,37 Prozent des Bruttoinlandsproduktes. Eine weitere Steigerung
der Verteidigungsausgaben spiegeln die aktuellen Eckwerte noch nicht
wider. Eine weitere Steigerung ist aber zwingend nötig, wenn wir die
Bundeswehr auch weiterhin gut ausstatten und ausrüsten wollen. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich in den bevorstehenden
Verhandlungen dafür einsetzen, dass die eingegangenen Verpflichtungen
ohne Abstriche erfüllt werden."
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INNEN/3461: Sportpolitische Erfolgsbilanz der letzten Jahre weiterschreiben


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Sportpolitische Erfolgsbilanz der letzten Jahre weiterschreiben

14. Sportbericht der Bundesregierung heute im Bundeskabinett



Heute wird der 14. Sportbericht der Bundesregierung im Bundeskabinett
beschlossen und danach an den Bundestag überwiesen. Der in der Regel
alle vier Jahre erscheinende Bericht beschreibt die vielseitigen
Sportfördermaßnahmen der einzelnen Bundesministerien. Außerdem bietet
der Report seit einigen Jahren zusätzlich einen Ausblick auf künftige
Vorhaben und Projekte. Dazu erklärt der sportpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Eberhard Gienger:

"Der 14. Sportbericht der Bundesregierung spiegelt eine
beeindruckende Erfolgsbilanz der letzten Jahre wider. Hieran gilt es
anzuschließen und sich auch weiterhin kraftvoll für die
Sportentwicklung in Deutschland einzusetzen. In Folge des Reports
haben wir den Sporthaushalt 2019 noch einmal um 25 Prozent auf den
Rekordwert von rund 235 Millionen Euro angehoben.

Der vorliegende Bericht der Bundesregierung untermauert, dass sich
die öffentlichen Investitionen in den Sport gelohnt haben. Im
Berichtszeitraum von 2014-2017 haben deutsche Spitzensportler
hervorragende Erfolge bei internationalen Wettbewerben und
Meisterschaften erstreiten können. Zudem wurde die Sportförderung des
Bundes grundlegend reformiert, wie auch der organisierte Sport selbst
die Strukturen um den Leistungssport deutlich verbessert hat.

Zur Erfolgsgeschichte zählt auch, dass - neben den Sportfördergruppen
der Bundeswehr, des Zolls und der Bundespolizei - eine zusätzliche,
direkte Athletenförderung neu eingeführt wurde. Auch die
Rahmenbedingungen für Trainerinnen und Trainer im Spitzensport wurden
deutlich verbessert. Zur Sportförderung des Bundes gehört auch in
wirksamer Schutz der Integrität und damit der Kampf gegen Doping und
Korruption. Deshalb wurden im Berichtszeitraum die Bundesmittel zur
Finanzierung der Nationalen Anti Doping Agentur Deutschland (NADA)
stetig erhöht und eine Plattform zur Korruptionsbekämpfung
vorbereitet.

Künftig wollen wir vor allem das wissenschaftliche Verbundsystem im
Leistungssport reformieren, wie auch die Olympiastützpunkte und
Bundesleistungszentren besser ausstatten. Die noch junge
Athletenvertretung gilt es weiter fördern und bei der
Weiterentwicklung des Spitzensports eng einzubinden. Auch brauchen
wir eine nationale Strategie zur Bewerbung um
Großsportveranstaltungen sowie eine Offensive für eine transparentere
und vorbildlichere Sportverbandsführung."
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INNEN/3460: Abgelehnte Asylbewerber müssen in ihre Heimat zurückkehren


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Abgelehnte Asylbewerber müssen in ihre Heimat zurückkehren



Zu Medienberichten über mögliche Neuregelungen bei der
Beschäftigungsduldung erklärt der innenpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Mathias Middelberg:

"Es gab von Seiten der CDU/CSU-Bundestagsfraktion keinen
Kompromissvorschlag zur Beschäftigungsduldung, aber Überlegungen, wie
wir dabei Fehlanreize verhindern können. Darüber muss im
parlamentarischen Verfahren geredet werden. Das ist ein normaler
Vorgang. Als Union geht es uns darum, dass wir bei der Rückkehr
abgelehnter Asylbewerber Fortschritte erreichen."
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INNEN/3459: Maßnahmen gegen Wohnungseinbruch wirken


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 2. April 2019

Maßnahmen gegen Wohnungseinbruch wirken

Organisierte Kriminalität ist weiter zu bekämpfen



Die aktuelle polizeiliche Kriminalstatistik wurde heute vorgestellt.
Hierzu erklärt die rechts- und verbraucherpolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Winkelmeier-Becker:

"Es ist erfreulich, dass die Zahl der gemeldeten Wohnungseinbrüche
einen historischen Tiefstand erreicht hat. Das zeigt, dass unsere
Maßnahmen aus der letzten Legislaturperiode wirken. Der Einbruch in
eine dauerhaft genutzte Privatwohnung wird seitdem mit einer
Mindeststrafe von einem Jahr bestraft. Mit den Zuschüssen für
Einbruchsschutz und der Aufstockung von Polizeistellen haben wir
wirksame Maßnahmen zum Schutz des Eigentums ergriffen.

Unseren Kampf gegen die Organisierte Kriminalität müssen wir weiter
intensivieren. Unsere Reform der strafrechtlichen
Vermögensabschöpfung wirkt bereits. Verbrechen dürfen sich nicht
lohnen. Es darf außerdem nicht sein, dass Mieteinnahmen von
beschlagnahmten Wohnungen weiterhin ins Ausland fließen. Es muss
schnellstens dafür gesorgt werden, dass auch die Mieten in die
Staatskasse fließen, und nicht auf die Konten der Täter."
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KULTUR/635: Restitutionsgesetz zu NS-Raubkunst scheitert nicht an der Union


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Restitutionsgesetz zu NS-Raubkunst scheitert nicht an der
Union

Bewegung in der SPD bei Kunstrückgabe erfreulich



Die Bundesregierung arbeitet seit Jahren an Verbesserungen bei der
Erforschung und Rückgabe von verfolgungsbedingt entzogenem Kulturgut
an die Nachfahren von Opfern des NS-Regimes. Ein zentraler Baustein
wäre ein Restitutionsgesetz. Nun gibt es dazu erstmals positive
Signale aus der SPD. Dazu erklären die kultur- und medienpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann, und
der zuständige Berichterstatter, Ansgar Heveling:

Motschmann: "Deutschland hat die Rahmenbedingungen für die
Erforschung und Rückgabe von NS-Raubkunst in den letzten zwei
Jahrzehnten stetig verbessert. Die Washingtoner Konferenz 1998 war
ein Aufbruchssignal bei der Aufarbeitung des von den
Nationalsozialisten organisierten Raubs von Kulturgütern. Diesem
Auftrag fühlt sich die CDU/CSU-Bundestagfraktion in besonderer Weise
verpflichtet."

Heveling: "Es ist erfreulich, dass sich die SPD nun endlich
bei dem Thema der zivilrechtlichen Regelungen der
Restitutionsansprüche bei NS-Raubkunst zu bewegen beginnt. Die
bisherigen Initiativen im Zusammenhang mit dem Fall Gurlitt sind am
Widerstand des SPD-geführten Justizministeriums gescheitert. Die
30jährige Verjährungsfrist für die Herausgabe von NS-Raubkunst ist
weder gerecht noch ein Beitrag zum Rechtsfrieden. Die Vorarbeiten für
adäquate Lösungen sind auch bereits erledigt und entsprechende
Entwürfe liegen vor, etwa eine bayerische Gesetzesinitiative im
Bundesrat. Wenn Herr MdB Lindh die notwendige Rückendeckung in der
SPD besitzt, kann es schnell zu einem gemeinsamen Antrag kommen."

Hintergrund: 

Seit 1998 wurden mehr als 17.000 Kulturgüter zurückgegeben, darunter
mehr als 11.600 Bücher. Für die Erforschung der Herkunftsgeschichte
der Kunstwerke stellte der Deutsche Bundestag allein seit 2008 über
50 Millionen Euro zur Verfügung. Die Beratende Kommission (ehemals
'Limbach-Kommission') zur Vermittlung von fairen und gerechten
Lösungen zwischen heutigem Besitzer und Antragsteller wurde
reformiert. Bundeskultureinrichtungen sind seit Jahresbeginn 2019
verpflichtet, einer Anrufung der Kommission in jedem Fall
zuzustimmen.
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SOZIALES/1976: Für die Bekämpfung sexuellen Missbrauchs brauchen wir das Erfahrungswissen Betroffener


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Für die Bekämpfung sexuellen Missbrauchs brauchen wir das
Erfahrungswissen Betroffener

Verbesserungsvorschläge schnell umsetzen



Am heutigen Mittwoch hat die "Unabhängige Kommission zur Aufarbeitung
sexuellen Kindesmissbrauchs" die Bilanz ihrer ersten Amtszeit
vorgestellt. Dazu erklären die stellvertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Nadine Schön, und der
familienpolitische Sprecher Marcus Weinberg:

Nadine Schön: "Der Bericht macht deutlich, wie wichtig es für
die Bekämpfung sexuellen Missbrauchs ist, dass Betroffene ihr
Erfahrungswissen in die Diskussion einbringen. Mit dem Erzählen ihres
ganz persönlichen - oft dramatischen - Schicksals tragen sie dazu
bei, dass sich etwas in unserer Gesellschaft verändert. In Familien,
Institutionen und Verbänden ist sexueller Missbrauch nicht länger ein
Tabuthema. Politik und Gesellschaft diskutieren gemeinsam, wie Kinder
und Jugendliche in Zukunft besser vor diesen Verbrechen geschützt
werden können. Auch unsere Fraktion hat von dem Erfahrungswissen
Betroffener profitiert. In unserem Positionspapier ?Sexuellen
Kindesmissbrauch bekämpfen? legen wir dar, wie die Hilfesysteme
ausgebaut und Präventionsangebote gestärkt werden müssen. Wir sind
dankbar für diesen Beitrag und machen Druck, damit die Verbesserungen
schnell umgesetzt werden."

Marcus Weinberg: "Sexueller Missbrauch von Kindern ist ein
Verbrechen gegenüber den Betroffenen und Gift für die Gesellschaft.
Wir müssen alles dafür tun, ihn zu verhindern, den Opfern zu helfen
und die Täter hart zu verfolgen. Der Kampf gegen sexuellen
Kindesmissbrauch darf keine Scheuklappen, keine Scham und kein
Verdecken zulassen. Die Gesellschaft und die politischen
Entscheidungsträger müssen sich unerschrocken und uneingeschränkt mit
den Realitäten auseinandersetzen. Dazu trägt die
Aufarbeitungskommission bei. Sie hilft, die Perspektive der
Betroffenen sowie die Täterlogik besser zu verstehen. Der Kommission
und den vielen Betroffenen, die an der Aufarbeitung mitwirken, danken
wir für ihren wichtigen und mutigen Beitrag."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





WIRTSCHAFT/2814: Innovationen sichern Wettbewerbsfähigkeit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Innovationen sichern Wettbewerbsfähigkeit

Künstliche Intelligenz im Fokus der Hannover Messe



Die diesjährigen Hannover Messe steht unter dem Thema Integrated
Industry - Industrial Intelligence. Dazu erklärt der
digitalpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Tankred
Schipanski:

"Auch in diesem Jahr demonstriert die deutsche Industrie auf der
Hannover Messe ihre Wettbewerbsfähigkeit im globalen Markt. Nach dem
Ende der Cebit gilt dies besonders für unsere Digitalwirtschaft, die
sowohl den Anschluss der produzierenden Industrie an die digitale
Welt sichert, aber mit Startups und jungen Gründern auch unseren
Wohlstand von morgen aufbaut. Integrated Industry - Industrial
Intelligence ist das Motto der diesjährigen Messe. Das steht unter
anderem für die Verbindung von Industrie 4.0 mit künstlicher
Intelligenz, aber auch für die systemische Vernetzung von Daten,
Maschinen und Menschen und gibt uns eine wichtige Aufgabe mit.

Gerade bei neuen Technologien wie künstlicher Intelligenz brauchen
wir eine nationale Kraftanstrengung, um weltweit wettbewerbsfähig
bleiben zu können. Strategisch muss sich das auch in Haushaltszahlen
darstellen: Die in der KI-Strategie der Bundesregierung angekündigten
drei Milliarden Euro Investitionen für die Erforschung und Anwendung
müssen kommen - als zusätzliche Mittel und nicht als schöngerechnete
Summe bereits bestehender Projekte. Die in der Vorlage des
Finanzministers vorgesehene eine Milliarde ist nicht genug. Wir
brauchen konsequente Investitionen in Innovation und zwar jetzt."
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WIRTSCHAFT/2813: Das Baukindergeld kommt bei den Familien an


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 3. April 2019

Das Baukindergeld kommt bei den Familien an



Zum Start der Baukindergeldzahlungen können Sie den baupolitischen
Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Kai Wegner MdB, wie folgt
zitieren:

"Das Baukindergeld kommt bei den Familien an. Mit dem Beginn der
Auszahlungen wird unser Wahlversprechen Realität. Unsere
Wohneigentumsförderung ist Teil einer erfolgreichen Eigentums- und
Familienpolitik."
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GESUNDHEIT/1092: Patientenrechte stärken - Behandlungsfehlerstatistik zeigt nur Spitze des Eisbergs


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. April 2019

Patientenrechte stärken - Behandlungsfehlerstatistik zeigt nur Spitze des Eisbergs



"Die Zahlen der Bundesärztekammer zu Behandlungsfehlern sind leider
kein Anlass zur Beruhigung, denn sie zeigen nur die Spitze des
Eisbergs. Jedes Jahr kommen Hunderttausende von Patientinnen und
Patienten in Arztpraxen, Krankenhäusern oder durch Arzneimittel zu
Schaden. Aber sie haben nur geringe Chancen, dafür eine Entschädigung
zu erhalten", kommentiert Sylvia Gabelmann, Sprecherin für
Arzneimittelpolitik und Patientenrechte der Fraktion DIE LINKE, die
heute veröffentlichte Behandlungsfehlerstatistik der
Bundesärztekammer. Gabelmann weiter:

"Solange die Geschädigten beweisen müssen, dass sämtliche sonstigen
Ursachen für die Schädigung ausgeschlossen sind, haben sie vor Gericht
schlechte Karten. Darum brauchen wir dringend eine Beweislastumkehr:
Dann müssten die Behandelnden beweisen, dass nicht sie für die
Schädigung verantwortlich sind.

Zudem würde ein Entschädigungsfonds dazu beitragen, den Geschädigten
schnell und unbürokratisch zu ihrem Recht zu verhelfen. Viele der
Kranken, die durch die Behandlung noch kränker gemacht wurden, können
jahrelange Gerichtsverfahren mit teuren Anwaltskosten gar nicht
durchstehen. Darum müssen die Patientenrechte schnell erweitert und
gestärkt werden, zum Beispiel auch durch Einrichtung eines
unabhängigen Gutachterpools."
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RECHT/552: Ermittlungen gegen das Zentrum für Politische Schönheit einstellen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. April 2019

Ermittlungen gegen das Zentrum für Politische Schönheit einstellen



"Es ist ein Skandal und auch absurd, dass die Staatsanwaltschaft Gera
gegen das Zentrum für Politische Schönheit wegen der Bildung einer
kriminellen Vereinigung ermittelt", erklärt Niema Movassat, Obmann der
Fraktion DIE LINKE im Rechtsausschuss. Movassat weiter:

"§ 129 Strafgesetzbuch eröffnet der Staatsanwaltschaft sämtliche
Überwachungs- und Bespitzelungsbefugnisse. Im konkreten Fall wird
damit in die grundgesetzlich gewährleistete Kunst- und
Meinungsfreiheit erheblich eingegriffen. Diese Ermittlungen
legitimieren nur die Nazis und Höcke, gegen die das Zentrum für
Politische Schönheit seit Jahren mit Kunst ankämpft. Die
Staatsanwaltschaft Gera macht sich zum Handlager des AfD-Rechtsaußen
Höcke, der behauptete, dass das Zentrum für Politische Schönheit eine
kriminelle Vereinigung sei. Ein Armutszeugnis für die
Staatsanwaltschaft.

Ich fordere die sofortige Einstellung sämtlicher Ermittlungen gegen
die Künstlerinnen und Künstler des Zentrums für Politische Schönheit.
Sie haben sich klar gegen rechte Ideologien und Gewalt gestellt und
damit das getan, was jeder in diesem Land tun sollte."
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SOZIALES/2608: Armut im Alter steigt unaufhörlich an


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 3. April 2019

Armut im Alter steigt unaufhörlich an



"Die heute veröffentlichten Zahlen zur Grundsicherung im Alter und bei
Erwerbsminderung sind erschreckend. Immer mehr Menschen müssen im
Alter und wegen chronischer Krankheiten den Gang zum Sozialamt
antreten. Weder die Altersrenten noch die Renten wegen
Erwerbsminderung schützen Menschen vor Armut", erklärt Matthias W.
Birkwald, rentenpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, zu den
heute vom Statistischen Bundesamt veröffentlichten Daten zur
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung. Birkwald weiter:

"Seit 2003 hat sich die Zahl der von Grundsicherung im Alter
betroffenen Männer und die Zahl der von Grundsicherung wegen
Erwerbsminderung betroffenen Frauen verdreifacht. Auch ein genauerer
Blick auf die aktuelle Entwicklung zwischen 2015 und 2018 zeigt: Die
Zahl der Männer, die wegen Armutsrenten im Alter Sozialhilfe
beantragen müssen, ist um zehn Prozent gestiegen.

Das durch die Grundsicherung garantierte Existenzminimum von aktuell
796 Euro im Alter und von 788 Euro bei Erwerbsminderung ist viel zu
niedrig bemessen. Deshalb fordert DIE LINKE, dass die Verbesserungen
bei der Erwerbsminderungsrente, die bisher nur für Neuzugänge ab 2019
gelten, sofort und wertgleich auf die schon heute von Armut
betroffenen Erwerbsminderungsrentnerinnen und -rentner übertragen
werden. Außerdem brauchen wir sofort eine Debatte über eine echte
'Solidarische Mindestrente', die im Alter vor Armut schützt. Diese
orientiert sich in der Höhe an den beiden aktuell verwendeten
Armutsschwellen von 999 Euro (Mikrozensus) und 1.096 Euro (EU-SILC)
und soll demzufolge heute 1.050 Euro netto betragen und einkommens-
und vermögensgeprüft als Zuschlag auf zu niedrige Renten ausgezahlt
werden."
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BUNDESTAG/8226: Heute im Bundestag Nr. 362 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 362

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 14.55 Uhr

1. Verfahren für Ladenkassen läuft planmäßig

2. CO2-Bepreisung kontrovers diskutiert

3. BfV-Broschüre zur PKK thematisiert

4. Beschäftigte im öffentlichen Dienst

5. Aufenthalt von Tätern des Sivas-Anschlags

6. Übungsszenarien bei Katastrophenhilfe



1. Verfahren für Ladenkassen läuft planmäßig

Finanzen/Ausschuss

Berlin: (hib/HLE) Die Umsetzung des Gesetzes zum Schutz vor
Manipulationen an digitalen Grundaufzeichnungen (18/9535, 18/12581)
läuft nach Angaben der Bundesregierung planmäßig. Inzwischen befinde
man sich in der Endphase der Umsetzung, erläuterte die Bundesregierung
am Mittwoch in der von der Vorsitzenden Bettina Stark-Watzinger (FDP)
geleiteten Sitzung des Finanzausschusses. Ab dem Jahr 2020 müssen
Registrierkassen mit einem elektronischen Aufzeichnungssystem und
einem zertifizierten Sicherungssystem ausgerüstet sein. Damit sollen
Manipulationen an elektronischen Registrierkassen zum Zweck der
Steuerhinterziehung unterbunden werden.

Die Fraktionen zeigten sich in der Debatte nicht ganz so optimistisch
beziehungsweise auch kritisch. Die FDP-Fraktion erwartet zum Beispiel
hohe Umstellungskosten für Großunternehmen. Und wie die FDP-Fraktion
berichtete auch die SPD-Fraktion über Hinweise aus der Branche, dass
es mit der Umstellungsfrist knapp werden könnte. Die CDU/CSU-Fraktion
sprach von einem sehr engen Zeitplan und berichtete ebenfalls von
entsprechenden Reaktionen von Verbänden und Betrieben.

Die Fraktionen Die Linke und Bündnis 90/Die Grünen verwiesen auf hohe
Steuerausfälle durch Manipulationen an Registrierkassen. Die Linke
bezifferte sie auf rund zehn Milliarden Euro jährlich. Das
Zertifizierungsverfahren hätte einfacher und schneller gestaltet
werden können. Stattdessen habe die Regierung einem technologisch
offenen System den Vorzug gegeben. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
nannte den Schutz der Kassensysteme vor Manipulationen ein dringliches
und wichtiges Thema.

 * 

2. CO2-Bepreisung kontrovers diskutiert

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Anhörung

Berlin: (hib/SCR) Das Ob und Wie einer Bepreisung von
Kohlenstoffdioxid (CO2) haben die Mitglieder des Umweltausschusses am
Mittwochmittag mit Sachverständigen im Rahmen eines öffentlichen
Fachgespräches kontrovers diskutiert. Eine der wesentlichen Fragen,
die dabei im Mittelpunkt stand, war, ob die Ausweitung des
europäischen Emissionshandels (ETS) auf Nicht-ETS-Sektoren wie die
Sektoren Verkehr oder Gebäude/Wärme sinnvoll sein könnte.

Gegen eine Erweiterung des ETS auf diese Sektoren sprach sich Holger
Lösch vom Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI) aus. Eine solche
Ausweitung würde mit enormen Risiken einhergehen. So sei unklar,
welche Effekte ein solches Vorhaben auf das System habe, da die
CO2-Vermeidungskosten zwischen den Sektoren sehr unterschiedlich
seien. In der Folge könne es zu unabsehbaren Preisänderungen kommen,
warnte der Industrie-Vertreter. Grundsätzlich lobt Lösch den ETS. Das
System erfülle seine Pflicht, die Reduktionsvorgaben würden erfüllt.
Entsprechend sei die Debatte um einen Mindestpreis innerhalb des ETS
eine "Geisterdebatte".

Ganz anders beurteilte der Wirtschaftswissenschaftler Joachim Weimann
von der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg die Frage der
ETS-Ausweitung. Die Begrenzung der Emissionen müsse möglichst
kosteneffizient organisiert werden. Das leiste der Emissionshandel und
eine Erweiterung auf die anderen Sektoren sei daher sinnvoll. Die
unterschiedlichen Vermeidungskosten in den Sektoren würde der ETS
ausnutzen. So würden Emissionen dann dort reduziert, wo es am
günstigsten sei. Das würde den Verkehrssektor entlasten, in dem die
Vermeidungskosten hoch seien, argumentierte Weimann. Der
Sachverständige sprach sich zudem gegen eine CO2-Steuer aus, da diese
im Gegensatz zum Emissionshandel nicht an der Emissionsmenge ansetze.
Zudem ließe sich die Ausweitung der ETS schneller umsetzen, da das
Instrumentarium bereits vorhanden sei. Dies sei bei einer CO2-Steuer,
die aus seiner Sicht nur europäisch sinnvoll wäre, nicht der Fall.

Barbara Praetorius, Volkswirtin und Politikwissenschaftlerin von der
Hochschule für Technik und Wirtschaft Berlin, wiederum sah in der
Ausweitung des ETS keine praktische Option, da die Umsetzung zu lange
dauern würde: "Das wäre eine Verschiebung bis in alle Ewigkeit." Es
müsse auf vorhandene Ansätze aufgesetzt werden. Praetorius schlug vor,
im Strombereich, in dem erneuerbare Energien einen großen Anteil
hätten, den Preis deutlich zu senken. Dazu könnten unter anderem die
bisher in den Strompreisen inkludierten Kosten für die
Strompreis-Ausnahmen der Industrie oder für den ursprünglichen
Aus- und Aufbau der erneuerbaren Energien rausgenommen werden. Eine
entsprechende Senkung der Strompreise würde auch bei den Verbrauchern
ankommen. Strom müsse zudem in den Sektoren Verkehr und Wärme eine
größere Rolle spielen. Dazu müssten durch eine entsprechende
CO2-Bepreisung die Kosten für fossile Energieträger wie Benzin und
Heizöl steigen. Denn deren Preise seien in den vergangenen Jahren -
anders als der Strompreis - stabil geblieben. Mittelfristig brauche es
zudem einen Mindestpreis im ETS, forderte Praetorius.

Ebenfalls für eine CO2-Bepreisung sprach sich Ulf Sieberg (CO2 Abgabe
e.V.) aus. Dabei sei es wichtig, soziale und wirtschaftliche Härten
gezielt zu verhindern. Eine CO2-Bepreisung sei aber keine "eierlegende
Wollmilchsau". Ähnlich argumentierte Oldag Caspar (Germanwatch e.V.).
Die CO2-Bepreisung müsse eine Maßnahme innerhalb eines Instrumente-Mix
sein, um die Treibhausgas-Minderungsziele zu erreichen. Caspar führte
aus, dass es dafür in vielen Ländern, in der Wirtschaft und der
Wissenschaft Unterstützung gebe.

Der Sachverständige Sebastian Lüning sagte, das naturwissenschaftliche
Fundament der Klimapolitik sei "nicht so solide, wie viele glauben".
Es gebe noch viele Unsicherheiten, etwa bei der erwarteten Erwärmung
sowie dem menschengemachten Anteil daran. Grundsätzlich brauche es
Augenmaß in der Klimapolitik. Maßnahmen müssten sozial und
wirtschaftlich nachhaltig gestaltet werden, sagte Lüning.

 * 

3. BfV-Broschüre zur PKK thematisiert

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Um eine Broschüre des Bundesamtes für
Verfassungsschutz (BfV) "zur Arbeiterpartei Kurdistans" geht es in
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8760). Darin
erkundigt sich die Fraktion danach, wann, von wem und vor welchem
Hintergrund die Veröffentlichung der im Februar 2019 erschienenen
Broschüre "Arbeiterpartei Kurdistans (PKK)" beschlossen wurde. Auch
möchte sie unter anderem wissen, welche Personen mit welcher
Qualifikation die Broschüre anhand von welchem Quellenmaterial und
unter Verwendung welcher Fachliteratur erarbeitet haben.

 * 

4. Beschäftigte im öffentlichen Dienst

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Nach der Entwicklung der Zahl der Beschäftigten im
öffentlichen Dienst in den vergangenen 20 Jahren erkundigt sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/8759). Auch fragt sie
darin unter anderem, wie hoch nach Kenntnis der Bundesregierung "der
Anteil der befristet und unbefristet Beschäftigten mit und ohne
Sachgrund in der Privatwirtschaft und im Vergleich dazu im
öffentlichen Dienst der Länder sowie auf Bundesebene" ist.

 * 

5. Aufenthalt von Tätern des Sivas-Anschlags

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Aufenthalt von verurteilten islamistischen Tätern
des Sivas-Massakers in Deutschland" lautet der Titel einer Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke (19/8761). Darin führt die Fraktion
aus, dass die islamistischen Täter einen "pogromartigen Brandanschlag"
auf ein Hotel zu verantworten hätten, bei dem 33 Menschen im Juli 1993
getötet wurden, die zu einem alevitischen Kulturfestival im türkischen
Sivas zusammengekommen waren. Wissen will sie unter anderem, "wie
viele Personen, die in der Türkei wegen der Beteiligung am
Sivas-Massaker verurteilt worden sind", nach Kenntnis der
Bundesregierung aktuell in Deutschland leben.

 * 

6. Übungsszenarien bei Katastrophenhilfe

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) Die FDP-Fraktion will wissen, wie viele
länderübergreifende Übungsszenarien seit 2013 nach Kenntnis der
Bundesregierung im Bereich des Bevölkerungsschutzes und der
Katastrophenhilfe durchgeführt worden sind. Auch erkundigt sie sich in
einer Kleinen Anfrage (19/8756) danach, inwiefern " auch Krankenhäuser
in gemeinsame Krisenmanagementübungen, länderübergreifend und lokal,
einbezogen" werden. Ferner fragt sie unter andere, wie die
Bundesregierung die Notwendigkeit von gemeinsamen
Krisenmanagementübungen für eine erfolgreiche Bewältigung von
Krisensituationen einschätzt.

 * 
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BUNDESTAG/8225: Heute im Bundestag Nr. 361 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 361

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 14.15 Uhr

1. Wissenschaftsrat präsentiert sich



1. Wissenschaftsrat präsentiert sich

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Wir sind in einem kontinuierlichen Dialog zwischen
Bund und Ländern, zwischen Wissenschaft und Politik." Das sagte
Professor Martina Brockmeier, Vorsitzende des Wissenschaftsrates, vor
dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung am
Mittwochmorgen. Der 1957 gegründete Wissenschaftsrat ist das
wichtigste wissenschaftliche Beratungsgremium in Deutschland. Es berät
die Bundesregierung und die Regierungen der Länder in Fragen der
inhaltlichen und strukturellen Entwicklung der Hochschulen, der
Wissenschaft und der Forschung, sowie der staatlichen Förderung von
Forschungseinrichtungen. Ferner hat er die Aufgabe, auf Anforderung
eines Landes, des Bundes, der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK)
oder der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK)
gutachterlich zu Fragen der Entwicklung der Hochschulen, der
Wissenschaft und der Forschung Stellung zu nehmen. Daneben
administriert der Wissenschaftsrat die Förderlinie
Exzellenzuniversitäten im Programm Exzellenzstrategie, in dem er
zusammen mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft wirkt. Ferner
evaluiert der Rat außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, kümmert
sich um die die institutionelle Akkreditierung von privaten und
kirchlichen Hochschulen.

Der Wissenschaftsrat hat 32 Mitglieder. Die Wissenschaftliche
Kommission besteht aus 24 Mitgliedern und acht Repräsentanten des
öffentlichen Lebens. Die Wissenschaftler werden auf Vorschlag der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der Max-Planck-Gesellschaft
(MPG), der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszentren (HGF), der
Fraunhofer Gesellschaft (HhG) und der Leibniz-Gemeinschaft (WLG)
berufen. Die Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens werden vom
Bundespräsidenten auf den gemeinsamen Vorschlag der Bundesregierung
der Landesregierung ernannt. In die Verwaltungskommission entsenden
die Bundesregierung wie auch die Landesregierungen Mitglieder für den
Wissenschaftsrat.

Aktuell beschäftigt sich der Wissenschaftsrat unter anderem mit der
Förderung von Spitzenforschung an Universitäten. Bund und Länder haben
am 16. Juni 2016 ein wettbewerbliches Verfahren zur Förderung
beschlossen. Der Wissenschaftsrat ist für die Verfahrensentwicklung
und Durchführung des neuen Programms gemeinsam mit der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) zuständig. Darüber hinaus ist der
Wissenschaftsrat für die Organisation der Evaluation der
Exzellenzuniversitäten, die in einem Rhythmus von sieben Jahren
erfolgt, verantwortlich. Ferner beschäftigt sich der Wissenschaftsrat
in diesem Jahr unter anderem mit den Bedingungen für Lehr- und
Studienqualität, mit den Perspektiven der Informatik, der
Weiterentwicklung des Friedens- und Konfliktforschungen und mit
datenintensiver Wissenschaft, betonte die Vorsitzende Martina
Brockmeier.

Der Vertreter der CDU/CSU lobte die Arbeit des Wissenschaftsrates und
sagte, dass ihre Empfehlungen und Stellungnahmen die
Wissenschaftslandschaft nachhaltig prägen würden. Der Vertreter der
SPD machte darauf aufmerksam, dass in Anlehnung an den
Wissenschaftsrat nun auch ein Nationaler Bildungsrat gebildet werden
soll. Der Bildungsrat soll künftig die Leitlinien der Bildungspolitik
diskutieren. Der Vertreter der AfD hinterfragte die Rolle der Politik
bei der Einflussnahme im Wissenschaftssystem. Der Vertreter der FDP
zeigte sich besorgt über den eher zu geringen Frauenanteil im
Wissenschaftssystem. Die Bundestagsabgeordnete der Linken betonte, wie
wichtig für den wissenschaftlichen Nachwuchs die Planbarkeit der
Berufswege sei. Der Vertreter von Bündnis 90/Die Grünen äußerte sich
angesichts rechtspopulistischer Strömungen besorgt zur
Wissenschaftsfreiheit auch in Deutschland.

 * 
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BUNDESTAG/8224: Heute im Bundestag Nr. 360 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 360

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 13.10 Uhr

1. Bericht zum Klimaschutz im Verkehr

2. Ausschuss beschließt weitere Anhörungen

3. Wissenschaftsrat präsentiert sich

4. Zweites Datenaustauschverbesserungsgesetz

5. Qualitätssicherung in der Wissenschaft

6. Vorgaben für das elektronische Rezept



1. Bericht zum Klimaschutz im Verkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der von der Arbeitsgruppe 1 "Klimaschutz im Verkehr"
der Nationalen Plattform "Zukunft der Mobilität" (NPM) vorgelegte
Zwischenbericht stößt im Verkehrsausschuss auf Kritik der
Oppositionsfraktionen. Das wurde während der Ausschusssitzung am
Mittwoch deutlich. Die von der Bundesregierung einberufene
Expertenkommission soll Wege zur Erreichung der Klimaziele 2030 im
Verkehrssektor aufzeigen.

Die Arbeitsgruppe 1 (AG 1) hat in ihren Zwischenbericht sechs
Handlungsfelder identifiziert und mit einer systematischen Abschätzung
der jeweiligen CO2-Minderungspotenziale sowie durch Berechnungen von
Zielszenarien gezeigt, "dass die Zielgröße des Sektorziels 2030 von 95
bis 98 Millionen Tonnen CO2-Emissionen im Grundsatz erreichbar ist".
So ist dem Bericht zufolge im Handlungsfeld Antriebswechsel "ein
Anteil von bis zu 10,5 Millionen E-Pkw im Bestand diskutiert worden".
Was die Effizienzsteigerung bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotoren
angeht, so wird ein Einsparpotenzial von bis zu 30 Prozent im
Vergleich zu 2015 gesehen.

Der Einspar-Zielkorridor der regenerativen Kraftstoffe beträgt dem
Bericht zufolge für Biokraftstoffe bis zu 16 Prozent und bei
strombasierten Kraftstoffen bis zu 8,4 Prozent bezogen auf den
gesamten Endenergiebedarf des Verkehrssektors. Gesteigert werden
sollen auch die Anteile am Schienenpersonenverkehr (plus 53 Prozent
gegenüber 2015), am Bus-, U- und Straßenbahnverkehr (plus 17 Prozent)
und am Fuß und Radverkehr (plus 45 Prozent). Die Güterverkehrsleistung
soll gegenüber 2015 um 70 Prozent auf der Schiene und 50 Prozent bei
Binnenschiffen gesteigert werden. Beim Thema Digitalisierung führt der
Bericht die Steigerung des Anteils von Home-Office auf bis zu 30
Prozent der geeigneten sozialversicherungspflichtig Beschäftigten an.

Die AG 1 habe ein Bündel an konkreten Instrumenten erarbeitet, die
jedoch nicht ausreichend seien, um das Klimaziel zu erreichen, heißt
es im Zwischenbericht. Es bleibe eine Lücke in Höhe von 16 bis 26
Millionen Tonnen CO2. Über Konzepte und deren Ausgestaltung, mit denen
die Lücke geschlossen werden könne, gebe es bislang noch keine
Einigkeit.

Aus Sicht der Unionsfraktion ist die Arbeit der NPM positiv zu
bewerten. Mit ihr gebe es die Chance, einen gesellschaftlichen Konsens
über den Weg zu Einhaltung der Klimaschutzziele herbeizuführen. Über
die von den Experten auf den Tisch gelegten Instrumente müsse
schließlich der Bundestag entscheiden, sagte der Unionsvertreter. Ziel
müsse es sein, die Mobilität für die Bürger weiter zu ermöglichen,
statt sich nur über Verbote zu unterhalten.

Die NPM sei ein Beleg dafür, "dass die Bundesregierung bemüht ist,
einen theoretischen Nachweis dafür zu liefern, dass die Klimaziele
erreichbar sind", sagte der Vertreter der AfD-Fraktion. Unklar bleibe
aber beispielsweise wie die Zahl von 10,5 Millionen Elektroautos
erreicht werden soll. Nicht nachvollziehbar ist aus seiner Sicht auch
die Zahl von 30 Prozent bei der Effizienzsteigerung der Verbrenner. Zu
begrüßen sei, dass synthetische Kraftstoffe bei der Zielerreichung
eine signifikante Rolle spielen sollen.

Der Zwischenbericht sei deutlich besser als die Berichterstattung
darüber, konstatierte der SPD-Vertreter. Gleichwohl seien einige der
aufgeführten Werte nicht präzise genug, befand er. Die Vertreterin der
FDP-Fraktion begrüßte es, dass inzwischen auch die Opposition des
Bundestags in die NPM integriert sei. Zugleich machte sie darauf
aufmerksam, dass viele der aufgeführten Vorschläge noch einer Prüfung
unterlägen und daher noch gar nicht konkret seien. Aus Sicht der
Liberalen ist es sinnvoll, "Dinge in den Fokus zu nehmen, die kein
Geld kosten", betonte sie. Dazu gehöre es, den Diesel zu stärken, der
gegenüber dem Benziner CO2-Minderungspotenzial habe.

Aus Sicht der Linksfraktion ist die NPM eine
"Industrievertreter-Kommission". Die Zusammensetzung entspräche nicht
der gesellschaftlichen Breite, die benötigt werde, kritisierte die
Fraktionsvertreterin. Als besonders bitter bezeichnete sie es, dass
der Vorschlag der Umweltverbände, Autos nach Größe und Verbrauch zu
besteuern, "vom Tisch gewischt wurde".

Im Zwischenbericht würden Maßnahmen vorgeschlagen, die nicht
finanziert seien, kritisierte ein Vertreter der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen. Er habe den Eindruck, dies sei der Versuch, die
schwierigen Maßnahmen auf die lange Bank zu schieben. Beleg dafür sei
der Plan, dass durch synthetische Kraftstoffe 19 Prozent der
Einsparungen erfolgen sollen. Gleichzeitig habe aber die
Bundesregierung jüngst mitgeteilt, dass ein Liter synthetischer
Kraftstoff mehr als vier Euro koste, sagte der Grünenvertreter.

Der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium für Verkehr
und digitale Infrastruktur, Steffen Bilger (CDU), sagte vor den
Abgeordneten, es handle sich um Vorschläge der Experten, die von der
Bundesregierung nun zu bewerten seien und über deren eventuelle
Umsetzung schlussendlich der Bundestag entscheiden müsse. Was die
Zielsetzungen angeht, so machte Bilger deutlich, dass die
Bundesregierung schon jetzt sehr viel zur Stärkung der
Elektromobilität unternehme. Ebenso seien für den Ausbau der Schiene
deutlich mehr Mittel bereitgestellt worden. Den Vorwurf, die NPM sei
eine Industrievertreter-Kommission, wies der Staatsekretär zurück. Die
Kommission sei breit aufgestellt. Es würden auch ganz unterschiedliche
Ansätze diskutiert. Was die Abbildung der Maßnahmen im Haushalt 2020
angeht, so machte Bilger deutlich, dass die Expertenempfehlungen erst
seit wenige Tagen vorlägen, geprüft werden müssten und erst dann im
Haushalt abgebildet werden könnten.

 * 

2. Ausschuss beschließt weitere Anhörungen

Recht und Verbraucherschutz/Ausschuss

Berlin: (hib/mwo) Drei weitere öffentliche Anhörungen beschloss der
Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz auf seiner 43. Sitzung unter
Leitung seines Vorsitzenden Stephan Brandner (AfD) am Mittwoch. Danach
sollen am 6. Mai 2019 neun Sachverständige zum Gesetzentwurf der
Koalitionsfraktionen zur Stärkung der Rechte von Betroffenen bei
Fixierungen im Rahmen von Freiheitsentziehungen (liegt noch nicht vor,
vorbehaltlich der Überweisung durch das Plenum) befragt werden, und am
8. Mai steht der Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Anpassung der
Betreuer- und Vormündervergütung (19/8649, ebenfalls vorbehaltlich der
Überweisung durch das Plenum) auf der Tagesordnung. Dem Grunde nach
beschlossen wurde die Durchführung einer öffentlichen Anhörung zu dem
Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen "Unerlaubte Telefonwerbung
und unseriöse Geschäftspraktiken wirksam bekämpfen" (19/3332). Eine
von der AfD-Fraktion beantragte öffentlichen Anhörung zu dem von ihr
vorgelegten Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Inneren
Sicherheit (19/5040) wurde mit den Stimmen der anderen Fraktionen
abgelehnt.

Zu Beginn der Sitzung lehnte das Gremium mit der Mehrheit von CDU/CSU,
SPD, FDP, Grünen und Linken zwei Gesetzentwürfe der AfD zur
Religionsausübung (19/4484) und zur Änderung des
Bundesverfassungsgerichtsgesetzes (19/5492) ab. Ausführlich befragten
Abgeordneten aller Fraktionen die Parlamentarische Staatssekretärin im
Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz, Rita Hagl-Kehl
(SPD), die über die EU-Verhandlungen zum Vorschlag für eine Richtlinie
zur besseren Durchsetzung und Modernisierung der EU-
Verbraucherschutzvorschriften

(KOM(2018)185 endg.; Ratsdok.-Nr. 7876/18) berichtete. Danach sind im
finalen Text der Richtlinie eine Reihe von Änderungen erreicht worden,
trotzdem habe sich die Bundesregierung wegen interner
Meinungsverschiedenheiten bei der Abstimmung enthalten. Fragen der
Abgeordneten bezogen sich unter anderem auf die Transparenzpflichten
von Online-Plattformen, die Behandlung von Vergleichsplattformen,
personalisierte Preise, das Widerrufsrecht sowie die Subsidiarität.
Nach Einschätzung der Bundesregierung kann die Richtlinie nicht mehr
in der jetzt zu Ende gehenden Legislaturperiode des EU-Parlaments
umgesetzt werden.

Ein Antrag der Grünen (19/8563) zu diesem Vorschlag sowie zum
EU-Richtlinienvorschlag über Verbandsklagen zum Schutz der
Kollektivinteressen der Verbraucher (KOM(2018)184 endg.; Ratsdok.
7877/18) wurde nach kontroverser Diskussion mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen, der AfD und der FDP bei Enthaltung der Linken
abgelehnt. Die Grünen kritisierten vor allem, dass die aus ihrer Sicht
mangelhafte Musterfeststellungsklage zum Modell für Europa gemacht
werden solle. Die SPD wies die Vorwürfe zurück. Der Ausschuss stimmte
ferner über eine Reihe von Gesetzentwürfen, Anträgen und Vorlagen ab,
bei denen er nicht federführend ist.

 * 

3. Wissenschaftsrat präsentiert sich

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Ausschuss

Berlin: (hib/ROL) "Wir sind in einem kontinuierlichen Dialog zwischen
Bund und Ländern, zwischen Wissenschaft und Politik." Das sagte
Professor Martina Brockmeier, Vorsitzende des Wissenschaftsrates, vor
dem Ausschuss für Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung am
Mittwochmorgen. Der 1957 gegründete Wissenschaftsrat ist das
wichtigste wissenschaftliche Beratungsgremium in Deutschland. Es berät
die Bundesregierung und die Regierungen der Länder in Fragen der
inhaltlichen und strukturellen Entwicklung der Hochschulen, der
Wissenschaft und der Forschung, sowie der staatlichen Förderung von
Forschungseinrichtungen. Ferner hat er die Aufgabe, auf Anforderung
eines Landes, des Bundes, der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz (GWK)
oder der Ständigen Konferenz der Kultusminister der Länder (KMK)
gutachterlich zu Fragen der Entwicklung der Hochschulen, der
Wissenschaft und der Forschung Stellung zu nehmen. Daneben
administriert der Wissenschaftsrat die Förderlinie
Exzellenzuniversitäten im Programm Exzellenzstrategie, in dem er
zusammen mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft wirkt. Ferner
evaluiert der Rat außeruniversitäre Forschungseinrichtungen, kümmert
sich um die die institutionelle Akkreditierung von privaten und
kirchlichen Hochschulen.

Der Wissenschaftsrat hat 32 Mitglieder. Die Wissenschafltiche
Kommission besteht aus 24 Mitgliedern und acht Repräsentanten des
öffentlichen Lebens. Die Wissenschaftler werden auf Vorschlag der
Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG), der Max-Planck-Gesellschaft
(MPG), der Hochschulrektorenkonferenz (HRK), der
Helmholtz-Gemeinschaft Deutscher Forschungszenten (HGF), der
Fraunhofer Gesellschaft (HhG) und der Leibniz-Gemeinschaft (WLG)
berufen. Die Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens werden vom
Bundespräsidenten auf den gemeinsamen Vorschlag der Bundesregierung
der Landesregierung ernannt. In die Verwaltungskommission entsenden
die Bundesregierung wie auch die Landesregierungen Mitglieder für den
Wissenschaftsrat.

Aktuell beschäftigt sich der Wissenschaftsrat unter anderem mit der
Förderung von Spitzenforschung an Universitäten. Bund und Länder haben
am 16. Juni 2016 ein wettbewerbliches Verfahren zur Förderung
beschlossen. Der Wissenschaftsrat ist für die Verfahrensentwicklung
und Durchführung des neuen Programms gemeinsam mit der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) zuständig. Darüber hinaus ist der
Wissenschaftsrat für die Organisation der Evaluation der
Exzellenzuniversitäten, die in einem Rhythmus von sieben Jahren
erfolgt, verantwortlich. Ferner beschäftigt sich der Wissenschaftsrat
in diesem Jahr unter anderem mit den Bedingungen für Lehr- und
Studienqualität, mit den Perspektiven der Informatik, der
Weiterentwicklung des Friedens- und Konfliktforschungen und mit
datenintensiver Wissenschaft, betonte die Vorsitzende Martina
Brockmeier.

Der Vertreter der CDU/CSU lobte die Arbeit des Wissenschaftsrates und
sagte, dass seine Empfehlungen und Stellungnahmen die
Wissenschaftslandschaft nachhaltig prägen würden. Der Vertreter der
SPD machte darauf aufmerksam, dass in Anlehnung an den
Wissenschaftsrat nun auch ein Nationaler Bildungsrat gebildet werden
soll. Der Bildungsrat soll künftig die Leitlinien der
Bildungspolitik [1] diskutieren. Der Vertreter der AfD hinterfragte
die Rolle der Politik bei der Einflussnahme im Wissenschaftssystem.
Der Vertreter der FDP zeigte sich besorgt über den eher zu geringen
Frauenanteil im Wissenschaftssystem. Die Bundestagsabgeordnete der
Linken betonte, wie wichtig für den wissenschaftlichen Nachwuchs die
Planbarkeit der Berufswege sei. Der Vertreter von Bündnis 90/Die
Grünen äußerte sich angesichts rechtspopulistischer Strömungen besorgt
zur Wissenschaftsfreiheit auch in Deutschland.

 * 

4. Zweites Datenaustauschverbesserungsgesetz

Inneres und Heimat/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/STO) Die Bundesregierung hat den Entwurf eines "Zweiten
Datenaustauschverbesserungsgesetzes " (19/8752) vorgelegt, der am
Donnerstag erstmals auf der Tagesordnung des Bundestagsplenums steht.
Ziel des Gesetzentwurfs ist die "Verbesserung der Registrierung und
des Datenaustauschs zu aufenthalts- und asylrechtlichen Zwecken". Mit
dem Entwurf sollen die Nutzungsmöglichkeiten des
Ausländerzentralregisters (AZR) weiterentwickelt werden, um Aufgaben,
die nach der Verteilung von Schutzsuchenden auf die Länder und
Kommunen bestehen, effizienter organisieren und steuern zu können.
Daneben sollen Maßnahmen zur Erhöhung der Sicherheit sowie "zur
besseren Steuerung der freiwilligen Ausreise und Rückführung"
umgesetzt werden. Ferner sieht der Gesetzentwurf Maßnahmen "zur
Verbesserung der Registrierung von unbegleiteten minderjährigen
Ausländern" vor.

Unter anderem soll laut Bundesinnenministerium der Abruf von Daten aus
dem AZR "in Echtzeit" weiteren Behörden ermöglicht werden: Danach
können künftig etwa auch die Jugendämter, die Staatsangehörigkeits-
und Vertriebenenbehörden sowie das Auswärtige Amt und seine
Auslandsvertretungen Daten im automatisierten Verfahren aus dem AZR
abrufen. Ferner sollen aus dem AZR abgerufene Grundpersonalien unter
erleichterten Voraussetzungen an andere öffentliche Stellen
weiterübermittelt werden dürfen.

Im Rahmen technisch automatisierter Sicherheitsabgleiche sollen der
Vorlage zufolge ferner für die Prüfung von Sicherheitsbedenken
zukünftig auch die Erkenntnisse der Bundespolizei berücksichtigt
werden. Vorgesehen ist zudem, den Sicherheitsabgleich auch bei
Drittstaatsangehörigen im asylrechtlichen Widerrufs- oder
Rücknahmeverfahren sowie bei Übernahmeersuchen eines anderen
Mitgliedstaates und bei Neuansiedlungsverfahren, sonstigen humanitären
Aufnahmeverfahren von Drittstaatsangehörigen sowie
Umverteilungsverfahren von Asylantragstellern durchzuführen.

Des Weiteren soll die "erkennungsdienstliche Behandlung von
Asylsuchenden, unerlaubt eingereisten und unerlaubt aufhältigen
Ausländern durch die Bundespolizei im Rahmen des behördlichen
Erstkontakts" auch außerhalb des 30-Kilometer-Grenzraums in den
anderen gesetzlich zugewiesenen Aufgabenbereichen der Bundespolizei
ermöglicht werden. Bei vollziehbar ausreisepflichtigen Ausländern, bei
denen eine Zurückschiebung oder Abschiebung in Betracht kommt, sollen
weitere Daten im AZR gespeichert werden, "um eine eindeutige
Identifizierung zur Vorbereitung von Abschiebungen sicherzustellen".

Darüber hinaus sollen unbegleitete minderjährige Ausländer zukünftig
zeitnah zu ihrer Einreise - und damit vor der Stellung eines
Asylantrags durch die Notvertretung des Jugendamts oder den Vormund -
durch Aufnahmeeinrichtungen und Außenstellen des Bundesamtes für
Migration und Flüchtlinge (Bamf) registriert werden können. Die für
die vorläufige Inobhutnahme solcher Minderjährigen zuständigen
Jugendämter sollen dafür Sorge tragen müssen, dass die betreffenden
Ausländer unverzüglich durch eine befugte Behörde erkennungsdienstlich
behandelt und die Daten an das AZR übermittelt werden. Schließlich
soll das Mindestalter für die Abnahme von Fingerabdrücken, die derzeit
erst ab Vollendung des 14. Lebensjahres zulässig ist, auf den
Zeitpunkt der Vollendung des sechsten Lebensjahres herabgesetzt
werden.

 * 

5. Qualitätssicherung in der Wissenschaft

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Vertrauen ist die zentrale Ressource, auf die
Wissenschaft beruht. Umso schwerer wiegen Skandale wie in der
niederländischen Soziologie, der südkoreanischen Klonforschung oder
bei Plagiatsfällen. Das schreiben Bündnis 90/Die Grünen in einer
Kleinen Anfrage (19/8777). Auf nationaler Ebene gebe es zahlreiche
Empfehlungen und Handreichungen für gute wissenschaftliche Praxis. Der
Wissenschaftsrat (WR) habe zudem 2015 ein Positionspapier mit
"Empfehlungen zu wissenschaftlicher Integrität" verfasst. In den
Empfehlungen des Wissenschaftsrates werden einige Maßnahmen zur
Sicherstellung von Qualität in der Wissenschaft genannt, die auch die
Politik in die Verantwortung ziehen. Diese werden aber nach Ansicht
der Grünen nicht zureichend umgesetzt sind. Die Fraktion möchte gerne
wissen, welche Verantwortung die Bundesregierung für die
Qualitätssicherung im deutschen Wissenschafts- und Hochschulsystem
trägt und wie viele Prüfungsordnungen für Abschlussarbeiten (ohne
Promotion) und wie viele Promotionsordnungen es nach Kenntnis der
Bundesregierung in Deutschland gibt, bei denen eine eidesstattliche,
eine ehrenwörtliche beziehungsweise keine Erklärung darüber verlangt
wird, dass die Prüfung beziehungsweise Dissertation selbständig und
lediglich unter Benutzung der angegebenen Quellen oder Hilfsmittel
angefertigt wurde.

 * 

6. Vorgaben für das elektronische Rezept

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit dem geplanten elektronischen Rezept befasst sich
die Grünen-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8780). Die
Bundesregierung wolle diese Neuerung zwar einführen, unterlasse in dem
betreffenden Gesetzentwurf aber jegliche Vorgaben zur Ausgestaltung
und Interoperabilität des elektronischen Rezepts.

Die Abgeordneten wollen wissen, weshalb die Bundesregierung im Entwurf
des Gesetzes für mehr Sicherheit in der Arzneimittelversorgung (GSAV)
auf verbindliche konzeptionelle Vorgaben für das elektronische Rezept
verzichtet und wie ein solches Rezept vom Arzt über den Patienten zur
Apotheke gelangen soll.

Anmerkung:

[1] https://www.handelsblatt.com/politik/deutschland/bildungsbericht-die-kluft-zwischen-der-bildungselite-und-den-abgehaengten-wird-groesser/22725506.html

 * 
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Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 12.16 Uhr

1. Klimafinanzierung reicht nicht

2. Grünes Licht für eID-Karte

3. Expertenanhörung zur Pflege am 8. Mai

4. Rückgabe von kolonialem Kulturgut

5. Handel mit dem Iran

6. Gewalt gegen Männer in Partnerschaften



1. Klimafinanzierung reicht nicht

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung/Ausschuss

Berlin: (hib/JOH) Die Weltgemeinschaft muss nach Ansicht von Rixa
Schwarz von der Entwicklungs- und Umweltorganisation German Watch die
Mittel für die internationale Klimafinanzierung stark erhöhen, um die
Zusagen des Pariser Klimaabkommens erfüllen zu können. "Der Schutz der
vom Klimawandel Betroffenen ist mit den bisherigen Beiträgen nicht
gewährleistet", betonte Schwarz am Mittwochmorgen im Ausschuss für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung. Bei der Umsetzung des
Klimaabkommens klaffe "eine riesige Lücke".

Der Bedarf an schneller Finanzierung wachse auch, weil einige Länder
es nicht mehr schafften, sich von den oft kurz aufeinanderfolgenden
Extremwettereignissen zu erholen. Auch Deutschland müsse bei seinen
kurz- und mittelfristigen Zielen ehrgeiziger werden.

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für
wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung, Norbert Barthle (CSU),
verwies im Ausschuss auf die Zusage von Ressortchef Gerd Müller (CSU)
beim Klimagipfel Anfang Dezember 2018 in Kattowitz, den Grünen
Klimafonds wiederaufzulegen und mit 1,5 Milliarden Euro aus Mitteln
des Ministeriums auszustatten. Außerdem habe Müller die Allianz für
Entwicklung und Klima ins Leben gerufen, an der sich bisher 240
deutsche Unternehmen beteiligten.

Aus Sicht der Unionsfraktion muss mehr getan werden, um die
Widerstandsfähigkeit gegenüber klimabedingten Risiken zu erhöhen. Eine
Vertreterin der SPD-Fraktion lobte, dass Deutschland auf
internationaler Bühne eine positive Rolle spiele, mahnte aber zugleich
mehr nationale Anstrengungen an. Ein Abgeordneter der AfD-Fraktion sah
die Notwendigkeit eines größeren Engagements in den Bereichen
Landwirtschaft und Bauen.

Die FDP kritisierte, Deutschland gebe viel Geld für Klimaschutz aus,
der Erfolg sei jedoch fraglich. Eine Vertreterin der Linksfraktion
forderte, die Bundesregierung müsse den Partnerländern der deutschen
Entwicklungszusammenarbeit mehr Finanzhilfen zur Verfügung stellen, um
Armut und Migration als Folge des Klimawandels entgegenzuwirken. Aus
Sicht der Grünen waren die weitreichenden Beschlüsse des Klimagipfels
in Kattowitz allein noch kein gutes Signal. Entscheidend sei, welche
konkreten Maßnahmen ergriffen würden und welche Konsequenzen ein
Zuwiderhandeln habe.

 * 

2. Grünes Licht für eID-Karte

Inneres und Heimat/Ausschuss

Berlin: (hib/STO) Der Innenausschuss hat den Weg zur Einführung einer
sogenannten "eID-Karte" frei gemacht. Mit den Stimmen der
Koalitionsfraktionen CDU/CSU und SPD verabschiedete das Gremium am
Mittwochvormittag einen entsprechenden Gesetzentwurf der
Bundesregierung (19/8038) bei Enthaltung der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in modifizierter Fassung. Danach sollen Bürger der Europäischen
Union und anderer Staaten des Europäischen Wirtschaftsraums künftig
eine eID-Karte zum elektronischen Identitätsnachweis beantragen
können.

In ihrer Vorlage verweist die Bundesregierung darauf, dass der
deutsche Personalausweis und der elektronische Aufenthaltstitel
bereits mit einer Funktion zum elektronischen Identitätsnachweis
ausgestattet seien. Die so genannte eID-Funktion oder 
Online-Ausweisfunktion ermögliche dem Karteninhaber, seine Identität
gegenüber Online-Diensten einfach und sicher nachzuweisen.

Die eID-Funktion sei indes nicht für jedermann zugänglich, führt die
Bundesregierung weiter aus. Der deutsche Personalausweis werde nur an
Deutsche ausgegeben und einen elektronischen Aufenthaltstitel bekomme
nur, wer als Ausländer dem Aufenthaltsgesetz unterfällt und ein
Aufenthaltsrecht hat. Insbesondere Unionsbürger hätten somit keinen
Zugang zur Online-Ausweisfunktion. Außerdem sei diese auch für
deutsche Staatsangehörige, die im Ausland leben, in einem wesentlichen
Punkt nicht zugänglich, denn nach gegenwärtiger Rechtslage werde eine
Auslandsadresse nicht in den Personalausweis aufgenommen.

Um die eID-Funktion einem größeren Personenkreis zugänglich zu machen,
soll daher die eID-Karte auf freiwilliger Basis eingeführt werden, die
von Staatsangehörigen des Europäischen Wirtschaftsraums beantragt
werden kann. Die eID-Karte sei "kein Ausweispapier im klassischen
Sinne, sondern eine einfache Chipkarte, auf der die wichtigsten
Identifizierungsdaten (also insbesondere Name, Geburtsdatum und -ort,
Adresse) abgespeichert sind", heißt es in der Vorlage weiter. Damit
erhielten die genannten Personenkreise die Möglichkeit, "mittels der
eID-Funktion deutsche E-Government-Dienstleistungen auf höchstem
Vertrauensniveau abzuwickeln".

Ferner sieht der Gesetzentwurf vor, dass im Normalfall auch eine
Auslandsadresse in den Personalausweis aufzunehmen ist. Gerade im
Ausland wohnhafte deutsche Staatsangehörige hätten ein berechtigtes
Interesse daran, deutsche Verwaltungsdienstleistungen über das
Internet in Anspruch zu nehmen, um so Zeit und lange Reisen zu sparen.
Durch die geplante Neuregelung würden sie in die Lage versetzt, ihre
Adresse über die Online-Ausweisfunktion nachzuweisen. Daneben enthält
der Gesetzentwurf den Angaben zufolge eine Reihe weiterer
Neuregelungen beispielsweise zur Anpassung des Pass- und
Personalausweisgesetzes an die Datenschutz-Grundverordnung und zur
Ermöglichung der Weitergabe von Passkopien bei der Beantragung von
Visa.

Gegen die Stimmen der AfD- und der FDP-Fraktion sowie der Fraktion Die
Linke nahm der Innenausschuss bei Enthaltung der Grünen zugleich einen
Änderungsantrag der Koalitionsfraktionen an. Darin wird unter anderem
klargestellt, "dass Jugendliche, die mindestens 16 Jahre alt sind,
ohne ihren gesetzlichen Vertreter Verfahrensverhandlungen nach dem
eID-Karte-Gesetz vornehmen dürfen".

Mit dem selben Stimmenverhältnis verabschiedete der Ausschuss zudem
einen von der Koalition vorgelegten Entschließungsantrag zu dem
Gesetzentwurf. Darin wird die Frage aufgeworfen, ob und wie rechtliche
Vorgänge, die einer notariellen Beurkundung bedürfen, digitalisiert
werden können. "Die sich aus diesen Anforderungen möglicherweise
ergebenden Konsequenzen für das einzusetzende Identifizierungsmittel
sollten bereits in der künftigen technischen Umsetzung berücksichtigt
werden", heißt es in der Vorlage weiter. Dies betreffe insbesondere
den Bereich der Gesellschaftsgründungen, der bis 2021 auch für
digitale Verfahren geöffnet werden solle.

Die Bundesregierung wird darin aufgefordert, bei der Umsetzung der in
Kürze erwarteten Änderung einer EU-Richtlinie im Hinblick auf den
Einsatz digitaler Werkzeuge und Verfahren im Gesellschaftsrecht
"sicherzustellen, dass bei Onlineregistrierungen von Gesellschaften
effektive präventive Kontrollen und zuverlässige Identitätsprüfungen
vorausgesetzt werden". Dabei soll die Regierung laut Vorlage unter
anderem eine Lösung finden, "welche mit eID-Karte, elektronischem
Aufenthaltstitel und Personalausweis gleichermaßen zum Einsatz kommen
kann".

 * 

3. Expertenanhörung zur Pflege am 8. Mai

Gesundheit/Ausschuss

Berlin: (hib/PK) Der Gesundheitsausschuss des Bundestages hat sich am
Mittwoch erneut mit der langfristigen Finanzierung der
Pflegeversorgung befasst. In einem Antrag (19/8561) der
Grünen-Fraktion wird die Einführung einer solidarischen
Pflege-Bürgerversicherung gefordert.

Wegen der strukturellen Ähnlichkeit des privaten und sozialen Zweigs
der Pflegeversicherung sei eine Pflege-Bürgerversicherung relativ
einfach umsetzbar, heißt es in der Vorlage. Die Abgeordneten
beschlossen eine Expertenanhörung zu dem Thema, die am 8. Mai
stattfinden soll.

 * 

4. Rückgabe von kolonialem Kulturgut

Kultur und Medien/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die FDP-Fraktion macht sich für die kulturpolitische
Aufarbeitung des kolonialen Erbes stark. Sie will die bundeseigenen
Museen verpflichten, im Geiste der Washingtoner Erklärung mit den
Anspruchsberechtigten zu einer Lösung über unrechtmäßig erworbene
Kulturgüter aus kolonialen Kontexten zu kommen. Das fordern die
Liberalen in einem Antrag (19/8545). Museen in kommunaler Trägerschaft
sollen dazu animiert werden, analog zur Washingtoner Erklärung
gemeinsam mit den Anspruchsberechtigten Lösungen zu finden. Ferner
sollen nach dem Willen der Liberalen die deutschen Museen bei der
Provenienzrecherche stärker unterstützt werden. Eine "Ethikkommission"
soll in Streitfällen auch einseitig angerufen werden können und
Empfehlungen für oder gegen die Rückgabe von Sammlungsgütern
aussprechen. Die FDP plädiert darüber hinaus, die Mittel für das
Deutsche Zentrum Kulturgutverluste (DZK) für die Provenienzforschung
langfristig und deutlich zu erhöhen.

 * 

5. Handel mit dem Iran

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das deutsch-iranische Handelsvolumen hat sich im
vergangenen Jahr im Vergleich zum Vorjahr um sieben Prozent auf 3,15
Milliarden Euro verringert. Dies geht aus der Antwort (19/8707) auf
eine Kleine Anfrage (19/8160) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
hervor. Durch den Ausstieg der USA aus dem Atomabkommen mit dem Iran
herrsche generell Verunsicherung, erklärt die Bundesregierung.
"Europäische Geschäftsbanken sind derzeit bei sämtlichen
Finanzierungen und Zahlungsabwicklungen mit Iran zurückhaltend."

Die Schwierigkeiten betreffen den Angaben zufolge auch den
Flugzeugbauer Airbus. Nach dem Ausstieg der USA fänden die unter dem
Abkommen vorgesehenen Erleichterungen für die Lieferung ziviler
Flugzeuge und Flugzeugteile keine Anwendung mehr, so dass
entsprechende US-Genehmigungen für einen (Re-)Export nach Iran derzeit
schwer zu bekommen sind, erklärt die Bundesregierung. Darüber hinaus
ergäben sich Anhaltspunkte für weiter rückläufige Geschäfte in der
Kreditwirtschaft.

 * 

6. Gewalt gegen Männer in Partnerschaften

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Laut Bundeskriminalamt waren im Jahr 2017 von den
138.893 polizeilich bekannten Opfern von Gewalt in Partnerschaften
24.928 Männer. Dies teilt die Bundesregierung in ihrer Antwort
(19/8053) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/7635) mit. Die
Regierung gibt an, dass sie Kenntnis von bundesweit fünf Einrichtungen
für schutzsuchende Männer hat. So würden in Leipzig, Dresden, Plauen,
Oldenburg und Stuttgart je eine Schutzwohnung existieren. Die
Zuständigkeit für Hilfe- und Schutzeinrichtungen für von Gewalt
betroffene Männer liege bei Ländern und Kommunen.

 * 
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BUNDESTAG/8222: Heute im Bundestag Nr. 358 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 358

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 11.17 Uhr

1. Steinkohle-Schäden im Saarland

2. Abrufe von Kontendaten

3. Diensträder und Steuern

4. Der Zoll in Nordrhein-Westfalen

5. KfW-Beteiligung an Post und Telekom

6. Zinsen von Sparplänen der Sparkassen



1. Steinkohle-Schäden im Saarland

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Um Bergbau-Folgeschäden im Saarland geht es in einer
Kleinen Anfrage (19/8698) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten verweisen
auf die Herausforderungen für Kommunen etwa für die Infrastruktur;
diese habe durch den Steinkohlebergbau Schaden genommen. Nun möchten
sie wissen, ob die Gemeinden im Saarland mit den Braunkohle-Regionen
gleichgestellt werden sollen, für die im Rahmen der Kohle-Kommissionen
Hilfen zum Strukturwandel erarbeitet worden sind.

 * 

2. Abrufe von Kontendaten

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Kontenabrufe der Finanzverwaltung sind das Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8658). Die Abgeordneten
wollen unter anderem erfahren, wie oft Sozialbehörden,
Gerichtsvollzieher, Steuerbehörden und andere Behörden Kontodaten beim
Bundeszentralamt für Steuern abgefragt haben. In der Vorbemerkung zur
Kleinen Anfrage wird auf Presseberichte verwiesen, in denen von einer
explodierenden Anzahl von Abfragen die Rede gewesen sein soll.

 * 

3. Diensträder und Steuern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Um die steuerliche Bewertung von Dienstfahrrädern
geht es in einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8656). Die
Bundesregierung wird gefragt, ob sie einer vom Bundesrat geforderten
Erlassänderung zustimmt und damit eine Gleichbehandlung zwischen dem
Dienstfahrrad sowie dem Elektro- und Hybrid-Dienstwagen ermöglicht.
Außerdem wird gefragt, ob die Steuerfreiheit der privaten Nutzung für
Diensträder gewährt wird, wenn eine Bonuszahlung des Arbeitgebers im
Rahmen einer Gehaltsumwandlung zur Begleichung der Leasingrate
verwendet wird.

 * 

4. Der Zoll in Nordrhein-Westfalen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach der Arbeit des Zolls in Nordrhein-Westfalen
erkundigt sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8673).
Die Bundesregierung soll angeben, die viele Planstellen in welchen
Arbeitsgebieten des Zolls in Nordrhein-Westfalen besetzt sind.
Erwartet werden weiter Angaben zu den Steuermindereinnahmen durch
Schwarzarbeit und der Zahl der Ordnungswidrigkeiten und Strafverfahren
wegen Verstößen gegen das Mindestlohngesetz sowie die Aufzeichnungs-
und Meldepflicht.

 * 

5. KfW-Beteiligung an Post und Telekom

Berlin: (hib/HLE) Die Beteiligung der Kreditanstalt für Wiederaufbau
(kfW) an der Deutschen Post und der Deutschen Telekom ist das Thema
einer Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/8670). Die Bundesregierung
soll angeben, zu welchem Preis die KfW die Aktienpakete vom Bund
erworben hat und wie sich der inflationsbereinigte Wert der einzelnen
Aktienpakete bisher entwickelt hat. Außerdem wollen die Abgeordneten
wissen, ob in dieser Legislaturperiode Privatisierungen geplant sind.

 * 

6. Zinsen von Sparplänen der Sparkassen

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Angeblich zu niedrige Zinszahlungen bei
langfristigen Sparplänen deutscher Sparkassen thematisiert die
FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8669). Die Bundesregierung
soll angeben, ob es amtliche Untersuchungen gibt und eine Einschätzung
abgeben, wie viele Verbraucher von Sparverträgen mit unklar
formulierten Zinsanpassungsklauseln betroffen sein könnten. Gefragt
wird auch, ob sich solche Fälle negativ auf die Bereitschaft zum
Sparen auswirken könnten.

 * 
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BUNDESTAG/8221: Heute im Bundestag Nr. 357 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 357

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 10.34 Uhr

1. In Syrien gefangene deutsche IS-Angehörige

2. Erschleichen von Aufenthaltstiteln

3. Zum IS ausgereiste Personen

4. Flüchtlinge mit Behinderungen

5. Methoden des Statistischen Bundesamts

6. Entwicklung von Förderregionen



1. In Syrien gefangene deutsche IS-Angehörige

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Zahl deutscher Angehöriger des sogenannten
Islamischen Staates (IS), die sich in der Gewalt der Autonomen
Selbstverwaltung von Nord- und Ostsyrien beziehungsweise der
Demokratischen Kräfte Syrien befinden, ist ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/8738) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8151). Wie die Bundesregierung darin ausführt, sind ihr mit
Stand vom 15. März dieses Jahres "56 Personen mit deutscher
Staatsangehörigkeit bekannt, die sich derzeit in Nordsyrien in
Gewahrsam befinden". Hiervon seien 15 Männer und 41 Frauen betroffen.
Inwieweit diese Personen in bewaffnete Strukturen des IS eingebunden
waren, sei Gegenstand noch laufender Ermittlungsverfahren und könne
daher noch nicht beziffert werden. Wie die Bundesregierung weiter
schreibt, liegen zudem "Erkenntnisse zu 59 dazugehörigen Kindern mit
mutmaßlich deutscher Staatsangehörigkeit vor".

 * 

2. Erschleichen von Aufenthaltstiteln

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Die Bundespolizei hat im vergangenen Jahr 34 Fälle
im Zusammenhang mit dem Verdacht der "Scheineheschließung zum Zwecke
des Erschleichens eines Aufenthaltstitels" erfasst. Dies geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/8740) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/8178) hervor.

Danach wurden im Jahr 2017 gemäß Polizeilicher Kriminalstatistik für
den Bereich "Erschleichen eines Aufenthaltstitels" 393 Scheinehe-Fälle
registriert nach 408 im Jahr 2016 und 375 im Jahr 2015.

 * 

3. Zum IS ausgereiste Personen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Aus Deutschland zum sogenannten "Islamischen Staat"
(IS) ausgereiste Personen, die sich noch in Syrien, dem Irak oder
anderen Staaten befinden, sind ein Thema der Antwort der
Bundesregierung (19/8739) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/8155). Wie die Bundesregierung darin darlegt, liegen
derzeit Informationen zu mehr als 1.050 deutschen Islamisten
beziehungsweise Islamisten aus Deutschland vor, die in Richtung Syrien
beziehungsweise Irak gereist sind. Etwa die Hälfte der ausgereisten
Personen befinde sich aktuell noch im Ausland.

Auf Grund der unübersichtlichen Lage vor Ort - vor allem in Syrien -
sei häufig nicht gesichert bekannt, "wo sich die ausgereisten Personen
aufhalten und ob sie sich dem sogenannten ,Islamischen Staat' oder
anderen islamistischen Organisationen, Vereinigungen und
Zusammenschlüssen gegebenenfalls auch zum Kampf gegen den ,Islamischen
Staat' angeschlossen haben", schreibt die Bundesregierung weiter. Es
sei jedoch davon auszugehen, dass "in Anbetracht der besonderen
Ausstrahlungs- und der Anziehungskraft des ,Islamischen Staates' sich
viele der ausgereisten Personen im sogenannten ,Kalifat'
niederließen".

Mehr als die Hälfte der ausgereisten Personen besitzen den Angaben
zufolge die deutsche Staatsangehörigkeit. Zur Frage, wie viele der
Ausgereisten sich in Gefängnissen in Syrien, im Irak oder welchen
anderen Staaten befinden, führt die Bundesregierung aus, dass sich
nach ihrer Kenntnis mit Stand vom 15. März 2019 im Irak elf Personen
in Haft befinden und in Syrien 61 Personen in Haft oder haftähnlichem
Gewahrsam. Darüber hinaus befinden sich nach Kenntnis der
Bundesregierung in Griechenland eine und in der Türkei drei Personen
in Haft, wie aus der Antwort weiter hervorgeht.

Danach liegen der Bundesregierung ferner "Erkenntnisse zu mindestens
59 Kindern mit mutmaßlich deutscher Staatsangehörigkeit vor, die sich
in Syrien befinden". Im Irak hat die Bundesregierung den Angaben
zufolge mit Stand vom 15. März 2019 Kenntnis von drei Kindern von
mutmaßlichen IS-Anhängern mit deutscher Staatsangehörigkeit oder
deutschem Aufenthaltstitel.

 * 

4. Flüchtlinge mit Behinderungen

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Situation von Geflüchteten mit Behinderungen im
Asylverfahren" lautet der Titel einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/8745). Wie die Fraktion darin ausführt, gehören Flüchtlinge
mit Behinderungen gemäß der EU-Aufnahmerichtlinie vom Juni 2013 zur
Gruppe der besonders Schutzbedürftigen. Diese Personen müssten während
des Asylverfahrens ihren Bedürfnissen entsprechend untergebracht und
versorgt sowie entsprechend der EU-Verfahrensrichtlinie vom Juni 2013
in Bezug auf das Asylverfahren mit besonderen Verfahrensgarantien
ausgestattet werden.

Wissen will die Fraktion, welche Maßnahmen die Bundesregierung
ergreift, um die Anforderungen bezüglich besonderer
Schutzbedürftigkeit und einhergehender Verfahrensgarantien gemäß
Artikel 29 der Asylverfahrensrichtlinie umzusetzen. Auch erkundigt sie
sich unter anderem danach, wie häufig seit Inkrafttreten der
EU-Asylverfahrensrichtlinie und der EU-Asylaufnahmerichtlinie
besondere Verfahrensgarantien wegen Behinderung zugesprochen wurden.

 * 

5. Methoden des Statistischen Bundesamts

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke möchte in einer Kleinen
Anfrage (19/8734) wissen, wie das Statistische Bundesamt zur
Interpretation aktueller Konjunkturdaten kommt. Nach Ansicht der
Abgeordneten stottert der Konjunkturmotor in Deutschland, das
Statistische Bundesamt habe allerdings nur eine Stagnation errechnet.
Dies sei erklärungsbedürftig, heißt es. Nun fragen die Abgeordneten,
wie die Bundesregierung dazu steht und welchen Austausch es mit dem
Statistischen Bundesamt gibt.

 * 

6. Entwicklung von Förderregionen

Wirtschaft und Energie/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Reformen der Gemeinschaftsaufgabe "Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur" (GRW) stehen im Mittelpunkt einer
Kleinen Anfrage (19/8736) der AfD-Fraktion. Die Abgeordneten
interessieren sich für Prognosen für die weitere Förderung und
Entwicklung beispielsweise von Regionen in Mecklenburg-Vorpommern. Sie
möchten auch wissen, welche Schritte die Bundesregierung plant, um
eventuelle Änderungen in der Förderstruktur auszugleichen.

 * 
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BUNDESTAG/8220: Heute im Bundestag Nr. 356 - 03.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 356

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Mittwoch, 3. April 2019, Redaktionsschluss: 09.41 Uhr

1. Mehr Tierschutz bei der Schlachtung

2. Noch keine Berichte zu Schulsanierungen

3. Keine Angabe zur Abwicklung der NordLB

4. Steuern für kleine Brauereien

5. Einfluss von Lobbyisten auf Baupolitik

6. Produktion von Nahrungsmitteln



1. Mehr Tierschutz bei der Schlachtung

Petitionen/Ausschuss

Berlin: (hib/HAU) Der Petitionsausschuss unterstützt eine
Weiterentwicklung des Tierschutzes bei der Schlachtung. In der Sitzung
am Mittwochmorgen verabschiedeten die Abgeordneten mit den Stimmen der
Fraktionen von CDU/CSU, SPD, AfD und FDP eine Beschlussvorlage an den
Bundestag, eine dahingehende Petition dem Bundesministerium für
Ernährung und Landwirtschaft zu überweisen, "soweit es um die weitere
Prüfung von Alternativen zur Betäubung durch Kohlendioxid geht". Die
in der Petition genannten alternativen Varianten zur Betäubung mit den
Gasen Argon und Helium seien derzeit jedoch noch nicht praxisreif,
schreiben die Abgeordneten in der Begründung zu ihrer
Beschlussempfehlung und beziehen sich dabei auf Auskünfte der
Bundesregierung. Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen hatte für eine
Überweisung der Petition "zur Erwägung" und ohne die erwähnte
Einschränkung plädiert.

Der Petent hatte den Einsatz von Argon und Helium gefordert, um den
Tieren einen "sanften Tod" zu ermöglichen. Gegenwärtig würden Schweine
beispielsweise vor der Schlachtung mit Kohlendioxid betäubt. Das habe
oftmals für die Tiere einen qualvollen Tod zur Folge. Die vorhandenen
Alternativen würden aber nicht eingesetzt, weil damit die Kosten für
die Schlachthöfe steigen würden, heißt es in der Petition.

In der Begründung zu seiner Beschlussempfehlung schreibt der
Petitionsausschuss, unter Tierschutzgesichtspunkten sei es in der Tat
problematisch, dass die Betäubung bei der Anwendung von Kohlendioxid
nicht augenblicklich eintrete. Nach Ausführungen der Bundesregierung
bestünden jedoch häufig Missverständnisse hinsichtlich der Wirkung von
Kohlendioxid. Der Bewusstseinsverlust des Tieres sei in erster Linie
auf einen schnellen Abfall des PH-Wertes im Gehirn zurückzuführen.
Dies bedeute, "dass die Schweine nicht aufgrund eines Mangels an
Sauerstoff ersticken".

Auch seien Schweine nicht erst dann bewusstlos, wenn sie ruhig auf der
Seite liegen. Unkontrollierte, krampfartige Bewegungen und auch
Geräusche, die auch geraume Zeit nach dem Bewusstseinsverlust
aufträten, könnten von den Tieren dann nicht mehr wahrgenommen werden,
schreiben die Abgeordneten. Aus Sicht der Bundesregierung bestehe ein
grundsätzlicher Vorteil für den Tierschutz darin, dass in
Schlachtbetrieben mit modernen Kohlendioxid-Betäubungsanlagen die
Möglichkeit bestehe, die Schweine von der Anlieferung bis zum Eintritt
der Bewusstlosigkeit in der Gruppe zu lassen, heißt es in der
Beschlussempfehlung. Die Verwendung elektrischer Betäubungsverfahren
würde hingegen eine Vereinzelung der Tiere erforderlich machen.

Der Petitionsausschuss weist in der Vorlage darauf hin, dass zwei
Bundesforschungsinstitute in diverse Projekte zur Suche nach
Alternativen zur Kohlendioxid-Betäubung involviert seien. Es sei
zutreffend, dass für die Gase Argon und insbesondere Helium Vorteile
für den Tierschutz ermittelt wurden, schreibt der Ausschuss. "Die
Bundesregierung hat jedoch mitgeteilt, dass die Anwendung dieser Gase
bislang nicht praxisreif sei", heißt es in der Vorlage. Bei der
Verwendung von Argon gäbe es Bedenken hinsichtlich der
Fleischqualität. Im Falle von Helium würden die globalen
Gewinnungs- und Handelsbedingungen Hindernisse darstellen. Aus diesem
Grund würden weiter Alternativen gesucht.

 * 

2. Noch keine Berichte zu Schulsanierungen

Haushalt/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Länder haben dem Bundesfinanzministerium bisher
noch keine Berichte über die Verwendung der Mittel aus dem
Schulsanierungsprogramm vorgelegt. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/8689) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/8182) hervor. Die Bundesregierung verweist zur Erklärung auf die
benötigten "üblichen bauplanerischen Vorlaufzeiten sowie die
bautechnischen Durchführungszeiten". So erkläre sich, dass dem
Ministerium bislang "keine abgeschlossenen und von den Ländern
geprüften Maßnahmen vorliegen".

Die Bundesfinanzhilfen an die Länder, um Bildungsinfrastrukturen in
finanzschwachen Kommunen zu sanieren, sowie die damit
zusammenhängenden Berichtspflichten sind im
Kommunalinvestitionsförderungsgesetz geregelt. Das entsprechende
Kapitel 2 des Gesetzes wurde im August 2017 eingeführt. Der Bund hat
in dem Fonds insgesamt 3,5 Milliarden Euro zur Sanierung von Schulen
zur Verfügung gestellt.

 * 

3. Keine Angabe zur Abwicklung der NordLB

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Der Bundesregierung liegen keine belastbaren
Informationen zu konkreten potenziellen volkswirtschaftlichen
Auswirkungen einer hypothetischen Abwicklung der Norddeutschen
Landesbank (NordLB) vor. Auf Fragen der FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/8250) nach der Zukunft der Bank heißt es in der Antwort
der Bundesregierung (19/8792), dass die Gespräche zwischen der
Norddeutschen Landesbank, deren Trägern und den Vertretern des
Deutschen Sparkassen- und Giroverbandes sowie die Abstimmungen mit den
zuständigen Behörden noch nicht abgeschlossen seien. Wie aus der
Antwort weiter hervorgeht, ging die Bilanzsumme des Konzerns
Norddeutsche Landesbank von rund 245 Milliarden Euro im Jahr 2008 auf
rund 165 Milliarden Euro im Jahr 2017 zurück. Zuletzt hatte der
Konzern im Jahr 2017 einen Gewinn von 135 Millionen Euro verbucht,
während 2016 noch ein Verlust von knapp zwei Milliarden Euro
angefallen war. Auch für das Jahr 2018 wird wieder ein Verlust
erwartet. Die Quote der notleidenden Kredite wird mit vier Prozent
angegeben.

 * 

4. Steuern für kleine Brauereien

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele kleine und mittlere Brauereien, die von
den vom Bundesverfassungsgericht für verfassungswidrig erklärten
Änderungen bei der Biersteuer betroffen sind, will die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/8659) erfahren. Die Bundesregierung soll
außerdem die durchschnittliche finanzielle Belastung der betroffenen
Brauereien angeben. In der Vorbemerkung zur Kleinen Anfrage heißt es,
das Bundesverfassungsgericht habe im Dezember 2018 festgestellt, dass
die Änderung der Biersteuer, die seit 2004 für kleine und
mittelständische Brauereien gilt, verfassungswidrig sei. Jahrelang
hätten die Betroffenen Brauereien erhebliche Summen zu viel gezahlt.
Entsprechende Rückzahlungen an die betroffenen Brauereien seien nicht
geplant.

 * 

5. Einfluss von Lobbyisten auf Baupolitik

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen fragt nach dem
Einfluss von Lobbyisten auf die Bau- und Wohnungspolitik der
Bundesregierung. Auf dem Weg einer Kleinen Anfrage (19/8735)
erkundigen sich die Abgeordneten detailliert nach der Beteiligung von
Organisationen und Verbänden der Wohnungs- und Immobilienwirtschaft an
verschiedenen Spitzentreffen, Sitzungen und Konferenzen auf
Bundesebene

 * 

6. Produktion von Nahrungsmitteln

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die weltweite Nahrungsmittelproduktion ist Thema
einer Kleinen Anfrage (19/8772) der FDP-Fraktion. Die Abgeordneten
begründen ihr Interesse auf Grundlage einer
UN-Weltbevölkerungsprojektion, die ein Wachstum von etwa 7,6
Milliarden Menschen heute auf rund 9,8 Milliarden im Jahr 2050
prognostiziert. Die Bundesregierung soll unter anderem eine
Einschätzung über die weltweite Nahrungsmittelproduktion und den
Nahrungsmittelbedarf bis zum Jahr 2050 nach Ländern, Kontinenten und
pro Kopf abgeben. Auch eine Prognose über die weltweit verfügbaren
Vorräte an Kalisalzen und abbaubaren Phosphorvorkommen wird verlangt.

 * 
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BUNDESTAG/8219: Heute im Bundestag Nr. 355 - 02.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 355

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. April 2019, Redaktionsschluss: 16.30 Uhr

1. Pünktlichkeit auf ICE-Strecken erfragt

2. Schienen-Neubaustrecke Dresden-Prag

3. Ausweichstrecke für Rheintalbahn

4. FDP fragt nach Hardware-Nachrüstungen

5. Grüne fragen nach Brand von Güterwagen

6. AfD fragt nach Zusage zu Umstiegsprämien



1. Pünktlichkeit auf ICE-Strecken erfragt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob die Deutsche Bahn AG (DB AG) die kunden- und
zugbezogene Pünktlichkeit in allen ihren Fernzügen erfasst, möchte die
FDP-Fraktion von der Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage
(19/8530) erkundigen sich die Abgeordneten zudem danach, wie sich die
kunden- und zugbezogene Pünktlichkeit auf den am zehn stärksten
befahrenen ICE- und IC/EC-Strecken in den vergangenen zehn Jahren
entwickelt hat.

 * 

2. Schienen-Neubaustrecke Dresden-Prag

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Für die Schienen-Neubaustrecke Dresden-Prag
interessiert sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage (19/8531).
Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung unter anderem wissen,
wie der aktuelle Planungsstand beim Neubau der Strecke zwischen
Heidenau und �stí nad Labem ist und welche Trassenvarianten im Rahmen
der bisherigen Planungsschritte untersucht wurden. Gefragt wird auch,
welche finanziellen Zusagen es vom Freistaat Sachsen, der EU oder der
Deutschen Bahn AG (DB AG) zur anteiligen Finanzierung der
Neubaustrecke gibt.

 * 

3. Ausweichstrecke für Rheintalbahn

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Mit Blick auf die Tunnelhavarie 2017 bei
Rastatt-Niederbühl und die damit verbundene 51-tägige Sperrung der
Rheintalstrecke, die "in den europäischen Volkswirtschaften allein im
Schienengüterverkehr Schäden in Höhe von mindestens zwei Milliarden
Euro verursacht haben", fragt die FDP-Fraktion nach Plänen der
Bundesregierung, um Ausweichstrecken zu schaffen. In einer Kleinen
Anfrage (19/8574) erkundigen sich die Abgeordneten konkret, inwieweit
die Bundesregierung den Ausbau der grenzüberschreitenden
Schienenprojekte zwischen Mannheim und Basel, insbesondere auf den
Strecken Saarbrücken-Hagenau-Rastatt-Karlsruhe (Brücke Wintersdorf)
und Ludwigshafen-Wörth-Hagenau-Straßburg plant.

 * 

4. FDP fragt nach Hardware-Nachrüstungen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Ob dem Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) aktuell Anträge
auf Hardware-Nachrüstsysteme vorliegen, möchte die FDP-Fraktion von
der Bundesregierung wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/8575)
erkundigen sich die Abgeordneten außerdem danach, ob die technischen
Vorschriften für die Hardware-Nachrüstung im Bundesverkehrsministerium
erstellt worden sind und welche Kosten in diesem Zusammenhang
entstanden sind.

 * 

5. Grüne fragen nach Brand von Güterwagen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Erkenntnisse die Bundesregierung zur Ursache
des Brandes dreier Güterwaggons Anfang Februar auf der Rheintalstrecke
hat, möchte die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen durch eine Kleine
Anfrage (19/8583) erfahren. Wie die Abgeordneten schreiben, gerieten
am 6. Februar 2019 gegen 23 Uhr auf der rechten Rheinstrecke drei
Güterwaggons in Brand. Die Waggons seien mit Spraydosen beladen
gewesen, die in Flammen aufgegangen und in die Umgebung geschleudert
worden seien. Der Lokführer eines Gegenzuges habe den Brand erkannt
und umgehend die entsprechende Leitstelle der Deutschen Bahn
informiert. Der Zug mit den brennenden Waggons sei schließlich in
Unkel am Rhein zum Stehen gekommen.

Die Bundesregierung soll nun über die verkehrstechnischen Folgen des
Brandunglücks Auskunft geben. Die Grünen stellen aber auch Fragen zu
möglichen Entlastungsstrecken für den Mittelrheinkorridor.

 * 

6. AfD fragt nach Zusage zu Umstiegsprämien

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) In welcher Form die Autohersteller Daimler, BMW und
der VW-Konzern gegenüber der Bundesregierung die verbindlichen Zusagen
zu Umstiegsprämien und Rabatten - und im Falle von Daimler und VW auch
zur Übernahme der Kosten für eine Hardware-Nachrüstung von Diesel-Pkw
bis zu einer Höhe von 3.000 Euro - abgegeben haben, möchte die
AfD-Fraktion wissen. In einer Kleinen Anfrage (19/8590) erkundigen
sich die Abgeordneten außerdem, auf wessen Initiative die Einbeziehung
der Hersteller in das Maßnahmenpaket gegen Diesel-Fahrverbote
zurückgeht.

 * 
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BUNDESTAG/8218: Heute im Bundestag Nr. 354 - 02.04.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 354

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 2. April 2019, Redaktionsschluss: 15.48 Uhr

1. Fragen nach neuen Medienmachern

2. Elektronische Zahlungsdienstleister

3. FDP fragt nach inklusiven Sportangeboten

4. Linke fragt nach Dopingopfer-Hilfegesetz

5. Datenerfassung bei automatisierten Autos



1. Fragen nach neuen Medienmachern

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung soll Angaben zu Programmen oder
Projekten machen, die von ihr in diesem Jahr finanziell unterstützt
werden. In einer Kleinen Anfrage der AfD-Fraktion (19/8635) wird nach
einer ganzen Reihe von Trägern von Projekten gefragt, unter anderem
nach der Amadeu-Antonio-Stiftung, Campact, Chaos Computer Club und den
neuen deutschen Medienmachern.

 * 

2. Elektronische Zahlungsdienstleister

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Nach elektronischen und digitalen
Zahlungsdienstleistungen in der Bundesrepublik erkundigt sich die
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/8639). Die
Bundesregierung soll angeben, wie hoch der Anteil der Geldtransfers
von elektronischen Zahlungsdiensten in Deutschland ist und angeben,
wie das Verhältnis zum Bargeldtransfer, zu Überweisungen und zur
Nutzung klassischer Kartensysteme ist. Gefragt wird auch nach Risiken
und Missbrauchsmöglichkeiten bei verschiedenen Systemen. Außerdem
stellen die Abgeordneten Fragen zu einem deutschen
Zahlungsdiensteunternehmen, dessen Aktienkurs in der letzten Zeit
heftigen Schwankungen unterlag. Gefragt wird nach Kontakten der
Bundesregierung und von Bundesbehörde zu diesem Unternehmen.

 * 

3. FDP fragt nach inklusiven Sportangeboten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Nach der Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention im Bereich Sport erkundigt sich die
FDP-Fraktion. In einer Kleinen Anfrage (19/8536) wollen die
Abgeordneten von der Bundesregierung wissen, welche Maßnahmen sie
gemäß der UN-Behindertenrechtskonvention ergreift, um Menschen mit
Behinderung die Teilnahme an Sportaktivitäten aktiv oder passiv zu
ermöglichen. Gefragt wird auch, wie hoch die Bundesregierung die
Nachfrage nach inklusiven Sportmöglichkeiten einschätzt und welche
entsprechenden Angebote dem gegenüberstehen.

 * 

4. Linke fragt nach Dopingopfer-Hilfegesetz

Sport/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die Hilfen des Bundes für Dopingopfer des
DDR-Leistungssports thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/8636). Die Bundesregierung wird unter anderem
gefragt, welche Gründe es für die Ablehnung von Anträgen nach dem
Dopingopfer-Hilfegesetz (DOHG) sowie dem Zweiten DOHG gab. Wie sich
die Diskrepanz zwischen der relativ hohe Ablehnungsquote nach dem DOHG
(37 Prozent, nur 194 von 308 Anträgen wurden bewilligt) und der
deutlich geringeren Ablehnungsquote von sechs Prozent bei Anträgen
nach dem Zweiten DOHG erklärt, interessiert die Abgeordneten ebenso.

 * 

5. Datenerfassung bei automatisierten Autos

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Welche Prüfstellen oder Institutionen die
Datenverarbeitung von Autos mit hoch- oder vollautomatisierter
Fahrfunktion überprüfen, möchte die Fraktion Die Linke von der
Bundesregierung erfahren. In einer Kleinen Anfrage (19/8525) schreiben
die Abgeordneten, Kraftfahrzeuge mit hoch- und vollautomatisierter
Fahrfunktion würden nicht nur juristische Haftungsfragen aufwerfen,
sondern stellten auch einen Aspekt in der Verkehrssicherheit dar. Die
momentane Gesetzeslage in Deutschland sehe vor, dass die Daten solcher
Fahrzeuge an Dritte weitergeleitet werden können, um sie zum Zwecke
der Unfallforschung zu nutzen.

Fahrzeughersteller, so heißt es weiter, hätten ein natürliches
Interesse daran, die im Fahrzeug erhobenen Daten primär auswerten zu
können. Der vorrangige Zugang zu diesen Daten schütze das Unternehmen
vor möglichen Imageverlusten, wenn ein Fahrzeug in einen Unfall gerät.
Gleichzeitig ermöglichten es die gespeicherten Daten, die
Fahrzeugtechnik und Datenverarbeitung zu verbessern. "Dennoch dürfen
die internen Vorgänge einer hoch- oder vollautomatisierten
Fahrfunktion nicht intransparent ablaufen", betonen die Abgeordneten.
Technische Prüfgesellschaften wie der TÜV Rheinland und die DEKRA
forderten daher Einblick in die Fahrzeugtechnik und Datenverarbeitung,
um gegebenenfalls Sicherheitsmängel in der Fahrzeugtechnik feststellen
zu können. Dazu seien jedoch geeignete Schnittstellen, Daten und
Rahmenbedingungen notwendig, heißt es in der Vorlage.

Die Linksfraktion will vor diesem Hintergrund wissen, wie die oben
erfragten Prüfstellen oder Institutionen die Datenverarbeitung von
Kraftfahrzeugen mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion
überprüfen. Gefragt wird auch, welche technischen Voraussetzungen
notwendig sind, damit "autorisierte Dritte" auf die Datenverarbeitung
von Kraftfahrzeugen mit hoch- oder vollautomatisierter Fahrfunktion
zugreifen können.

 * 
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EUROPA/1609: EU muss Sanktionen gegen das Maduro-Regime verschärfen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. April 2019

LAMBSDORFF: EU muss Sanktionen gegen das Maduro-Regime
verschärfen



Zur Aufhebung der Immunität von Venezuelas Interimspräsident Guaidó
erklärt der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Alexander Graf
Lambsdorff:

"Die Aufhebung der Immunität von Juan Guaidó ist der nächste Versuch
des Maduro-Regimes, den Übergangspräsidenten kaltzustellen. Weder der
Oberste Gerichtshof noch die Verfassungsgebende Versammlung sind
demokratisch legitimiert. Sie dienen allein dem Machterhalt Maduros.
Die EU muss als Reaktion die Sanktionen gegen das Regime weiter
verschärfen. Der Personenkreis, der mit Einreiseverboten und
Vermögenssperren belegt wird, sollte über den Präsidenten des
Obersten Gerichtshofs Maikel Moreno hinaus mindestens auf alle
Richter des Gerichtshofs und den Präsidenten der Verfassungsgebenden
Versammlung Diosdado Cabello Rondón ausgeweitet werden."

 * 
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INNEN/4744: Union macht gut integrierte Flüchtlinge zum Spielball


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. April 2019

THOMAE: Union macht gut integrierte Flüchtlinge zum Spielball



Zu den geplanten Gesetzen zu Abschiebungen und Einwanderung erklärt
der stellvertretende FDP-Fraktionsvorsitzende Stephan Thomae:

"Durch die Verknüpfung des Fachkräftezuwanderungsgesetzes mit einem
Rückführungsgesetz macht die Union gut integrierte Flüchtlinge zum
Spielball ihrer parteipolitischen Interessen und riskiert eine
drastische Verschärfung des Fachkräftemangels. Eine Altfall-Regelung
beim Spurwechsel für gut integrierte Flüchtlinge mit festem Job ist
zwingend notwendig. Sie darf aber nicht von rechtsstaatlich
fragwürdigen Wünschen des Bundesinnenministers abhängig gemacht
werden. Denn für die konsequente Rückführung von abgelehnten
Asylbewerbern sind nicht immer neue Gesetze notwendig, sondern eine
konsequente Anwendung der bereits bestehenden Regelungen. Stattdessen
sollte die Große Koalition endlich das Fachkräftezuwanderungsgesetz
einbringen. Die SPD darf sich in dieser Frage nicht erpressbar
machen. Noch besser wäre ein Einwanderungsgesetz aus einem Guss mit
echtem Spurwechsel und einem transparenten Punktesystem."

 * 
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Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / FDP





INNEN/4743: Wir brauchen digitale Freiheitszonen in Ostdeutschland


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 3. April 2019

SITTA: Wir brauchen digitale Freiheitszonen in Ostdeutschland



Zur Ministerpräsidentenkonferenz Ost erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Frank Sitta:

"Der Osten hat einen tiefgreifenden und umfassenden Strukturwandel
hinter sich, der Respekt verdient. Bedauerlicherweise ist der
wirtschaftliche Aufholprozess jedoch zum Erliegen gekommen. Die
Politik auf Bundes- und auf Landesebene hat versäumt, das Potenzial
Ostdeutschlands auszuschöpfen. Wirtschaftlicher Erfolg lässt sich
jedoch nicht einfach mit Subventionen herbeifördern. Stattdessen muss
die Große Koalition bessere Rahmenbedingungen für Innovation und
Investition schaffen. Wir brauchen digitale Freiheitszonen mit
weniger Bürokratie und geringerer Steuerlast in Ostdeutschland, damit
unkompliziert neue Wege beschritten werden können. Mit politischem
Stillstand und bestenfalls einem 'Weiter so' wird Ostdeutschland
nicht vorankommen. Wir müssen wieder mehr Freiheit wagen und offen
für mutiges und unkonventionelles Denken sein."

 * 
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WIRTSCHAFT/3042: Staat ist der größte Preistreiber beim Strom


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 2. April 2019

LINDNER-Statement: Staat ist der größte Preistreiber beim
Strom



Der FDP-Fraktionsvorsitzende Christian Lindner gab vor der
Fraktionssitzung folgendes Statement ab:

"[...] Es wird eine Aktuelle Stunde geben zu den Strompreisen in
Deutschland, denn hier sind wir inzwischen europaweit der
Spitzenreiter. Haushalte, also die privaten Verbraucherinnen und
Verbraucher, und die Industrie zahlen hierzulande wie nirgendwo sonst
in Europa. Darunter leiden insbesondere natürlich die
einkommensschwachen Haushalte. [...] Die Wettbewerbsfähigkeit unserer
Betriebe im europaweiten, aber auch im internationalen Wettbewerb
leidet darunter, die Energiepreise sind heute ein kritischerer
Standortfaktor als beispielsweise die Höhe der Löhne.
Bemerkenswerterweise ist der Staat der größte Preistreiber beim
Strom. [...] Das liegt begründet in der hochsubventionierten,
ineffizienten und planwirtschaftlichen Art, mit der in Deutschland
die Energiewende gemanagt wird. Wir zahlen Milliarden und
Abermilliarden an Subventionen, ohne dass es gelungen wäre, die
CO2-Emissionen nennenswert zu reduzieren. Insbesondere aber
profitiert der Staat über Steuern und Abgaben noch von dem
gestiegenen Niveau der Strompreise. 53 Cent Steuern, Abgaben und
Umlagen von jedem Euro der Stromrechnung sind also vom Staat zu
verantworten. Das ist Geld, das in das Tag und Nacht arbeitende
Pumpwerk der Einkommen fließt. [...] Wir sollten CO2 einen Preis
geben und zwar in allen Sektoren, damit die Energiewende
marktwirtschaftlicher und günstiger wird. Leider kündigt sich der
nächste planwirtschaftliche Eingriff im Energiesektor bereits an: Mit
dem Kohleausstieg mit fixen Enddaten für jedes einzelne Kraftwerk
werden Milliarden an Entschädigungszahlungen fällig [...] Wir
möchten, dass Klimaschutz weiter die Akzeptanz der Bevölkerung hat
und deshalb muss es einen Schritt bei den Strompreisen geben, die
dürfen nicht länger die höchsten in Europa sein. Neben einem besseren
marktwirtschaftlichen Management liegt es nahe, die Stromsteuer auf
das europäische Mindestniveau zu reduzieren [...]

Die Situation in Großbritannien ist politisch offensichtlich außer
Kontrolle geraten. Nackte Protestler im Unterhaus gab es noch nicht,
aber das Schlimme ist, dass auch die politische Klasse in
Großbritannien völlig nackt dasteht, ohne eine Antwort. Die am
wenigsten abgelehnte Option für den Brexit ist jetzt ein Modell quasi
Norwegen, mit einem Vereinigten Königreich, das in der Zollunion und
im Binnenmarkt verbleibt. Also eben nicht Kontrolle zurückgewinnt,
etwa um eigene Handelsabkommen in der Welt abzuschließen. Das ist das
Gegenteil dessen, was die Befürworter des Brexit über Jahre
angekündigt und versprochen haben. [...] Das Beste wäre, wenn die
Bürgerinnen und Bürger in Großbritannien sich ein neues Urteil bilden
dürften über die Versprechungen und über die Zukunftsoptionen ihres
Landes. Es wäre im starken Interesse Deutschlands, wenn
Großbritannien auf den letzten Metern noch zur Vernunft kommt und in
der Europäischen Union verbleibt. Unser Versprechen an das britische
Volk müsste sein, dass wenn Großbritannien in der Europäischen Union
bleiben wollte, dass wir nach der Europawahl einen echten
Reformdiskurs über unsere weitere gemeinsame Zukunft, die
Institutionen und Problemlösungen einleiten. [...] In den vergangenen
Jahren waren deutsche Politiker oft in Athen, um zu verhindern, dass
Griechenland aus dem Euro ausscheidet. Zu selten haben wir uns aber
um die Befindlichkeiten in London und dem Vereinigten Königreich
bemüht, vielleicht gibt es jetzt noch eine letzte Chance, angesichts
der verfahrenen Lage im Unterhaus, hier ein anderes, ein neues Signal
zu senden. [...]"

 * 
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HAMBURG/4716: DIE LINKE fordert Rücktritt von Schulsenator Rabe (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 3. April 2019

DIE LINKE fordert Rücktritt von Schulsenator Rabe



Die Fraktion DIE LINKE fordert den Rücktritt von Schulsenator Ties
Rabe (SPD). "Rabe hat sich übereifrig zum Erfüllungsgehilfen der
rechtsextremen AfD gemacht. Nicht nur durch sein skandalöses Verhalten
gegen die Ida-Ehre-Schule. Jetzt belegt unsere aktuelle Anfrage, dass
die Behörde sehr wohl vollumfänglich für die Entsendung des 
AfD-Fraktionsvorsitzenden Alexander Wolf als vermeintlichem Experten 
für Menschenrechte und Extremismus an die Helene-Lange-Schule
verantwortlich ist. Jetzt ist Feierabend!", erklärt die
bildungspolitische Sprecherin der Linksfraktion, Sabine Boeddinghaus.
In seiner Antwort auf die Anfrage (Drs. 21/16632) erklärt der Senat
unzweideutig: "Die für Bildung zuständige Behörde schlägt den Schulen
einen Referenten bzw. eine Referentin vor, sowie dem Referenten bzw.
der Referentin eine Schule."

"Bis heute redet Rabe die Situation schön und ist in keinem Moment
bereit, sich hinter seine Bediensteten zu stellen, selbst seinen
Pressesprecher lässt er ins offene Messer laufen. Das ist
selbstherrlich und unverantwortlich", erklärt Boeddinghaus. "Seine
andauernde Bagatellisierung der AfD, die permanent an den
demokratischen Pfeilern unserer Republik sägt, macht deutlich, wie
technisch Rabes Verständnis von Demokratie ist. Er zeigt das auch
durch die Missachtung der Hamburgischen Bürgerschaft, des
Schulausschusses und seiner Fraktion."

Auch in seinem Auftrag, die Schulen in ihrem humanistischen
Bildungsauftrag wie auch die Schüler_innen in ihrem Lernen zu schützen
und zu unterstützen, habe Rabe versagt, so Boeddinghaus. "Dieser
Schulsenator ist in jeder Hinsicht untragbar. Jetzt kann nur noch sein
Abtritt den Weg zur Erneuerung einer vertrauensvollen, demokratischen
Bildungslandschaft in Hamburg ebnen."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3290: 85% sind echter Rückenwind für deutsch-polnische Zusammenarbeit (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. April 2019

85% sind echter Rückenwind für deutsch-polnische Zusammenarbeit



Am Rande der heutigen Sitzung des Vorpommern-Rates in Anklam erklärt
der SPD-Landtagsabgeordnete und parlamentarische Staatssekretär für
Vorpommern Patrick Dahlemann:

"Das Ergebnis des neusten MV-Monitors gibt gerade auch in Bezug auf
die deutsch-polnische Zusammenarbeit und die Metropolregion Stettin
echten Rückenwind. 85% der Befragten halten den Kurs der
Landesregierung für richtig. Das bestätigt die Strategie der
SPD-Landtagsfraktion und der Landesregierung."

Als erste aller Landtagsfraktion kam die SPD-Landtagsfraktion in
Stettin zu einer Fraktionsklausur zusammen. Die Entwicklung einer
gemeinsamen Metropolregion Stettin wurde durch Ministerpräsident a.D.
Erwin Sellering geboren und durch Ministerpräsidentin Manuela Schwesig
vorangetrieben. Zweimal im Jahr trifft sich Schwesig im Rahmen ihres
Polentages mit ihrem polnischen Kollegen, Westpommerns Marschall
Olgierd Geblewicz. Unter Federführung von Schwesig und Dahlemann wird
mit Brandenburg aktuell eine engere Vernetzung der Akteure
vorangetrieben und eine Geschäftsstelle "Metropolregion Stettin" zum
01.Juli 2019 in Anklam eingerichtet.

"Gerade bei der wirtschaftlichen Zusammenarbeit, dem
grenzüberschreitenden Rettungsdienst und der Vermittlung der
polnischen Sprache machen wir große Fortschritte. All das wurde durch
Mittel der Europäischen Union unterstützt. Deshalb sind auch die
künftige Förderkulisse und Förderquote von zentraler Bedeutung", so
Dahlemann abschließend.

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3289: Opferambulanzen müssen gestärkt werden (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 3. April 2019

Opferambulanzen müssen gestärkt werden



Anlässlich der heutigen Beratungen im Sozialausschuss zum Thema
"Opferambulanzen in Mecklenburg-Vorpommern" erklärt die
SPD-Landtagsabgeordnete Nadine Julitz:

"Die Opferambulanzen im Land leisten eine hervorragende Arbeit für die
Opfer von Straftaten. Sie sind ein wichtiges Instrument zur
Beweissicherung. Sie stehen allen kostenlos zur Verfügung, die Opfer
einer Straftat geworden sind.

Die Angebote der Opferambulanzen werden aber auch von Personengruppen
genutzt, für die die bereitgestellten Haushaltsmittel bisher nicht
vorgesehen waren. Zum Beispiel ist derzeit nicht vorgesehen, dass die
Opferambulanzen von den Jugendämtern bei einem Verdacht auf
Kindeswohlgefährdung kostenlos genutzt werden können. Aus Sicht der
betroffenen Kinder und Jugendlichen ist das nicht nachvollziehbar. Die
Koalitionsfraktionen haben daher heute einen Antrag in den
Sozialausschuss mit dem Ziel eingebracht und beschlossen, dass auch
Kinder und Jugendliche auf Veranlassung der Jugendämter oder der
Ärztinnen und Ärzte die Opferambulanzen kostenlos nutzen können.

Dazu soll geprüft werden, welche zusätzlichen Mittel erforderlich sind
und wie diese im kommenden Doppelhaushalt zur Verfügung gestellt
werden können. Zudem soll eine Regelung erarbeitet werden, die
sicherstellt, dass notwendige Fahrkosten zu den Opferambulanzen nach
dem Landesreisekostengesetz erstattet werden können. Das wäre ein
wichtiger Schritt, um Opfer von Kriminalität noch mehr zu helfen."

 * 
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3288: MV-Monitor benennt Erfolge und weitere Aufgaben für unsere Politik (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 2. April 2019

MV-Monitor benennt Erfolge und weitere Aufgaben für unsere Politik



Anlässlich der Ergebnisse des Mecklenburg-Vorpommern-Monitors 2019
erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Die Umfrageergebnisse sind für die SPD-Landtagsfraktion Bestätigung
und Ansporn zugleich. Zum einen sind wir froh darüber, dass die
überwiegende Mehrheit der Menschen in Mecklenburg-Vorpommern die
positive Entwicklung des Landes ebenso sieht wie die Fraktion, die
seit 20 Jahren die Landesregierung stellt. Die hohen Zustimmungswerte
für die Arbeit der Landesregierung nehmen wir zum Anlass, weiter
diesen Trend zu stützen. Gleichzeitig nehmen wir auch wahr, dass wir
die richtigen Schwerpunkte bei den Themen unserer zukünftigen Arbeit
gesetzt haben. Mit Gewerkschaften und Arbeitgebern sind wir seit
Langem im Dialog und setzen uns für die dringend notwendigen
Lohnerhöhungen in unserem Land ein. Ein Stichwort ist hier das Gesetz
zum Vergabemindestlohn. Das Thema Wohnen, das den Menschen
Mecklenburg-Vorpommern auf den Nägeln brennt, haben wir bereits zum
Schwerpunkt unserer Arbeit gemacht und sind durch die neuen
Richtlinien zur Förderung des sozialen Wohnungsbaus auch schon
vorangekommen. Dass die SPD wie keine andere für das Thema Bildung
steht, das damit auch für die SPD-Landtagsfraktion wesentlich ist,
haben wir stets betont. Lehrerwerbung und Lehrerausbildung sowie die
Umsetzung der Inklusion sind weitere Zukunftsthemen, denen wir uns mit
aller Kraft widmen werden. Insofern verstehen wir den MV-Monitor auch
ganz klar als Arbeitsauftrag."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5107: Frauenhaus Andernach - Offene Fragen jetzt umgehend klären (CDU)


Pressemitteilung der CDU-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
03.04.2018

Frauenhaus Andernach

Ellen Demuth: Offene Fragen jetzt umgehend klären



Die frauenpolitische Sprecherin der CDU-Landtagsfraktion, Ellen
Demuth, fordert von Frauenministerin Spiegel die umgehende Klärung der
offenen Fragen beim geplanten Frauenhaus in Andernach.

"Die Landesregierung tritt bei den Planungen zur Errichtung des
dringend notwendigen Frauenhauses in Andernach auf der Stelle und
lässt die Kommune im Regen stehen. Finanzierung, Trägerschaft,
konkreter Standort, Zeitplan: Es sind mehr Fragen offen, als geklärt
und das trotz eines klaren Beschlusses des Landtages in den
Haushaltsberatungen. Auf Initiative der CDU-Landtagsfraktion wurde die
Einrichtung eines weiteren Frauenhauses im Norden des Landes
beschlossen.

Unausgegoren ist nicht zuletzt die Finanzierung. Schon jetzt reichen
die von Landesregierung für die bestehenden Frauenhäuser zur Verfügung
gestellten Mittel hinten und vorne nicht aus. Wie ein Frauenhaus mit
15 Plätzen mit gerade einmal 100.000 Euro finanziert werden soll,
bleibt das Geheimnis von Frau Spiegel. Die Stadt Andernach braucht nun
zügig Planungssicherheit. Das zu gewährleisten, ist die Aufgabe der
Frauenministerin."

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5106: Verkehrswende - Signale aus Kommunen und Ministerium (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 02.04.2019

Verkehrswende: GRÜNE begrüßen positive Signale aus Kommunen und
Ministerium



Zur gemeinsamen Forderung der Oberbürgermeister der fünf größten
rheinland-pfälzischen Städte nach einem günstigeren ÖPNV erklärt Jutta
Blatzheim-Roegler, verkehrspolitische Sprecherin der GRÜNEN
Landtagsfraktion, mit Blick auf die anstehende Novellierung des
rheinland-pfälzischen Nahverkehrsgesetzes:

"Wir GRÜNEN begrüßen es sehr, dass sich die Oberbürgermeister der
größten Städte unseres Landes so deutlich für einen bezahlbaren und
klimafreundlichen Ausbau des ÖPNV vor Ort aussprechen. Dass
Verkehrsminister Wissing diese Forderung unterstützt, ist für uns ein
positives Signal für die anstehende Reform unseres
Nahverkehrsgesetzes. Denn es soll ein echtes Mobilitätsgesetz werden,
mit klarem Fokus auf eine bessere Vernetzung der Verkehrsträger, einer
Stärkung des ÖPNV und klaren Klimaschutzmaßnahmen. Die Verkehrswende
kann nur gelingen, wenn auch die Kommunen ihren Teil dazu beitragen
und den Bürgerinnen und Bürgern attraktive Angebote machen können.
Gerade bei der Frage, welche Leistungen im Bereich des ÖPNV durch die
Kommunen erbracht werden sollen und dürfen, müssen wir nachsteuern.
Deswegen setzen wir uns dafür ein, dass der ÖPNV als Pflichtaufgabe
anerkannt wird."

 * 
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AGRAR/275: Lebensmittel gehören nicht in die Tonne


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Lebensmittel gehören nicht in die Tonne



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Anlässlich der Diskussion um die Strategie zur Reduzierung der
Lebensmittelverschwendung im Ausschuss für Ernährung und
Landwirtschaft sieht die SPD-Bundestagsfraktion noch weiteren
Handlungsbedarf bei der Umsetzung der Strategie.

"Lebensmittel gehören angesichts der Tatsache, dass weltweit über 800
Millionen Menschen an Hunger leiden, nicht in die Tonne. Die von
Bundesministerin Julia Klöckner veröffentliche Strategie zur
Reduzierung der Lebensmittelverschwendung ist deshalb ein Schritt in
die richtige Richtung.

Klar ist aber auch, wenn wir unser Ziel Lebensmittelverschwendung zu
halbieren wirklich erreichen wollen, benötigen wir konkrete Daten
entlang der gesamten Wertschöpfungskette: beginnend mit der
produzierenden Landwirtschaft, über die Industrie, den Handel, die
Gastronomie, bis hin zum Verbraucher. Nur auf der Basis konkreter
Zahlen lassen sich klare Ziele formulieren. Hier haben wir noch
erheblichen Forschungsbedarf.

Darüber hinaus benötigen wir eine unabhängige Koordinierungsstelle.
Sie muss personell so gut ausgestattet sein, dass sie den gesamten
Prozess überwachen kann, die einzelnen Sektoren der
Wertschöpfungskette begleitet und berät sowie nach den Vorgaben der
Europäischen Union berichterstatten kann."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1634: Keine Brexit-Verlängerung ohne klare Mehrheit


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2019

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Keine Brexit-Verlängerung ohne klare Mehrheit



Metin Hakverdi, zuständiger Berichterstatter;

Markus Töns, zuständiger Berichterstatter:

Premierministerin Mays Angebot zur überparteilichen Zusammenarbeit
beim Brexit kommt extrem spät. Ob ein Kompromiss in nur drei Tagen
gefunden werden kann, ist mehr als fraglich, nachdem die britische
Regierung während des zweieinhalbjährigen Austrittsprozesses jeden
ernsthaften Dialog verweigert hat. Sollte bis zum Wochenende kein
stabiler, mit klarer Mehrheit vom Unterhaus akzeptierter Kompromiss
entstehen, kann es eine weitere Brexit-Verlängerung nur geben, wenn
sich das Land an den Europawahlen beteiligt.

"Neun Tage vor dem neu festgesetzten Austrittsdatum 12. April 2019
soll nun gelingen, was seit dem Austrittsreferendum im Juni 2016
bewusst ausgeschossen wurde. Endlich geht Theresa May auf die anderen
politischen Kräfte zu und wendet sich von den sektiererischen
Brexit-Hardlinern in ihrer Partei ab. Angesichts dieser abrupten
180-Grad-Wende, aber auch ihrer Vorbedingung, dass es kein zweites
Referendum geben darf, muss man sehr skeptisch über die
Erfolgsaussichten sein.

Sollte tatsächlich eine Verständigung gelingen, muss diese breit im
Unterhaus getragen werden. Eine Billigung mit nur wenigen Stimmen
Mehrheit wäre zu fragil. Die Europäische Union darf sich nicht in die
Hand von Zufallsmehrheiten begeben. Denn bei der innerstaatlichen
Umsetzung des Brexit könnten entscheidende Stimmen wieder fehlen. Die
Regierung könnte in einer solchen Zwangslage vielleicht sogar den
Brexit-Antrag zurückziehen, nachdem May jetzt eingestanden hat, dass
ein No-Deal dem Königreich enorm schaden würde. Das Land würde dann
EU-Mitglied bleiben, es müsste Abgeordnete zum Europäischen Parlament
gewählt haben.

Eine Beteiligung an der Europawahl am 23. Mai hat May ausdrücklich
ausgeschlossen. Die einzig logische Konsequenz daraus ist, dass der
Europäische Rat auf seiner Sondersitzung am 10. April die Verlängerung
bis kurz vor die EP-Wahl nur billigen darf, wenn es im Unterhaus eine
stabile Mehrheit für einen Kompromiss gibt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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KULTUR/287: Auseinandersetzung mit NS- und SED-Diktatur fördern


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 3. April 2019

Arbeitsgruppe: Kultur und Medien

Auseinandersetzung mit NS- und SED-Diktatur fördern



Marianne Schieder, zuständige Berichterstatterin:

Mit dem neu geschaffenen Programm "Jugend erinnert" stärkt der Bund
die Auseinandersetzung mit der NS-Terrorherrschaft und der
SED-Diktatur. Gedenkstätten werden gezielt unterstützt bei der
grenzüberschreitenden, pädagogischen Arbeit mit jungen Menschen. In
dieser Woche findet zu unserem Antrag "Bundesprogramm Jugend
erinnert - Wissensvermittlung über Wirkung und Folgen von Diktatur und
Gewaltherrschaft stärken" die parlamentarische Beratung statt.

"Die Mahn- und Gedenkstätten stehen vor zahlreichen Herausforderungen:
Die letzten Überlebenden des NS-Terrors verstummen und können ihre
Erinnerungen nicht mehr direkt weitergeben. Mit wachsender zeitlicher
Entfernung zu den schrecklichen Ereignissen wird es für die
nachfolgenden Generationen immer schwerer, den Nazi-Terror genauso wie
die SED-Diktatur zu begreifen.

Mit dem neuen Programm 'Jugend erinnert' wollen wir Jugendliche
ermutigen, sich kritisch mit den deutschen Diktaturen
auseinanderzusetzen. Bereits in diesem Jahr sind dafür insgesamt
sieben Millionen Euro im Bundeshaushalt bereitgestellt. Gezielt sollen
damit Gedenkstätten, die bereits heute vorbildliche Arbeit leisten,
unterstützt werden, ihre Bildungsprogramme auszubauen. Im Fokus stehen
der grenzüberschreitende Austausch junger Menschen, die Kooperation
von Gedenkstätten mit Bildungseinrichtungen, Jugendorganisationen und
der öffentlichen Verwaltung sowie die Entwicklung innovativer
digitaler Formate. Für die SPD-Bundestagsfraktion ist klar: Wir stehen
zu unserer Verantwortung, das Gedenken an die Opfer wachzuhalten und
treten jeglicher Relativierung menschenverachtender Diktaturen
entschieden entgegen. Dies findet sich auch in dem von der SPD
initiierten Antrag wieder."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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SOZIALES/2764: Für gute Lebensbedingungen in Stadt und Land


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 2. April 2019

Arbeitsgruppen: Arbeit und Soziales, Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen

Für gute Lebensbedingungen in Stadt und Land



Bernhard Daldrup, kommunalpolitischer Sprecher:

Kerstin Tack, arbeitsmarkt- und sozialpolitische Sprecherin:

Großstädte bieten einen dichteren öffentlichen Nahverkehr, eine
größere Auswahl an Freizeitangeboten und kurze Wege zur Apotheke,
Supermärkten oder Schulen. Aber wer in der Großstadt lebt, läuft auch
eher Gefahr, in Armut zu leben. Das hat die heute vorgestellte Studie
der Bertelsmann-Stiftung deutlich gemacht. Die SPD hat viele Maßnahmen
zur Armutsbekämpfung im Koalitionsvertrag durchgesetzt, um dieses
Risiko abzumildern.

"Wichtige Verbesserungen konnten wir bereits umsetzen: Wir stärken
Familien mit wenig Geld, indem wir das Schulessen kostenlos machen.
Mit dem Digitalpakt Schule bringen wir Schulen aus der Kreidezeit ins
digitale Zeitalter. Der soziale Wohnungsbau wird mit 5 Milliarden Euro
in dieser Wahlperiode angekurbelt. Wir bauen einen sozialen
Arbeitsmarkt auf, um Langzeitarbeitslosen wieder eine Perspektive zu
geben. Die neue Brückenteilzeit hilft Altersarmut zu vermeiden und
Fachkräfte zu halten. Mit dem Qualifizierungschancengesetz machen wir
Menschen mit der Möglichkeit auf eine umfassende
Weiterbildungsförderung fit für die sich ändernden Anforderungen in
der Arbeitswelt.

Wir wollen die Verlässlichkeit der Rente weiter stärken. Deshalb ist
es unser Ziel, die doppelte Haltelinie für Rentenniveau und
Rentenbeiträge bis 2040 abzusichern. Mit der geplanten Grundrente
wollen wir dafür sorgen, dass die Menschen sich auf das
Kernversprechen des Sozialstaats verlassen können: Wer jahrzehntelang
in die Rentenversicherung eingezahlt hat, soll im Alter ordentlich
abgesichert sein. Damit Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer und ihre
Familien verlässliche Perspektiven erhalten, werden wir das
unbefristete Beschäftigungsverhältnis wieder zur Regel und die
sachgrundlose Befristung zur Ausnahme machen. Endlose
Kettenbefristungen schaffen wir ab. Denn wir sind uns sicher: Gute
Bildung und gute Arbeit sind die Schlüssel gegen Armut.

Der demografische, wirtschaftliche und technologische Strukturwandel
führt fortlaufend dazu, dass sich die Lebensverhältnisse regional
unterschiedlich entwickeln. Die Kommission 'Gleichwertige
Lebensverhältnisse' wird bis zur Sommerpause konkrete Vorschläge
machen, um die Chancengleichheit zu verbessern und die Bedingungen
guter Lebensqualität in ganz Deutschland zu erhöhen. Dabei geht es
nicht nur um den Ausgleich von Ungerechtigkeiten: Bund, Länder und
Gemeinden haben gemeinsam die Aufgabe, für gute Lebensbedingungen der
Bürgerinnen und Bürger in ihrer Stadt, ihrer Gemeinde und ihrer Region
zu sorgen. Die Schaffung gleichwertiger Lebensbedingungen in ganz
Deutschland ist eine Frage der Solidarität zwischen starken und
schwachen Regionen sowie der Gerechtigkeit und Chancengleichheit,
damit Herkunft allein nicht die Zukunft bestimmt."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion
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WEITERBILDUNG/158: Staatliche Weiterbildungsoffensive brächte hohe Rückflüsse (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 02.04.2019

Staatliche Weiterbildungsoffensive brächte hohe Rückflüsse



Die Weiterbildung von Beschäftigten wird in Deutschland im Vergleich zur
Erstausbildung und zu Bildungsmaßnahmen für Arbeitslose von öffentlicher
Seite deutlich weniger gefördert. Eine umfassende Förderung von
Weiterbildung würde erhebliche öffentliche Investitionen erfordern - neben
den direkten Weiterbildungskosten wären auch Personalausfallkosten zu
bezuschussen. Sie würde aber auch Mehreinnahmen, etwa bei Steuern und
Sozialversicherung, bewirken und Transferausgaben, wie beispielsweise
Hartz IV oder Wohngeld, vermeiden oder verringern. Das zeigt eine aktuelle
Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB).

In der Studie schätzen die IAB-Forscher Enzo Weber, Thomas Kruppe, Jannek
Mühlhan und Jürgen Wiemers die gesamtfiskalische Bilanz einer solchen
Weiterbildungsoffensive ab. Sie nehmen dabei an, dass die Beteiligung an
non-formaler und an formaler Bildung um je ein Viertel gesteigert wird.
Formale Weiterbildung ist mit einem Schulabschluss, Berufsabschluss oder
Hochschulabschluss verbunden. Die sogenannte non-formale Weiterbildung
kann zwar zu einem Zertifikat wie einem Gabelstapler- oder Schweißschein
führen, aber nicht zu einem vollwertigen Berufsabschluss.

"Es zeigt sich, dass Ausgaben für Weiterbildungsförderung hohe Rückflüsse
generieren", schreiben die Forscher. Den notwendigen Investitionen von
rund 83 Milliarden Euro stehen in der Simulationsstudie fiskalische
Vorteile von rund 74 Milliarden Euro gegenüber. Für das Gesamtprogramm
ergibt sich somit ein fiskalisches Minus von gut neun Milliarden Euro. "Zu
beachten ist, dass es sich um die rein fiskalische Bilanz der öffentlichen
Hand handelt, die also den Nutzen für die Bürger - der für Politik in
erster Linie handlungsleitend ist - nicht einbezieht", erklären die
Forscher.

Im Zuge der Digitalisierung könnte staatliche Weiterbildungsförderung
zudem noch stärkere Effekte haben. Gelinge der Anpassungsprozess an den
technologischen und strukturellen Wandel nicht, könnte die Digitalisierung
nach Einschätzung der Forscher zu jährlich bis zu 150.000 Arbeitslosen
mehr führen. Wenn Weiterbildung jedoch den Anpassungsprozess unterstützt
und so dazu beiträgt, derartige Effekte abzumildern, würde die fiskalische
Bilanz sogar noch deutlich positiver ausfallen.


Originalpublikation:

http://doku.iab.de/kurzber/2019/kb0819.pdf.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung

der Bundesagentur für Arbeit (IAB), 02.04.2019
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FORSCHUNG/1197: Mehr Qualität & Geschmack - Bäcker sollten sortenreine Weizenmehle vom Handel fordern (idw)


Universität Hohenheim - 02.04.2019

Mehr Qualität & Geschmack: Bäcker sollten sortenreine Weizenmehle vom
Handel fordern

Weizen-Handel verschenkt durch Einheitsmehl die Vorteile der verschiedenen
Sorten, so ein Ergebnis des 3. Backmarathons der Universität Hohenheim.



Fruchtnoten im Geschmack nach Papaya und Banane oder ein Geruch von
frischem Röstkaffee: Bäcker sollten wählerisch sein und verschiedene
Weizensorten gezielt für verschiedene Produktideen auswählen - das ist
eines der Ergebnisse des dritten Backmarathons der Universität Hohenheim
in Stuttgart in Kooperation mit dem BeckaBeck und der Stelzenmühle.
Wissenschaftler, Bäcker und Müller trafen sich im Januar, um 21
Weizensorten hinsichtlich Geschmack, Geruch und Backqualität des fertigen
Brotes zu vergleichen. Außerdem untersuchten die Wissenschaftler, welche
Auswirkungen eine lange bzw. kurze Teigführung hat. Teigführung bezeichnet
die Entwicklung eines Teiges vom Mischen der Zutaten bis zu dem Moment, in
dem er gebacken wird. Das Ergebnis: Nicht nur bieten die verschiedenen
Weizensorten teilweise deutliche Aroma- und Qualitätsunterschiede, auch
eine längere Teigführung sorgt für mehr Geschmack und Frische im Brot.

Der Duft frischen Brotes lockt Kunden in Bäckereien. "Aber dass dieser
Geschmack und Geruch durch die Wahl der Weizensorte sehr beeinflusst
werden kann wird nicht beachtet", so PD Dr. Friedrich Longin, Leiter des
Arbeitsgebiets Weizen an der Universität Hohenheim.

"Ich möchte zwei Beispiele nennen", so PD Dr. Longin weiter. "Bei der
Sorte Genius hatte das Brot intensive Fruchtnoten im Geschmack nach Papaya
und Banane mit einem Geruch nach frischem Röstkaffee. Und die Sorte
Trebelir wartete mit intensiven Malznoten und einer Pfeffernote auf". Umso
bedauerlicher sei, dass bisher nur wenige Bäcker wie Heiner Beck bei der
Sortenwahl auch das Aromapotential beachteten, "obwohl wir dies bereits im
1. Backmarathon 2016 aufgezeigt hatten".

Backmarathon mit über 20 Sorten offenbart erhebliche Unterschiede

Gerade der 3. Backmarathon habe deutlich gemacht, wie sehr sich die Brote
verschiedener Weizensorten im Geschmack und Geruch unterscheiden: 21
Weizensorten, jede separat gemahlen vom Stelzenmüller Hermann Gütler,
verarbeitete Bäcker Heiner Beck in seiner Backstube bei BeckaBeck im
Römerstein zu Broten. Je eines mit einer kurzen und eines mit einer langen
Teigführung. Die Fachleute wollten herausfinden, welche Unterschiede die
Länge der Teigführung für das fertige Produkt hat.

Für den Laien mögen sich die 42 goldbraunen Laibe optisch kaum
unterschieden haben, doch die Weizen-Spezialisten stellten hinsichtlich
Geschmack und Qualität erhebliche Unterschiede fest. "Grundsätzlich lässt
sich sagen, dass jede Sorte andere Eigenschaften mitbringt", so PD Dr.
Longin.

Weizenhandel verschenkt Vorteile für Backhandwerk

Im Handel werde diese Erkenntnis indes oft missachtet: "Auf dem Großmarkt,
aber auch im Einzelhandel wird Weizen nicht nach Sorten unterschieden", so
Müller Hermann Gütler. "Es wird lediglich nach Proteingehalt
unterschieden, die Backqualität der einzelnen Sorten wird jedoch nicht
berücksichtigt." Der Backmarathon zeige deutlich, dass dies eine vertane
Chance sei. "Je nach Gebäckstück sind andere Weizensorten vorteilhaft", so
der Experte.

Weizenqualität am Proteingehalt festzumachen habe außerdem einen weiteren
Nachteil, erklärt PD Dr. Longin. "Der Proteingehalt ist höher, wenn man
den Weizen vor allem spät in der Saison mit viel Stickstoff düngt."
Übermäßige Stickstoffdüngung wirkt sich aber negativ auf die Umwelt aus.

Traditionelle Teigführung für mehr Geschmack

Auch die Teigführung hat erheblichen Einfluss auf das fertige Produkt.
"Die traditionelle, längere Teigführung führt zu geschmackvollerem Brot",
fasst Bäckermeister Heiner Beck die Ergebnisse zusammen.

Hierbei seien jedoch die Sorten mit dem besten Backvolumen, dem besten
Geschmack und Geruch bei kurzer Teigführung anders als bei langer, so der
Experte. Je nach Produkttyp und geplanter Teigführung muss demnach eine
andere Weizensorte gewählt werden. "Da ist unglaublich viel Potential, um
die Qualität der eigenen Produkte zu verbessern, die viele leider
verschenken", so Heiner Beck weiter.

Weitere Forschungsergebnisse 2020

Die Wissenschaftler werten die gewonnen Daten nun weiter aus und führen
verschiedene Tests durch. Beispielsweise wird untersucht, welchen Einfluss
die Teigführung auf die Verträglichkeit des Weizens und das Vorhandensein
verschiedener Proteine hat. Mit ersten repräsentativen Ergebnissen rechnen
die Wissenschaftler Ende des Jahres.


HINTERGRUND: Backmarathon

Der Backmarathon fand 2019 zum dritten Mal statt. Beteiligt waren neben PD
Dr. Friedrich Longin von der Universität Hohenheim, Heiner Beck, Chef von
BeckaBeck in Römerstein, Müller Hermann Gütler von der Stelzenmühle Gütler
in Eggmannsried (seit 1678 in Familienbesitz) und Wendelin Heilig vom
Kreislandwirtschaftsamt in Münsingen. Der Backmarathon findet regelmäßig
in der Backstube von BeckaBeck statt. Die Auswertung der Ergebnisse
erfolgt an der Universität Hohenheim.

Der Backmarathon stelle im Bereich Weizen eine einmalige Kooperation
zwischen Wissenschaft und Praxis dar, erklärt PD Dr. Longin. "Wir
begleiten den Weizen vom Anbau, über die Weiterverarbeitung zu Mehl bis
hin zum fertigen Brot mit Betrieben, die täglich damit arbeiten." Somit
sei die ganze Wertschöpfungskette in der reellen Praxis abgebildet.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Hohenheim, 02.04.2019
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HERRSCHAFT/1817: Ankara - schlechte Verlierer ... (SB)




Wer Istanbul verliert, verliert die Türkei

Recep Tayyip Erdogan im Wahlkampf [1]

Daß Recep Tayyip Erdogans Macht mittels demokratischer Wahlen
gebrochen werden könnte, dürfte so gut wie ausgeschlossen sein. Er hat
seinen Aufstieg ins höchste Staatsamt und das Präsidialsystem unter
massiver Repression gegen jegliche tatsächliche oder potentielle
Gegnerschaft durchgesetzt. Übriggeblieben ist allenfalls eine leere
Hülle von Demokratie, die Erdogan zu legitimatorischen Zwecken nutzt,
um sein diktatorisches Regime zu kaschieren. Von regulären Urnengängen
kann unter diesen Verhältnissen keine Rede sein. Verhaftung von
Oppositionellen, Gleichschaltung der Medien, Einschüchterung,
Manipulation, Fälschung der Ergebnisse und Festnahmen siegreicher
kurdischer Kandidatinnen und Kandidaten samt Zwangsverwaltung sind an
der Tagesordnung. Deshalb steht zu befürchten, daß es auch bei den
aktuell abgehaltenen Kommunalwahlen zu nachträglichen Eingriffen
kommt, um die Niederlage der AKP in den großen Städten ungeschehen zu
machen.

Am Sonntag wurden in 81 Provinzen Bürgermeister, Provinzräte und
andere lokale Amtsinhaber gewählt. Die AKP ging insgesamt als stärkste
Partei aus der Wahl hervor, hat aber an Zuspruch verloren und unterlag
insbesondere in den großen Städten Istanbul, Ankara, Adana und Antalya
den Kandidaten der Opposition. Für Erdogan wäre vor allem der Verlust
des Bürgermeisterpostens in Istanbul eine herbe Niederlage. Er war
selbst einmal Bürgermeister der Millionenstadt, hier hatte sein
politischer Aufstieg begonnen. Islamisch-konservative Bürgermeister
haben Istanbul, das als Schaltzentrale der türkischen Wirtschaft gilt,
mehr als 20 Jahre lang regiert. Im Wahlkampf hatte Erdogan noch
gewarnt, wer Istanbul verliere, verliere die Türkei.

Daher wurde mit Spannung erwartet, wie der AKP-Vorsitzende und
Staatspräsident auf die Niederlagen seiner Partei in den großen
Städten des Landes reagieren würde. Auffällig war bereits am
Sonntagabend bei seiner traditionellen Ansprache nach der Wahl vom
Balkon der AKP-Zentrale in Ankara, daß ihn keine anderen Politiker
flankierten, sondern nur seine Frau Emine neben ihm stand. Es gilt als
sehr wahrscheinlich, daß Köpfe rollen werden. Ob der Bannstrahl auch
seinen Schwiegersohn Berat Albayrak trifft, der als
Wirtschaftsminister die katastrophale Talfahrt nicht bremsen konnte,
wird sich zeigen. Vor allem aber holt das Regime nun zum Gegenschlag
aus, um das Wahlergebnis anzufechten und zu drehen. Angesichts der
Botschaft, die die Wählerschaft allen widrigen Bedingungen zum Trotz
gesendet hat, muß die Regierung bei ihrem weiteren Vorgehen eine
gewisse taktische Vorsicht walten lassen, will sie nicht Unruhen
provozieren, die ihren Rückhalt in Teilen der Bevölkerung weiter
schwächen könnten.

Noch in der Nacht auf Montag waren Innenminister Süleyman Soylu und
Justizminister Abdülhamit Gül nach Istanbul geflogen, um in der
lokalen Parteizentrale der AKP mit ihrem unterlegenen Kandidaten
Binali Yildirim über das weitere Vorgehen zu beraten. Dieser hatte
sich am Wahlabend um 23.25 Uhr Ortszeit vorschnell selbst zum neuen
Oberbürgermeister Istanbuls ausgerufen, mußte sich dann aber seinem
Rivalen Ekrem Imamoglu von der oppositionellen CHP knapp geschlagen
geben, auf den rund 25.000 Stimmen mehr entfielen. In Istanbul hatten
von den 10,6 Millionen Wahlberechtigten 84 Prozent ihre Stimme
abgegeben. Mit einem Kopf-an-Kopf-Rennen habe er nicht gerechnet,
räumte Yildirim später ein.

Am Montagabend wies Yildirim auf die hohe Zahl von 319.000 ungültigen
Stimmzetteln hin. Würden die ungültigen Stimmen noch einmal bewertet,
könne sich "alles ändern", sagte der AKP-Kandidat. Damit stand
unausgesprochen der Verdacht im Raum, daß Wahlzettel, die Yildirim
zugute gekommen wären, für ungültig erklärt worden seien. Die CHP ließ
das nicht unwidersprochen und verwies darauf, daß bei der Kommunalwahl
von 2014 in Istanbul 290.000 Stimmen als ungültig erklärt worden
waren. Zudem erinnerte sie daran, daß in jedem Wahllokal Vertreter der
AKP und der CHP die Rechtmäßigkeit des Wahlvorgangs beobachtet hatten.

Welche Strategie die AKP gewählt hatte, um das Blatt nachträglich zu
wenden, zeigte sich um so deutlicher, als der stellvertretende
AKP-Vorsitzende Ali Ihsan Yavuz am Montagabend behauptete, man habe
bei der Wahl in Istanbul "ein noch nie dagewesenes Maß an
Unregelmäßigkeiten" erlebt. So seien in 309 Wahllokalen 17.400
Stimmzettel, die für Yildirim abgegeben worden seien,
irrtümlicherweise dem CHP-Kandidaten Imamoglu gutgeschrieben worden.
Eine Nachzählung sei daher unausweichlich. Natürlich blieb Yavuz die
Erklärung schuldig, woher er diese Informationen so schnell bezogen
haben könnte. Einen Dämpfer erhielt die AKP gleich bei einer ersten
Nachzählung im Stadtteil Kadiköy, wo sich die Stimmenzahl für Imamoglu
dadurch sogar um 450 erhöhte.

Am Dienstag gab der AKP-Vorsitzende in Istanbul, Bayram Senocak,
bekannt, daß man bei den Wahlleitungen aller 39 Stadtteile Einspruch
eingelegt habe. Diese Einsprüche beträfen "Schwindel und
Unregelmäßigkeiten", die im Widerspruch zu einer gerechten Wahl
stünden. Wenig später teilte auch der AKP-Vorsitzende in Ankara, Hakan
Han Özcan, mit, daß seine Partei gegen die Auszählung von 3.217
Wahlurnen in der Hauptstadt Einspruch eingelegt habe. Es sei nach
jeder Wahl legitim, wegen möglicher Unregelmäßigkeiten eine
Nachzählung zu fordern, erklärte AKP-Sprecher Ömer Celik. Das solle
jeder respektieren, wie auch die AKP die Entscheidung des Hohen
Wahlrats akzeptieren werde. [2]

Der Hohe Wahlrat ist zwar formell eine unabhängige Instanz, de facto
aber Teil des Problems, da er in seiner aktuellen Besetzung der AKP
nahesteht. Das hatte sich in der Vergangenheit an entscheidender
Stelle gezeigt. So wies er 2014 in Ankara den Einspruch des damaligen
CHP-Kandidaten Mansur Yavas zurück, der dem Amtsinhaber Melih Gökcek
nur knapp unterlegen war. Noch deutlicher griff die oberste
Wahlbehörde beim Referendum vom 16. April 2017 ein, bei dem es um die
neuer Verfassung und insbesondere das Präsidialsystem ging. Noch
während die Abstimmung im Gange war, erklärte sie überraschend auch
ungestempelte Stimmzettel für gültig. Die Opposition wertete dies als
Versuch, doch noch eine Mehrheit für die Verfassungsänderung zu
erzwingen, wie sie dann auch knapp mit 51,4 Prozent zustande kam.

Diese Vorgehensweise könnte gewissermaßen eine Blaupause geliefert
haben, auf welche Weise sich manipulierte Wahlergebnisse legitimieren
lassen. Das AKP-Regime hat alle wichtigen Institutionen gesäubert und
mit seinen eigenen Anhängern besetzt. So auch den Hohen Wahlrat,
dessen Entscheidung die Regierung akzeptieren will, weil sie im Grunde
nur zu ihren Gunsten ausfallen kann. Es zeichnet sich also das Muster
ab, im Zuge der Nachzählung den AKP-Kandidaten Stimmen zuzuschustern
und die dafür gelieferte Erklärung von der obersten Wahlbehörde
absegnen zu lassen. Nach Angaben des regierungsnahen Senders CNN Türk
werde der Hohe Wahlrat die endgültigen Ergebnisse erst in zehn Tagen
verkünden. Hingegen forderte CHP-Kandidat Imamoglu, daß die
Beschwerden innerhalb einer Woche abgearbeitet sein müßten: "Wenn es
länger dauert, fängt die Sache an zu stinken!" [3]

Ihre Erfolge hat die kemalistische CHP nicht zuletzt der HDP zu
verdanken, die in verschiedenen Städten gezielt darauf verzichtet hat,
eigene Kandidaten aufzustellen, damit die CHP mehr Stimmen bekommt.
Ohne die kurdischen Stimmen hätte Ekrem Ikramoglu sicher nicht
gewonnen, da Istanbul nach der Zahl der Kurdinnen und Kurden unter
ihren Einwohnern die größte kurdische Stadt ist. Auch in Adana und
Antalya hat dies eine wichtige Rolle für die Siege der Opposition
gespielt. Offizieller Bündnispartner der CHP ist bislang lediglich die
nationalistische IYI-Partei, eine Abspaltung der MHP. Zur HDP, die
neben kurdischen auch viele linksalternative Gruppen vereinigt hat,
hält die größte Oppositionspartei noch Distanz. Offenbar befürchtet
man, das prokurdische Profil der HDP könnte Anhänger der CHP
abschrecken, die in kemalistischer Tradition auf die Geschlossenheit
der Türkei pochen.

In den kurdischen Landesteilen wurden die Bürgermeister 2016 per
Präsidialdekret abgesetzt, inhaftiert und durch staatliche
Zwangsaufseher ersetzt. Tausende Mitglieder, Funktionäre und
Abgeordnete der HDP sitzen im Gefängnis, bis hin zu ihrem früheren
Vorsitzenden Selahattin Demirtas. Die Wahlen im Südosten des Landes
waren vom Ausnahmezustand geprägt. In der Metropole Diyarbakir hat nun
die HDP gewonnen, doch ob der siegreiche Bürgermeisterkandidat Adnan
Selcuk Mizrakli sein Amt antreten kann, ist ungewiß. Denn vor der Wahl
hatte Innenminister Süleyman Soylu gedroht, daß Wahlgewinner der
Opposition verhaftet würden, wenn man es für notwendig halte. Die Lage
in den Kurdengebieten ist angespannt, die Präsenz von Militär und
Polizei wurde stark erhöht. [4]

Berichten deutscher Wahlbeobachterinnen und -beobachter zufolge waren
vor und in den von ihnen aufgesuchten Wahllokalen in der Region Cizre
bewaffnete Soldaten präsent, was eigentlich verboten ist. Oftmals
durften die Beobachter die Gebäude nicht betreten, und es kam offenbar
zu gezielter Wahlmanipulation. In vielen Orten wurden Soldaten
angefahren, die ihre Stimmen abgaben und Berichten zufolge mehrfach
wählten. In manchen Stimmbezirken tauchten plötzlich Tausende Namen in
den Wählerlisten auf, die vorher nicht dort waren. In anderen Fällen
waren die Übergabeprotokolle schon vor Auszählung aller Stimmen
unterzeichnet. Wählerinnen und Wähler berichteten, sie seien beleidigt
und bedroht worden, einige mußten ihre ausgefüllten Wahlscheine mit
dem Handy fotografieren. Gerade in kleineren Orten erfordert es Mut,
die Stimme abzugeben, wenn man als HDP-Sympathisant bekannt ist. [5]

Trotz dieser bedrohlichen Situation und offensichtlicher
Manipulationen ist es der AKP lediglich gelungen, der HDP die
Mehrheiten in den Provinzen Bitlis, Sirnak und Agir abzunehmen. In den
meisten Orten im Südosten konnten hingegen die durch Zwangsverwalter
ersetzten kurdischen Bürgermeisterinnen und Bürgermeister erneut ins
Amt gewählt werden. Dies zeugt vom Widerstand der Menschen, die
Erdogans Regime mit all seinen Zwangsmitteln nicht zum Schweigen
gebracht hat.


Fußnoten:

[1] www.welt.de/politik/ausland/article191273203/Tuerkei-Erdogan-und-AKP-fechten-Wahl-an-Gewaltige-Unruhen-befuerchtet.html

[2] www.faz.net/aktuell/politik/ausland/ungueltiger-stimmzettel-nach-wahlen-in-der-tuerkei-16121140-p2.html

[3] www.jungewelt.de/artikel/352225.landesweite-wahlen-in-türkei-akp-erhebt-einspruch-gegen-wahlergebnisse.html

[4] www.welt.de/politik/ausland/article191206165/Tuerkei-Wahlen-Die-ohnmaechtige-Wut-der-Kurden-auf-Erdogan.html

[5] www.jungewelt.de/artikel/352258.wahlbeobachtung-in-türkei-beleidigt-bedroht-und-aufgefordert-akp-zu-wählen.html
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RAUB/1187: Widerspruchslösung - nach Vorschrift sterben ... (SB)




Nehmen wir tatsächlich an, die Körpergrenzen schwinden, weil eine
regelrechte Kapitalisierung der Körper zu beobachten ist, nämlich der Einsatz
der lebendigen menschlichen Substanz als ein allgemeines Äquivalent, welches -
'zirkulierend' - als Medium dazu dient, einen spezifischen Mehrwert zu schaffen:
Worin würde dann dieser Mehrwert bestehen? Was erwirtschaftet diese
Gesellschaft, indem jeder einzelne von uns im Zeichen biologisch definierter
Chancen quasi kurzgeschlossen wird mit dem Körper der anderen?
 
Petra Gehring - Was ist Biomacht? Vom zweifelhaften Mehrwert des Lebens [1]

An lebensrettenden Aufgaben mangelt es nicht. So vieles liegt nicht nur in
Deutschland, sondern weltweit im argen, daß es aberwitzig erscheint, aufgrund
von rund 200 potentiellen OrganspenderInnen mehr im Jahr [2] einen so
grundlegenden Eingriff in die herrschende Rechtsordnung zu vollziehen. Wendete
man die ethisch durch die Rettung der Leben von Menschen, die auf ein
Ersatzorgan warten, begründete Einführung der Widerspruchslösung in der
Transplantationsmedizin auf andere Krisen und Notstände an, so wäre vorstellbar,
vom Konto jedes Bürgers einen Geldbetrag zur Rettung davon betroffener Menschen
abzubuchen, wenn dem nicht zuvor aktiv widersprochen wird. Das Aufheulen der
Empörung gerade dort, wo viel zu holen wäre, und die üblichen Verweise auf die
Gefahr sozialistischer und planwirtschaftlicher Übergriffe wäre geradezu
vorprogrammiert.

Die von den BefürworterInnen der Widerspruchslösung praktisch zum moralischen
Handlungsnotstand erklärte Rettung von Menschen, die mitunter seit Jahren auf
ein Ersatzorgan warten, taugte nur als Begründung für den von
Gesundheitsminister Jens Spahn vorgelegten Gesetzentwurf, wenn diese ultimativ
gemachte Forderung bei der Behebung vergleichbarer Schadensfälle, etwa zur
Rettung vor Krieg und Hunger flüchtender Menschen, zur Beendigung der tödlichen
Folgen verbrauchsintensiver und Umweltgifte produzierender Industrien, zur
Einstellung todbringender Waffenexporte oder automobiler Gefahren, erhoben
würde. "Not kennt kein Gebot" - die Widerlegung dieses moralischen Imperativs
ist der kapitalistischen Leistungsideologie und bürgerlichen Meritokratie so
tief eingeschrieben, daß die dadurch erforderlich gewordene
Widerspruchsregulation eine Kulturleistung besonders kreativer Art darstellt.

Da der medizinische Zugriff auf den als hirntot geltenden Menschen zwecks
Transferierens vitaler Organfunktionen die Autonomie der betreffenden Person
betrifft, stellt sich die Frage, um wessen Körper es sich überhaupt handelt. Das
Selbstverständnis des diesbetreffenden Eigentumsanspruchs meint traditionell den
Körper der Arbeit, den als Ware zu verkaufen die Basis der kapitalistischen
Arbeitsgesellschaft darstellt. Der in der Verkehrsfähigkeit seiner stofflichen
Substanzen und informationstechnisch generierten Daten entgrenzte Körper
hingegen stellt insofern Neuland für das Eigentumsrecht dar, als seine
Bewirtschaftung auf technologischen Innovationen beruht, die erst seit einigen
Jahrzehnten in den Stand umfassender Anwendung gelangt sind.

So bringt das Interesse, die Bevölkerung gesundheitspolitisch zu verwalten und
als Rohstoff der Gesundheitswirtschaft zu verwerten, die Idee einer
Gemeinschaftspflicht hervor, die sich im Fall der Transplantationsmedizin auf
die physischen Grundlagen der zum Zeitpunkt ihrer Nutzung beendeten Existenz
richten. Mit der Widerspruchslösung gelangt diese Gemeinschaftspflicht in den
Stand einer gesellschaftlichen Maßnahme zur Steigerung der Organernte, die den
Anspruch auf Eigentum am eigenen Körper nach dem sogenannten Hirntod aktiv in
Frage stellt. Dies erfolgt unter anderem mit dem Argument, die Möglichkeit des
kommerziellen Organhandels zu unterbinden. Einer marktradikalen Position gemäß
könnte das Privateigentum an den Substanzen und Informationen der eigenen Physis
auch die Voraussetzung dafür bieten, die Verteilung des knappen Gutes von
Ersatzorganen über den Preis zu regeln.

In beiden Fällen gerät der Mensch unter Druck, sei er moralischer oder
ökonomischer Art. Die Einspeisung seines Körpers in ein abstraktes Kollektiv von
Bedürftigen knüpft denn auch an die vermeintlich überwundene Vorstellung eines
"Volkskörpers" an, der heute zwar nicht mehr durch das Konstrukt der Rasse
definiert wird, aber durch die klar gezogenen Trennlinien zwischen
Anspruchsberechtigten und nicht Anspruchsberechtigten das angeblich unteilbare
Menschenrecht auf nationaler Grundlage relativiert. Mit universalen Werten ist
eine solche Entwicklung nicht zu vereinbaren, setzt sie doch gerade auf die Ein-
und Ausschließung des Lebens unter den Bedingungen knapper werdender Ressourcen
und schärfer geführter Kämpfe um ihre Nutzung.

Dementsprechend bedeutsam wird die Relativierung leiblicher Autonomie durch die
schleichende Durchsetzung utilitaristischer Argumente in einer bislang an der
Autonomie des Individuums ausgerichteten Gesetzgebung. So führt der Weg von der
Zustimmungs- über die Entscheidung- bis zur Widerspruchslösung in eine Zukunft,
in der die Etablierung einer Sozialpflichtigkeit der Physis, die keinen
Widerspruch akzeptiert, weil die Not anderer ein angeblich größeres Rechtsgut
als das der individuellen Unverletzlichkeit darstellt, nicht mehr auszuschließen
ist. Wo der Überlebensprimat zur einzig gültigen Direktive erhoben wird, da
bleibt kein Platz für die Konzeption eines Humanums, das sich auf irgendeine
Weise von den Zwängen und Notwendigkeiten seiner Biologie abhebt. Der Niedergang
des gehobenen Bürgertums und seine Verrohung im Bannkreis der Neuen Rechten
zeigt sich auch daran, daß philosophisch begründete Bedenken kaum zu vernehmen
sind, sondern die Ideale des sogenannten Wertkonservativismus von sogenannten
LebensschützerInnen auf die geistige Bescheidenheit des christlichen
Fundamentalismus reduziert werden.

Was sich bereits in der Präventiv- und Steigerungslogik gesundheitspolitischer
Maßregelung der Bevölkerung wie der nur mit löchrigem Datenschutz möglichen
Bewirtschaftung der von ihr produzierte Medizindaten abzeichnet, ist eine neue
Epoche biopolitischer Lebensverwaltung. Im Endeffekt - dort trifft sich diese
Entwicklung mit den transhumanistischen Visionen kalifornischer IT-Pioniere von
einer gentechnisch induzierten Lebensverlängerung wie der potentiellen
Unsterblichkeit des informationstechnisch zum Datensatz mutierten Menschen -
könnte es um die Akkumulation von Lebenszeit für diejenigen gehen, die es sich
leisten können oder deren Existenz als "systemrelevant" eingestuft wird.

Die Philosophin Petra Gehring hat bereits 2006 die Überlegung angestellt, daß
die biotechnisch ermöglichte Kommodifizierung des Körpers dem Ziel einer
"Erwirtschaftung und Verteilbarmachung biologisch gewonnener Zeit" [3] gewidmet
sein könnte. In dem so legitimierten Zugriff auf biologische Lebensressouren der
ersten Ordnung, also des Menschen selbst, wird die Dystopie hellsichtiger
Science-Fiction-AutorInnen zur Wirklichkeit sozialdarwinistisch organisierter
Vergesellschaftung. Im duldsamen Nachvollzug längst manifester Entwicklungen
bleibt es den bioethischen VerwalterInnen menschlicher Selbstachtung überlassen,
dies mit einer flexibel auf die Errungenschaften der Humangenetik und
Bioinformatik abgestimmten Anthropologie von der Unabdinglichkeit technisch
erzeugter Resilienz zur Erhaltung der Art auszukleiden.


Fußnoten:

[1] Petra Gehring: Was ist Biomacht?, Frankfurt/Main 2006, S. 34

[2] https://www.deutschlandfunk.de/theologe-peter-dabrock-widerspruchsloesung-bei-organspenden.694.de.html?dram:article_id=445133

[3] a.a.O.
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AFRIKA/2193: Algerien - Sicherung eigener Positionen ... (SB)


Algerien - Sicherung eigener Positionen ...



Das war es also. Algeriens Präsident Abdelasis Bouteflika, der seit
1999 im Amt ist, gibt auf. Dazu haben wochenlange Massenproteste den
82jährigen gezwungen, der seit einem schweren Schlaganfall 2013 kaum
noch öffentlich aufgetreten war, und wenn, dann nur im Rollstuhl. Wie
der staatliche Algérie Presse Service (APS) in der Nacht vom 1. auf
den 2. April meldete, wird das Staatsoberhaupt noch "vor dem 28.
April", also vor dem regulären Ende seiner vierten Amtszeit,
zurücktreten. Bis dahin wolle Bouteflika "wichtige Maßnahmen
ergreifen, um zu gewährleisten, daß die staatlichen Institutionen
während der Übergangsphase weiterhin funktionieren", hieß es
pathetisch in der formellen Abschiedserklärung aus dem Präsidentenamt.
Doch wie es innenpolitisch in Algerien weitergeht, weiß niemand so
genau.

Das endgültige Aus für das politische Leben Bouteflikas hatte
Generalstabschef Ahmed Gaïd Salah mit einer Fernsehansprache am 26.
März eingeläutet, in der der Vizeverteidigungsminister vorschlug, nach
Artikel 102 der algerischen Verfassung den schwerkranken und
gebrechlichen Präsidenten und Verteidigungsminister in Personalunion
für handlungsunfähig zu erklären und an dessen Stelle Abdelkader
Bensalah, den Vorsitzenden des Oberhauses des Parlaments, für die
vorgesehene Übergangszeit von 45 Tagen einzusetzen. Der Vorschlag
fachte jedoch die landesweiten Demonstrationen nur noch weiter an, die
seit Bouteflikas Bekanntgabe seiner Kandidatur für eine fünfte
Amtszeit als Präsident Mitte Februar nicht mehr abreißen wollten.
Allein in der Hauptstadt Algier gingen am 29. März mehr als eine
Million Menschen auf die Straße, um politische Reformen und ein
Aufbrechen verkrusteter Strukturen zu fordern. Zu den Transparenten,
die bei der großen Protestkundgebung in der algerischen Hauptstadt zu
sehen waren, gehörte eines, auf dem sich die Autoren über den plumpen
Versuch der Generalität lustig machten, auf die Verfassung
zurückzugreifen, um sich zur Krisenbewältigung Zeit zu verschaffen.
Dort hieß es: "Die Nummer 102, die Sie gewählt haben, ist nicht mehr
erreichbar. Bitte wählen Sie 07". Absatz 7 der algerischen Verfassung
lautet schlicht: "Alle Macht geht vom Volk aus."

Die Besinnung auf die Verfassung kommt für die in Algerien seit
Jahrzehnten herrschende Kamarilla, die aus führenden Mitgliedern der
in Koalition regierenden Front Libération National (FLN), darunter
Bouteflikas Bruder Saïd, befreundeten Oligarchen, die an staatlichen
Aufträgen reich geworden sind, sowie der obersten Militärführung
besteht, reichlich spät. 2009 hat man die Verfassung einfach
ausgehebelt, um Bouteflika mehr als die vorgesehenen zwei Amtszeiten
zu verschaffen. 2014 wurde mittels Wahlmanipulationen dem nicht mehr
vorzeigbaren Präsidenten eine weitere vierte Amtszeit erschwindelt.
Als Bouteflika mit der Bekanntgabe seiner Kandidatur für eine fünfte
Amtszeit das Faß des Volkszorns zum Überlaufen brachte, setzte das
unter Druck geratene Staatsoberhaupt am 11. März - ohne daß es dafür
eine wahlrechtliche oder verfassungsmäßige Grundlage gab - die
geplante Präsidentenwahl am 18. April einfach aus und bekundete die
Absicht, "nur" noch für ein Jahr im Amt zu bleiben, um den nötigen
"Reformprozeß" unter Dach und Fach zu bringen.

Mit diesem selbstherrlichen Akt haben die Bouteflika-Brüder und ihre
Berater den Kontakt zu Wirklichkeit verloren. Die Ereignisse auf der
Straße hatten sie längst von Subjekten zu Objekten des politischen
Handelns gemacht. In den Wochen zuvor waren immer mehr Politiker,
Gewerkschaftler und Geschäftsleute öffentlich für die Reformanliegen
der Demonstranten eingetreten. Die Macht der Bouteflikas wurde in dem
Moment gebrochen, als Anfang März die gesamte Richterschaft Algeriens
erklärte, sie würde sich nicht zur Gewährleistung einer
ordnungsgemäßen Durchführung der Präsidentenwahl zur Verfügung
stellen, wodurch von einem Moment auf den anderen der geplante
Urnengang kein ernstzunehmendes Thema mehr war.

Am 29. April schlug Generalstabschef Salah erneut vor, Präsident
Bouteflika für amtsunfähig erklären zu lassen. Zuvor hatte er den
Vorsitz in einer Krisensitzung der Armeeführung geführt, in der er
angeblich Said Bouteflika bezichtige, sich mit Geheimdienstchef
General Athmane Tartag, dessen berüchtigtem Vorgänger General Mohamed
'Toufik' Mediène sowie französischen Regierungsvertretern getroffen
und mit ihnen "die Provozierung von Anarchie" sowie "das Schüren
regionaler Feindseligkeiten" vereinbart zu haben. Gegen den Vorwurf,
die Interessen der eigenen Familie und Freunde über die des Landes
gestellt und dabei mit ausländischen Kräften konspiriert zu haben,
setzte sich der jüngere Bouteflika-Bruder heftig zur Wehr.

Ob die Unschuldsbeteuerungen Saïd Bouteflika helfen werden, muß sich
noch zeigen. Unmittelbar im Anschluß an das Treffen der Militärführung
wurden alle Privatflüge von und nach Algerien bis Ende April verboten.
Ein Grund dafür wurde nicht genannt. Laut algerischen Medien brach
daraufhin Panik unter jenen Geschäftsleuten aus, die in den letzten
Jahrzehnten von ihren Kontakten zur Regierungsspitze profitiert
hatten. Sie müssen befürchten, im Rahmen eines wie auch immer
gearteten Reformprozesses als Sündenböcke herhalten zu müssen, die
Algerien in seiner gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entfaltung
gehindert hätten. Und siehe da, um drei Uhr morgens des 31. März wurde
der algerische Arbeitgeberpräsident Ali Haddad an einem Grenzübergang
nach Tunesien festgenommen. Ohne dies vorher anzugeben, hatte Haddad
5000 Euro Bargeld im Gepäck. Erlaubt bei der Ausreise aus Algerien
sind lediglich 1000 Euro. Am 1. April erhob die Staatsanwaltschaft in
Algier Anklage wegen Korruption und illegalen Geldüberweisungen auf
ausländische Konten gegen mehrere den Bouteflikas nahestehende
Geschäftsleute, darunter zwei Brüder von Ali Haddad. Alle genannten
Personen wurden bis zum Abschluß der Verfahren mit einem
Ausreiseverbot belegt.

Wenige Stunden zuvor hatte Bouteflika neben dem eigenen baldigen
Rücktritt auch eine umfassende Kabinettsumbildung bekanntgegeben.
Geschäftsführender Premierminister wurde Noureddine Bedoui, der Ahmed
Ouyahia ersetzt, der wegen seiner unerbittlichen Härte gegen
islamistische Aufständische im algerischen Bürgerkrieg der neunziger
Jahre einer der verhaßtesten Politikern des Landes ist.
Zentralbankchef Mohamed Loukal wurde Finanzminister, und der bisherige
Botschafter bei den Vereinten Nationen, Sabri Boukadoum,
Außenminister. Als einziges Kabinettsmitglied behielt General Salah
seinen Posten. Als geschäftsführender Verteidigungsminister soll er im
Sinne des Militärs für einen "Wandel" sorgen, der die demokratischen
Forderungen der Massen ein Stückweit erfüllt - oder zumindest den
Anschein erweckt -, ohne die bisherigen Pfründe der Oligarchie
allzusehr in Frage zu stellen.

3. April 2019
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FRAUEN/782: "Kinder des Feindes" - 25 Jahre nach dem Genozid in Ruanda (medica mondiale)


medica mondiale - 3. April 2019

"Kinder des Feindes"

25 Jahre nach dem Genozid in Ruanda / Frauenrechtsaktivistin Godelieve
Mukasarasi zu Gast in Köln / Kriegsvergewaltigungen wirken über
Generationen hinweg



"Kinder der Täter" oder "Kinder des Feindes" - auch 25 Jahre nach dem
Völkermord in Ruanda werden die Kinder der während des Genozids
vergewaltigten Frauen und Mädchen so genannt. Noch immer grenzen
Familienmitglieder oder Nachbarn die heute jungen Erwachsenen und ihre
Mütter aus. Dem setzt die Organisation SEVOTA Projekte für Versöhnung und
Frieden entgegen. Die Kölner Frauenrechtsorganisation medica mondiale
fördert seit mehr als zehn Jahren Projekte von SEVOTA ("Solidarité pour
l'Epanouissement des Veuves et des Orphelins visant le travail et l'Auto
promotion"). In Frauenforen lernen Überlebende sexualisierter Gewalt, mit
ihren Kindern über das Erlebte zu sprechen. Im Jahr 2016 veranstalteten
Godelieve Mukasarasi und ihre Kolleginnen von SEVOTA erstmals Jugendforen.
Dort konnten sich junge Erwachsene über ihre Erfahrungen und die Beziehung
zu ihren Müttern austauschen. "Niemand von uns hatte zuvor darüber geredet -
 auch wir untereinander nicht", berichtet eine Teilnehmerin. "Im
Jugendforum konnten wir das zum ersten Mal ohne Scham tun."

In Ruanda wurden zwischen April und Juli 1994 über 250.000 Frauen und
Mädchen vergewaltigt und zwei von drei Betroffenen mit HIV infiziert. Wie
in allen Kriegen verübten Milizen sexualisierte Gewalt, um Angst zu
verbreiten, Macht zu demonstrieren und den Gegner zu schwächen. "Die Herzen
der Frauen wurden drei Mal gebrochen", berichtet Godelieve Mukasarasi,
Gründerin von SEVOTA. "Durch den Genozid, durch Vergewaltigung und durch
AIDS". Die Folgen: traumatischer Stress, gesundheitliche Probleme, Armut.
"Auch in Ruanda ist Armut weiblich", stellt Mukasarasi fest. Zum 25.
Jahrestag des Genozids und der Gründung von SEVOTA fordert sie, die
ökonomische Situation von Frauen zu verbessern sowie Schulungen, die
Geschlechterbilder verändern und Vorurteile abbauen. "Die Frauen wünschen
sich ein sicheres Umfeld, eine gute Gesundheitsfürsorge und Bildung für
ihre Kinder."

Godelieve Mukasarasi, Gründerin der ruandischen Hilfsorganisation SEVOTA,
ist vom 8. bis 11. April 2019 zu Gast in Köln.

 * 

Quelle:

medica mondiale e.V.

Pressemitteilung vom 3. April 2019

Hülchrather Str. 4, 50670 Köln

Telefon: +49-(0)221 / 93 18 98-0, Fax: +49-(0)221 / 93 18 98-1

E-Mail: info@medicamondiale.org

Internet: www.medicamondiale.org
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STATISTIK/4382: Fahrrad-Boom in Deutschland 2018 ungebrochen (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 03.04.2019

Fahrrad-Boom in Deutschland 2018 ungebrochen

Fahrrad-Einzelhandel mit Umsatz-Plus von 11,9 %



WIESBADEN - Der seit Jahren anhaltende Boom im Fahrradhandel hat auch im
Jahr 2018 angehalten. Wie das Statistische Bundesamt (Destatis) anlässlich
des Weltgesundheitstages am 7. April weiter mitteilt, verzeichnete der
Einzelhandel mit Fahrrädern, -teilen und -zubehör im Jahr 2018 eine
Umsatzsteigerung von real 11,9 % gegenüber dem Vorjahr.

880.000 Elektrofahrräder nach Deutschland importiert 

Der Trend zu Elektrofahrrädern mit einer Nenndauerleistung von bis zu 250
Watt zeigt sich im Außenhandel: 880 000 Elektrofahrräder im Gesamtwert von
789,6 Millionen Euro wurden im Jahr 2018 nach Deutschland importiert. Das
entsprach einer mengenmäßigen Steigerung um 32,3 % gegenüber 2017. Mit
einem Anteil von 23 % an den gesamten Importen von Elektrofahrrädern nach
Deutschland war Ungarn das wichtigste Importland. Weitere wichtige
Lieferländer waren Vietnam mit einem Anteil von 17,2 % und die Niederlande
mit 10,2 %.

Preise für konventionelle Fahrräder steigen stärker als Preise für
Elektro-Räder 

Für Pedelecs und E-Bikes mussten die Verbraucherinnen und Verbraucher 2018
mehr Geld ausgeben als noch drei Jahre zuvor: Von 2015 bis 2018 sind die
Preise in diesem Marktsegment um 1,8 % gestiegen. Allerdings zogen die
Preise weniger stark an als die Verbraucherpreise insgesamt in diesem
Zeitraum (+3,8 %). Im Vergleich dazu stiegen die Preise für Fahrräder ohne
Elektromotor zwischen 2015 und 2018 überdurchschnittlich um 4,5 %.

Gelegenheit für Schnäppchen außerhalb der Fahrradsaison günstig 

Ob mit oder ohne Elektromotor: Die Verbraucherpreise für Fahrräder
schwanken leicht in Abhängigkeit von der Jahreszeit. Die Zweiräder sind
rund um den Jahreswechsel günstiger als im Sommer. Wer auf ein gutes 
Preis-Leistungs-Verhältnis achtet, kauft außerhalb der Fahrradsaison im
Durchschnitt günstiger.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 129 vom 03.04.2019

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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VERKEHR/755: Auto-Poser kann aus der Innenstadt verbannt werden (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. März 2019

Auto-Poser kann aus der Innenstadt verbannt werden



Karlsruhe/Berlin (DAV). Hochjagen des Motors im Leerlauf, hochtouriges
Fahren in niedrigen Gängen, starkes Beschleunigen mit durchdrehenden
Reifen, plötzliches Abbremsen mit Reifenquietschen. Das nennt man auch
Autoposing - und es kann verboten werden. Dies ergibt sich aus einer
Entscheidung des Verwaltungsgerichts Karlsruhe vom 17. Dezember 2018
(AZ: 1 K 4344/17). Der Jaguar-Fahrer war mehrfach durch Hochjagen des
Motors und durchdrehende Reifen aufgefallen, erläutert die
Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV).

Der Jaguar-Fahrer wurde mehrfach dabei erwischt, unnötigen Lärm und
vermeidbare Abgasbelästigungen in der Innenstadt verursacht zu haben.
Zuvor hatten Bürger den Jaguar allein zwischen dem 28. Juli und dem
24. August 2016 vierzehn Mal bei der Polizei gemeldet. Sie fühlten
sich durch den Lärm gestört. Auch die Polizei selbst hatte schon
mehrmals das Auto des Manns gemeldet. Den polizeilichen Meldungen
zufolge hatte er mit seinem Fahrzeug unter anderem nachts auf dem
Cityring während einer Rotlichtphase unnötig Gas gegeben. Auch sei er
mit durchdrehenden Rädern und laut aufheulendem Motor unterwegs
gewesen. Hinzu kamen ein übermäßig starkes Beschleunigen und unnötig
starke Gasstöße.

Die Stadt verbot ihm im September, in der Innenstadt unnötigen Lärm
und vermeidbare Abgase zu produzieren. Laut Straßenverkehrsordnung ist
bei der Benutzung von Fahrzeugen genau dies verboten (§ 30 Abs. 1
StVO). Der Sportwagenliebhaber muss sich daran halten, entschied das
Verwaltungsgericht. Der Lärm und die Emissionen seien unzumutbar, so
das Gericht. Dies sei insbesondere dann der Fall, wenn dieser durch
Hochjagen des Motors im Leerlauf, hochtouriges Fahren in niedrigen
Gängen, sehr starkes Beschleunigen mit durchdrehenden Reifen,
plötzliches Abbremsen mit einhergehendem Reifenquietschen und hohe
lärmverursachende Kurvengeschwindigkeiten hervorgerufen wird. So sei
es im Fall des Klägers gewesen.

Auch würde zusammen mit den unnötigen Lärmbelästigungen eine
vermeidbare Abgasbelästigung auftreten. Es komme dabei nicht auf das
Fahrzeug selbst an, sondern auf das Verhalten des Fahrers. Also könne
ein solches Verbot auch dann ausgesprochen werden, wenn das Auto
selbst zum Verkehr zugelassen sei. Das persönliche Bedürfnis des
Fahrers, mit seinem Auto zu "posen", sei irrelevant. Es müsse hinter
den schutzwürdigen Belangen der Anwohner in der Innenstadt, vor lautem
Fahrzeuglärm weitestgehend geschützt zu werden, zurückzutreten.

Informationen: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 10/19 vom 29. März 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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VERKEHR/754: Verkehrskontrolle wegen Alkoholeinfluss auch auf Privatparkplatz (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 29. März 2019

Verkehrskontrolle wegen Alkoholeinfluss auch auf Privatparkplatz



München/Berlin (DAV). Möchte die Polizei wegen Alkohols am Steuer
kontrollieren, kann sie das auch auf dem eigenen, privaten Parkplatz
des Fahrers tun. Das Ergebnis darf verwertet werden. Darüber
informiert die Arbeitsgemeinschaft Verkehrsrecht des Deutschen
Anwaltvereins (DAV) und verweist auf eine Entscheidung des
Amtsgerichts München vom 7. September 2018 (AZ: 953 OWi 421 Js
125161/18).

Der 27jährige Autofahrer fuhr um 01:55 Uhr mit seinem Wagen von einem
öffentlichen auf seinen Privatparkplatz. Ihm folgte ein Streifenwagen.
Der Parkplatz lag etwas entfernt von der Straße im hinteren Teil des
Grundstücks. Er ist über eine längere Einfahrt zu erreichen. Die
Polizei wollte einen Atemalkoholtest machen. Der Mann stimmte einem
freiwilligen Vortest mit dem Handalkomaten zu, der einen Wert von
0,36 mg/l erbrachte. Auf der Wache wurde gegen 02.20 Uhr ein
Atemalkoholwert von 0,376 mg/l gemessen. Dies entspricht etwa 0,75
Promille. Um 02.25 Uhr kam ein Atemalkoholwert von 0,393 mg/l heraus.
Seit der Polizeikontrolle um 01.55 Uhr befand sich der Mann
ununterbrochen unter polizeilicher Aufsicht und hatte keine
alkoholischen Getränke mehr zu sich genommen.

Vor Gericht gab er an, er habe bei einem familiären Essen nur
Weinschorle getrunken und sich nicht beeinträchtigt gefühlt. Er
meinte, die Ergebnisse der erst auf seinem Privatgrundstück
vorgenommenen allgemeinen Verkehrskontrolle dürften vor Gericht nicht
verwertet werden. Ein Fahrverbot gefährde seine derzeitige Funktion
als bundesweit eingesetzter Teamleiter.

Das Amtsgericht München verurteilte den Mann wegen fahrlässigen
Führens eines Kfz mit einer Atemalkoholkonzentration von 0,38 mg/l
(ca. 0,75 Promille) zu einer Geldbuße von 500 Euro und zu einem
einmonatigen Fahrverbot.

Das Ergebnis der Atemalkoholmessung durfte verwertet werden, so das
Gericht. Es sei unerheblich, ob eine allgemeine Verkehrskontrolle ohne
konkreten Verdacht auf privatem Grund habe stattfinden dürfen oder
nicht. Selbst wenn die allgemeine Verkehrskontrolle rechtswidrig
gewesen wäre, hätten die Polizeibeamten aufgrund des dabei gewonnenen
Tatverdachts der Alkoholfahrt die erforderlichen Maßnahmen treffen
dürfen. Auch hätten die Beamten korrekt gehandelt. Der Angeklagte sei
vorher auf öffentlichen Straßen unterwegs gewesen. In dem Fall sei es
vertretbar gewesen, die Verkehrskontrolle abseits des öffentlichen
Verkehrsgrundes erst durchzuführen, nachdem der Fahrer sein Fahrziel
erreicht hätte. Selbstverständlich dürften auch Ordnungswidrigkeiten
verfolgt werden, die auf Privatgrund entdeckt werden.

Ein Verwertungsverbot dürfe überdies nur angenommen werden, wenn
besondere gesetzliche Sicherungen willkürlich umgangen werden sollten.
Auch vom Regelfahrverbot müsse man nicht abweichen. Es liege keine
unverhältnismäßige Härte vor. Ob das einmonatige Fahrverbot berufliche
Auswirkungen habe, sei nicht klar. Der Mann könne auch Urlaub nehmen.
Zum anderen wären die Auswirkungen selbst dann, wenn sie eintreten
würden, zumutbar und stünden nicht im Missverhältnis zur Bedeutung der
Sache.

Informationen: www.verkehrsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 09/19 vom 29. März 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2184: Deutsche Bischofskonferenz veröffentlicht Diskussionsbeitrag zur Klimapolitik (DBK)


Pressemitteilung der Deutschen Bischofskonferenz vom 03.04.2019

"Zehn Thesen zum Klimaschutz"

Deutsche Bischofskonferenz veröffentlicht Diskussionsbeitrag zur
Klimapolitik



Die Deutsche Bischofskonferenz hat heute (3. April 2019) einen
Diskussionsbeitrag zur Klimapolitik als zentrale gesellschaftliche
Herausforderung im Bereich der Schöpfungsbewahrung veröffentlicht. Der
Expertentext "Zehn Thesen zum Klimaschutz. Ein Diskussionsbeitrag" basiert
auf sozialethischen, ökonomischen, natur- und rechtswissenschaftlichen
Überlegungen und enthält Lösungsansätze.

Ausgehend von Papst Franziskus' Enzyklika Laudato si' verdeutlicht der Text
aus sozialethischer Perspektive die Notwendigkeit des Klimaschutzes. Dabei
wird die Aufgabe, dem gefährlichen Klimawandel entgegenzuwirken, als Gebot
der Gerechtigkeit beschrieben. Der Text bekennt sich zu dem Ziel,
Treibhausgasneutralität so früh wie möglich zu erreichen, jedoch spätestens
im Jahr 2050. Konkrete Umsetzungsschritte werden benannt, zu denen das
Einnehmen einer Vorreiterrolle in Europa und der Welt, der Ausstieg aus den
fossilen Energieträgern, die Schaffung eines geeigneten Rahmens für den
Umbau des Energiesystems, die Einbindung von Verbrauchern und Erzeugern
sowie die Förderung nachhaltiger Lebensstile gehören. Reflexionen zur
Vorbildfunktion der Kirche schließen den Text ab.

Der Handlungsdruck ist groß: "Die Zeit, in der die Menschheit dem
gefährlichen Klimawandel noch Einhalt gebieten kann, neigt sich dem Ende
zu", schreibt Bischof Dr. Franz-Josef Overbeck (Essen), Vorsitzender der
Kommission für gesellschaftliche und soziale Fragen der Deutschen
Bischofskonferenz, im Vorwort. Weihbischof Rolf Lohmann (Münster),
Vorsitzender der Arbeitsgruppe für ökologische Fragen der Kommission für
gesellschaftliche und soziale Fragen, die den Text erarbeitet hat, betont:
"Die Kirche setzt sich aus Verantwortung für die Schöpfung und aus
Solidarität mit den Armen und mit zukünftigen Generationen für mehr
Klimaschutz ein. Sie unterstützt damit die Anliegen, für die zuletzt auch
viele Wissenschaftler und tausende junger Menschen mit Nachdruck einstehen.
Es gilt nun, als Gesellschaft mutig und entschlossen zu handeln."

Die katholische Kirche sieht sich dem Umwelt- und Klimaschutz verpflichtet.
Dazu haben die die deutschen Bischöfe zuletzt bei ihrer
Herbst-Vollversammlung 2018 konkrete Handlungsempfehlungen zu Ökologie und
nachhaltiger Entwicklung für die deutschen (Erz-)Diözesen verabschiedet.


Hinweise:

Das Dokument "Zehn Thesen zum Klimaschutz. Ein Diskussionsbeitrag" ist als
pdf-Datei zum Herunterladen in der Rubrik Publikationen verfügbar. Dort
kann es auch als Broschüre (Die deutschen Bischöfe, Kommission für
gesellschaftliche und soziale Fragen, Nr. 48) bestellt werden.

Die Arbeitshilfe "Schöpfungsverantwortung als kirchlicher Auftrag -
Handlungsempfehlungen zu Ökologie und nachhaltiger Entwicklung für die
deutschen (Erz-)Diözesen" ist als pdf-Datei zum Herunterladen in der Rubrik
Publikationen verfügbar. Dort kann diese auch als Broschüre (Arbeitshilfen
Nr. 301) bestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 053 vom 3. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / RELIGION / CHRISTENTUM





KIRCHE/2183: Nachsynodales Apostolisches Schreiben "Christus vivit" (DBK)


Pressemitteilung der Deutschen Bischofskonferenz vom 02.04.2019

Nachsynodales Apostolisches Schreiben "Christus vivit"

Erklärung von Kardinal Reinhard Marx und Thomas Andonie zum Dokument von
Papst Franziskus



Zum am Dienstag, 2. April 2019, veröffentlichten Nachsynodalen
Apostolischen Schreiben "Christus vivit" von Papst Franziskus aus Anlass
der Weltbischofssynode vom 3.-28. Oktober 2018, erklären der Vorsitzende
der Deutschen Bischofskonferenz, Kardinal Reinhard Marx, und der
Vorsitzende des Bundes der Deutschen Katholischen Jugend, der als Auditor
an der Synode teilnahm, Thomas Andonie:

Wir danken Papst Franziskus für sein Nachsynodales Apostolisches Schreiben
Christus vivit sowie allen jungen Menschen aus Deutschland, die sich auf
verschiedene Weise in diesem synodalen Prozess engagiert haben. Das
Schreiben richtet sich sowohl an junge Menschen als auch an die ganze
Kirche und gründet im Abschlussdokument der Synode, das an vielen Stellen
zitiert wird. Es hat uns gefreut, dass mit Romano Guardini ein großer
Lehrer der Jugend aus Deutschland dreimal angeführt wird, für dessen
Seligsprechung wir beten.

Papst Franziskus ermutigt junge Menschen ganz in der Linie des vergangenen
Weltjugendtags in Panama, für ihre Berufung und Mission nicht erst eine
Lebensversicherung abzuschließen, sondern großherzig im "Ja", "in der
Heiligkeit und im Engagement für die eigene Berufung zu wachsen" (Nr. 3).
Damit verdeutlicht er gleich zu Beginn, dass die Frage nach Jugend, nicht
ohne die Frage nach der Berufung gestellt werden kann. Das Schreiben ist
ein Markstein einer kommenden Jugend- und Berufungspastoral.

Papst Franziskus betont das Prinzip "Jugend leitet Jugend", wenn er
ausführt, "dass die jungen Menschen selbst die in der Jugendpastoral
Tätigen sind - begleitet und angeleitet, doch frei, um voll Kreativität und
Kühnheit immer neue Wege zu suchen" (Nr. 203). Eine notwendigerweise
synodale Jugendpastoral gilt es mit den verschiedenen Gaben und Charismen
zu denken, die Einseitigkeiten wie "konservativ" oder "progressiv"
überwindet und all das aufnimmt, was das Ergebnis gebracht hat, die Freude
des Evangeliums weiterzugeben (Nr. 205). Inhaltlich beschreibt Papst
Franziskus zwei große Handlungslinien der Jugendpastoral: zuerst die Suche,
die Einladung, andere junge Menschen für die Erfahrung Christi zu gewinnen,
und dann das Wachstum, die Reifung derer, die diese Erfahrung bereits
gemacht haben.

Eine vielfältige Jugendpastoral, wie wir sie auch in Deutschland vorfinden,
stellt jungen Menschen verschiedenste Orte zur Verfügung, die sie gestalten
können, und bietet vielfältige Mittel, um in der Solidarität mit dem
Nächsten zu wachsen. Papst Franziskus wünscht sich eine "volksnahe
Jugendpastoral", die das Evangelium nicht als abstrakte Idee versteht,
sondern flexibel an den verschiedensten Orten wirkt, wo auch junge Menschen
sind. Sie öffnet ausnahmslos allen jungen Menschen die Tür mit ihren
Erfahrungen, Geschichten wie auch Fehlern und mit ihrer Suche nach
Identität. In diesem Sinn kann man nicht verkennen, dass "die
Jugendpastoral immer eine missionarische Pastoral sein muss" (Nr. 240).

Papst Franziskus ermutigt junge Menschen, am Weg der eigenen Hoffnungen und
Träume entgegen aller Angst festzuhalten und aufzubrechen. Aus der
ständigen Verbindung mit Christus ist es ihnen möglich, nach geistlichem
Wachstum zu streben. Der Papst betont, dass soziales Engagement ein
besonderes Merkmal junger Menschen von heute ist, und er ermutigt
ausdrücklich dazu: "Das bedeutet, inmitten der Welt und der Gesellschaft zu
leben, um ihre verschiedenen Ebenen zu evangelisieren, um den Frieden
wachsen zu lassen, das Zusammenleben, die Gerechtigkeit, die
Menschenrechte, die Barmherzigkeit und so das Reich Gottes in der Welt zu
verbreiten" (Nr. 168).

"Berufung" wird von Papst Franziskus mit der Synode weit verstanden als
"Ruf Gottes", was den "Ruf zum Leben" und "den Ruf zur Heiligkeit"
einschließt (Nr. 248). Auf dem grundlegenden Ruf zur Freundschaft mit
Christus gründet die "missionarische Berufung", der Dienst am Anderen (Nr.
254). Diesen verbindet er mit zwei Themenfeldern: der Gründung einer
Familie und der Arbeit. Der Prozess der Unterscheidung der eigenen Berufung
benötigt Räume der Stille und eine gute Begleitung durch qualifizierte
Priester, Ordensleute, Laien oder junge Menschen. Für die Unterscheidung
ist die Wahrnehmung der Lebenswelt junger Menschen von Bedeutung. Papst
Franziskus spricht die drei von der Synode aufgezeigten Themen an:
Digitale
Lebenswelten, Migration und Missbrauch in all seinen Formen. Dabei
bekräftigt Franziskus mit der Synode, dass es "kein Zurück mehr" hinter
"rigorose Präventionsmaßnahmen" und "notwendige Aktionen und Sanktionen"
geben darf (Nr. 97). Das ist auch die Haltung der Jugend- und
Berufungspastoral in Deutschland!

Papst Franziskus wünscht sich eine neue Jugendlichkeit der Kirche. Sie ist
jung, wenn sie sich sowohl aus ihrer Quelle heraus erneuert, als auch Räume
des Zuhörens eröffnet, um sich von den (kritischen) Stimmen junger Menschen
stimulieren, hinterfragen und provozieren zu lassen. In dieser Weise ist
Kirche gerufen, den berechtigten Ansprüchen von Frauen nach Gerechtigkeit
und Gleichheit wirklich Aufmerksamkeit zu schenken (vgl. Nr. 42).

Das Vorbereitungsdokument der Synode rief die Hirten dazu auf, auf die
prophetischen Stimmen junger Menschen zu hören, um die Wege der Kirche in
der Zukunft zu erkennen. Nun schließt Papst Franziskus diesen Bogen. Wir
möchten uns die letzten Worte des Schreibens zu eigen machen und von allen
jungen Menschen in Deutschland wünschen: "Die Kirche bedarf eures Schwungs,
eurer Intuitionen, eures Glaubens. Wir brauchen das! Und wenn ihr dort
ankommt, wo wir noch nicht angekommen sind, habt bitte die Geduld, auf uns
zu warten" (Nr. 299).

Das Nachsynodale Schreiben greift die Dynamik der Wochen der Synode auf und
ist ein wesentlicher Impuls für die weitere Jugend- und Berufungspastoral
in Deutschland. Dieses Ergebnis der Synode bleibt für uns ein dauerhafter
Auftrag, an dem wir gemeinsam arbeiten werden.


Hinweis:

Das Dokument ist unter www.dbk.de auf der Themenseite zur Jugendsynode 2018
verfügbar.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 052 vom 2. April 2019

Deutsche Bischofskonferenz

Kaiserstraße 161, 53113 Bonn

Postanschrift: Postfach 29 62, 53019 Bonn

Telefon: 0228/103-0, Fax: 0228/103-254

E-Mail: pressestelle@dbk.de

Internet: www.dbk.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06886: Mit der Geduld eines Beichtvaters (SB)


Kaum ein anderer lebender Großmeister beherrscht die Kunst, aus kaum
fühlbaren Stellungsvorteilen einen letztendlichen Sieg
zusammenzuschustern, so excellent wie der Anatoli Karpow. Man ist
immer wieder erstaunt, wie meisterlich sich Karpow zwischen den
einzelnen Nuancen bewegen kann, wie gründlich und paralysierend er das
gegnerische Gegenspiel ausschaltet, um dann, ebenso langsam
voranschreitend, Zug um Zug, mit der Geduld eines Beichtvaters seine
Ziele zu verwirklichen. Großes Schlachtengetöse wird man aus seinen
Partien selten herausschallen hören. Gradlinigkeit ist das oberste
Prinzip, dem er die Treue hält. Das heutige Rätsel der Sphinx zeigt
die Stellung, nachdem sein Kontrahent Bukic mit den schwarzen Steinen
aufgegeben hatte. Man ist verwundert und fragt sich, wie das sein
kann, denn auf jeder Seite wurden erst je drei Figuren abgetauscht;
und doch kam die Kapitulation nicht zu früh. Bukic war während der
gesamten Partie - und das, obwohl er zur aggressiven Sizilianischen
Verteidigung gegriffen hatte - nicht ein einziges Mal auch nur in den
Genuß einer leichten Initiative gekommen. Nach und nach waren seine
Pläne ad absurdum geführt worden, weil sie keine Angriffsfläche im
weißen Lager fanden. Karpow hatte, ehe Bukic resignierte, 1.g3-g4
gezogen. Nun, Wanderer, welche Drohung lag in diesem Zug versteckt?






[image: SCHACH-SPHINX/06886: Mit der Geduld eines Beichtvaters (SB)]



Karpow - Bukic

Bugojno 1978


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Die Dominanz der schwarzen Streitmacht reichte für einen
entscheidenden Angriff leicht und bequem aus, nachdem der ungarische
Großmeister Gyula Sax die Pointen ausgespäht hatte: 1...f4-f3!
2.Td6xa6 Tg3xg2+ 3.Tf2xg2 Dg5-e3+! 4.Le1-f2 Tg8xg2+ 5.Dh1xg2 f3xg2!
und Weiß gab auf wegen des Mattangriffs nach 6.Lf2xe3 Lh6xe3+ 7.Kg1-h2
g2-g1D+ usw.



Erstveröffentlichung am 4. April 2006

3. April 2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1264: Hannover - Realität für Fortgeschrittene, 26.-28.4.2019


SCHAUSPIEL HANNOVER

Realität für Fortgeschrittene

Ein interaktives Theatergame von und mit Jugendlichen aus Hannover

REGIE: Anna Kpok

PREVIEW FR, 26.04.19, BALLHOF EINS, AB 13

PREMIERE SA, 27.04.19, BALLHOF EINS, AB 13



Gemeinsam mit dem Künstler*innenkollektiv Anna Kpok reist das Junge
Schauspiel im März in einem mobilen Do-It-Yourself-Archiv durch
Hannover. Aber was soll da eigentlich selbst gemacht werden und warum
können die das vom Theater nicht alleine? Können sie schon, aber nicht
so gut. Denn wir entwerfen die Realität für Fortgeschrittene. Wir
halten in den Stadtteilen Mühlenberg, Roderbruch und Kronsberg und
fragen nach: Wie sieht das hier eigentlich aus? Für wen ist der
Stadtteil konzipiert, für wen ist er nicht gedacht und wer wird ganz
vergessen? Warum fragt keiner, wie es hier sein soll? Was kann man mit
diesen unendlichen Möglichkeiten machen und wie kann die perfekte
Zukunft sein - wenn sie nicht verbaut wird, von Politiker*innen, von
Lehrer*innen und Künstler*innen, die in Wahrheit nicht verstehen, was
los ist?

Unter der Anleitung von Anna Kpok und Game-Expert*innen entwerfen wir
Visionen, Expertisen und neue Welten. Zuerst sammeln wir gemeinsam mit
Jugendlichen Ideen, Fotos, Stories, Videos und legen ein
aussagekräftiges Archiv der (un-)begrenzten Möglichkeiten an, danach
wird im Theater weitergebaut. Willkommen im Parcours der
Entscheidungen, willkommen in einer Realität für Fortgeschrittene, die
vom Publikum gemeinsam verhandelt wird. Wer gewinnt das Spiel um die
Zukunft und erreicht das nächste Level? Nur wer nicht mitspielt, hat
schon verloren.

Das Projekt wird gefördert durch »Zur Bühne«, das Förderprogramm des
Deutschen Bühnenvereins im Rahmen von »Kultur macht stark. Bündnisse
für Bildung«

Weitere Vorstellung: 28.04.19 um 19.00 Uhr

 * 

Quelle:

Schauspiel Hannover - Monatspresse April 2019

Niedersächsische Staatstheater Hannover GmbH

Opernplatz 1, D-30159 Hannover

Tel. 0511/9999-1080, Fax: 511/9999-1980

Internet: www.staatstheater-hannover.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / ARTENSCHUTZ





MELDUNG/485: 2,1 Mrd. Zugvögel zwischen Europa und Afrika unterwegs, nur 660 Mio. kehren zurück (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 3. April 2019

Zahl des Monats: 



2,1 Milliarden Zugvögel sind zwischen Europa und Afrika unterwegs

Nur 660 Millionen kommen jedes Jahr nach Europa zurück



Berlin - 2,1 Milliarden Vögel machen sich schätzungsweise jährlich von
Europa auf den Weg nach Afrika. Lediglich etwa 660 Millionen davon
schaffen es, gesund zurückzukehren, um hier zu brüten. Der Großteil
dieser sogenannten Langstreckenzieher wird im April wieder in
heimischen Gefilden erwartet. Aber erst Anfang Juni sind auch die
letzten Zugvögel zurück.

Fast genauso groß ist die Zahl der Zugvögel, die lediglich bis in den
Mittelmeerraum ziehen. Diese Arten werden Kurzstreckenzieher genannt.
Deren Ankunft hat schon im Februar begonnen und kommt bis Mitte April
zum Abschluss.

Aus Deutschland ziehen jedes Jahr insgesamt 170 Millionen Zugvögel
(Lang- und Kurzstreckenzieher) nach Süden. Nur 55 Millionen schaffen
es wiederzukommen und zu brüten. 115 Millionen versterben also auf dem
Zugweg oder im Winterquartier durch Hunger, Krankheiten oder
Altersschwäche. Sind es aber nicht mindestens 55 Millionen, die diese
Strapazen überleben, dann nehmen die Zugvogelbestände ab.

Und leider sorgen wir Menschen dafür, den Zugvögeln das Überleben
immer schwerer zu machen: Wichtige Rastgebiete werden zerstört, der
Klimawandel bringt über Jahrtausende eingespielte zeitliche Routinen
durcheinander und Zugvögel werden von Menschen getötet: 53 Millionen
im Rahmen der legalen Jagd in Europa, geschätzt weitere 25 Millionen
illegal im Mittelmeerraum.

Hintergrund: 

Eigene Berechnungen auf Basis der Bestandsdaten aus
BirdLife International (2015) European Red List of Birds. Luxembourg:
Office for Official Publications of the European Communities.

Mehr Informationen unter: www.NABU.de/zugvogelschutz

"NABU-Zahl des Monats"

Die NABU-Zahl des Monats stellt einmal monatlich einen interessanten
statistischen Aspekt aus dem Themenbereich des NABU vor.

 * 

Quelle:

NABU Pressedienst, 03.04.2019

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland e.V. (NABU)

Pressestelle

Charitéstraße 3, 10117 Berlin

E-Mail: presse@NABU.de

Internet: www.NABU.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





GARTEN/379: Raupen würden Weiden pflanzen (NABU HB)


NABU Landesverband Bremen - 28. März 2019

NABU: Raupen würden Weiden pflanzen



Von männlichen und weiblichen Weiden

(Bremen, den 28.03.19) Die flauschigen Weidenkätzchen mag jeder, sie
blühen derzeit allerorten und begeistern Mensch und Biene. Doch dass
es männliche und weibliche Kätzchen gibt, wissen schon nur noch
eingefleischte Weidenfans. Weitere Mythen ranken sich um die Weiden
wie Hopfen um ihre biegsamen Ruten: Entgegen landläufiger Meinung
müssen Allergiker keine Angst vor ihnen haben und blühende Weiden sind
nicht besonders geschützt, klärt der NABU auf.




[image: Foto: © NABU Bremen]

Honigbiene an Salweide

Foto: © NABU Bremen



Kätzchen sind Bienenmagnete

"Im Moment leuchten die Weidenblüten wunderbar gelb in der
Landschaft", begeistert sich NABU-Geschäftsführer Sönke Hofmann, "die
Männchen mit ihren Pollenpeitschen strahlen dabei noch intensiver."
Männliche wie weibliche Weiden locken derzeit nicht nur Hummeln, Honig-
 und Wildbienen an. Nahezu alles was auf Pollen und Nektar steht,
fliegt derzeit auf die Weiden.




[image: Foto: © NABU Bremen]

Weidenbohrerraupe

Foto: © NABU Bremen



Als eine der ersten Trachtpflanzen im Jahreslauf entscheidet ihre
Blüte über das Gelingen oder den Untergang ganzer Hummelvölker. Und
das ist auch der Grund, weshalb Allergiker die Weide kaum zu fürchten
haben. Ihr Pollen wird gezielt durch Insekten transportiert, nicht im
milliardenfachen Überschuss vom Winde verweht wie bei Hasel oder Erle.

Handsträusse erlaubt

Trotz ihres Nutzens für die Insekten ist es zumindest bis Ende Februar
nicht verboten, Weiden zu schneiden. "Manchmal blühen die Kopfweiden
schon, wenn wir sie köpfen müssen. Da blutet einem dann das Herz, aber
ohne Pflege brechen die Bäume auseinander", so der gelernte Förster
Hofmann. Seit 1. März dürfen generell keine Bäume mehr gefällt oder
stark beschnitten werden, ein kleiner Handstrauss sei aber außerhalb
von Naturschutzgebieten kein Problem.

150 Schmetterlinge sind auf Weiden angewiesen

Ihren wahren Wert entfalten Weiden jedoch erst mit ihren Blättern:
Genau 150 Schmetterlingsarten sind auf sie angewiesen, dabei sticht
die weit verbreitete Salweide mit 117 Arten besonders hervor, betont
der NABU. Sie sei gut für Gärten geeignet, weil sie keine Wurzelbrut
bildet und sehr schnittverträglich ist. Auch die eher kleineren Korb-
und Purpurweiden sind für Hausgärten bestens geeignet.

"Wer nun glaubt, dass die Schmetterlinge den Nektar suchen, liegt
falsch", schmunzelt Sönke Hofmann, "die meisten Weiden sind schon
verblüht, wenn die Schmetterlinge in Gang kommen." Es sind die Raupen,
für die die Weidenblätter die wohl wichtigste Grundlage sind. "Wer
einmal die imposante etwa fingerlange Raupe des Weidenbohrers in der
Hand hatte, bekommt eine Ahnung, wieviel Blätter die Tierchen wohl so
brauchen."

Neben den hübschen Blütenkätzchen und dekorativen Ruten für Körbe und
alle Arten Flechtereien hat der Mensch den Weiden auch ein
Schmerzmittel zu verdanken. Die Rinde der Weiden enthält
Acetylsalicylsäure, bekannt unter ihrer Abkürzung als ASS oder
Aspirin. "Seit der Antike haben Menschen Weidenrinde als
fiebersenkende und schmerzstillende Medizin genutzt. Vielleicht
überzeugt das ja zum Pflanzen von Weiden, denn man kann ja nie
wissen", lacht Hofmann.

In seiner vom Umweltsenator geförderten Ausstellung zu
insektenfreundlichen Gärten zeigt der NABU im Vahrer Feldweg neben den
Weiden auch viele andere Garten- und Gewürzpflanzen und gibt Tipps.

 * 
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INITIATIVE/535: Trägerkreis formuliert konkrete Zusatzforderungen (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 3. April
2019

Trägerkreis formuliert konkrete Zusatzforderungen für umfassenden
Naturschutz in Bayern

Forderung nach Reduzierung des Flächenverbrauchs - Moorschutz als
Beitrag zum Klimaschutz - Weitreichendes Pestizidverbot - Verbesserter
Schutz von Wäldern - Zusätzliche Stellen für Naturschutz



Hilpoltstein/München, 03.04.2019 - Die ungebrochene Zustimmung der
Bürger gibt den Forderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt großen
Rückenwind. Wie von Ministerpräsident Markus Söder und dem Moderator
des Runden Tisches, Alois Glück, angekündigt, werden derzeit in vier
Fachgruppen Maßnahmen erarbeitet und diskutiert, die weit über die
Forderungen des Volksbegehrens hinaus gehen sollen. Der Trägerkreis
hat hierzu konkrete Vorschläge formuliert und auf den Tisch gelegt.
"Die Forderungen des Volksbegehrens stehen", erklärt Dr. Norbert
Schäffer, LBV-Vorsitzender. "Aber für einen umfassenden und
weitreichenden Naturschutz in Bayern brauchen wir selbstverständlich
weiterführende Maßnahmen." An erster Stelle stehen hier für Schäffer
die Forderung nach einer Reduzierung des Flächenverbrauchs auf 5 
ha/Tag und der Schutz der Wälder. "Wir brauchen dringen Großschutzgebiete
für im Laub- und Auenwald und ein über den Freistaat verteiltes
Netzwerk an nutzungsfreier Waldfläche. Dafür müssen 10 Prozent der
Staatswaldfläche aus der Nutzung genommen werden."

Die vier Fachgruppen Agrarlandschaft, Wald, Gewässer und urbane Räume
und Siedlungen tagen bereits seit vergangener Woche im Landtag.
Zwischen drei und fünf Sitzungen sind bis zum 12. April geplant. Wie
Alois Glück, Moderator des Runden Tisches, bereits in der Presse
angedeutet hat, werden die Gespräche nun konkreter. Ein vom
Trägerkreis in Auftrag gegebenes Rechtsgutachten hatte vorgebrachte
Bedenken noch vor Beginn der Fachgruppen-Gespräche weitestgehend aus
dem Weg geräumt.

"Uns steht jetzt ein Fenster offen, um ein wirklich umfassendes Paket
für den Natur- und Umweltschutz in Bayern zu schnüren", so Ludwig
Hartmann, Fraktionschef der Landtags-Grünen, der ganz bewusst neben
den Landwirten auch weitere Akteure in die Pflicht nehmen will: "Wenn
wir unseren Bäuerinnen und Bauern mehr Vorschriften beim Einsatz von
Ackergiften machen, dann müssen diese Regeln erst recht für Kirchen,
Kommunen und Privatleute gelten. Gifte haben in Privatgärten, auf
Friedhöfen oder im Stadtgrün nichts zu suchen."

Neben dem Schutz an Gewässern durch verpflichtende
Gewässerrandstreifen von beidseitig je 10 Metern Breite an Gewässern
1. und 2. Ordnung zusätzlich zu den für alle Gewässer im Volksbegehren
verankerten 5 Meter liegt dem Trägerkreis auch der Schutz von Mooren
besonders am Herzen. Hier wird ein Verbot der Grundwasserabsenkung
auch in Hoch-, Übergangs- und Niedermoorstandorten angestrebt. Im
Volksbegehren ist dieses Verbot ist bisher nur auf Feucht- und
Nassgrünland beschränkt. "Die Beendigung der ackerbaulichen Nutzung
von Moorstandorten entweder durch gesetzliches Verbot oder die
Einführung wirksamer Anreizprogramme ist dringend erforderlich",
erklärt Agnes Becker, Beauftragte des Volksbegehrens Artenvielfalt und
Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP Bayern. Die Maßnahme soll in
erster Linie zur Vermeidung der Freisetzung von Treibhausgasen dienen.

"Ohne personelle Aufstockungen kommen wir allerdings nicht weiter",
erläutert Claus Obermeier, Vorstand der Louisoder Umweltstiftung. "Die
Unteren und Höheren Naturschutzbehörden sind gnadenlos unterbesetzt,
entsprechend groß sind die Defizite im Vollzug des
Naturschutzgesetztes." Vom Trägerkreis werden 100 zusätzliche Stellen
gefordert, um diese Defizite zu beheben und neue
Biodiversitätsprojekte zu initiieren. Auch zur Betreuung von
Landwirten hinsichtlich des Abschlusses von Verträgen im
Vertragsnaturschutz sowie der Durchführung bestehender und zukünftiger
Fachprogramme im Naturschutz sind diese zusätzlichen Einstellungen
nötig.

Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Der Bayerische Landtag kann nun den Gesetzentwurf
annehmen oder ablehnen und ein eigenes Gesetz vorlegen. In diesem Fall
kommt es zum Volksentscheid, bei dem alle stimmberechtigten Bayern
über die beiden alternativen Gesetzesvorschläge abstimmen können. Zum
Trägerkreis des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!
gehören die Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der
Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen
Bayern und die Gregor Louisoder Umweltstiftung. Ein breites
gesellschaftliches Bündnis von über 200 Organisationen, Unternehmen,
Verbänden und Parteien unterstützt diese direktdemokratische
Initiative für ein neues Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 3. April 2019
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MELDUNG/494: 1,75 Millionen Bürger schreiben Naturschutzgeschichte (Volksbegehren Artenvielfalt)


Volksbegehren Artenvielfalt - Gemeinsame Pressemitteilung, 3. April
2019

1,75 Millionen Bürger schreiben Naturschutzgeschichte

Bayerische Staatsregierung nimmt Gesetzentwurf des Volksbegehrens
Artenvielfalt an - Trägerkreis sieht Arbeit am Runden Tisch noch nicht
als beendet



München, 03.04.2019 - Große Freude im Trägerkreis des Volksbegehrens
Artenvielfalt "Rettet die Bienen!": Überraschend erklärte die
Bayerische Staatsregierung heute den Gesetzentwurf des Volksbegehrens
anzunehmen. "Das ist ein grandioser Erfolg für den Artenschutz und ein
Sieg der Vernunft", freut sich Agnes Becker, Beauftragte des
Volksbegehrens Artenvielfalt und Stellvertretende Vorsitzende der ÖDP
Bayern. "Unsere Haltung, dass allen Problemen auch Lösungen zugeführt
werden können, war genau die richtige."

Mit der Annahme des Gesetzentwurfes bringt Bayern eines der
weitreichendsten Artenschutzgesetze Europas auf den Weg. Für die
Sprecher des Volksbegehrens ist das eine sehr gute Nachricht und Grund
zu großer Freude.

Der Trägerkreis sieht damit jedoch die Arbeit längst nicht als getan
an und verweist auf seine Zusatzforderungen. Die Sprecher sehen es als
selbstverständlich an, weiterhin konstruktiv am Runden Tisch
mitzuarbeiten. "Heute ist ein guter Tag für Bayerns Natur und die
Menschen im Freistaat. Nun kann die Versöhnung von Landwirtschaft und
Natur einen großen Schritt nach vorne machen", sagt Dr. Norbert
Schäffer, LBV-Vorsitzender. "Die überwältigende Unterstützung der
Bevölkerung ist für uns Ansporn, am Runden Tisch gemeinsam mit allen
anderen Akteuren noch mehr für Natur- und Artenschutz zu erreichen."

"Die Annahme unseres Gesetzentwurfes ist ein Meilenstein für den
Naturschutz und eine Sternstunde der Volksgesetzgebung in Bayern",
sagt Ludwig Hartmann, Fraktionsvorsitzender der Landtags-Grünen und
ergänzt: "Ich bedanke mich bei 1,75 Millionen Bürgerinnen und Bürgern,
die unseren Vorstoß für den Schutz unserer bedrohten Tier- und
Pflanzenarten zu ihrem Anliegen gemacht haben." Laut Hartmann ist
dieser Erfolg aber auch ein Anreiz, weitere wichtige Projekte für den
Schutz unserer Umwelt und des Klimas gemeinsam mit den Menschen in
Bayern voranzutreiben.

"Mit dem Volksbegehren ist es gelungen, den jahrelangen Stillstand in
der bayerischen Naturschutzpolitik zu beenden und die Staatsregierung
endlich zum Handeln zu bewegen", freut sich auch Claus Obermeier,
Vorstand der Gregor Louisoder Umweltstiftung. "Jeder, der in der
Allianz gekämpft hat, hat Naturschutzgeschichte geschrieben."

Hintergrund

Über das Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen!

Das Volksbegehren ist ein Mittel der direkten Demokratie. Es
ermöglicht Bürgerinnen und Bürgern die Einbringung eines
Gesetzentwurfs in den Bayerischen Landtag. Dazu müssen sich 10 Prozent
der Wahlberechtigten - rund 1 Million Menschen - mit ihrer
Unterschrift für das Volksbegehren aussprechen. Diese Hürde wurde von
dem Volksbegehren Artenvielfalt - Rettet die Bienen! mit großem Erfolg
genommen: vom 31. Januar bis zum 13. Februar 2019 haben sich über 1,7
Millionen Wahlberechtigte persönlich in den Rathäusern in Listen
eingetragen. Der Bayerische Landtag kann nun den Gesetzentwurf
annehmen oder ablehnen und ein eigenes Gesetz vorlegen. In diesem Fall
kommt es zum Volksentscheid, bei dem alle stimmberechtigten Bayern
über die beiden alternativen Gesetzesvorschläge abstimmen können. Zum
Trägerkreis des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die Bienen!
gehören die Ökologisch-Demokratische Partei Bayern (ÖDP), der
Landesbund für Vogelschutz in Bayern (LBV), das Bündnis 90/Die Grünen
Bayern und die Gregor Louisoder Umweltstiftung. Ein breites
gesellschaftliches Bündnis von über 200 Organisationen, Unternehmen,
Verbänden und Parteien unterstützt diese direktdemokratische
Initiative für ein neues Naturschutzgesetz in Bayern.

Die Kernforderungen des Volksbegehrens Artenvielfalt - Rettet die
Bienen!

Ziel des Volksbegehrens ist es, Regelungen im bayerischen
Naturschutzgesetz zu verankern, die die Artenvielfalt retten. Die
Kernforderungen: die bayernweite Vernetzung von Lebensräumen für
Tiere; die Erhaltung von Hecken, Bäumen und kleinen Gewässern in der
Landwirtschaft; der Erhalt und die Schaffung blühender Randstreifen an
allen Bächen und Gräben; der massive Ausbau der ökologischen
Landwirtschaft; die Umwandlung von zehn Prozent aller Wiesen in
Blühwiesen; die pestizidfreie Bewirtschaftung aller staatlichen
Flächen; die Aufnahme des Naturschutzes in die Ausbildung von Land-
und Forstwirten.

Die Aktionsbündnisse

Bayernweit kämpfen 80 Aktionsbündnisse in den Gemeinden für eine Wende
im bayerischen Naturschutz. Alle Interessierten sind aufgefordert
mitzumachen. Auf der Website des Volksbegehrens Artenvielfalt
www.volksbegehren-artenvielfalt.de findet man die Möglichkeit, Kontakt
aufzunehmen.

Das Artensterben

Wissenschaftliche Studien belegen, dass in Bayern immer mehr Tier- und
Pflanzenarten vom Aussterben bedroht oder bereits verschwunden sind.
Besonders betroffen sind die Insekten, die unter anderem für das
Überleben der Menschheit als Bestäuber von Nahrungspflanzen
existenziell wichtig sind. In Deutschland sind knapp 50 Prozent aller
Bienenarten bestandsbedroht oder bereits ausgestorben, über 75 Prozent
aller Fluginsekten sind nicht mehr da und die Bestände an
Schmetterlingen vielfach sogar noch stärker zurückgegangen, in einigen
Regionen Bayerns teilweise um 70-90 Prozent. Unter anderem in Folge
des Insektenschwundes leben in Bayern nur noch halb so viele Vögel wie
vor 30 Jahren. Diese dramatische Entwicklung will das Volksbegehren
Artenvielfalt stoppen.

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 3. April 2019
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STADT/496: Künstliches Licht und Baumbestand beeinflussen Aktivität von Fledermäusen in der Stadt (idw)


Forschungsverbund Berlin e.V. - 27.03.2019

Künstliches Licht und Baumbestand beeinflussen die Aktivität von
Fledermäusen in der Stadt



Eine neue Studie unter Leitung des Leibniz-Instituts für Zoo- und
Wildtierforschung (Leibniz-IZW) hat untersucht, welchen Effekt
Straßenbeleuchtung, die ultraviolettes Licht (UV) ausstrahlt, und
jene, deren Licht keinen UV-Anteil aufweist, auf die Aktivität von
Fledermäusen in Berlin hat und ob eine hohe Baumdichte eventuelle
negative Folgen des Lichts abmildern kann. Die Studie ist in der
Fachzeitschrift "Frontiers in Ecology and Evolution" publiziert.




[image: Foto: © Christian Giese]

Rauhautfledermaus (Pipistrellus nathusii)

Foto: © Christian Giese



Künstliches Licht gilt zurecht als bedeutende kulturelle, soziale und
wirtschaftliche Errungenschaft. Zugleich wird dem künstlichen Licht
ein negativer Einfluss auf die Tierwelt nachgesagt, insbesondere auf
nachtaktive Tiere in Großstädten. Wie die Tiere auf das Licht
reagieren, hängt maßgeblich von der Tierart, der Jahreszeit und dem
Typ der verwendeten Beleuchtung ab. Eine neue Studie unter der Leitung
des Leibniz-Instituts für Zoo- und Wildtierforschung (Leibniz-IZW) hat
nun untersucht, welchen Effekt Straßenbeleuchtung, die ultraviolettes
Licht (UV) ausstrahlt, und jene, deren Licht keinen UV-Anteil
aufweist, auf die Aktivität von Fledermäusen in Berlin hat und ob eine
hohe Baumdichte eventuelle negative Folgen des Lichts abmildern kann.
Die Studie ist in der Fachzeitschrift "Frontiers in Ecology and
Evolution" publiziert.

Das natürliche Licht der Sonne bestimmt den Tagesablauf für alles
Leben auf der Erde. Über Millionen Jahre haben sich Tier- und
Pflanzenwelt, aber auch der Mensch, an diesen Rhythmus angepasst. Die
Erfindung und Nutzung künstlicher Beleuchtung erlaubte den Menschen -
ursprünglich tagaktive Lebewesen - die Ausweitung ihrer
Aktivitätsspanne bis weit in die Nacht hinein. Nachtaktive Tierarten
wie beispielsweise Fledermäuse könnten jedoch in ihrer Aktivität durch
künstliches Licht eingeschränkt werden, da sie Tiere der Nacht sind.
Die Ergebnisse einer Studie des Leibniz-IZW zeigen auf, wie komplex
die Zusammenhänge zwischen Lichtverschmutzung und der Aktivität der
nachaktiven Flattertiere sind. "Wir konnten eine höhere Aktivität von
zwei Arten von Zwergfledermäusen (Gattung Pipistrellus) in der Nähe
von Straßenlaternen feststellen, die Licht mit UV-Anteil emittieren",
erklärt Tanja Straka, Wissenschaftlerin in der Abteilung Evolutionäre
Ökologie des Leibniz-IZW und Erstautorin der Studie. "Diese Arten
ernähren sich von Insekten, welche von Straßenbeleuchtung mit
UV-Anteil angezogen werden", deutet Straka diese positive Reaktion der
Fledermäuse auf künstliches Licht. "Alle anderen Arten, die wir in
Berlin untersucht haben, waren jedoch in der Nähe von Straßenlaternen
deutlich weniger aktiv - egal ob mit UV-Anteil oder ohne", so Straka.

Neu an der Studie ist, dass die WissenschaftlerInnen die Reaktionen
von Fledermäusen auf Licht in Zusammenhang mit dem Baumbestand
analysierten. Bäume sind von großer Bedeutung für Fledermäuse, sie
bieten einerseits Rückzugsräume am Tage und könnten anderseits auch
nachts für eine Eingrenzung stark beleuchteter Gebieten sorgen. "Unser
Ziel war es herauszufinden, ob und wie der Baumbestand die Reaktion
der Fledermäuse auf das künstliche Licht beeinflussen", sagt Straka.

Die Ergebnisse sind komplexer als vermutet. Das Team konnte
nachweisen, dass die Anwesenheit eines dichten Baumbestandes nahe von
Lichtquellen die Reaktionen der Fledermäuse auf das Licht verstärken.
Beispielsweise zeigte eine der beiden Pipistrellus-Arten eine noch
stärkere Aktivität in der Nähe von UV-haltigen Lichtquellen, wenn
viele Bäume in der Nähe standen. Möglicherweise locken die
Straßenlaternen in vegetationsreichen Gebieten noch mehr Insekten an,
die von den Fledermäusen verzehrt werden. Gegenteilige Effekte wurden
ebenfalls intensiviert: Mausohrfledermäuse (Gattung Myotis) bevorzugen
dichte Baumbestände und sind generell lichtscheu. Sobald sich
Straßenlaternen - egal ob mit oder ohne UV-Anteil - in der Nähe
dichter Baumbestände befanden, wurden noch weniger Mausohren
festgestellt/erfasst.

Das Team fand allerdings auch einen abschwächenden Effekt von Licht
auf Fledermäuse durch Baumbestände. Fledermäuse, die bevorzugt im
offenen Luftraum fliegen und jagen, waren in Gebieten mit viel
LED-Straßenlaternen aktiver, wenn das Streulicht der Straßenlaternen
von dichten Baumkronen eingegrenzt wurde. "LED-Leuchten ziehen keine
großen Mengen von Insekten an und sind daher nicht attraktiv als
Nahrungsgebiet für Fledermäuse. Die Baumabdeckung scheint das
Streulicht abzufangen, so dass hochfliegende Fledermäuse im Schatten
des Baumdaches fliegen können", interpretiert Straka die Ergebnisse.

Diese Forschungsergebnisse basieren auf der Auswertung von über 11.000
Fledermausrufen, die über einen Zeitraum von drei Monaten an 22
Stellen in Berlin aufgezeichnet wurden. Die Rufe wurden einzelnen
Arten zugeordnet. Dadurch konnten die WissenschaftlerInnen die
Aktivität bestimmter Arten an jedem Untersuchungsgebiet bestimmen.
Diese Daten setzten sie in Bezug zu kleinteiligen Informationen zum
Baumbestand und mit detaillierten Daten zur Lichtverschmutzung, die
auf Satellitenbildern basierten. Zusätzlich nahmen die
WissenschaftlerInnen die exakten Standorte von Straßenlaternen und
deren UV-Licht-Emission auf und konnten dadurch die lokale
Lichtverschmutzung noch genauer abbilden.

"Uns hat die Studie gezeigt, wie komplex die Zusammenhänge zwischen
künstlichem Licht und Vegetation sind. Es zeigen sich große
Unterschiede in dem Verhalten bestimmter Spezies, doch insgesamt hat
sich der negative Effekt von künstlicher Beleuchtung in der Nacht für
Fledermäuse durch unsere Studie bestätigt", fasst Abteilungsleiter
Christian Voigt zusammen. "Bäume sind für in der Stadt lebende
Fledermäuse sehr wichtig, nicht nur als Rückzugsorte sondern auch als
Nahrungsmittelquelle, weil dort viele Insekten leben. Zudem erwarten
wir auch für jene Arten, die opportunistisch an Straßenlaternen nach
Insekten jagen, auf lange Sicht negative Effekte - die Lampen ziehen
die Insekten zwar an, dezimieren insgesamt aber deren Gesamtzahl, wenn
sie bis zur Erschöpfung um die Lampen kreisen oder von Fressfeinden
verzehrt werden." Die WissenschaftlerInnen empfehlen, dass baumreiche
Gebiete nur sparsam beleuchtet und in stark beleuchteten Gebieten
Bäume als Ausgleich gepflanzt werden sollten. Dies könnte ein
substanzieller Beitrag zum Schutz von in Städten lebenden Fledermäusen
und möglicher anderer nachaktiver Tiere sein und somit mehr Natur in
unsere Städte bringen.

Originalpublikation:

Straka TM, Wolf M, Gras P, Buchholz S, Voigt CC (2019) Tree cover
mediates the effect of artificial light on urban bats. Frontiers in
Ecology and Evolution

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news712690

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution245
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FORSCHUNG/576: Zerstörungsfreie Rückgewinnung von Kathodenmaterial aus Lithium-Ionen-Batterien (idw)


Brandenburgische Technische Universität Cottbus-Senftenberg
- 29.03.2019

Neues Verfahren zur zerstörungsfreien Rückgewinnung von
Kathodenmaterial aus Lithium-Ionen-Batterien

Lithium-Akkus werden zukünftig Kathodenmaterial von ausgedienten
Elektromobilakkus enthalten



Bis zu 780 Kilogramm schwer ist ein Lithium-Ionen-Akku für ein
Elektrofahrzeug der Oberklasse, das damit eine Reichweite von bis zu
600 Kilometern erzielen kann. Diese enorme Leistungsfähigkeit beruht
auf der chemischen Zusammensetzung und dem Design der als Kathode und
Anode eingesetzten Materialien. Das gilt insbesondere für das
Kathodenmaterial, eine hochwertige 
Lithium-Nickel-Mangan-Cobalt-Sauerstoffverbindung, an die besondere 
Anforderungen hinsichtlich
ihrer Zusammensetzung und Verarbeitung gestellt werden. Nur so lässt
sich die Funktionsweise beim Laden und Entladen des Akkus
gewährleisten.

Neben seinen wichtigen funktionalen Eigenschaften ist das
Kathodenmaterial nicht nur teuer, sondern gehört auch zu den seltenen
Rohstoffen wie Kobalt oder Nickel. Eine Rückgewinnung der im
Kathodenmaterial enthaltenen Elemente ist wirtschaftlich sinnvoll und
verringert die Abhängigkeit von Rohstoffimporten. Bisher entwickelte
Recyclingverfahren beruhen auf einer vollständigen Zerstörung der in
den Akkus enthaltenen Funktionsmaterialien, indem sie in
energieaufwendigen Hochtemperaturprozessen aufgeschmolzen oder nach
einer kompletten Vorzerkleinerung in chemischen Behandlungsschritten
zu Metallsalzlösungen umgesetzt werden. Beide Vorgehensweisen
erfordern neben einem enormen Energieeinsatz weitere, aufwendige
Rückgewinnungs- und Reinigungsverfahren, um am Ende die reinen
Metallsalze für die Herstellung von neuem
Lithium-Nickel-Mangan-Cobalt-Oxid zu erhalten.

Ein industriegeführtes Konsortium stellt sich im Rahmen des
Forschungsprojektes die Aufgabe, Kathodenmaterial ohne
Qualitätsminderung rückzugewinnen. Das Projekt wird vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) seit Januar 2019
gefördert. Von BTU-Seite sind die Fachgebiete Physikalische Chemie und
Aufbereitungstechnik am Projekt beteiligt. Der Projektleiter an der
BTU, der Chemiker Prof. Dr. Jörg Acker, beschreibt das Vorhaben so:
"Unser Ziel ist es, gemeinsam mit dem Recycling- und
Logistik-Unternehmen ERLOS ein aktuell bewährtes Pilotverfahren zur
Industriereife zu führen. Mit dem Verfahren werden
Lithiumtraktionsakkus teilautomatisiert demontiert und die enthaltenen
Batteriezellen anschließend in ihre Bestandteile, wie Kathode und
Anode, zerlegt. Das begehrte Kathodenmaterial befindet sich auf
Trägerfolien aus Aluminium und wird ebenfalls automatisert durch ein
besonders schonendes Verfahren von den Folien abgetrennt und
aufgefangen."

Weitere Akkubestandteile, wie es zum Beispiel der Elektrolyt mit
seinen Lithium-Komponenten ist, halten die Forschenden ohne Gefährdung
von Mensch und Umwelt emissions- und verlustfrei zurück. Für die BTU
hält das Projekt eine Reihe von besonderen Herausforderungen bereit:
"Unser Team arbeitet daran, das Kathodenmaterial ohne eine
Qualitätsminderung zurückzugewinnen, die beispielsweise durch
mechanische Schädigungen, chemische Veränderungen am Material oder
ungewollt ablaufende Nebenreaktionen hervorgerufen werden kann. Auch
das ursprüngliche Design des Materials muss unbedingt erhalten
bleiben, da es entscheidend für die Leistungsfähigkeit ist. Nicht mehr
funktionsfähiges Kathodenmaterial wird abgetrennt", so Prof. Dr.
Acker.

Aus dem rückgewonnenen Kathodenmaterial werden Testbatterien
verschiedener Größe hergestellt, die vom Projektpartner HOPPECKE,
einem Spezialisten für Industriebatteriesysteme, intensiv untersucht
werden. Von den Messungen werden Aussagen über die Leistungsfähigkeit
des rückgewonnenen Materials und über notwendige Verbesserungen im
Prozess abgeleitet. Das Projekt soll zur Großserien-Rückgewinnung von
qualitativ hochwertigem Kathodenmaterial führen. Durch die Herstellung
von sogenannten Second-use-Lithium-Akkus wird es für Pkws, aber auch
andere industrierelevante Anwendungen, wie beispielsweise
Gabelstapler, Flurförderzeuge oder stationäre Speicher wieder
einsetzbar.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.b-tu.de/fg-physikalische-chemie/

https://www.b-tu.de/materialchemie-bs/

https://www.b-tu.de/materialchemie-ms/

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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ARTENRAUB/292: Klimawandel bedroht Überleben der Delfine (idw)


Universität Zürich - 01.04.2019

Klimawandel bedroht Überleben der Delfine



Delfine in Westaustralien haben nach einer Hitzewelle im Meer deutlich
weniger Junge zur Welt gebracht als in den Jahren zuvor. Wie
Forscherinnen und Forscher der UZH zeigen, hat der Klimawandel einen
weiteichenden Einfluss auf den Schutz maritimer Säugetiere.




[image: Foto: © Simon J Allen, Shark Bay Dolphin Research Alliance]

Delfine schwimmen über das Seegras 

Foto: © Simon J Allen, Shark Bay Dolphin Research Alliance



Shark Bay in Westaustralien Anfang 2011: Eine Hitzewelle lässt die
Wassertemperaturen um mehr als 4 Grad über den langjährigen
Durchschnitt steigen. Als Folge der langanhaltenden Hitzeperiode
sterben grosse Teile der Seegraswiesen und der Fischbestände in dem
zum UNESCO-Weltkulturerbe zählenden Küstengebiet.




[image: Foto: © Sonja Wild]

Delfinmutter mit Kalb in Shark Bay

Foto: © Sonja Wild



Forscherinnen und Forscher der UZH haben nun untersucht, wie sich
diese Umweltschädigung auf das Überleben und den Fortpflanzungserfolg
von Delfinen ausgewirkt hat. Sie nutzten dafür Langzeitdaten der Jahre
2007 bis 2017 von hunderten Tieren. Dabei stellte sich heraus: Die
Überlebensrate der Delfine sank nach der Hitzewelle 2011 um 12
Prozent. Zudem hatten die Delfinweibchen weniger Kälber - ein
Phänomen, das bis 2017 anhält.

Negativer Einfluss der Hitzewelle beispiellos

«Das Ausmass des negativen Einflusses der Hitzewelle hat uns
überrascht», so Sonja Wild, ehemalige Doktorandin an der Universität
Leeds und Erstautorin der Studie. «Äusserst ungewöhnlich ist
insbesondere, dass sich der Fortpflanzungserfolg der Weibchen selbst
nach sechs Jahren noch nicht normalisiert hatte.» Für den geringeren
Fortpflanzungserfolg gibt es mehrere mögliche Erklärungen, die die
Forscher im Detail jedoch nicht untersucht haben. So könnten eine
Vernachlässigung der Kälber, eine erhöhte Neugeborensterblichkeit oder
eine Verzögerung der Geschlechtsreife den geringeren
Fortpflanzungserfolg nach der Hitzewelle erklären.

Nicht alle Delfingruppen gleich betroffen

Interessanterweise wirkte sich die Hitzewelle nicht auf alle
Delfingruppen gleich aus. So waren Delfine, die Schwämme als Werkzeuge
benutzen - eine Technik die kulturell erlernt ist und Delfinen hilft,
Nahrung in tieferen Gewässern zu finden - nicht so stark betroffen wie
Tiere, die diese Technik nicht beherrschen. «Wir gehen jedoch davon
aus, dass diese plötzlichen Klimaereignisse auf lange Sicht sogar bei
Tiergruppen, die sich neuen Umweltbedingungen normalerweise relativ
gut anpassen, äusserst negative Auswirkungen haben können», sagt Sonja
Wild.

Problematisch für das ganze Meeres-Ökosystem

Die Forschenden der UZH zeigen in ihrer Studie zum ersten Mal, dass
marine Hitzewellen nicht nur niedrigstehende Tiere innerhalb von
Nahrungsketten bedrohen, sondern auch erhebliche Langzeitkonsequenzen
für Tiere an der Spitze haben. «Marine Hitzewellen werden aufgrund des
Klimawandels in Zukunft gehäuft auftreten», so Studienleiter Michael
Krützen, Professor am Anthropologischen Institut der UZH. «Dies ist
nicht nur problematisch für die langfristige Perspektive von
Delfinpopulation, sondern für die gesamten Ökosysteme des Meeres.»

Die Studie wurde mit Mitteln der Schweizerischen Nationalfonds, der
National Geographic Society, der SeaWorld Research and Rescue
Stiftung, der W.V. Scott Stiftung sowie der A.H. Schultz Stiftung
unterstützt.

Originalpublikation:
Wild, Sonja, Krützen, Michael, Rankin, Robert, Hoppitt, William,
Gerber, Livia, Allen, Simon J.. Long-term decline in survival and reproduction
of dolphins following a marine heatwave. Current Biology. 

Doi: 10.1016/j.cub.2019.02.047

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.media.uzh.ch

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:
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ARTENRAUB/291: Pilzkrankheiten verursachen globales Massenaussterben von Amphibien (idw)


Museum für Naturkunde - Leibniz-Institut für Evolutions- und
Biodiversitätsforschung, 29.03.2019

Pilzkrankheiten verursachen globales Massenaussterben von Amphibien




Eine im renommierten Fachjournal Science veröffentlichte Studie,
koordiniert von der Australischen Nationaluniversität (ANU) und in
Mitwirkung von Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern des Museums
für Naturkunde Berlin, identifizierte Pilzkrankheiten als die Ursache
von dramatischen Bestandseinbrüchen bei mindestens 501 Amphibienarten
über die letzten 50 Jahre. 90 dieser Arten gelten inzwischen als
ausgestorben. Es müssen jetzt Amphibienarten mit Resistenzen erforscht
werden, um präventive Schutzmaßnahmen abzuleiten.

Die beispiellose Zahl von verschwindenden Amphibienarten macht die
Chytridpilze zu den gefährlichsten invasiven Krankheitsverursachern
weltweit, vergleichbar nur mit den negativen Effekten, die
eingeschleppte Ratten und Katzen in vielen Teilen der Erde ausgelöst
haben. Der die Studie leitende Wissenschaftler, Ben Scheele von der
Fenner School of Environment and Society an der ANU meint, dass
hochvirulente Wildtierkrankheiten inklusive der Chytridpilze zum
derzeitigen, sechsten globalen Massenaussterben von Tieren und
Pflanzen nachhaltig beitragen. "Die Krankheit hat weltweit viele
Amphibienarten zum Aussterben gebracht, darunter wirklich
bemerkenswerte Arten". In Australien brachen in den letzten 30 Jahren
die Bestände von über 40 Froscharten zusammen. Sieben Arten, darunter
zwei die ihre Nachkommen im Magen ausgebrütet haben, sind inzwischen
ausgestorben.

Auch die beiden an der Studie beteiligten Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftlern des Museums für Naturkunde Berlin, Mareike Petersen
und Mark-Oliver Rödel, mussten die verheerende Wirkung des Pilzes in
ihren Untersuchungsgebieten schon miterleben. So konnten sie das erste
Massensterben auf dem afrikanischen Kontinent dokumentieren. "Ein
Verlust, der leider derzeit in vollem Umfang weiterzugehen scheint und
vermutlich zum Aussterben vieler endemischer Froscharten in Kamerun
führen wird", so Mareike Petersen.

Die Krankheit tödliche Chytridiomykose, kurz Chytrid, bei der die Haut
der Amphibien (Frösche, Kröten, Salamander, Molche sowie tropische
Blindwühlen) schwer beschädigt wird, wirkt sehr unterschiedlich. Die
beiden bekannten Chytrid-Pilze haben manche Amphibienarten komplett
ausgelöscht, während andere nur von sporadisch auftretenden
Todesfällen betroffen sind. Chytrid, wurde bislang in 60 Ländern
nachgewiesen, die schlimmsten Auswirkungen der Krankheit wurden dabei
in Australien, sowie in Mittel- und Südamerika dokumentiert. Momentan
geht man davon aus, dass die Pilze ihren Ursprung in Asien haben, wo
einzelne Amphibienarten auch resistent zu sein scheinen. In der unter
Beteiligung des Museums für Naturkunde Berlin durchgeführten Studie
konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler Chytrid als die
Krankheit identifizieren, die bislang zum größten Verlust an
Biodiversität geführt hat.

Eine Verbesserung von Biosecurity und die Kontrolle des Handels von
Wildtieren sind nötig, um die Verbreitung von Krankheiten zu
reduzieren und weiteres Aussterben zu verhindern. "Die Haltung und
Zucht in Menschenobhut wird die letzte Chance für viele Arten zum
Überleben sein", so Mark-Oliver Rödel vom Museum für Naturkunde
Berlin. Viele der untersuchten Arten zeigten selbst 10 bis 20 Jahre
nach dem Auftauchen des Chytridpilzes noch andauernde
Bestandsrückgänge. Es wäre deshalb von großem Vorteil, wenn man für
die Zukunft die Arten identifizieren könnte, die von solchen
Krankheiten am ehesten betroffen sein könnten, um präventive
Schutzmaßnahmen zu treffen. Australien setzt solche Schutzprogramme um
und entwickelte neue Wiederansiedlungstechniken, um einige
Amphibienarten zu retten. Wenn der Pilz einmal in einem Ökosystem
vorhanden ist, ist es fast unmöglich ihn wieder zu eliminieren.
Ausgerechnet Amphibien können zu seinem andauernden Verbleib
beitragen. Nicht alle Arten sind gleichermaßen vom Pilz gefährdet.
Diejenigen, die am wenigsten betroffen sind, können ein
Langzeitreservoir sein und die Dauerpräsenz des Pilzes in einem
Ökosystem ermöglichen.




Here's the link to the paper:

http://science.sciencemag.org/content/363/6434/1459

The link to the video:

https://www.youtube.com/watch?v=xJme6rIBYys

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news713055
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http://idw-online.de/de/institution1323
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INITIATIVE/170: Italienische Schüler antworten Wissenschaftlern und lancieren nationale Versammlung (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Italien vom 2. April 2019

Italienische Schüler antworten Wissenschaftlern und lancieren 
nationale Versammlung von #FridaysForFuture Italia



Auch in Italien haben sich Klimawissenschaftler mit den streikenden
Schülern und Studenten solidarisch erklärt. In einem offenen Brief
[1], der in La Stampa, einer der große italienischen Tageszeitungen,
abgedruckt wurde, sichern sie den jungen Klimaaktivisten ihre
Unterstützung zu. Nun haben die Schüler reagiert und folgende
Erklärung abgegeben:

Liebe Wissenschaftler,

Mit großer Freude haben wir den offenen Brief von
Klimawissenschaftlern an die Schüler und Studenten, die für die Umwelt
streiken, gelesen. Wir freuen uns, dass wir auf Eure moralische und
praktische Unterstützung zählen können. Wie Ihr wahrscheinlich wisst,
legt unsere Bewegung größten Wert auf die Wissenschaft, um die
Klimakrise zu verstehen und zu lösen.

Wir sind von Greta Thunbergs Aktivismus inspiriert, die seit August
2018 vor dem schwedischen Parlament demonstriert, um ihre Regierung zu
einem konkreten Engagement zur Bekämpfung der Klimakatastrophe und zur
Einhaltung der Grenze eines Anstiegs von 1,5°C der durchschnittlichen
Erdtemperatur zu bewegen. Über diesen Schwellenwert hinaus hat das
IPCC - das wissenschaftliche Gremium der Vereinten Nationen - nämlich
berechnet, dass gefährliche und nicht umkehrbare Mechanismen des
Temperaturanstiegs ausgelöst werden. Es wird für uns alle notwendig
sein, sich unter der Perspektive der Klimagerechtigkeit zu bewegen.

Wir glauben, dass der Klimawandel alle betrifft, auch die Leugner.
Denn die Leugnung der Realität wird sie trotzdem nicht vor den
Auswirkungen des Lebens auf einem Planeten bewahren, der immer
lebensfeindlicher wird, wenn wir keine Wege finden, die Emissionen zu
senken und dem Temperaturanstieg entgegenzuwirken.

In Eurem Schreiben habt Ihr den Politikern die Rolle zugewiesen, die
Bürger zu ermutigen, ein größeres Bewusstsein für diese Themen zu
schaffen, "unterstützt von denen, die zukünftige Generationen
ausbilden und kollektives Denken formen, also Lehrer und Journalisten,
und die eine besondere Pflicht haben, das Bewusstsein für
Klimamissbrauch und mögliche Lösungen für diese Krise zu schärfen".
Wir stimmen zu, dass Eure Rolle bei der Bewusstmachung und
Sensibilisierung von zentraler Bedeutung ist. Viele von uns glauben
mehr an Euch Wissenschaftler als an die Politiker, die unser Vertrauen
durch konkretes und vorausschauendes Handeln gewinnen müssen, und
nicht durch bloße Aussagen.

Gerade wegen des Vertrauens, das wir der Wissenschaft entgegenbringen,
nutzen wir diese Gelegenheit, um bekannt zu geben, dass wir in wenigen
Wochen unsere erste Nationalversammlung in Mailand abhalten werden,
die am Freitagabend, dem 12. April, mit einer für die Öffentlichkeit
zugänglichen wissenschaftlichen Konferenz eröffnet wird, während der
Samstag, 13. April, der Versammlung selbst gewidmet sein wird. Bei
dieser Gelegenheit wird auch ein Manifest erstellt werden, das nicht
nur dazu dient, zu bekräftigen, wer #FridaysForFuture ist und was
diese Bewegung beabsichtigt, sondern das auch die wissenschaftlichen
Voraussetzungen deutlich macht, auf die man aufbauen muss.

Kurz gesagt, wir danken Euch für die Impulse, die Ihr gesetzt habt.
Wir freuen uns über diese öffentliche Unterstützungserklärung. Wir
sind bereit und laden alle zur Nationalversammlung am Freitag, den 12.
und Samstag, den 13. April ein.

Unterzeichnet von:

Fridays For Future - Alessandria

Fridays For Future - Altovicentino

Fridays For Future - Ancona

Fridays For Future - Bergamo

Fridays For Future - Bari

Fridays For Future - Biella

Fridays For Future - Brescia

Fridays For Future - Brindisi

Fridays For Future - Cagliari

Fridays For Future - Catania

Fridays For Future - Cervia

Fridays For Future - Como

Fridays For Future - Corigliano Rossano

Fridays For Future - Cosenza

Fridays For Future - Fano

Fridays For Future - Faenza

Fridays For Future - Firenze

Fridays For Future - Forlì

Fridays For Future - Genova

Fridays For Future - La Spezia

Fridays For Future - Lecce

Fridays For Future - Lecco

Fridays For Future - Livorno

Fridays For Future - Lucca

Fridays For Future - Milano

Fridays For Future - Monterotondo

Fridays For Future - Monza Brianza

Fridays For Future - Napoli

Fridays For Future - Padova

Fridays For Future - Pesaro

Fridays For Future - Pisa

Fridays For Future - Pistoia

Fridays For Future - Pordenone

Fridays For Future - Ravenna

Fridays For Future - Rimini

Fridays For Future - Roma

Fridays For Future - Salerno

Fridays For Future - San Donà

Fridays For Future - Sassari

Fridays For Future - Savona

Fridays For Future - Siracusa

Fridays For Future - Tempio

Fridays For Future - Torino

Fridays For Future - Trento

Fridays For Future - Treviso

Fridays For Future - Udine

Fridays For Future - Venezia

Fridays For Future - Verona

Fridays For Future - Vicenza

Fridays For Future - Vittorio Veneto


Übersetzung aus dem Italienischen von Pressenza München


Anmerkung:

[1] https://www.lastampa.it/2019/03/27/scienza/lettera-aperta-degli-scienziati-del-clima-agli-studenti-che-scioperano-per-il-clima-JZeGco6oubXqcUsIhT1mcP/pagina.html


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0
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MASSNAHMEN/173: Bei der Frühmahd Rehkitze und Niederwild schützen (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Bei der Frühmahd Rehkitze und Niederwild schützen

Gemeinsame Pressemeldung Bundesverband Lohnunternehmen (BLU),
Bundesverband der Maschinenringe (BMR), Deutscher Bauernverband (DBV),
Deutscher Jagdverband (DJV)



Die Mahd von Grünland oder Energiepflanzen wie Grünroggen steht an.
Der Termin fällt zusammen mit der Brut- und Setzzeit vieler Wildtiere,
die in Wiesen und Grünroggen ihren Nachwuchs sicher wähnen. Doch
"Ducken und Tarnen" schützt zwar vor dem Fuchs, nicht aber vor dem
Kreiselmäher oder dem Mähbalken.

Darauf machen Bundesverband Lohnunternehmen (BLU), Bundesverband der
Maschinenringe (BMR), Deutscher Bauernverband (DBV) und Deutscher
Jagdverband (DJV) aufmerksam. Die Verbände empfehlen den Landwirten,
den Mähtermin mindestens 24 Stunden vorher mit dem Jagdpächter
abzusprechen oder selbst erforderliche Maßnahmen für den Schutz von
Wildtieren durchzuführen.

Effektiver Wildtierschutz beginnt bereits vor der Mahd, so die
Verbände. Entscheidend ist dabei, die anstehenden Grünschnitt-Termine -
 für Silage oder Biomasseproduktion - rechtzeitig mit dem Jagdpächter
abzustimmen und die Mähweise dem Tierverhalten anzupassen. Die
Verbände empfehlen, das Grünland grundsätzlich von innen nach außen zu
mähen. Das ermöglicht Rehen, Feldhasen oder Fasanen während der Mahd
die Möglichkeit zur Flucht. Bei der Ernte der Ganzpflanzensilage
verspricht die Begrenzung der Schnitthöhe auf etwa 15 bis 20
Zentimeter in der kritischen Aufzuchtzeit zusätzlichen Erfolg - gerade
bei Rehkitzen, die sich instinktiv ducken, oder auch bei Bodenbrütern.

Vor dem eigentlichen Mähtermin haben sich verschiedene Maßnahmen
bewährt, um Tierleben zu schützen, etwa das Absuchen der Wiesen mit
Jagdhunden. Knistertüten, Flatterbänder oder Kofferradios, die bereits
am Vorabend aufgestellt werden, sind ebenfalls effektiv und
kostengünstig: Rehe zum Beispiel sind beunruhigt und bringen ihren
Nachwuchs in Sicherheit. Elektronische Wildscheuchen, die
unterschiedliche Töne wie Menschenstimmen, klassische Musik oder
Motorengeräusche aussenden, haben sich im Praxiseinsatz bewährt.
Bereits eine Maßnahme pro Hektar zur Vertreibung wirkt, haben Experten
herausgefunden. Abhängig von der Witterung können vor allem Drohnen,
die nach Ergebnissen des Konjunkturbarometer Agrar in fast jedem 10.
landwirtschaftlichen Betrieb im Einsatz sind, in Kombination mit
Infrarot-Technik helfen, Jungtiere auf großen Flächen zu lokalisieren.
Derartige Maßnahmen sind wichtig, um tierschutzrechtlichen
Verpflichtungen nachzukommen.

Die Verbände fordern die Politik auf, der Forschungs- und
Innovationsförderung zum Schutz von Wildtieren eine hohe Priorität
einzuräumen. Besonders digitale Techniken und verbesserte
Infrarottechnik haben das Potential, Rehkitze und Niederwild
nachhaltig schützen zu können.

 * 
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VERBAND/374: Naturschutz als konkurrenzfähiges Produkt entwickeln (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 2. April 2019

Naturschutz als konkurrenzfähiges Produkt entwickeln

DBV-Forum zieht Zwischenbilanz im Verbundprojekt "Lebendige
Agrarlandschaften"



"Naturschutz in Agrarlandschaften muss zukünftig auch als Produkt
wirtschaftlich erfolgreich und konkurrenzfähig sein. Die zentrale
Herausforderung, die Artenvielfalt in der Agrarlandschaft zu erhalten
und zu fördern, kann nur durch gemeinsames Engagement von
Landwirtschaft, Naturschutz sowie Staat und Gesellschaft erfolgreich
bewältigt werden", betonte Eberhard Hartelt, Präsident des Bauern- und
Winzerverbandes Rheinland-Pfalz Süd und Umweltbeauftragter des
Deutschen Bauernverbandes (DBV) beim Forum "Vom Pilotprojekt in die
landwirtschaftliche Regelförderung". Für ein "Produkt Naturschutz" ist
sowohl eine gesellschaftliche Wertschätzung als auch finanzielle
Honorierung der Landwirtinnen und Landwirte von entscheidender
Bedeutung. Darüber herrschte breiter Konsens bei den Teilnehmerinnen
und Teilnehmern der Veranstaltung im Haus der Land- und
Ernährungswirtschaft in Berlin, bei der kürzlich eine Zwischenbilanz
zu den Ergebnissen des Verbundprojekts "Lebendige Agrarlandschaften -
Landwirte gestalten Vielfalt!" gezogen wurde.

In den drei Modellregionen im Rheinland, im Münsterland und an der
Mosel wurden bereits mehrere Maßnahmen identifiziert, die sich positiv
auf die Artenvielfalt von Tier- und Pflanzenarten in der
Agrarlandschaft auswirken. Dabei spielt die Maßnahmengestaltung
hinsichtlich der Lage und Dauer eine wesentliche Rolle. Wie es
gelingen kann, Programme, Projekte und Initiativen zu Naturschutz in
der Landwirtschaft zu bündeln und innerhalb des landwirtschaftlichen
Berufsstandes weiter zu verbreiten, wurde anhand der vom
Verbundprojekt initiierten regionalen Vernetzungsplattform deutlich.
So wird zunächst in Rheinland-Pfalz eine Plattform eingerichtet, die
der Vernetzung und Bündelung von Aktivitäten im Naturschutz dient.
Landwirtinnen und Landwirte mit Erfahrungen im Naturschutz werden als
Botschafter für ihre Berufskolleginnen und Berufskollegen zur
Überwindung von Hemmschwellen gegenüber dem Naturschutz eingebunden.

Mit Vertretern aus dem Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und
nukleare Sicherheit, dem Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft und dem Bayerischen Staatsministerium für Ernährung,
Landwirtschaft und Forsten diskutierte das Plenum Möglichkeiten zur
Integration erfolgreich erprobter Maßnahmen in Agrarumweltprogramme
und den Abbau von Hemmnissen durch mehr Toleranz und Flexibilität.
Neben der zielgerichteten ökologischen Ausrichtung von Maßnahmen auf
wertvolle Tier- und Pflanzenarten, die in den Agrarlandschaften
wichtige Ökosystemleistungen erbringen, müssen für eine breite
Etablierung auch die Praktikabilität und die wirtschaftliche
Tragfähigkeit für die landwirtschaftlichen Betriebe berücksichtigt
werden. Eine Verbesserung der Flexibilität und Vernetzung sowie des
finanziellen Spielraums bei den EU-weiten Regelungen könnte zum
Beispiel durch die Adaption der niederländischen Kooperativen erreicht
werden.

Das Verbundprojekt wird im Rahmen des Bundesprogramms Biologische
Vielfalt durchgeführt. Es wird durch das Bundesamt für Naturschutz mit
Mitteln des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und nukleare
Sicherheit sowie mit Mitteln der Landwirtschaftlichen Rentenbank
gefördert.

Weitere Informationen finden Sie unter

www.lebendige-agrarlandschaften.de.

 * 
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STANDPUNKT/1082: EU-Agrarpolitik muss zuerst die unterstützen, die etwas für Umwelt und Gesellschaft leisten (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) - 2. April 2019

BÖLW zur GAP im Agrarausschuss des EU-Parlaments

"EU-Agrarpolitik muss zuerst die unterstützen, die etwas für Umwelt
und Gesellschaft leisten"



Berlin, 02.04.2019. Der Landwirtschaftsausschuss des EU-Parlamentes
stimmte heute über die Reform der Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP)
ab. Der Vorstand für Landwirtschaft des Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW), Dr. Alexander Gerber, kommentiert:

"Der EU-Landwirtschaftsausschuss will an der Agrarpolitik von gestern
festhalten. Geld soll weiter pauschal Landbesitz belohnen, fast egal,
wie darauf gewirtschaftet wird. Damit stellt sich eine Mehrheit der
Abgeordneten gegen die Bauern, die mehr für Bienen, Klima und Wasser
tun wollen.

Besonders Bio-Bauern zeigen: Klima- und umweltfreundliche
Landwirtschaft funktioniert, ist aber nicht umsonst zu haben. Die GAP
muss dringend umsteuern und mit den Milliarden Steuergeldern die
Bauern honorieren, die unsere Ressourcen aktiv schützen. Wer etwas
leistet für Umwelt und Gesellschaft, muss stärker unterstützt werden.

Umso wichtiger ist es, dass Bundesministerin Klöckner im Ministerrat
nun Flagge zeigt für eine ambitionierte GAP-Reform, die nach dem
einzig zukunftsfähigen Grundsatz gestrickt sein muss: öffentliches
Geld für öffentliche Leistungen. Julia Klöckner muss sich dafür
einsetzen, dass mindestens 70% der EU-Agrargelder freiwillige
Umweltleistungen der Landwirte honorieren."

Hintergrund

Mit jährlich 60 Mrd. Euro bestimmt die EU-Agrarpolitik (GAP), welche
Landwirtschaft sich in Europa lohnt. Alle sieben Jahre wird die GAP
reformiert, derzeit verhandeln Mitgliedsstaaten und EU-Parlament über
die Agrarförderung nach 2023.

Nach wie vor ist die Position der Bundesregierung zur Reform der
EU-Agrarpolitik nicht wirklich klar. Auch die Antworten der
Bundesregierung auf diverse Anfragen von Bundestagsfraktionen (s.
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/078/1907867.pdf und
http://dipbt.bundestag.de/dip21/btd/19/078/1907882.pdf) lichteten den
agrarpolitischen Nebel nicht wirklich. Einige Punkte, die sich jedoch
aus den Antworten herauslesen lassen, sind: Angestrebt wird, dass die
GAP einen höheren Beitrag zum Umweltschutz leisten soll - erreicht
werden soll das über eine geeignete "grüne Architektur". Die
Kalkulation der Prämien solle zudem durch eine Anreiz-Komponente
ergänzt, der Umbau der Tierhaltung aus der zweiten Säule finanziert
werden. Wie das angesichts der angelegten überproportionalen Kürzung
der zweiten Säule finanziert werden soll, bleibt unklar. Kappung und
Degression der Agrarzahlungen lehnt die Bundesregierung ab. Beim
Ratstreffen im März betonte Bundesministerin Klöckner, die ersten
Hektare besser fördern zu wollen - zur Stärkung kleiner und mittlerer
Betriebe. Insgesamt gibt die Bundesregierung an, ein höheres
Umweltambitionsniveau anzustreben. Wie das jedoch genau aussehen soll,
ist bisher nicht klar - obwohl EU-Agrarkommissar Hogan bereits vor
knapp einem Jahr den Reform-Vorschlag vorstellte.

Konkrete Vorschläge des Umweltausschusses

Auf konkrete Vorschläge legte sich der Umweltausschuss des
EU-Parlaments Mitte Februar fest: In der ersten Säule sollen
mindestens 30% des Budgets in 'Ecoschemes' investiert werden, in der
zweiten Säule sollen 40% zweckgebunden in Umweltleistungen fließen -
die Kommission hatte lediglich 30% für die zweite Säule vorgeschlagen.
Der Umweltausschuss spricht sich auch dafür aus, die Anforderungen an
die Konditionalität zu verschärfen. Eine Verabschiedung der GAP Reform
vor der EU-Parlamentswahl ist vom Tisch.

Ratspräsident Rumänien mit Papier

Von Seiten der Mitgliedsstaaten legte Rumänien, das noch bis Ende Juni
Ratspräsident ist, ein Papier mit konkreten Änderungsvorschlägen zum
Kommissionsvorschlag vor. Er beinhaltet, nicht nur die Konditionalität
durch Ausnahmen teilweise auszuhöhlen. Auch einen Mindestbetrag,
welcher in der ersten Säule in 'Ecoschemes' investiert werden muss,
sucht man vergeblich.

Die neue grüne GAP-Architektur soll beim Treffen des Rates im April
auf der Agenda stehen. Laut Zeitplan eilt eine Positionierung
Deutschlands zunehmend, da die EU-Staaten sich bereits im Sommer
teilweise zur GAP-Reform einigen wollen. Um bei Bio weiterzukommen,
wie im Koalitionsvertrag mit dem 20% Öko-Ziel festgelegt ist, ist es
für Julia Klöckner entscheidend, sich bei der GAP für die richtigen
Weichenstellungen einzusetzen.

Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik (GAP) muss darauf ausgerichtet
werden, dass diejenigen Bauern honoriert werden, die Umwelt, Klima und
Tiere schützen. Für die aktuelle GAP muss die Bundesregierung dafür
sorgen, dass 70% der Steuergelder für die Förderung von Umwelt-, Klima-
 und Tierschutz reserviert werden.



Die in der Meldung gewählte männliche Form schließt immer
gleichermaßen alle Geschlechter ein.

Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die
Interessen der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in
Deutschland. Mit Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von
über 40.000 Bio-Betrieben 10.91 Mrd. Euro umgesetzt. Die
BÖLW-Mitglieder sind: Arbeitsgemeinschaft der Ökologisch engagierten
Lebensmittelhändler und Drogisten, Assoziation ökologischer
Lebensmittelhersteller, Bioland, Biokreis, Biopark, Bundesverband
Naturkost Naturwaren, Demeter, Ecoland, ECOVIN, GÄA,
Interessensgemeinschaft der Biomärkte, Naturland, Reformhaus®eG
und Verbund Ökohöfe.

 * 
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STANDPUNKT/1081: Dreifache Rolle rückwärts in der Agrarpolitik? (NABU NI)


NABU Landesverband Niedersachsen - 2. April 2019

NABU: CDU mit dreifacher Rolle rückwärts in der Agrarpolitik?

Niedersächsische CDU-Fraktionsmitglieder möchten Agrarindustrie
stärken



Hannover - Niedersachsens Landwirtschaftsministerin Barbara
Otte-Kinast diskutiert am 2. April 2019 in Hannover zusammen mit
Bundeslandwirtschaftsministerin Julia Klöckner und EU-Agrarkommissar
Phil Hogan über die zukünftige europäische Agrarpolitik. Einige
Fraktionsmitglieder der CDU in
Niedersachsen möchten gemäß Rundblick #060 vom 29. März 2019 die
Agrarindustrie im Zuge der EU-Agrarpolitik
stärker schützen - Insektenschwund, Vogelsterben, Nitratüberfrachtung
im Grundwasser durch deutliche Nährstoffüberfrachtung, Vermaisung,
Co2-Ausstoß durch intensive Nutzung kohlenstoffreicher Böden etc.
spielen für diese Fraktionsmitglieder offensichtlich keine Rolle. Der
NABU Niedersachsen fordert dringend notwendige Veränderungen im
Bereich der Agrar- und Landwirtschaftspolitik: "Mit der
rückwärtsgewandten Haltung zeigen diese Fraktionsmitglieder, dass sie
in der heutigen Zeit nicht angekommen sind. Die aktuellen Debatten
rund um die Themen Artenschwund, Gewässerbelastungen und Klimawandel
scheinen sie nicht verstanden zu haben. In einer Zeit, in der eine
eklatante Artenerosion festzustellen und unser Grundwasser mit
Nährstoffüberschüssen belastet ist, kann es kein 'weiter so' geben",
sagt Dr. Holger Buschmann, Landesvorsitzender des NABU Niedersachsen,
"erst im November des vergangen Jahres hatte der Europäische
Rechnungshof die EU-Agrarpolitik massiv kritisiert, da die
milliardenschweren Direktzahlungen nachweislich Natur und Umwelt
schaden." Der NABU Niedersachsen fordert die CDU-Fraktion in
Niedersachsen auf, diesen Kurs einiger Fraktionsmitglieder nicht
mitzugehen, sondern sich für eine naturverträglichere Agrarpolitik
stark zu machen.

"Mit ihrer Zustimmung zur aktuellen europäischen Agrarpolitik tragen
einige CDU-Fraktionsmitglieder in Niedersachsen dazu bei, unsere Natur
und Lebensgrundlagen zu zerstören. Es kann nicht funktionieren, 80
Prozent der Gelder umweltschädlich oder ineffektiv zu verteilen und
dann zu erwarten, dass wir die massiven Schäden mit sechs Prozent der
Gelder reparieren", kritisiert Dr. Holger Buschmann. Derzeit belohnt
die EU-Agrarpolitik primär den Flächenbesitz. Wer mehr Hektar hat,
verdient mehr. Die Natur gerät dabei zusehends unter die Räder: Hecken
verschwinden, ebenso Brachen, Blühstreifen und Insekten. Zudem fehlen
echte Anreize, die es für Landwirte attraktiv machen, Platz für die
Natur zu erhalten.

Eine vom NABU beauftragte forsa-Umfrage aus dem Jahr 2017 belegt, dass
sich eine große Mehrheit der Deutschen eine neue Förderpolitik in der
Landwirtschaft mit den Schwerpunkten auf umweltfreundlicher Produktion
und tierfreundlicher Viehhaltung wünscht. Das Ergebnis der
NABU-Umfrage ist ein klarer Appell an Julia Klöckner, Barbara
Otte-Kinast und die CDU-Fraktion: Die Bundesbürger wollen eine
radikale Reform, hin zu mehr Verantwortung, aber auch gezielter
Unterstützung für die Landwirtschaft im Bereich Natur und Umwelt.

Nährstoffüberschüsse in Gewässern

Nach wie vor sind nur zwei Prozent aller Fließgewässer in
Niedersachsen in einem guten Zustand. 98 Prozent erfüllen diesen
europäischen Qualitätsstandard nicht. Die Landwirtschaft ist für die
Nährstoffüberschüsse der Hauptverursacher. Die Nährstoffbelastung
landet zum Teil in der Nordsee und schädigt die Küstengewässer und die
empfindlichen Ökosysteme des Wattenmeeres. Zugleich ist auf 60 Prozent
der Landesflächen das Grundwasser mit Nitrat oberhalb der gesetzlichen
Grenzwerten von 50 mg/l belastet und gefährdet die
Trinkwasserversorgung. Zudem werden in Niedersachsen jährlich 160.000
Tonnen umwelt- und gesundheitsschädlicher Ammoniak-Stickstoff aus der
Tierhaltung in die Luft ausgestoßen.

Dramatischer Rückgang der Insekten

Nach Untersuchungen in mehreren Bundesländern ist die Biomasse der
Fluginsekten seit 1989 um bis zu 80 Prozent zurückgegangen. Nicht nur
die Zahl der Arten, sondern auch die der Individuen befindet sich in
einem dramatischen Sinkflug. Zu den möglichen Ursachen gehören die
Fragmentierung und Zerstörung von Lebensräumen, die Aufgabe der
Beweidung, aber auch der Einsatz von immer wirksameren Insektiziden.
"Aus Sicht des NABU muss der Einsatz von Pestiziden daher dringend
reduziert und muss eine extensive Beweidung deutlich gefördert
werden", fordert Dr. Holger Buschmann, "schließlich beeinflusst der
Rückgang blütenbestäubender Insekten, wie Wildbienen, Fliegen und
Schmetterlingen, die Vielfalt von Wild- und Nutzpflanzen sowie die
Nahrungsmittelproduktion."

Öffentliche Gelder für öffentliche Leistungen

Wir müssen weg vom Gießkannenprinzip und Natur- und Klimaschutz mit
einer Reform der milliardenschweren Subventionen endlich verbindlich
in der europäischen Agrarpolitik verankern. Der NABU fordert, sowohl
die Flächenprämie in der "Ersten Säule" als auch die unterfinanzierten
und oft wenig zielgerichteten Maßnahmen in der "Zweiten Säule" durch
ein neues System zu ersetzen, das Naturschutz stärker belohnt. Es muss
ein Wandel zu einer Landwirtschaft mit hohen Umweltstandards, fairen
Preisen und zusätzlichen Einkommen für Naturschutzleistungen erfolgen.

58 Milliarden Euro zahlen wir jährlich für Agrarsubventionen. Das sind
114 Euro pro EU-Bürger. Doch nur ein Bruchteil davon fließt an
Landwirte für Maßnahmen, die Vögel und auch Insekten retten.
Stattdessen fließen milliardenschwere Subventionen überwiegend in die
intensive Landwirtschaft. Die Folge: hohe Pestizidbelastungen und
überdüngte, ausgeräumte Flächen ohne Hecken und Ackerrandstreifen. Die
intensive Landwirtschaft trägt damit eine Mitschuld am europaweiten
Vogel- und Insektenschwund. Die Erhaltung naturbelassener Räume und
der Schutz der Tierwelt ist aber eine notwendige und mittlerweile
breit akzeptierte Leistung, die durch die bisherige Förderung der
intensiven Landwirtschaft nicht erfüllt werden kann.



Link zur forsa-Umfrage: 

https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/landwirtschaft/170120-nabu-forsa-umfrage-landwirtschaft.pdf

NABU-Forderungen an die Gemeinsame Agrarpolitik der EU (GAP) [PDF]:


https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/landwirtschaft/agrarreform/181126-nabu-forderungen-gap-reform.pdf



Weitere Informationen zur naturverträglichen Agrarpolitik: 

https://www.nabu.de/natur-und-landschaft/landnutzung/landwirtschaft/agrarpolitik/index.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 46, 02.04.2019

Naturschutz aktuell - NABU Pressedienst

Herausgeber:

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Niedersachsen e.V.

Alleestr. 36, 30167 Hannover

Tel.: 0511/911 05-27, Fax: 0511/911 05-40

E-Mail: Info@NABU-Niedersachsen.de

Internet: www.NABU-Niedersachsen.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 4. April 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / MEINUNGEN





STANDPUNKT/1080: Klimaschutz durch Atomkraft? (BUND RVSO)


BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

An die Medien - 28. März 2019

Klimaschutz durch Atomkraft? Riskant und sehr teuer (*)



Der zeitliche Abstand zu den Atomunfällen in Tschernobyl und Fukushima
ist so groß, dass die Atomlobby wieder in die Offensive geht. Mit
gezielt vorgeschobenen Klimaschutzargumenten versuchen die
Atomkonzerne und ihre Tarnorganisationen der Nuclear Pride Coalition
[1] Werbung für Atomkraft zu machen und ihre Profite zu sichern. Doch
Atomkraft ist hochriskant, teuer und der Atommüll muss eine Million
Jahre sicher gelagert werden. Bei der Nutzung der Atomenergie (vom
Uranabbau bis zum Abriss) wird mehr Kohlendioxid freigesetzt als beim
Betrieb eines Windrades sagt eine Studie des Deutschen Bundestages.
Atomstrom aus neuen AKW ist sehr teuer. Das neue englische AKW Hinkley
Point wird 23,2 Milliarden Euro kosten und extrem teuer Strom
produzieren. Ab 2025 wird der Atomstrom für rund 12 Eurocent pro
Kilowattstunde (kWh) ins Stromnetz verkauft. Hinzu kommt ein
jährlicher Aufschlag für die Inflation. Solar- und Windstrom sind im
Vergleich deutlich günstiger. Laut einer Studie des Fraunhofer
Instituts für Solare Energiesysteme (ISE) kostet heute in Deutschland
Strom aus neuen Windanlagen etwa 6 Eurocent pro kWh und aus neuen
großen Solarkraftwerken im Durchschnitt ca. 5 Eurocent. In
sonnenreichen Ländern sind die Kosten für Solarstrom noch günstiger
und liegen unter vier Eurocent. Der Kostenvergleich mit fossiler und
nuklearer Stromerzeugung wird dadurch erschwert, dass externe Kosten
 durch Umwelt-, Klima- und Gesundheitsschäden außen vor bleiben.
Mit einem Bruchteil des Geldes für neue AKW lässt sich
umweltfreundlich Strom aus Wind und Sonne erzeugen und das Klima
schützen. Aus diesem Grund werden die zukunftsfähigen Energien von der
Atom- und Kohlelobby und ihren Tarnorganisationen [2] auch massiv
behindert.

Warum sollen wir auf eine gefährliche, teure Hochrisikotechnologie wie
den Thorium Reaktor [3] setzen, wenn wir kostengünstige,
umweltfreundliche Alternativen haben?

Um tatsächlich in großem Umfang teuren Atomstrom zu erzeugen, müssten
weltweit sehr viele AKW in immer mehr Ländern gebaut werden. Doch
jeder neue Staat, der mit Hilfe der Atomkraft in den Besitz von
Atomwaffen kommt, erhöht die Gefahr zukünftiger Atomkriege und ist
eine Katastrophe für die Menschheit und alles Leben auf diesem
Planeten.

Der menschengemachte Klimawandel muss umweltfreundlich und nachhaltig
angegangen werden. Lösungsansätze sind regenerativen Energien,
Energiesparen und eine Änderung unseres nicht nachhaltigen
Lebensstils. "Gut leben statt viel haben" ist die Zukunftsdevise. Es
gilt, eine tatsächlich nachhaltige Entwicklung einzuleiten und Wege
für ein gutes Leben aufzuzeigen. Die größten Einschränkungen auf
diesem Weg sind die ökonomisch-politischen Widerstände alter Eliten
und die Tatsache, dass dieser Weg Vernunft und ein massives Umdenken
voraussetzt. Der Versuch, die Probleme des Klimawandels mit Atomkraft
zu lösen, ist ein gefährlicher, rückwärtsgewandter Irrweg.

Axel Mayer, BUND-Geschäftsführer, Vizepräsident Trinationaler
Atomschutzverband TRAS



(*) http://www.mitwelt.org/klimawandel-atomkraft-akw.html

[1] http://www.mitwelt.org/nuclear-pride-michael-shellenberger-greenwash.html

[2] http://www.bund-rvso.de/tricks-der-konzerne.html

[3] http://www.bund-rvso.de/thorium-reaktor-fluessigsalz-klein.html

Mehr Infos: 

http://www.mitwelt.org/klima-klimawandel-klimaschutz-akw.html

http://www.bund-rvso.de/klimaschutz-kernenenergie-kernkraftwerke.html

*

Quelle:

Mitteilung an die Medien vom 28.03.2019

Herausgeber:

Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V.

BUND Regionalverband Südlicher Oberrhein

Wilhelmstr. 24a, 79098 Freiburg

E-Mail: bund.freiburg@bund.net

Internet: www.bund-freiburg.de, www.bund-rvso.de
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KLIMA/698: Freitagsdemo - es grünt so grün, wenn die Gesetze blühn ... (SB)




Ohne eine breite, beharrliche und weder vor staatlichen Repressionen
noch diversen Spaltungsversuchen einknickende Massenbewegung
wäre die Bundesrepublik Deutschland nicht aus der Atomenergie
ausgestiegen. Über Jahrzehnte hinweg begleiteten dabei Aktionen
zivilen Ungehorsams die Proteste.

Freilich hat die Akw-nein-Danke-Bewegung auch dem einen oder anderen
grünen Gewächs als Sprungbrett für die persönliche Politikkarriere
gedient. Ob Winfried Kretschmann, derzeit für Bündnis 90/Die Grünen
Ministerpräsident in Baden-Württemberg, sich von den Wurzeln seiner
Partei abgeschnitten hat und nunmehr sein Dasein als Schnittblume in
den Vorzimmern der Konzernzentrale von Mercedes Benz bevorzugt oder
ob er ideologisch nicht schon zu einer Zeit im Establishment
verwurzelt war, als seine Partei noch auf die Straße ging und ein Ende
der Atomenergie forderte, ist gar nicht so sehr die Frage.
Entscheidend ist das, was er heute sagt und tut, und das hat
zumindest mit den Träumen von einst, so man sie ernst nimmt, nichts
zu tun.

Nun hat Landesvater Kretschmann gegen "Fridays for Future", die
Schulstreikbewegung für Klimaschutz, ausgekeilt, weil sie nicht
aufhören will zu streiken. Wie das Magazin "Focus" am Dienstag
berichtete, hält er die Klimaschutzproteste zwar für moralisch
gerechtfertigt und - das hat er trefflich erkannt - es gehe ja
wirklich um die Zukunft der Schüler. ABER: Einmal die Schule zu
schwänzen, falle erst mal unter zivilen Ungehorsam. Das sei jedoch
ein symbolischer Akt und könne keine Dauerveranstaltung sein. Die
Proteste könnten nicht ewig so weitergehen. Wer die Regeln verletze,
müsse mit Sanktionen rechnen. Dann dürfe man nicht jammern. [1]

Ziviler Ungehorsam, aber bitte ziviler lautet Kretschmanns Antwort
auf die Verweigerung, für ein Leben zu lernen, dessen Zukunft in
Frage gestellt ist. Er ist nicht der erste Politiker, der sich
negativ über die Schulstreikbewegung äußert. Schon der liberale
Christian Lindner hatte ein veritables Eigentor geschossen, als er
sinngemäß zwitscherte, daß Klimaschutz was für Profis sei. Die
Antwort kam postwendend bzw. wurde zurückgezwitschert. Von Profis.
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler haben sich zu Tausenden mit
der freitäglichen Schulstreikbewegung solidarisiert und nennen sich
"Scientists for Future".

Bereits in der bevorzugten Wortwahl, daß die Kinder und Jugendlichen
die Schule "schwänzen", zeigt sich die Arroganz gegenüber dem
Anliegen derjenigen, die gute Gründe dafür haben, sich ernsthafte
Sorgen um ihre Zukunft zu machen. Wenn die Klimawandelfolgen nicht
mehr "nur" in den Ländern des Globalen Südens hohe Opferzahlen
fordern, wie beispielsweise aktuell der Wirbelsturm Idai in Mosambik,
wird sich die Generation Kretschmanns längst aus dem Staub gemacht
haben, bzw. zu selbigem zerfallen sein. Für die jungen Menschen von
heute gilt das nicht.

Kretschmann läuft Gefahr, mit solchen paternalistischen Äußerungen
dem Aufschwung, den die Grünen in den Umfragewerten derzeit erfahren,
einen Dämpfer zu verpassen. Längst hat die Schulstreikbewegung dazu
aufgerufen, bei den bevorstehenden Wahlen zum Europaparlament nur
jenen Parteien eine Stimme zu geben, die sich für den notwendigen
Klimaschutz aussprechen. Bei "Parents for Future", den Eltern der
Kinder, die selber noch nicht wählen dürfen, wurde bereits eine
Initiative losgetreten, die Kinder entscheiden zu lassen, wen die
Erwachsenen wählen sollen.

Die kommende Generation wird erleben, wie sich die Gesellschaft
noch weiter spaltet als bisher und sich die Privilegierten in die
klimatisch vorteilhaften Regionen zurückziehen, während die große
Mehrheit der Bevölkerung um sichere Plätze ringen muß, mit
Klimazonen, die teils absolut unwirtlich für den Menschen und seine
Mitwelt werden. Millionenstädte werden wegen des steigenden
Meeresspiegels in Bedrängnis geraten; der landwirtschaftlichen
Produktion werden gravierende Ertragseinbußen prognostiziert.

In Anbetracht der, gemessen an den erforderlichen
Klimaschutzmaßnahmen, Tatenlosigkeit des politischen Establishments
in bezug auf die globale Erwärmung stellt der Schulstreik noch eine
harmlose, brave Form des Protestes dar. Aber er trifft offenbar den
Nerv. Sobald Kinder und Jugendliche der Erwachsenenwelt ihre
Bigotterie vor Augen führen, wird es für selbige ungemütlich, und all
die Kretschmanns und Lindners kehren den Spießer raus - vom rechten
Teil der Gesellschaft, der sich gegenwärtig an der
Schulstreikbewegung abarbeitet, ganz zu schweigen.

Als ökolibertärer Ministerpräsident von Baden-Württemberg steht
Kretschmann offenbar der profitorientierten Industrie und somit dem
klimawandelforcierenden Konsumismus näher als dem Klimaschutz und
damit der Zukunft der Heranwachsenden. Für diese macht Schule keinen
Sinn angesichts der absehbaren Entwicklungen. Und so wie sich vor über
40 Jahren das "No future!" der Punkband Sex Pistols gegen das
Establishment richtete und eine nicht zu stoppende Jugendbewegung
rund um den Globus in Gang setzte, ist auch das Motto "Fridays for
Future" eine unmißverständliche Absage an die Zukunft der
Erwachsenenwelt, die eine Nicht-Zukunft sein wird.




[image: Wahlkampffahrzeug mit Abziehbild von Winfried Kretschmann - Foto: Bündnis 90/Die Grünen Baden-Württemberg, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]]

Die Krawatte ist grün oder: Zwischen Winfried Kretschmann und dem
Mercedes Benz paßt kein Blatt Papier.

Foto: Bündnis 90/Die Grünen Baden-Württemberg, CC BY-SA 2.0 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.0/]




Fußnote:


[1] https://www.focus.de/politik/deutschland/kann-nicht-ewig-so-weitergehen-gruener-ministerpraesident-kretschmann-knoepft-sich-klima-demos-vor_id_10538870.html
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AKTIONSTAGE/990: Neuer Lebensraum für Schmetterlinge im Stadtpark Winterhude, 13.4. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 28. März 2019

Neuer Lebensraum für Schmetterlinge im Stadtpark

Am 13. April ab 10 Uhr veranstaltet der NABU Hamburg einen
StadtNatur-Aktionstag im Stadtpark in Winterhude im Bezirk
Hamburg-Nord. Freiwillige Helfer/innen sind herzlich willkommen



Am Samstag, 13. April 2019 wird im Stadtpark erneut mit Spaten und
Schaufel für vielfältigere Grünflächen gearbeitet: Der NABU Hamburg
veranstaltet in Kooperation mit dem Bezirksamt Hamburg-Nord ab 10 Uhr
einen Aktionstag im Rahmen seiner Kampagne "Aktiv für Hamburgs
StadtNatur". Um weiter wertvolle Lebensräume für Falter, Wildbienen
und andere Insekten zu gewinnen, soll in diesem Jahr wieder eine
intensiv gepflegte Kurzrasenfläche in einen extensiv gepflegten
Schmetterlingssaum umgewandelt werden. Interessierte Bürger/innen sind
herzlich eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzuhelfen.

Mit dieser Aktion möchte der NABU Hamburg an den Aktionstag vom
letzten Jahr anknüpfen, der eine rege Beteiligung fand. "Wir freuen
uns an die erfolgreichen Aktionen der letzten Jahre anzuknüpfen und
ein weiteres Stück Stadtpark vielfältiger gestalten zu können", sagt
Andreas Lampe vom NABU Hamburg, "Dafür wollen wir einen weiteren
Wiesensaum anlegen und freuen uns über viele helfende Hände."
Das Anlegen von mageren, extensiv gepflegten Säumen ist eine sinnvolle
Maßnahme. In einer strukturarmen Umgebung bieten sie Rückzugsräume für
Insekten, Amphibien und Vögel und sind zugleich Überwinterungsorte und
Nahrungsquellen für viele speziell angepasste Insektenarten. Säume
bilden den Übergang zwischen Kraut- und Strauchschicht und sind
besonderes Artenreich.

Der Einsatz findet am 13. April von 10 bis etwa 15 Uhr statt.
Material, Werkzeug sowie einen kleinen Imbiss stellt der NABU Hamburg
für alle Helfer/innen bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters,
gerne auch Familien mit Kindern oder Jugendliche, sind herzlich
eingeladen, bei diesem Vorhaben mitzumachen. Auch wer nur eine Stunde
Zeit hat, ist herzlich willkommen. Vorkenntnisse sind nicht notwendig.
Lediglich feste Kleidung und Regenschutz sind mitzubringen. Wer
mitmachen möchte, kann sich gerne anmelden. Dabei wird der genaue
Treffpunkt bekannt gegeben. Kontakt: Fritz Rudolph, NABU Hamburg,
Tel.: 040/697089-37, E-Mail: Rudolph@NABU-Hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.



+++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR +++ AKTIV FÜR HAMBURGS STADTNATUR
+++

Der Schutz von Pflanzen und Tieren darf nicht an den Grenzen von
Schutzgebieten enden. Unter dem Motto "Aktiv für Hamburgs StadtNatur"
macht sich der NABU Hamburg stark für die vielfältigen Lebensräume der
Stadt. 

Der Eisvogel jagt an renaturierten Bächen, Fledermäuse bewohnen alte
Bunker, Spechte finden Nahrung in abgestorbenen Bäumen, Spatzen und
Mauersegler bauen Nester an Wohn- und Industriegebäude. Verkehrsinseln
werden zu Schmetterlingswiesen, Gartenteiche zu Amphibienbiotopen. Ein
grünes Netz entsteht.

Werden Sie aktiv für Hamburgs StadtNatur. Gartenbesitzer,
Kleingärtner, Hausbesitzer, Unternehmen und Bezirke - alle können
mitmachen.

Weitere Infos finden Sie unter

www.NABU-Hamburg.de/stadtnatur und

www.facebook.com/nabu.hamburg

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 35/19, 29.03.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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